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Was sind Commons und was haben sie mit Armutsbekämpfung zu tun?
Aufbauend auf den Arbeiten der Wirtschaftsnobelpreisträgerin Elinor Ostrom 
untersuchen die Autor_innen die Bedeutung der gemeinschaftlichen  
Organisation von Gemein- und Allmendegütern für gerechtere Gesellschaften, 
bessere Verteilung und mehr Teilhabe. 

Armutsbekämpfung durch Aneignung: „Claim the market! Claim the state!“
Staat wie Markt sollen rückerobert werden. Die Beteiligten organisieren 
Ressourcen so, dass Ausschlussmechanismen vermieden und die Regeln für 
die Benutzung miteinander ausverhandelt werden. Die einen  engagieren sich, 
eine neue demokratische Bank zu gründen, die sich an den alten Genossen-
schaftsbanken orientiert. Andere organisieren sich in Versammlungen,  
um an der Budgeterstellung in der Gemeinde mitzuwirken. Wieder andere 
gründen Selbstorganisationen, um ihre Anliegen direkt zu vertreten,  
erobern öffentlichen Raum zurück und besetzen oder bauen Häuser zur 
Schaffung alternativen Wohnraums. Im Mittelpunkt steht hierbei,  
gemeinsam Ressourcen zu nutzen und zu pflegen, Regeln auszuhandeln,  
sich die Welt anzueignen, ohne sie in Besitz zu nehmen. 

Armutsbekämpfung durch Zusammenarbeit und Kooperation
Gebrauchen, Zusammenarbeiten, Teilen und Beitragen sind vier zentrale 
Prinzipien von Commons. Diese Prinzipien eröffnen auch in der Armuts-
bekämpfung neue Perspektiven. In diesem Buch werden sowohl die  
umkämpften Ressourcen und Güter – öffentlicher Raum, Finanzsektor,  
soziale Dienste, Ernährung – als auch Möglichkeiten und Grenzen der  
partizipativen Organisation bzw. demokratischer Aushandlungsprozesse 
beleuchtet. Was braucht es, damit Commons Armut und Ungleichheit  
wirksam verringern und sozialer Ausgrenzung entgegenwirken? Wie  
können Finanzdienstleistungen neu organisiert werden? Wem gehören  
soziale Organisationen? Wie funktionieren Medien auf Commons-Basis?  
Wie können demokratische Prozesse verbessert werden?





Impressum

Herausgeberin: Die Armutskonferenz 
Redaktion: Eugen Bierling-Wagner, Verena Fabris, Maria Kemmetmüller, Josef Mauerlechner,  
Michaela Moser, Judith Pühringer, Robert Rybaczek-Schwarz, Martin Schenk, Hansjörg Schlechter  
Cover: Matthias Fürpass – www.hiasl.at 
Layout/Satz: Walter Schauer 
Lektorat: Marga Achberger 
Produktionsleitung: Melissa Huber 
Medieninhaber und Hersteller: Verlag des Österreichischen Gewerkschaftsbundes GesmbH,  
1020 Wien, Johann-Böhm-Platz 1 
www.oegbverlag.at, office@oegbverlag.at 
© 2013 by Verlag des Österreichischen Gewerkschaftsbundes GesmbH, Wien 
Verlags- und Herstellungsort: Wien 
Printed in Austria 
ISBN 978-3-7035-1609-2 

www.wasallengehoert.at

Die Inhalte in diesem Buch sind von den Herausgebern und vom Verlag sorgfältig erwogen und geprüft, 
dennoch kann keine Garantie übernommen werden. Eine Haftung der Herausgeber bzw. des Verlages und 
seiner Beauftragten für Personen-, Sach- und Vermögensschäden ist ausgeschlossen.
 
Der Inhalt dieses Werkes steht unter einer Creative-Commons-Lizenz zu folgenden Bedingungen: 
CC BY-NC-SA 3.0 AT

 
Namensnennung
 
Nicht-kommerziell
 
Weitergabe unter gleichen Bedingungen
 

http://creativecommons.org/licenses/by-nc-sa/3.0/at/
Für darüber hinausgehende Nutzungen ist eine ausdrückliche Zustimmung des Herausgebers erforderlich.



WAS ALLEN GEHÖRT
Commons – Neue Perspektiven 

in der Armutsbekämpfung





5

Inhalt

Editorial    7

Kapitel I – Was allen gehört

Brigitte Kratzwald: Zukunftsfähiges Wirtschaften jenseits von Markt und Staat 15

Silke Helfrich: Commoning als Strategie der Armutsvermeidung 27

Verena Fabris: Let’s make a Commons World.  
Abschlussdiskussion der 9. Armutskonferenz 61

Alban Knecht: Daseinsvorsorge als gemeinschaftliche Aufgabe

Alice B. M. Vadrot, Ronald J. Pohoryles: Ein Blick hinter die Green Economy.  
Commons und Nachhaltigkeit 73

Kapitel II – Geld

Karin Küblböck: Das Finanzsystem als öffentliches Gut 93

Martin Schürz: Marginalien zu guten Vermögenden und bösen Reichen 103

 Projekte (Peter A. Krobath): Das Ein-Topf-Prinzip 116
  Rasenmähen vs. Haareschneiden 118

Kapitel III – Öffentlicher Raum

Alexander Hamedinger: Das Recht auf die Stadt.  
Öffentliche Räume und Mitbestimmung  123

Ferdinand Koller: Unerwünscht. Bettelnde Menschen im öffentlichen Raum 135

 Projekte (Peter A. Krobath): Zirkulierende Bücher 146
  Häuser und Boden „freikaufen“ 148

Kapitel IV – Demokratie

Verena Fabris, Martin Schenk: Du bist nicht allein. Commons aus der Sicht  
von Menschen mit Armutserfahrungen 153

Michael Wrentschur, Michaela Moser: „Beheben wir den Fehler im System!“  
Partizipative Theaterarbeit und mehr 165

Gerd Valchars: Gemeingut Demokratie? 183



6

Markus Spitzer, Michaela Moser: Soziokratie. Ein Organisationsmodell für Commoners 195

Philipp Sonderegger: Fünf Kniffe für Schwarm-Campaigner_innen 207

 Projekte (Peter A. Krobath): Mehr als ein Unterschlupf 218
  Keimzellen der Basisdemokratie 220
  Sichtbar Werden! 222
  Netzwerk-Allmenden 224
  Es gibt viele Alternativen! 226

Kapitel V – Sozialwirtschaft

Judith Pühringer, Philipp Hammer: Sozialwirtschaft als Alternativwirtschaft?  
Soziale Unternehmen, Commons und Solidarische Ökonomie 231

Nikolaus Dimmel, Katharina Meichenitsch: Social Entrepreneurs.  
Profit in der Sozialwirtschaft 239

 Projekte (Peter A. Krobath): Kost nix! Gratis! Geschenkt! 256
  Die Zweirad-Bewegung 258
  Offene Werkstätten, auch am Land 260

Kapitel VI – Gesundheit und Ernährung

Ulrike Papouschek: Gesundheit als öffentliches Gut 265

Irmi Salzer: Gutes Essen für alle! Keine Ernährungssouveränität ohne Commons 279

 Projekte (Peter A. Krobath): Die Arche fährt nicht allein 288
  Neue Schatzkarten 290
  Wir geben euch Geld, damit ihr gut produzieren könnt 292

Autor_innen-Verzeichnis 295



7

Editorial

Immer mehr wird, was nur einigen wenigen gehört. Soziale und ökonomische 
Ungleichheit wachsen, und auch die damit zusammenhängenden Probleme: 
Statusdruck, psychische Belastungen, Krankheiten, geringe soziale Mobilität, 
Misstrauen, Kriminalität. Die Umsetzung nachhaltiger politischer Maßnahmen 
zur Bekämpfung von Armut, sozialer Ausgrenzung und Ungleichheit lässt auf 
sich warten, von den politisch Verantwortlichen werden Sparprogramme umge-
setzt, die die Kluft noch vertiefen. Neue Strategien und alternative Lösungsan-
sätze sind gefragt. Ein nicht notwendig neuer, aber in den letzten Jahren auf 
vielerlei Weise neu gedachter und in praktischen Experimentierfeldern erprobter 
Ansatz sind die sogenannten Commons. Diese standen im Mittelpunkt der  
9. Österreichischen Armutskonferenz, die vom 22. bis 24. Oktober 2012 in 
Salzburg stattfand. Das vorliegende Buch greift dort aufgeworfene Fragen und 
Diskussionen auf und führt diese weiter. 
„Gut für alle!“, „Was mehr wird, wenn wir es teilen“, „Stärkung der Allmende“ 
sind Leitmotive der Commons-Bewegung, die an die Forschungen der Wirt-
schaftsnobelpreisträgerin Elinor Ostrom anknüpfen. In ihren Arbeiten hat 
Ostrom u. a. die Bedeutung von Gemeingütern für eine faire und gerechte Ge-
sellschaft herausgearbeitet. Gemeingüter sind Grundbestandteil und Vorausset-
zung gesellschaftlichen Wohlstands, gerade in krisenbestimmten Zeiten – von 
der Umwelt über die Energie bis zur Staatsschuldenkrise zeigt sich die Bedeu-
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tung von Commons.  Natürliche, soziale und kulturelle Gemeingüter sind we-
sentliche Bestandteile von Umwelt und Gesellschaft: Sie sichern unser Überle-
ben, sorgen für gesellschaftlichen Zusammenhalt und ermöglichen individuelle 
Entfaltung.
Doch Commons sind nicht mit öffentlichen Gütern gleichzusetzen. Denn es 
geht auch immer darum, wie diese organisiert werden, welche Möglichkeiten 
und Wege eröffnet werden, dass Einzelne und Gemeinschaften sich diese Güter 
aneignen und gestalten können. There are no commons without commoning. 
Ausdruck findet dies in vielfältigen Projekten, die sich einerseits „jenseits von 
Markt und Staat“ positionieren, andererseits aber auch antreten, sowohl Markt 
als auch Staat und deren vielfältige Sphären rückzuerobern und neu zu definie-
ren. Die einen engagieren sich für die Gründung einer demokratischen Bank, 
die sich an den alten Genossenschaftsbanken orientiert; andere organisieren sich 
in Versammlungen, um an der Budgeterstellung in der Gemeinde mitzuwirken 
oder die Erhaltung der Vielfalt von Saatgut und neue Kooperationen zwischen 
Verbraucher_innen und Produzent_innen landwirtschaftlicher Produkte sicher-
zustellen. Menschen mit Behinderungen bilden Assistenzgemeinschaften, um 
den Alltag mit Begleitung gut zu bewältigen. Wiederum andere teilen und nut-
zen Wissen gemeinsam für individuelle Forschungsvorhaben, gründen selbstver-
waltete Kindergärten und Schulen oder engagieren sich für neue Wohnformen. 
Auch viele Straßenzeitungen sind als Commons-Projekte entstanden. Eine in 
diesem Band von Peter A. Krobath dargestellte Auswahl an Commons-Projek-
ten belegt, wie viel sich schon tut. 
Im Zentrum dieses Buches steht die Frage, ob Commons ein Mittel sind, um 
Armut und soziale Ausgrenzung zu bekämpfen, oder „nur“ ein Spielfeld der gut 
gebildeten Mittelschicht. Inwieweit und in welcher Weise ergänzen oder vertie-
fen sie bewährte Strategien der Armutsbekämpfung: Sichern sie ein adäquates 
Mindesteinkommen? Ermöglichen sie den Zugang zu qualitätsvollen soziale 
Diensten, Infrastruktur und einem inklusiven Arbeitsmarkt? Fördern sie die Mit-
bestimmung und Selbstorganisation von Menschen mit Armutserfahrungen? 
Commons, das machen die Beiträge in diesem Band deutlich, verbinden Anlie-
gen und Prinzipien der Selbstorganisation mit Ressourcenfragen. Sie zeigen auf, 
wie „Bürger_innen von ‚Kund_innen‘ oder ‚Klient_innen‘ zu gleichberechtigten 
Akteur_innen [werden], die ihre Lebenswelt selbst gestalten; und zwar ausge-
hend von folgenden Fragen: Was brauchen wir? Welche Ressourcen stehen uns 
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zur Verfügung – natürliche Ressourcen, produzierte Güter, menschliche Fähig-
keiten, Zeit usw. – und wie können wir mit diesen so umgehen, dass wir unsere 
Bedürfnisse optimal erfüllen können?“ (Kratzwald: 21). Sie regen an, darüber 
nachzudenken, wie „Nutzungsrechte an kollektiven Ressourcen so gestaltet sein 
(können), dass sich niemand über den Tisch gezogen fühlt, dass niemand in 
Abhängigkeit gerät und dass Sozialbeziehungen gedeihen“ (Helfrich: 32).
Das erinnert an den für die Armutsbekämpfung wichtigen Fähigkeitenansatz 
von Amartya Sen und Martha Nussbaum und seine zentrale Frage, wie es um die 
Verwirklichungschancen der Menschen steht, in welchem Möglichkeitsraum 
sich Menschen befinden, um ihre Fähigkeiten entfalten zu können. Auch Res-
sourcentheorien (Knecht) sind hier gut anschlussfähig.
In diesem Buch wird das diskutiert, was allen gehört. Das Eingangskapitel setzt 
sich grundlegend mit der „Commons World“ auseinander, fragt nach dem Ver-
hältnis zu Markt und Staat (Kratzwald), zu Armut (Helfrich), Nachhaltigkeit 
(Vadrot/Pohoryles) und der Daseinsvorsorge (Knecht). Ulrich Brand warnt im 
Rahmen der Diskussion „Let’s make a Commons World“ (Fabris) vor einer Fal-
le: Wer öffentliche Aufgaben und Commons gegeneinander ausspielt, läuft Ge-
fahr, einen „Neoliberalismus von unten“ zu betreiben.
Geld. Commons stellen nicht nur die Frage nach dem Zugang zu Ressourcen, 
sondern auch nach den Regeln, nach denen sie verteilt werden. Je ungleicher 
sie verteilt sind, desto höher wird der Aufwand, dies zu rechtfertigen (Schürz). 
Zu rechtfertigen gilt es auch die Entwicklungen im Finanzsystem, das sich 
nicht als öffentliches Gut, sondern als Spielwiese schmaler Eliten organisiert 
hat (Kübl böck). 
Öffentlicher Raum. Commons schaffen Brücken zur Gemeinwesenarbeit und 
zum Community Organizing. Das bedeutet, sich für eine gemeinsame Sache zu-
sammenzuschließen und in Zusammenkünften Aktivitäten zu planen. Hier wer-
den Räume für alle genützt und nutzbar gemacht. Der öffentliche Raum ist 
massiv umkämpft, es geht um das „Recht auf die Stadt“ (Hamedinger) und um 
„Raum für Unerwünschte“ (Koller).
Demokratie. Was allen gehört, gehört auch allen zum Mitbestimmen. Männer 
und Frauen mit Armutserfahrungen beschreiben ihre Erwartungen und Wün-
sche an demokratische Einrichtungen. Ein legislatives Theaterprojekt zeigt, wie 
gesellschaftspolitische Interventionen von armuts- und ausgrenzungsbetroffe-
nen jungen Erwachsenen möglich werden (Wrentschur/Moser), auch wenn zen-
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trale Formen politischer Teilhabe nach wie vor an eine bestimmte Staatsbürger-
schaft gebunden sind (Valchars). Entscheidungsfindungsmöglichkeiten und ein 
Organisationsmodell, das für Commoners hilfreich sein könnte, bietet die So-
ziokratie (Spitzer/Moser), neue Möglichkeiten des Gebrauchens, Beitragens und 
Teilens eröffnen die neuen Medien und Schwarm-Kampagnen (Sonderegger).
Sozialwirtschaft. Commons verorten sich als neue soziale Alternative zu rein 
marktförmigen bzw. rein staatlich organisierten sozialen Dienstleistungen. Ganz 
und gar nicht in diese Richtung gehen die Konzepte, die unter dem Schlagwort 
„Social Entrepreneurship“ derzeit die politische Bühne erobern, auch wenn sie 
die Begriffe „neu“ und „Innovation“ im Marketingauftritt führen (Dimmel/
Meichenitsch). Fraglich ist auch, wieweit beim Social Business und in der Sozi-
alwirtschaft von einer solidarischen Ökonomie gesprochen werden kann 
(Pühringer/Hammer).
Gesundheit und Ernährung. Aus Commons-Perspektive geht es in Sachen Er-
nährung nicht nur um Sicherheit, sondern vielmehr um Souveränität (Salzer). 
Auch im Hinblick auf Gesundheit als öffentliches Gut stellen sich Fragen nach 
Zugang und Mitbestimmung aller (Papouschek).
Using, Cooperating, Sharing, Contributing – Gebrauchen, Zusammenarbeiten, 
Teilen und Beitragen – das sind die zentralen Commons-Prinzipien. Ressourcen 
werden von einem definierten Nutzer_innenkreis nach gemeinsam ausgehandel-
ten Regeln selbst verwaltet, genutzt und gestaltet. Commons beruhen nicht auf 
der Idee der Knappheit, sondern schöpfen aus der Fülle. Sie sind produktiv, 
ohne in erster Linie für den Markt zu produzieren. Sie existieren für und durch 
die Menschen und lösen konkrete Probleme. Es geht darum, gemeinsam Res-
sourcen zu nutzen und zu pflegen, Regeln auszuhandeln, sich die Welt anzueig-
nen, ohne sie in Besitz zu nehmen. Nicht nur, aber auch in Hinblick auf die 
Bekämpfung von Armut, sozialer Ausgrenzung und Ungleichheit gilt: Com-
mons sind weder Allheilmittel, noch garantieren sie Instant-Lösungen. Sie sind 
der Perspektivenwechsel, der neue Lösungen möglich macht.

Das Redaktionsteam: Eugen Bierling-Wagner, Verena Fabris, Maria Kemmetmüller, 
Josef Mauerlechner, Michaela Moser, Judith Pühringer, Robert Rybaczek-Schwarz, 
Martin Schenk, Hansjörg Schlechter
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Brigitte Kratzwald

Zukunftsfähiges Wirtschaften jenseits von Markt und Staat

Steht bei den Diskussionen um Armut und Armutsbekämpfung meist 
die Umverteilung des materiellen Reichtums oder die Schaffung von Ar-
beitsplätzen im Mittelpunkt, so stellt sich Armut aus der Perspektive der 
Commons viel eher als Armut an Beteiligungschancen, Zugangsrechten 
und Entfaltungsmöglichkeiten dar. Es geht darum, Menschen die Mög-
lichkeit zu geben, ihr Leben gemeinsam mit anderen selbst in die Hand 
zu nehmen.

Was haben denn Commons nun mit Armutsbekämpfung zu tun? Diese Frage 
war auch am letzten Tag der Armutskonferenz 2012 für viele nicht ausreichend 
beantwortet. Die Verwirrung ist durchaus verständlich, liegen doch die Com-
mons quer zu allen anderen Diskussionen um soziale Ungleichheit, Armuts-
vermeidung und -bekämpfung in der EU (das trifft nicht im gleichen Ausmaß 
für die sogenannten Entwicklungsländer zu). Auch wenn Armut inzwischen 
nicht mehr ausschließlich finanziell definiert wird, so geht es im Grunde doch 
immer um Umverteilung des in Form von Geld vorhandenen gesellschaftli-
chen Reichtums. Die Vorschläge reichen von Jobbeschaffungsmaßnahmen 
und Mindestlöhnen über Vermögenssteuern bis zum bedingungslosen Grund-
einkommen. Die Forderungen wenden sich folglich an den Staat, an die Un-
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ternehmen oder an „die Reichen“ allgemein. Es ist grundsätzlich nichts falsch 
an der Forderung nach Verteilungsgerechtigkeit, sie ist aber nicht emanzipato-
risch, solange sie unser Wohlergehen von Handlungen anderer abhängig 
macht. Als Ergänzung dazu ist es also sinnvoll, zu überlegen, wie diese Abhän-
gigkeit reduziert werden kann. 
Dafür reicht es nicht, erst in den Verteilungsprozess einzugreifen, sondern es 
muss auch die Frage gestellt werden, wie, was und von wem produziert wird. So 
werden zwei wichtige Aspekte sichtbar, die durch den Fokus auf Umverteilung 
verstellt werden: der Reichtum jenseits der Kaufkraft, die Fülle an Fähigkeiten 
und Ressourcen, die – gerade in unseren reichen Gesellschaften – im Überfluss 
vorhanden sind und nur sichtbar und zugänglich gemacht werden müssen, so-
wie das Vertrauen in die Fähigkeit der Menschen, ihr Leben selbst in die Hand 
zu nehmen und nicht auf die Erfüllung politischer Forderungen zu warten. 
Dann gilt es, ihnen die Mittel dazu zugänglich zu machen und die Bedingun-
gen dafür zu schaffen. Aus der Commons-Perspektive ist Armut eher eine Ar-
mut an Beteiligungschancen, Zugangsrechten und Entfaltungsmöglichkeiten 
als Armut an finanziellen Ressourcen. 
Ja, sollen wir denn die Politik aus der Verantwortung entlassen? So lautet die 
Standardfrage, spricht man davon, das „Leben selbst in die Hand zu nehmen“. 
Ich würde es umgekehrt sagen: Einerseits hat sich die Politik längst selbst aus 
der Verantwortung gestohlen, indem sie sich bereitwillig der Logik der Finanz-
märkte untergeordnet hat, andererseits gelangen wir auf eine ganz andere Ebene 
des Umgangs mit Politik und Verwaltung, wenn wir unser Leben selbstbe-
stimmt gestalten.

Commons sind keine Dinge!
Vor der weiteren Erkundung dieser Thematik ist aber eine kurze Begriffsbestim-
mung angebracht. Commons, so viel muss klar sein, sind keine Dinge. Sie sind 
nur vorhanden, wenn es Menschen gibt, die sie herstellen, pflegen und gemein-
sam nutzen. Solche Menschen werden auch Commoners genannt. Commons 
sind Vereinbarungen darüber, wie Menschen mit Ressourcen – materiellen oder 
immateriellen – umgehen. Nicht an der Ressource entscheidet sich, ob etwas 
ein Commons ist, sondern daran, wie damit umgegangen wird: Ob Menschen 
sich abstimmen, Regeln für die Nutzung entwickeln, dafür Sorge tragen, dass 
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die Ressource nicht übernutzt wird, was etwa bei Wald, Wasser oder Fischbe-
ständen passieren kann, aber auch nicht durch Nichtnutzung verschwindet, 
was bei Musik ebenso der Fall sein kann wie bei der gemeinsam genutzten 
Waschmaschine im Siedlungshaus, sobald alle ihre eigene im Badezimmer ste-
hen haben. Es handelt sich also um soziale Beziehungen zwischen Menschen in 
Bezug auf Dinge (vgl. Helfrich 2012). 

Das Recht auf Nutzung der Commons –  
Existenzsicherung und Menschenwürde
In der Magna Charta wurde 1215 das erste Mal das Recht auf Nutzung der 
Commons niedergeschrieben. Sie beendete eine Reihe von sozialen Unruhen 
und Kämpfen infolge der Eroberung Englands durch die Normannenkönige 
und regelte das Verhältnis der verschiedenen Stände untereinander. Darin 
wurden auch erstmals die prinzipielle Gleichheit aller Menschen und ihr 
Recht auf Unversehrtheit anerkannt. Damit diejenigen, die kein eigenes 
Land besaßen – in einer feudalen Gesellschaft der Großteil der Bevölkerung 
– ebenfalls in diese politischen Freiheitsrechte einbezogen werden konnten, 
wurde ihre Existenz durch das Recht auf Nutzung des Landes von Adel und 
König für die Befriedigung ihrer Grundbedürfnisse abgesichert: Sie durften 
ihr Vieh auf die Weide führen, Lebensmittel anbauen, Holz zum Bauen und 
Heizen sowie Kräuter aus dem Wald holen. Wer wann was nutzen durfte war 
in einem weiteren Gesetzesakt, der Charter of the Forests, bis ins Detail fest-
gelegt. Diese garantierte auch, dass Wald und Weide nicht übernutzt wurden. 
Das Recht auf Commons setzte der formal absoluten Macht des Königs über 
seine Untertanen de facto Grenzen – wer in der Lage ist, sich selbst zu versor-
gen, kann sich willkürlicher Herrschaft leichter entziehen oder widersetzen. 
Es schränkte aber auch die Verfügungsmacht der Grundeigentümer ein, weil 
sie die Nutzungsrechte anderer respektieren mussten (vgl. Linebaugh 2008). 
Auf das heutige Politikverständnis umgelegt, verband das Recht auf Nutzung 
der Commons soziale, ökonomische, ökologische und menschenrechtliche 
Aspekte. In Reaktion auf die Einschränkung der Macht und der Nutzungs-
möglichkeiten brachen die Grundbesitzer jedoch häufig das Gesetz, indem 
sie ihr Land einzäunten, um es zum Jagen zu nutzen. Von daher stammt der 
Begriff der „Einhegung“ der Commons, der heute auch im übertragenen 
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Sinn für eine Einschränkung von Nutzungsrechten und die Umwandlung 
von Commons in Waren verwendet wird. Es gab immer wieder Auseinander-
setzungen um die Rechte der Commoners, bis schließlich im Zuge der 
Durchsetzung des Kapitalismus ein Großteil der ursprünglichen Commons 
eingehegt wurde, wenn auch nicht ohne die aus der Geschichte bekannten 
Widerstände. 
Die Arbeiter_innenbewegung entwickelte jedoch immer wieder neue Com-
mons, etwa die ersten Formen selbstorganisierter Krankenversicherung, Ein-
kaufs- und Produktionsgenossenschaften. Formen des Commoning finden 
sich zudem in den Räterepubliken zu Ende des Ersten Weltkriegs und in der 
Wiener Siedlerbewegung. Hier nahmen die Menschen aus einer konkreten 
Notlage heraus brach liegendes Land in Besitz, nutzten es zum Anbau von 
Lebensmitteln und zum Bau von Wohnungen, gründeten Genossenschaften 
und waren sehr erfolgreich in der selbstorganisierten Absicherung ihrer Exis-
tenz, bis die soziale Wohnbaupolitik des Roten Wien dieser Selbstorganisati-
onspraxis ein Ende setzte (vgl. Exner/Kratzwald 2012, S. 54 ff.).
Erst durch die fordistische Industrialisierung und die Umsetzung sozialstaat-
licher Reformen nach dem Zweiten Weltkrieg mit ihrer enormen Wohlstands-
steigerung auch für die Arbeiterklasse setzte sich dieses Modell, Lohnarbeit 
plus staatliche Umverteilung, als gesellschaftliche Norm durch. Als beste 
 Garantie für Existenzsicherung und Grundrechte galt nunmehr das Privat-
eigentum, dessen Erwerb durch den steigenden Wohlstand für alle möglich 
werden sollte. Die vom Staat organisierte soziale Absicherung in Verbindung 
mit sozialen Dienstleistungen wurde als Fortschritt gegenüber der Selbst-
organisation angesehen. 
Im Grunde handelte es sich dabei um eine „Verstaatlichung“ der Commons, 
die gut funktionierte, solange die Wirtschaft florierte. Soziale Rechte ergänzten 
die politischen und bürgerlichen Rechte, damit auch Menschen mit wenig 
Einkommen und ohne Vermögen diese in Anspruch nehmen und so ein gewis-
ses Maß an Unabhängigkeit bewahren konnten. Die Idee sozialer Rechte als 
Ergänzung zu den Grundrechten folgte eigentlich der gleichen Absicht wie das 
Recht auf Commons in der Magna Charta. Allerdings wurde die Kontrolle 
über die Existenzsicherung an den Staat übertragen, er garantiert die sozialen 
Rechte, anders als in der Magna Charta, wo auch der König unter dem Recht 
stand. Zudem wurde die Existenzsicherung an Lohnarbeit und Steuergelder 
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und damit an Wirtschaftswachstum gekoppelt – mit dem Effekt, dass sie ge-
nau dann nicht verfügbar ist, wenn sie am meisten gebraucht wird. Es entwi-
ckelte sich jenes Modell des paternalistischen Sozialstaates, der soziale Absiche-
rung an angepasstes Verhalten bindet und Menschen zu passiven Wohlfahrts-
empfänger_innen macht. Häufig ist es so, dass mit der Inanspruchnahme sozi-
aler Rechte (Arbeitslosengeld, Sozialhilfe) politische Grundrechte verweigert 
werden, wie die freie Wahl des Berufs oder Wohnortes. 
Erst Jahrzehnte später wurden die negativen Auswirkungen dieses Wirtschafts-
modells spürbar und die Tatsache, dass der Wohlstand weniger nur aufgrund 
massiver Ausbeutung anderer Länder und natürlicher Ressourcen möglich war, 
konnte nicht mehr verleugnet werden. Lange gab man sich der Illusion hin, es 
handle sich dabei um ein Problem schlechter Umsetzung und ungenügender 
Durchsetzung der Idee des westlichen Wirtschaftsmodells, bevor durch die viel-
fältigen Krisen der letzten Jahrzehnte klar wurde, dass diese Probleme system-
immanent sind. Seither wird wieder über andere Formen der Organisation von 
Gesellschaft nachgedacht und dabei rücken die Commons ins Blickfeld. Natür-
lich kann es nun nicht darum gehen, alles Bestehende abzuschaffen und eine 
Praxis aus früheren Zeiten modellartig zu kopieren. Vielmehr gilt es, herauszu-
finden, welche Anregungen wir von der Idee der Commons für den Umbau 
unserer Gesellschaft bekommen können und was wir heute als Commons be-
handeln wollen. Dafür ist es notwendig, sich genauer anzusehen, wie und nach 
welcher Logik Commons funktionieren und welche Organisationsformen da-
für benötigt werden. 

Institutionen für die Nutzung von Commons –  
Demokratie und Teilhabe
Die meisten Erkenntnisse über das Wie der Organisation von Commons ver-
danken wir der Commons-Forscherin Elinor Ostrom und ihren Kolleg_innen 
vom Vincent und Elinor Ostrom Workshop in Political Theory and Policy Ana-
lysis an der Indiana-Universität in Bloomington. Dort wurden Hunderte von 
Commons untersucht, sehr alte und erst in den letzten Jahrzehnten entstande-
ne, erfolgreiche und gescheiterte. Die dabei gewonnenen Erkenntnisse hielt 
selbst das Nobelpreiskomitee für wichtig genug, um Ostrom 2009 als erster 
Frau den Wirtschaftsnobelpreis zuzusprechen (vgl. Ostrom 1999).
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Ostrom wollte mit ihrer Forschung vor allem dem Menschenbild vom „egoisti-
schen Nutzenmaximierer“ und den daraus folgenden vereinfachenden Verhaltens-
modellen der Wirtschaftswissenschaft etwas entgegensetzen. Ihre Befunde waren 
eindeutig: Menschen handeln nicht immer egoistisch. Sie reden miteinander, sie 
stimmen sich ab, sie kooperieren und machen dabei die Erfahrung, dass es allen 
besser geht, wenn sie Ressourcen gemeinsam nutzen, wenn sie das, was sie brau-
chen, gemeinsam herstellen und nicht miteinander um das beste Stück vom Ku-
chen konkurrieren. Menschen müssen also ihre eigenen Bedürfnisse nicht zurück-
schrauben, sie müssen nicht auf etwas verzichten, damit andere mehr haben. Viel-
mehr es ist möglich, Regeln zu finden, die Vorteile für alle bringen. 
Denn die zweite wichtige Erkenntnis war, dass Commons kein ungeregelter 
Raum sind, wo jede_r machen kann was sie_er will. Commons haben Regeln, 
oft sogar sehr komplexe. Das Besondere daran ist jedoch, dass diese Regeln 
nicht von einer Regierung verordnet sind, sondern von den betroffenen Men-
schen selbst gemacht. Auch die Überwachung ihrer Einhaltung erfolgt durch 
die Commoners selbst. Für den Fall von Konflikten, die natürlich auch in 
Commons auftreten, gibt es eigene, für alle leicht zugängliche Konfliktlösungs-
mechanismen. So können Menschen Vertrauen zueinander entwickeln, was 
eine wichtige Voraussetzung für das Funktionieren von Commons darstellt.
In Commons geht es nicht um Profit oder eine Steigerung des Wirtschafts-
wachstums und neue Jobs. Hier wird entsprechend den Bedürfnissen der Men-
schen produziert und nur für die Befriedigung dieser Bedürfnisse. Die Bega-
bungen und Fähigkeiten aller Menschen sind dafür notwendig und erwünscht, 
nicht wie heute, wo viele Menschen oft daran gehindert werden, ihre Fähigkei-
ten einzubringen – entweder weil sie nicht konkurrenzfähig sind oder einfach, 
weil es kein Geld gibt, um diese Tätigkeiten zu bezahlen, und unbezahlte Tätig-
keiten nicht für die Existenzsicherung taugen. Da Ressourcen gemeinsam pro-
duziert und genutzt werden, stehen die Menschen in den Commons auch nicht 
ständig in Konkurrenz zueinander, sondern sie kooperieren, sie stimmen sich 
ab und es entstehen unterstützende Beziehungen, in denen der Vorteil des ei-
nen auch der Vorteil der anderen ist. Und schließlich ist auf diese Weise eine 
nachhaltige Nutzung von Ressourcen möglich, denn die Regeln müssen an die 
Eigenschaften der Ressource und die konkrete Situation angepasst sein. Com-
mons, so sagte Ostrom, funktionieren überall. Aber sie funktionieren überall 
anders und sie brauchen commonsfreundliche Bedingungen.
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Solche Bedingungen können weder durch den Markt noch durch den Staat al-
lein hergestellt werden. Erfolgreiche Commons-Regelungen sind durch eine 
große Institutionenvielfalt gekennzeichnet, die den Dualismus von Markt und 
Staat aufbricht, was jedoch nicht bedeutet, dass der Staat keinerlei Funktionen 
mehr hat. Damit Commons gedeihen können, ist zumindest ein Minimum an 
Anerkennung durch den Gesetzgeber erforderlich, es braucht die Freiräume, in 
denen Menschen sich selbst organisieren können. Staatliche und kommunale 
Institutionen können jedoch in vielfältiger Weise unterstützend in Commons 
wirken. Sie können Infrastruktur zur Verfügung stellen, Mediation oder Bil-
dungsangebote bereitstellen, einen finanziellen Beitrag leisten oder sogar die 
treuhändische Verwaltung von Infrastruktur oder Dienstleistungen überneh-
men – all das aber nur im Auftrag und unter der Kontrolle der Bürger_innen 
und auf Augenhöhe mit ihnen (vgl. Kratzwald 2012: 82 f.). Bürger_innen wer-
den dann von „Kund_innen“ oder „Klient_innen“ zu gleichberechtigten Ak-
teur_innen, die ihre Lebenswelt selbst gestalten, und zwar ausgehend von fol-
genden Fragen: Was brauchen wir? Welche Ressourcen stehen uns zur Verfü-
gung – natürliche Ressourcen, produzierte Güter, menschliche Fähigkeiten, 
Zeit usw. – und wie können wir mit diesen so umgehen, dass wir unsere Be-
dürfnisse optimal erfüllen können? Aus der jeweiligen Ausgangssituation gilt es, 
die Kombinationen von Selbstorganisation, öffentlichen Einrichtungen und 
lokalen Märkten zu finden, die für den konkreten Fall am besten geeignet ist. 
Für den ländlichen Raum kann etwa eine Energiegenossenschaft, die Energie 
mit regional verfügbaren Ressourcen produziert und die allen Nutzer_innen die 
Möglichkeit zur Beteiligung bietet, eine gute Lösung sein. Für große Städte 
könnte es besser sein, wenn weiterhin die Stadtregierung die Infrastruktur ver-
waltet, allerdings nicht nach Belieben darüber verfügen kann. So fordert etwa 
der Berliner Energietisch(vgl. Berliner Energietisch o. J.), ein Zusammenschluss 
mehrerer zivilgesellschaftlicher Organisationen, dass die Stadt Berlin die Ener-
gieversorgung wieder selbst übernehmen soll, allerdings unter wesentlich mehr 
Mitsprache der Bürger_innen, was z. B. den Umstieg auf erneuerbare Energie 
oder die Preisgestaltung betrifft, sodass nicht der Profit, sondern ökologische 
und soziale Aspekte bei der Energieproduktion im Zentrum stehen. Nachdem 
der Senat den Gesetzesvorschlag des Energietisches abgelehnt hat, wurde mit 
einem erfolgreichen Volksbegehren im Mai/Juni 2013 ein Volksentscheid er-
zwungen, der im November 2013 durchgeführt wird und dessen Ergebnis für 
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die Stadtregierung bindend ist. Ähnliche Initiativen gibt es auch in anderen 
Städten, etwa für die Wasserversorgung (vgl. Berliner Wassertisch o. J.).
Ein Problem taucht immer wieder auf, wenn wir heute versuchen, uns auf das 
Konzept der Commons zu beziehen: Eine geeignete Rechtsform fehlt; wir müs-
sen jedes Mal neu überlegen, welche der bestehenden Rechtsformen am besten 
geeignet ist, die gewünschten Ziele zu erreichen. Der Vizebürgermeister von 
Neapel Alberto Lucarelli meint, es bräuchte eine Rechtsform für öffentliche 
Güter1, die besonders auf deren Unveräußerbarkeit abzielt, und eine Finanzie-
rungsform, die sie unabhängig vom Wirtschaftswachstum macht (vgl. Lucarelli 
2012). Heute hat sich eine Form des ausschließenden Privateigentums etab-
liert, die dem_der Eigentümer_in die volle Verfügungsgewalt über sein_ihr 
Eigen tum zugesteht, er_sie kann es horten, zerstören, verkaufen, auch wenn 
andere es brauchen würden. Notwendig wäre eine Unterscheidung zwischen 
Eigentum und Besitz. Letzterer gesteht einem Menschen das Recht zu, etwas  
zu nutzen, solange er es braucht. Benötigt er es nicht mehr, kann es jemand 
anderer nutzen. Besitzrechte kombiniert mit unterschiedlichen Nutzungsrech-
ten sind für die Organisation von Commons unerlässlich.2

Jenseits von Markt, Staat und Privateigentum
Ausgehend von diesen Merkmalen der Commons und den Bedingungen für 
ihr Gedeihen können wir uns nun wieder der Frage zuwenden, was Commons 
zu der notwendigen sozialen Transformation beitragen können. Eine solche 
Transformation muss tiefer ansetzen als Armutsbekämpfung, die nur Sympto-
me kuriert. Es sind vor allem zwei Widersprüche, die innerhalb des bestehen-
den Systems nicht lösbar sind: Der zwischen Nord und Süd – das „Entwick-
lungsparadigma“, also die Idee, alle Menschen könnten so leben wie in den 
Industriegesellschaften, ist eindeutig als gescheitert anzusehen, diese Form des 
Reichtums ist nicht für alle Menschen möglich – und der zwischen der ökolo-

1 Der wesentliche Unterschied zwischen Commons und öffentlichen Gütern liegt in der Kontrolle über 
diese Dinge. Wird „öffentlich“ mit „staatlich“ gleichgesetzt, sodass Regierungen nach Belieben über 
diese Güter, Dienstleistungen und Infrastrukturen verfügen können, oder handelt es sich um einen 
Öffentlichkeitsbegriff, der sich auf die Bürger_innen als Besitzer_innen und Verfügungsberechtigte be-
zieht, in deren Auftrag Regierungen als Treuhänder agieren? Zur Frage öffentlicher Güter und Com-
mons vgl. Kratzwald 2012.

2 Zur Entwicklung des Eigentumsbegriffes siehe Nuss 2006.
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gischen und der sozialen Frage. Sinkt das Wirtschaftswachstum, dann steigt 
die Armut, wächst die Wirtschaft, so ist das schlecht für Umwelt und Klima. 
Die Entkopplung von Wachstum und Ressourcenverbrauch ist ebenfalls ge-
scheitert. Für beide Dilemmata bieten Commons geeignete Lösungsansätze, 
nicht nur als Utopien für die Zukunft, sondern durchaus auch als bereits exis-
tierende Praxisformen.
Zahlreiche Menschen in den derzeit boomenden Initiativen für ein Leben jen-
seits der Wachstums- und Konsumgesellschaft sind nach herkömmlichen Maß-
stäben „arm“. Viele sind Hartz-IV- bzw. ALG-Bezieher_innen oder sogenannte 
neue Selbstständige in finanziell unsicherer Situation. Wer sie trifft, spürt je-
doch Begeisterung, Engagement, Zufriedenheit, Optimismus, Selbstbewusst-
sein. Sie alle haben in ihrem Leben einen Sinn gefunden, sie haben etwas, wofür 
es sich zu leben lohnt, sie haben ein soziales Netzwerk sowie vielfältige soziale 
Praktiken des Teilens und gemeinsam Nutzens, die die finanziellen Einschrän-
kungen mehr als wettmachen. 
Commons sind heute sicher kein Ersatz für Lohnarbeit und staatliche Umver-
teilung, sie machen uns aber weniger abhängig davon und bringen uns in eine 
bessere Verhandlungsposition, weil wir nicht nur in monetären Werten rechnen 
können, sondern erkennen, dass die Ressourcen für ein gutes Leben wesentlich 
vielfältiger sind. Solche Praktiken sind bereits jetzt ein Mittel, um Menschen 
von Bittsteller_innen zu Akteur_innen ihres Lebens zu machen.
Dazu kommt, dass die Commons-Perspektive sich gut mit anderen Forderun-
gen und Vorschlägen verknüpfen lässt. Ein bedingungsloses Grundeinkommen 
etwa könnte die Rahmenbedingungen für Commons-Initiativen enorm verbes-
sern. Und wenn man die Möglichkeiten der Commons schon mitbedenkt, 
dann könnte ein Grundeinkommen neben monetären auch nicht-monetäre 
Elemente wie Energie, Wohnraum oder Bildungsmöglichkeiten, Zugang zu 
Land oder Ähnliches enthalten. Eine deutliche Verkürzung der Arbeitszeit wür-
de die Zeit, die für Selbstorganisation zur Verfügung steht, wesentlich erhöhen. 
Weil mehr Dinge jenseits des Marktes bereitgestellt werden könnten, wäre es 
auch möglich, von der Forderung nach vollem Lohnausgleich (zumindest für 
Bezieher_innen höherer Einkommen) abzurücken, ohne die Lebensqualität 
aufs Spiel zu setzen.
Man kann also sofort beginnen, bessere Rahmenbedingungen für Commons 
zu schaffen, wenn der politische Wille dazu besteht. Beispiele dafür gibt es 
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viele. Bürger_innenhaushalte (vgl. zum Beispiel Bürger_innenhaushalt Wup-
pertal o. J.), offene Werkstätten, die von der Kommunalverwaltung kostenlos 
zur Verfügung gestellt werden3, eine Kulturflatrate, fahrscheinfreier öffentli-
cher Verkehr4, wenn auf der Webseite der Stadt nicht nur Informationen über 
den öffentlichen Verkehr, sondern auch gleich die Plattform für Fahrgemein-
schaften angeboten wird. Häufiger jedoch werden Menschen bei der Selbstor-
ganisation Steine in den Weg gelegt. Derzeit entstehen etwa viele Initiativen 
rund um Nahrungsmittelproduktion, wo sich Konsument_innen mit Produ-
zent_innen zusammenschließen, um eine kleinstrukturierte, biologische Land-
wirtschaft zu unterstützen (vgl. z. B. Solidarische Landwirtschaft o. J. oder 
Foodcoops o. J.). Häufig genug machen Regierungen, internationale Handels-
verträge oder Unternehmen ihnen das Leben schwer, indem etwa Vorschriften 
für die Lebensmittelindustrie auf die Verteilstellen angewendet werden sollen 
oder sie der Steuerhinterziehung durch Schwarzarbeit bezichtigt werden. Da-
bei besteht genau hier der Unterschied zwischen dem Markt und Commons: 
In einem globalen Markt, der von transnationalen Konzernen dominiert wird, 
braucht es starke Konsument_innenschutzmaßnahmen. Ein selbstorganisier-
tes Nahrungsmittelkollektiv kann sich seine Regeln selbst geben, weil alle Be-
teiligten sich gegenseitig kennen und vertrauen. Die Regeln enthalten dann 
nur das, was für diese eine Kooperative wichtig ist, und müssen nicht den 
ganzen Ballast global notwendiger Regulierungen mitschleppen. 
Commons brauchen Institutionen, die Kooperation und Mitbestimmung 
leicht machen und sie brauchen eine Kultur der respektvollen Kommunika-
tion, der Ebenbürtigkeit und Fehlerfreundlichkeit. Beides ist in unserer Ge-
sellschaft wenig verbreitet, daher entsteht der Eindruck, Commons herzu-
stellen sei besonders schwierig. Wo aber entsprechende Rahmenbedingungen 
existieren, gibt es zahlreiche gut funktionierende Beispiele, derzeit noch ver-
stärkt im ländlichen Raum, vermutlich weil hier die Tradition lebendiger und 
das soziale Netzwerk häufiger intakt ist. Aber auch in migrantischen Com-
munitys in den Städten sind solche Praktiken zu beobachten, sie werden je-

3 Ein Beispiel ist das „Offene Technologielabor“ OTELO, wo die Stadtregierung Räume für die Selbstorga-
nisation der Bürger_innen bereitstellt, in denen Werkstätten, ein Umsonstladen sowie ein freies Radio ih-
ren Platz gefunden haben und auch Veranstaltungen durchgeführt werden können. http://www.otelo.or.at 
[10.09.2013].

4 Dieser wird beispielsweise in der Stadt Tallinn praktiziert (vgl. Anwar 2013).
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doch eher als Mangel an Integrationswillen kritisiert, denn als emanzipatori-
sche Praxis gelobt.
Auf lange Sicht kann es heute wohl kaum einen Zweifel daran geben, dass die 
Art, wie wir in den vergangenen 50 Jahren unsere Gesellschaft organisiert ha-
ben, nicht mehr lange fortschreibbar ist. Weiterhin zu glauben, durch mehr 
Wachstum und mehr Jobs, durch Vermögenssteuern und Mindestlöhne könne 
innerhalb unseres derzeit bestehenden Wirtschaftssystems den vielfältigen Kri-
sen begegnet werden, könnten Hunger und Armut beseitigt und die ökologi-
schen Probleme gelöst werden, ist eine Illusion. Ein_e Realist_in ist in einer 
solchen Situation, wer versucht, über das Bestehende hinaus Neues zu denken. 
Commons ermöglichen eine solche Vision für eine zukunftsfähige Organisati-
on von Gesellschaft, eben weil sie schon innerhalb dieses Systems möglich sind, 
aber klar darüber hinausweisen. Wer heute die Weichen für morgen stellen will, 
kommt an den Commons nicht vorbei.
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Silke Helfrich

Commoning als Strategie der Armutsvermeidung 

Entwicklungspolitik setzt seit Jahrzehnten auf unterschiedliche Konzepte 
der Armutsbekämpfung. Sie bezieht sich jedoch immer auf Markt und 
Staat. Das Potenzial der Commons gerät selten ins Blickfeld. Dabei wir-
ken commonsbasierte Strategien primärverteilend, sie verhindern absolu-
te Armut und tragen dazu bei, die Trennung von Produktion und Repro-
duktion zu überwinden. All das schafft mehr soziale Sicherheit, nicht nur 
in den Entwicklungsländern. 

Die ganze Welt bekämpft Armut ...
Merk-Würdiges notiert Winfried Rust: „Es gibt eigentlich keine Protagonisten 
der Armut, sondern ausschließlich Gegner“ (Rust 2013: D5). Doch obwohl 
alle die Armut bekämpfen (wollen)1, besteht sie fort. Drei Milliarden Menschen 
sind nach Angaben der Weltbank arm, eine Milliarde absolut arm2.

1 … und dies mitunter mit der Bekämpfung der Armen verwechseln.
2 Den dahinterliegenden Armutsbegriff und die entsprechenden Indikatoren ausführlich zu diskutieren 

sprengt den Rahmen dieses Artikels.
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Armut hat es immer schon gegeben, sagen Relativierer. Doch auch sie können 
kaum übersehen, was es nicht schon immer gab: das heutige Produktivitätsni-
veau, den aktuellen Stand der technologischen Entwicklung und die Men-
schenrechtscharta der Vereinten Nationen. 
Das Fortbestehen der relativen und absoluten Armut ist alarmierend. Ihre Ur-
sachen sind vielfältig (nichts ist in komplexen Systemen monokausal). Zu ih-
nen gehört, dass staatliche und multilaterale Institutionen Commons in der 
Regel für nutzlos erklären. Der Blick auf Commons wird (ihnen) nicht nur von 
marktfundamentalistischen Prinzipien verstellt, sondern auch von einer Insti-
tutionensicht, die „die Last der Erfüllung sozialer Rechte auf den Staat legt“ 
(Mattei 2012: 1). Zudem gerann die Idee der Gerechtigkeit im Laufe der letz-
ten Jahrhunderte mehr und mehr zur Tauschgerechtigkeit und ließ Verteilungs-
gerechtigkeit außen vor. Tauschgerechtigkeit kann man über den Markt ver-
traglich herstellen und nachträglich durch den Staat korrigieren. Das Konzept 
der Verteilungsgerechtigkeit hingegen verschwand allmählich aus unserem 
Rechtsrahmen, aus den Fachdebatten und aus unserem Denken. Geldvermit-
telte Tauschgerechtigkeit wurde zum Common Sense, die Verteilungsfrage in 
die Politik verschoben und an den Staat delegiert3.
Die Commons wurden dadurch nahezu unsichtbar. Wir haben regelrecht ver-
lernt, sie zu sehen und zu bezeichnen. Und was man nicht bezeichnen kann, 
existiert nicht. Es verschwindet aus der Realität und kommt als „Strategie“ der 
Armutsbekämpfung, als Hebel für mehr Gerechtigkeit oder als Option für eine 
faire Welt nicht in den Sinn. Das gilt weltweit, in Nord und Süd, bei uns und 
anderswo. 

… und ist dabei auf einem Auge blind 
Armutsbekämpfung ist seit Jahrzehnten erklärtes Ziel der internationalen Ent-
wicklungszusammenarbeit, wobei der jeweils herrschende Armutsbegriff die 
Politik ebenso lenkt wie die Finanzströme. Was man für armutsmindernd hält, 
bekommt (vielleicht) ein Budget. Was man nicht im Blick hat, bleibt unterstüt-
zungslos. In ihrem Beitrag „Rhetorik der Kurskorrektur. Verlorene Dekaden 

3 Das hat in den Wohlfahrtsstaaten dieser Erde – und das sind eher wenige – einige Jahrzehnte gut funk-
tioniert. Doch das Grundproblem tritt in Krisenzeiten immer häufiger zutage: Kein Geld – keine 
 sozialen Rechte (vgl. Mattei 2012: 2).
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der Armutsbekämpfung“ zeichnet die Politologin Jenniver Sehring den sich 
wandelnden Armutsbegriff über ein knappes halbes Jahrhundert nach (Sehring 
2002). Von den 1950er- bis zu den 1970er-Jahren war Entwicklungspolitik 
geprägt von der Trinität Marktseligkeit, Wachstumsglaube und Trickle-down-
Hoffnung (die Idee, geschaffener Reichtum sickere nach unten durch und jeder 
bekomme etwas vom Kuchen ab) und blieb strukturell blind für das Potenzial 
der Commons. So ist das Denken der Global Player bis heute geprägt. Aus ihm 
ließ sich schlüssig folgern, dass Integration in den Markt (etwa durch Kreditver-
gabe) ein Armutsbekämpfungsmittel par excellence sei. 
Mit dem Durchmarsch des Neoliberalismus wurde die „Formel »Wachstum = 
Armutsbekämpfung« […] erweitert. Jetzt hieß sie: »Wirtschaftliche Liberalisie-
rung = Wachstum = Armutsbekämpfung«“ (Sehring 2002: 25). 
Die sogenannten Strukturanpassungsprogramme (SAPs) ab Mitte der 1970er- 
bis in die 1990er-Jahre setzten auf mehr (globalen) Wettbewerb, Währungsab-
wertung, Subventionsabbau (der als handelsverzerrend angesehen wurde), nied-
rige Steuern, Privatisierung (genannt „Sicherung der Eigentumsrechte“) und 
Deregulierung. SAPs wurden für ihre Kritiker_innen zum Synonym für einen 
Marktfundamentalismus, der im Kern bis heute besteht. Nur die Ausprägung 
wechselt gelegentlich den Namen. 
„Trade not Aid“4 lautete über Jahrzehnte ein entwicklungspolitischer Slogan. 
Dass dies der Armut nicht beikam, erkannte sogar die Weltbank, die schließlich 
Sozialprogramme, sogenannte Social Dimension of Adjustment (SDA), aufleg-
te, um die Konsequenzen der eigenen Politik abzufangen. Zum Markt, der es 
allein nicht richtete, gesellte man den Staat. Die Tagesordnung sah nicht vor, 
über das Markt-Staat-Duopol hinauszudenken. Commons blieben ungedacht.
Über den Weltsozialgipfel 1995 und die sogenannten Millennium Develop-
ment Goals (MDGs) wurde das Thema schließlich international wahrgenom-
men. Sie beinhalten das Ziel der Halbierung der Armut bis zum Jahr 2015, wie 
im Aktionsprogramm zum Bericht des Weltgipfels für soziale Entwicklung 
nachzulesen ist (vgl. United Nations 1995). Da aber Armut „nicht mehr nur 
über Einkommen, Bildung und Gesundheit definiert wird, sondern auch Mit-
bestimmung und Partizipation einschließt, wurde auch das Good-Governance-
Konzept zur Armutsbekämpfungsstrategie“ (Sehring 2002: 25). Gute Regie-

4 Vielleicht ist Handelsfundamentalismus gar der treffendere Ausdruck. 
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rungsführung sollte ein „armenorientiertes Wachstum“ („pro-poor-growth“) 
ermöglichen. Dass aber Wachstum im Rahmen einer kapitalistischen Wirt-
schaftsweise per definitionem ressourcenplündernd ist, bleibt auch in dieser 
begrifflichen Wandlung unbedacht. Zudem ist die Wachstumsorientierung an 
eine Wertschöpfungsweise gekettet, die systematisch Ausschluss erzeugt. Den-
noch gilt sie noch immer weithin als Conditio sine qua non der Armutsbe-
kämpfung. Eigentumsverhältnisse, Machtfragen und Commons, als wachs-
tumsunabhängige und selbstbestimmte Form der (Re-)Produktion der Lebens-
verhältnisse, bleiben außen vor.

Auf die Beziehung kommt es an
Während Commons-Praxis so alt ist wie die Menschheit und so modern wie das 
Internet, war die Commons-Forschung der letzten Jahrzehnte motiviert vom 
doppelten Scheitern „strikter staatlicher Kontrolle und unregulierter Marktpo-
litik“. Das lenkte „den Fokus auf die Rolle kollektiver Institutionen5 und auf 
mikro-orientierte Zugänge“ (Di Gregorio et al. 2008: 1). 
Hervorzuheben sind die Forschungen um die US-amerikanische Trägerin des 
Wirtschaftsnobelpreises von 2009, Elinor Ostrom (siehe den Beitrag von Bri-
gitte Kratzwald in diesem Band). Ihre Erkenntnis: Selbstorganisation und kol-
lektives Sorgetragen für gemeinsame Räume und Ressourcen kann unter den 
richtigen Rahmenbedingungen erfolgreich und langfristig stabil sein. 
Was das politisch bedeutet, zeigt etwa der aktuelle Bericht über menschliche 
Entwicklung der Vereinten Nationen (vgl. UNDP 2013). Darin wird Frances 
Stewart vom Institute for Economics and Peace zitiert. Sie erläutert treffend, 
warum ein Entwicklungskonzept nicht vorrangig die Erweiterung der Verwirk-
lichungschancen Einzelner zum Gegenstand haben kann: „Es gibt Aspekte von 
Gesellschaften, die sich auf Individuen auswirken, aber nicht auf der Ebene des 
Individuums beurteilt werden können, weil sie auf Beziehungen basieren. [...] 
Dazu zählt [...], wie gut Familien oder Gemeinschaften funktionieren […]“ 
(UNDP 2013: 46). 

5 Institutionen sind definiert als: „Die Spielregeln in einer Gesellschaft, oder formeller, die von den 
Menschen erdachten Auflagen/Bedingungen, die die Interaktion zwischen Menschen prägen“ (North 
1990: 73).
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Gerade jenen sozialen Institutionen, „die menschliches Gedeihen begünstigen“, 
gebühre Aufmerksamkeit. Als soziale Institutionen fasst Stuart all jene auf, „in 
denen Menschen kollektiv handeln [...], abgesehen von gewinnorientierten 
Marktinstitutionen und dem Staat“. Das beschreibt die institutionelle Seite der 
Commons. Um den Einfluss dieser Institutionen zu verstehen, bringt Stuart 
den Begriff der „sozialen Kompetenzen“ ins Spiel, der beschreibt, wie soziales 
Handeln nicht „spontan geschieht“, sondern in Gruppen erzeugt wird und 
durch sie wirkt (UNDP 2013: 46). Das erklärt, warum Commons als Prozess 
gedacht werden müssen, als ein Verb– commoning (etwa: gemeinschaffen) – 
und nicht als ein Substantiv, wie es der Historiker Peter Linebaugh auf den 
Punkt bringt (Linebaugh 2008; siehe dazu detaillierter den Beitrag von Brigitte 
Kratzwald in diesem Band). 
Es sei daher entscheidend, jene sozialen Institutionen „zu ermitteln und zu er-
mutigen, die wertvolle Verwirklichungschancen und Beziehungen unter und 
zwischen Individuen und Institutionen fördern“, statt in dieser Hinsicht neutral 
oder gar kontraproduktiv zu sein. Dass selbige Institutionen ein „hohes Maß an 
Interaktion und Vertrauen“ voraussetzen, aber auch „tendenziell homogen“ sind 
(hinsichtlich Ethnie, Religion oder Geschlecht), trifft vermutlich ebenso auf die 
meisten von Elinor Ostrom untersuchten Commons zu (UNDP 2013: 46).
Klar wird aus dieser relationalen Perspektive: Es geht im Kern nicht um Partizi-
pation! Es geht nicht in erster Linie darum, den Armen eine Stimme zu geben 
(von wem?) oder ihnen Beteiligung (woran genau?) zu ermöglichen. Sondern es 
geht darum, ihre sozialen Kompetenzen zu stärken und auf existierende, erfolg-
reiche kollektive Praktiken sowie Problembewältigungsstrategien zu schauen 
und darin die Hebel für Veränderung zu suchen. 
Commons-Forschung hat gezeigt, dass selbstbestimmte Nutzungsregeln (als Be-
standteil klar definierter Eigentumsrechte) von enormer Bedeutung sind und 
klar definierte Eigentumsrechte für gelingende Commons Relevanz haben. Sie 
hat aber auch bewiesen, dass eine Eigentumsform an sich noch kein gelingendes 
gemeinsames Handeln (commoning) garantiert. Die Rechtsform des Eigen-
tums wurde in der politischen Diskussion oft überbetont, der darunterliegende 
soziale Prozess blieb derweil unterbelichtet. Das erklärt unter anderem, warum 
sich selbst progressive Entwicklungspolitiker_innen weltweit für die Vergabe 
von (individuellen) Landtiteln stark mach(t)en. Dies blendet einerseits soziale 
Prozesse aus, die für die langfristige Beziehungsgestaltung zwischen den Men-
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schen entscheidend sind, andererseits ändert es nichts an der politischen Öko-
nomie des Marktfundamentalismus. 
Die entscheidende Frage ist also nicht „Wem gehört etwas de jure?“, sondern 
„Wem und wer nutzt etwas de facto?“. Oder anders: „Wie können Nutzungs-
rechte an kollektiven Ressourcen so gestaltet sein, dass sich niemand über den 
Tisch gezogen fühlt, Abhängigkeit (von Markt und Staat) minimiert wird und 
Sozialbeziehungen gedeihen?“ Allgemeiner: „Was ermöglicht gemeinsames 
Handeln und was behindert es?“ Genau dies sind zentrale Fragen der Com-
mons-Forschung. Sie können uns helfen, soziale Institutionen von emanzipato-
rischen Commons(institutionen) zu unterscheiden und so Anknüpfungspunk-
te für die Unterstützung durch staatliche und zivilgesellschaftliche Akteure zu 
finden. Das ist wichtig, weil Commons den Möglichkeitsraum kollektiven 
Handelns erweitern. 

Commons und Armut 
Dieser Möglichkeitsraum birgt auch den Zusammenhang zwischen Commons 
und Armut. Amartya Sen – indischer Ökonom und Nobelpreisträger – erhellt 
ihn. Er versteht Armut als Entzug von Lebensbefähigung und damit von Frei-
heit („capability deprivation“). Dem zuzustimmen heißt, die Erweiterung die-
ses Möglichkeitsraums als vieldimensionale Armutsvermeidungsstrategie sehen 
zu können. „Die Hauptfrage ist, welche Qualität das Leben hat, das jemand 
führt. [...] Der Wert des Lebensstandards liegt in einer bestimmten Art zu leben 
und nicht im Besitz von Gütern, die eine abgeleitete und variierende Relevanz 
haben“ (Sen 2000: 49). 
Die Qualität unseres Lebens ist geprägt von der Qualität unserer Sozialbezie-
hungen. Diese wiederum sind beeinflusst von vielfältigen Bedingungen, wes-
halb es wenig Sinn macht, einen „Idealzustand“ zu konstruieren, auf den es sich 
zuzuentwickeln gilt. Sinnvoll hingegen erscheinen Verfahren, so Sen, die auf die 
Eigenart der Gesellschaft, auf ihre Interaktionsmuster und Zukunftsvorstellun-
gen Rücksicht nehmen. So können vielfältige – statt einfältige – Alternativen 
entstehen, die in einem konfliktreichen, aber transparenten Prozess des „öffent-
lichen Vernunftgebrauchs“ entwickelt und realisiert werden. Dieser Prozess ist 
Leben und Befähigung zur Fairness zugleich. In ihm bleiben sowohl Anspruchs-
rechte als auch Verantwortlichkeiten im Blick. 
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So weit die Einsichten. Doch auch sie ändern nichts daran, dass Commons 
(institutionen) weiterhin systematisch zerstört werden. In einer Radiosendung 
des ORF zum „Reiz des Commons“ bringt dies der Autor und Publizist Kai 
Ehlers am Beispiel Russlands auf den Punkt. Er beschreibt, dass der Impuls der 
Gemeinschaftlichkeit in Russland kulturell tief verwurzelt ist. Diesen Impuls 
könne man auch heute noch beobachten, selbst in den Großstädten, „aber die 
Strukturen, in denen man das realisieren kann, sind zerschlagen“ (Ehlers in 
Medosch 2013).
Auch das Internationale Forschungsinstitut für Agrar- und Ernährungspolitik 
(IFPRI) publiziert Fakten zur armutsmindernden Kraft der Allmende. So 
schützen kollektive Eigentums- und traditionelle Bewirtschaftungsformen bes-
ser vor Unternutzung oder Landgrabbing als individualisierte Landtitel (vgl. 
Fuys et al. 2008). Das liegt auch an der Synchronizität der Nutzungen dersel-
ben Sache durch unterschiedliche Nutzer_innen (der_die eine nutzt das Obst, 
der_die andere den Schatten) oder an der zeitversetzten Nutzung derselben Sa-
che durch verschiedene Menschen (Hirten- und Nomadenvölker beanspruchen 
immer nur kurzzeitig Wege- und Weiderechte) (vgl. Fuys et al. 2008). Dennoch 
sind individuelle Eigentumstitel und Einzäunungen bis heute ein politisches 
Mantra. In einer auf Individualeigentum versessenen Welt fällt es schwer, denn 
Blick auf die Nutzungsvielfalt in den Commons freizulegen. 
Doch genau deswegen lohnt es sich, zu prüfen, wie aus Commons-Perspektive 
den Ursachen der Armut begegnet werden kann. Inexistente Wasserversorgung, 
fehlender Wohnraum, Energiearmut oder mangelnder Zugriff auf lebenswich-
tige Medikamente – eine Ursache dafür ist Commons-Armut. Dazu wären vie-
le Thesen zu entfalten. Ich möchte drei davon zur Diskussion stellen. 

1. Jenseits der Verteilungsgerechtigkeit: Commons ermöglichen Primärverteilung 

Verteilungsgerechtigkeit kann durch Umverteilung und durch Primärvertei-
lung entstehen. Umverteilung lindert das Symptom, Primärverteilung vermei-
det das Problem. Ohne Primärverteilung steht Verteilungsgerechtigkeit auf ei-
nem instabilen Fundament – und Commons stehen für Primärverteilung. 
Gegenwärtig wird in der Regel ein Ressourcenpool in Beschlag genommen, um 
die individuelle Verfügung durchzusetzen. Dann wird für den Markt produ-
ziert, über den anschließend verteilt und über staatliche Fiskal- und Sozialpoli-



34

tik umverteilt wird.6 In einem commonsbasierten System nutzen Menschen 
einen kollektiven Pool gemeinsam und ge- und behandeln ihn so, dass nach-
trägliche Umverteilung überflüssig wird. 
Diese Idee ist der modernen Sozialfürsorge fremd. Unsere sozialpolitische 
Debatte ist vom Umverteilungsgedanken geprägt, während bis zur industri-
ellen Moderne vor allem die „Primärverteilung des gemeinsamen Reichtums, 
von dem die Gesellschaft profitiert“, im Mittelpunkt stand (Rowe 2007). 
Die Versorgung Bedürftiger wurde jahrhundertelang (in vielen Kulturen bis 
heute) in die vorherrschenden Besitzstrukturen und Ressourcennutzungen 
eingebaut.7 Das heißt: Commons boten den institutionellen Rahmen, in 
dem sich ein Primärverteilungsprinzip durchsetzen konnte. Das könnten sie 
auch heute, schließlich sind sie im Kern anpassungsfähige Arrangements 
von Nutzungsvereinbarungen für das, was keinem Einzelnen exklusiv zur 
Verfügung steht. 
Commons bergen in ihren vielfältigen Formen den Grundgedanken, dass es 
nicht um Almosen der Habenden für die Habenichtse geht, sondern um 
einen legitimen Anteil am ganzen Kuchen, nicht um die Gewährung oder 
Einräumung von Rechten durch eine Autorität oder ein gesetzgebendes Or-
gan, sondern um die schlichte Anerkennung des existierenden Rechts jeder 
und jedes Einzelnen auf Teilhabe (und Teilgabe) an der ganzen Bäckerei. Der 
US-amerikanische Autor Jonathan Rowe setzt das am Beispiel der Geschich-
te seines Landes ins Bild, wenn er beschreibt, welche Vision die frühen Sied-
ler_innen mit in die „Neue Welt“ brachten: „… keine gemeinsame Bewirt-
schaftung der Felder, sondern vielmehr eine Überzeugung, dass Wälder, 
Flüsse, Ufer und solche Dinge zu einem gewissen Grad gemeinsam genutzt 
und erhalten werden sollten“ (Rowe 2007).8 Die Ureinwohner_innen des 
Kontinents wurden von diesem Verständnis allerdings (gewaltsam) ausge-
schlossen!

6 Und wo es keinen auf Umverteilung erpichten Staat gibt, sind Arme sowieso auf sich allein gestellt. 
7 Siehe dazu ausführlicher den Beitrag von Brigitte Kratzwald in diesem Band, insbesondere den Ab-

schnitt „Das Recht auf Nutzung der Commons – Existenzsicherung und Menschenwürde“.
8 Der Gedanke ist auch deshalb wichtig, weil häufig der Eindruck entsteht, Commons bedeute stets 

„gemeinsame Kasse zu machen“, eine gemeinsame Ökonomie zu betreiben, alles gemeinsam zu tun und 
das Individuelle darin aufzugeben. Dabei gibt es in real existierenden Commons sehr viele Formen, 
Besitz (Ressourcen) gemeinsam zu verantworten und zugleich individuell zu nutzen. 
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Doch bleiben wir bei dem Grundgedanken, den Rowe formuliert und der 
keiner radikalen Randgruppe eigen war. Der vierte Präsident der Vereinigten 
Staaten, James Madison, hatte beispielsweise zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
im Bundesstaat Virginia das Gesetz unterzeichnet, das Wälder zu Gemeingut 
erklärte.9

Der Begriff Anerkennung ist entscheidend, wie der Sprach- und Rechtsphilo-
soph Louis E. Wolcher betont, denn in der Geschichte der Commons „ge-
währt nicht der König Rechte, sondern er bestätigt übliche Praktiken und 
Gewohnheiten, von denen Menschen seit Jahrhunderten Gebrauch machen 
[...] und schützt, was sich die Menschen bereits genommen hatten“ (Wolcher 
2009, o. S., Hervorhebungen S. H.). Der Unterschied zwischen dem Herr-
scher (oder Staat), der Rechte gewährt, und jenem, der (Gewohnheits-)Rech-
te respektiert, liegt auf der Hand. Doch der Respekt vor dem Gewohnheits-
recht geriet im vom Rechtspositivismus durchdrungenen 21. Jahrhundert in 
Vergessenheit. 
„Man denke nur an die weitverbreitete Vorstellung, dass wellfare vom Staat 
gegeben ist, kontrolliert wird und vom Staat auch wieder genommen werden 
kann. [...] Die Tragik der Commons besteht für mich in der Tatsache, dass wir 
uns die Commons nicht mehr vorstellen können“, resümiert Wolcher. Com-
mons, oder besser ausgedrückt „commoning“, sind mithin nicht einfach ein 
Rechtsverhältnis, sondern vielmehr „eine Lebensform, in der Autonomie und 
die Fähigkeit die eigenen Grundbedürfnisse zu befriedigen in direkter Reich-
weite der Commoners liegen, und nicht von oben gewährt werden müssen“ 
(Wolcher 2009, o. S.). 
Heute ist das Commoning im Gegensatz zum 13. Jahrhundert kein „zentra-
les Element der Sozialordnung“ mehr. Teilen und Gemeinschaffen gehören 
zwar noch immer zum Alltag (was der Commons-Debatte breite Resonanz 
verschafft), allerdings wurde es ins politisch Marginale abgedrängt. Nicht die 
Förderung von Räumen des Gemeinschaffens oder der Aufbau freier Infra-
strukturen stehen im Pflichtenheft der Politik, sondern die Förderung von 
(Privat-)Investitionen und (weltweiter) Konkurrenz. Das schlägt direkt auf 
unsere Alltagskultur zurück. Wer heute auf die Gartenzeile einer Reihen-
haus siedlung schaut, wird in jedem zweiten Garten einen unternutzten 

9 Auch die Public Trust Doctrine ist von diesem Gedanken geprägt. 
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 Mini-Spielplatz erkennen. Ökologisch sinnvolles Wäschetrocknen auf einer 
von allen genutzten Fläche existiert nur noch als Fotomotiv, seit der Wäsche-
trockner (mit Ökolabel!) die Haushalte erobert hat. Bohrmaschinen mit 
 einer Betriebsdauer von 6 bis 13 Minuten (je nach Quelle) gehören zur 
Standard ausstattung. All das gilt heute als Selbstverständlichkeit, nicht als 
Irrsinn. 
Dennoch: Wir können auf einen romantisierenden Blick zurück verzichten. 
Einerseits sind wir heute in einer anderen Position, und nur diese kann Aus-
gangspunkt unserer Überlegungen sein. Andererseits ist Nostalgie fehl am 
Platz. Denn, Hand aufs Herz, die Vorstellung einer Abwendung von moder-
nen Sozialsystemen ist ungemütlich, wenngleich es schwerfällt, deren Selbst-
aushöhlung zu ignorieren. Diese erfolgt nach der simplen Logik: Wo kein 
Geld, da keine Zuwendung. Was aber wäre die Alternative? Die Abhängigkeit 
von gelingenden Sozialbeziehungen? Die Angewiesenheit auf Zuwendung 
und Pflege in Gemeinschaften oder in Familienbezügen? Und das, obwohl die 
Anforderungen des modernen Arbeitslebens kaum Zeit lassen, Gemeinschaft-
lichkeit einzuüben? 
Es bereitet Schwierigkeiten – zumindest in den wenigen Ländern der Welt 
mit respektablen sozialstaatlichen Leistungen –, sich gedanklich vom Versor-
gungsanspruch sozialstaatlicher Daseinsvorsorge zu lösen. Er wiegt in Sicher-
heit, solange die Mittel fließen – und er wirkt einkommensarmutmindernd, 
solange sie für alle fließen. Doch sobald sie das nicht mehr tun, fällt es sofort 
auf die_den Einzelne_n (insbesondere die Frauen) zurück. Daher lohnt es 
sich, verwegener zu denken und einen Paradigmenwechsel auf die Tagesord-
nung zu setzen: von der Umverteilung zur Primärverteilung über vielfältige 
Commons-Institutionen und -Praktiken. Ein Blick in die Geschichte ist von 
Nutzen, um Anlauf zu nehmen. 
Georg Simmel, der Mitbegründer der Soziologie, erinnerte bereits vor über 
100 Jahren in seiner „Soziologie der Armut“ an eine in Vergessenheit geratene 
Dimension der Versozialstaatlichung, nämlich dass Armut zum Abstraktum 
wird, was uns von der Notwendigkeit enthebt, uns zu ihr – sofern wir nicht 
selbst betroffen sind – in Beziehung zu setzen. Dabei waren Armut und Elend 
immer die unmittelbar sinnlichsten Erfahrungen von Ungleichheit, „sogleich 
so wirksam und unmittelbar beanspruchend“. Dies habe „von jeher der Ar-
menpflicht einen spezifisch lokalen Charakter gegeben; sie statt dessen in ei-
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nem so großen Kreise zu zentralisieren, dass sie statt durch unmittelbare An-
schauung nur noch durch den allgemeinen Begriff der Armut in Funktion 
tritt – das ist einer der längsten Wege, die soziologische Formen zwischen 
Sinnlichkeit und Abstraktion zurückgelegt haben.“ Diese „Wendung der Ar-
menfürsorge zur staatlich abstrakten Verpflichtung [...] modifizierte [...] ihr 
Wesen [...] Die [...] Gemeinde ist nicht mehr der Ausgangspunkt, sondern der 
Durchgangspunkt der Fürsorge“ (Simmel 1906, o. S.).
Dieser Prozess hängt eng mit der Industrialisierung und der damit einherge-
henden Verstädterung zusammen. In den Städten fehlte das auf dem Land 
noch vorhandene Sicherheitsnetz: Niemand, so analysiert Jonathan Rowe, 
habe je systematisch darüber nachgedacht, wie dieses Netz in urbanen Kon-
texten zu spannen sei (vgl. Rowe 2007). Und niemand hat systematisch darü-
ber nachgedacht, wie Primärverteilung in diese neuen Kontexte und Lebens-
verhältnisse übertragen werden könnte. Die Kraft floss in den Aufbau des 
Neuen, das Armut zur Abstraktion machte, in zahllose (und allesamt wichti-
ge) Umverteilungskämpfe und ab der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts – 
über das Konzept der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte (wsk) 
– zunehmend in einen menschenrechtsbasierten Ansatz, der Schutz in ele-
mentaren Lebensbereichen wie Ernährung, Gesundheit, Bildung und Arbeit 
gewähren sollte. 
Doch auch Menschenrechte sind eine Abstraktion. Auf ihre Erfüllung käme 
es an. Der „Anspruch auf Gleichberechtigung, also auf diskriminierungsfrei-
en Zugang zu Gesundheitsversorgung, zum Bildungssystem, zum Arbeits-
markt und anderen gesellschaftlichen Bereichen [...]“, aus dem sich „unmit-
telbare Rechtspflichten für den Staat“ (nach Deutsches Institut für Men-
schenrechte o. J.) ableiten, ist zunächst einmal das: ein Anspruch. Offen 
bleibt, wie er praktisch eingelöst wird, wenn die Wirtschaft nicht floriert und 
der Staat zur Austerität gezwungen ist. Zudem bleibt oft ausgeblendet, dass 
die Einlösung dieses Anspruchs (bislang) auf einem Wirtschaftssystem ba-
siert, das sich nicht auf seiner eigenen Grundlage reproduzieren kann, son-
dern aus dem Gemeinsamen schöpft und dieses zunehmend erschöpft: Trink-
wasserkonflikte, Klimawandel, Peak Everything sind nur Schlagworte dieses 
Phänomens. 
Um diesen Abstraktionen und den damit verbundenen Fallstricken zu ent-
kommen, erscheint es zwingend, über commonsbasierte Infrastrukturen und 
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Fürsorgesysteme nachzudenken. Dazu gehört ein Verzicht auf die Privatisie-
rung der Gaben der Natur und dessen, was kollektiv hervorgebracht wird 
(z. B. Forschung an öffentlichen Universitäten). Denn dies ist der unverzicht-
bare Ressourcenpool, um Armutsminderung überhaupt anders denken und 
realisieren zu können. Es ist das Sicherheitsnetz, das nicht nur Umverteilung 
für weniger Einkommensarmut, sondern Primärverteilung des gemeinsamen 
Reichtums ermöglicht. Dafür kann der Staat die Bedingungen schaffen, die 
Infrastrukturen tragen und aktive Förderung leisten. 

2. Wo Commons lebendig sind, gibt es zwar Einkommensarmut, aber kein Elend

„Äußerste Armut ist in Ländern mit Gemeingut weniger bekannt. Auch der 
ärmste Tagelöhner hat wenigstens sein Land für Gemüse und Kartoffeln“, be-
merkte Franz Christoph vor über 100 Jahren über die Gemeinheitsteilungen in 
Preußen (Christoph 1906: 27). Diese wurde dennoch vor dem Hintergrund 
der „zur Herrschaft gelangenden Theorie von der Schädlichkeit des Gemeinei-
gentums und dem Vorteil des Sondereigentums“ durchgesetzt (Christoph 
1906: 35). Zwar sei die soziale Bedeutung der Allmende nicht zu unterschät-
zen, betonte Christoph, doch beim Erlassen der Gesetze zur Allmendeteilung 
„stellte man sich hauptsächlich auf den einseitigen wirtschaftlichen Stand-
punkt. Die Steigerung der Produktion durch Zerschlagen des Gemeinbesitzes 
und Vergeben desselben an Privatpersonen war die Parole. Die soziale Bedeu-
tung der Allmende für die Volkswohlfahrt wurde vollständig übersehen“ 
(Christoph 1906: 25).
Das ist ein hochaktueller Text, zumal der Autor den engen Zusammenhang 
zwischen Allmendezerschlagung und Migration betont, die einen wesentlichen 
Unterschied zwischen Armut und Elend markiert. Nicht umsonst stand das 
Wort Elend, so die Online-Enzyklopädie Wikipedia (vgl. Wikipedia 2013), zu-
nächst für „anderes Land“ und „Verbannung“, erst später für Not, Hilflosigkeit 
und absolute Armut. 
Gut einhundert Jahre später argumentieren Svein Jentoft und Kollegen auf-
grund ihrer Untersuchungen zur Kleinfischerei in Bangladesch und Tansania 
ganz ähnlich. Sie entfalten das Argument, Armutsminderung setze ein Frei-
heitskonzept voraus, das unter Freiheit nicht freien Zugang zu allem versteht  
(à la Hardin), sondern sich an Amartya Sens Freiheitsbegriff orientiert, mithin 
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die Freiheit umfasst, über einen Prozess des „öffentlichen Vernunftgebrauchs“ 
die eigenen Ressourcen zu managen (Jentoft et al. 2010: 345). 
Denn mit der Armut verhält es sich wie mit dem Hunger: Nicht zu wenige 
Lebensmittel sind das Problem, sondern unsicherer und geldabhängiger Zu-
gang. Entscheidend ist aber die Souveränität über die Produktion(sbedingungen) 
und über die Primärverteilung der Produktionsgrundlagen (Land, Wasser, Bio-
diversität, Infrastrukturen usw.). Diese bedürfen nach Sen der Berechtigungen 
und Fähigkeiten der Menschen, ihre Beziehung zu gemeinsamen Ressourcen 
selbst bestimmen zu können. Fehlende Souveränität über kollektive Ressourcen 
und der übende, vom Staat geschützte Umgang damit (Commoning) ist eine 
oft übersehene Armutsursache und Freiheitsbeschneidung. 
Armutsbekämpfung muss mit der Erkenntnis beginnen, dass Armut Aus-
druck unserer Sozialbeziehungen und gesellschaftlichen Verhältnisse ist. Sie 
sagt etwas über die Beziehung zu Dingen, Personen und Institutionen. Insti-
tutionen, „die die Handlungsmöglichkeiten der Armen beschränken, ihnen 
grundlegende Nutzungsrechte entziehen und sie von der Entwicklung und 
Ausübung ihrer individuellen und kollektiven Fähigkeiten ausschließen“, er-
zeugen Armut (Jentoft et al. 2010: 359). 
Um also die Handlungsmöglichkeiten und Freiheitsräume der Armen zu er-
weitern (und sie vor Elend zu schützen), brauchen sie mehr Freiheit, statt (oft 
schwer nachvollziehbare) fremdgesetzte Regeln. Sie benötigen stete Investitio-
nen in die Stärkung von Sozialbeziehungen und Netzwerken, die entschei-
dend für die Erweiterung ihrer Handlungsoptionen sind. Kurz: lebendige, 
vielfältige Commons.
Das führt zu weniger Markt- und Geldeinkommensabhängigkeit, weniger 
Druck auf natürliche Ressourcen, geringerer Verletzbarkeit (vulnerability) der 
Ärmsten der Armen und zur Stärkung der Selbstheilungskräfte sowie zur Ent-
faltung individueller wie kollektiver Fähigkeiten – in den Worten der Alterna-
tiv-Nobelpreisträgerin Vandana Shiva: zu einem Commons-Netz des Lebens. 
Darin gibt es gewiss Einkommensarmut und eine große Schlichtheit10, aber 
kein Elend: ein elementarer Unterschied, der ein Leben in Würde von einem 
elenden Leben scheidet. 

10 Noch einmal: Romantisierung ist fehl am Platze. 
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3.  Commons vermitteln soziale Sicherheit und unterwandern die Krise  
des Reproduktiven

Aus Commons- wie aus Care-Perspektive liegt die Kritik an der Eindimen-
sionalität des vorherrschenden Verständnisses von Ökonomie auf der Hand. 
Darin wird nur Wirtschaft genannt, was marktgängig ist. Unbezahlte Tätig-
keiten (etwa Sorgearbeit und Schenkökonomie) sowie Leistungen der außer-
menschlichen Natur gelten als wertlos und lediglich „reproduktiv“, obwohl 
sie die Grundlagen allen Wirtschaftens sind. Feministische Ökonomik kriti-
siert seit Jahrzehnten die Trennung in Produktion und Reproduktion, in 
Marktökonomie und Versorgungsökonomie samt der in sie eingeschriebe-
nen Geschlechterhierarchien. Denn hier wird alles „Reproduktive“ (und da-
mit meist das weibliche Tätigsein) abgewertet und unsichtbar gemacht. Das 
wiederum ist für die sorglose Ausnutzung des derart Abgespaltenen mitver-
antwortlich. Feministische Ökonominnen sehen hierin die gemeinsame Ur-
sache der aktuellen sozialen und ökologischen Krisen, die Ausdruck ein und 
derselben Krise sind: der Krise des „Reproduktiven“ (z. B. Biesecker/Hof-
meister 2006).
Dabei ist das „Reproduktive“ lebensfördernd. Es bringt permanent Leben 
und Lebendigkeit neu hervor und unterliegt dabei einer anderen Logik als 
jener, die klassische Ökonomie in den Mittelpunkt rückt: Knappheit, die in 
einer Zeiteinsparungslogik mündet. Doch nicht diese bestimmt Care und 
Commons, sondern eine Zeitverausgabungslogik. Je mehr wir in beides inves-
tieren, desto besser. Umgekehrt verhält es sich am Markt: Je weniger Zeit be-
nötigt wird, umso „effizienter“. Daniela Gottschlich formuliert es so: „Die 
lebensbezogene Sorge gerät in den Widerspruch zur Verwertungs- und Effizi-
enzlogik der Marktökonomie“ (Gottschlich 2013, o. S.).
Zwar „rechnen“ sich Care und Commons nicht und sorgen nicht für Ein-
kommensreichtum, aber Commons und Care stehen für gelingende Sozialbe-
ziehungen, Beziehungsreichtum und Sicherheit. Was der Markt isoliert, wird 
von Commons und Care integriert. Diese Integrationskraft vermittelt soziale 
Sicherheit – ein wesentlicher Aspekt der Freiheit von Armut. 
Die Kritik an der Unsichtbarmachung lebensproduzierender Zusammenhän-
ge verbindet sich mit einer Kritik am Konzept der (Lohn-)Arbeit und an der 
Einengung politischer Programmatik auf die Integration in den Arbeits-
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markt11. Über „das Ganze der Arbeit in und für nachhaltige(n) Gesellschaf-
ten“ (Gottschlich 2013, o. S.) wird wenig systematisch nachgedacht. Viel-
leicht aber ist der Unvereinbarkeit beider Logiken, der Commons-Logik und 
der Warenlogik, nur durch Commons-Vielfalt zu begegnen, auch weil darin 
Produktion und Reproduktion in eins fallen. Es braucht demnach mehr „ca-
ring“ und mehr „commoning“ für mehr Freiräume und Unabhängigkeit vom 
Marktgeschehen, denn in diesem wird das Reproduktive systematisch aufge-
rieben. Das lässt sich als Einhegung („enclosure“) von Zuwendung fassen, der 
ultimativen Einhegung, auf der Kapitalismus beruht und deren letztliches 
Pfand der menschliche Körper ist. Mit Menschenwürde, Menschenrechten 
und Lebensqualität hat das wenig zu tun. Der Transfer von kapitalistischen 
Wirtschaftsprinzipien wirkt zerstörerisch sowohl auf die zu pflegende Person 
als auch auf die Person, die ihre Sorgearbeit ernst nimmt.
Gefordert sind pflegende und sorgende Menschen in ihrer ganzen Lebendig- 
und Menschlichkeit, die auch selbst von einem vielfältigen Beziehungsnetz 
getragen werden. 

Anstelle eines Fazits
„Es mag sein, dass es ein Zeichen von Armut ist, wenn man das Wasser aus 
dem Fluss holt. Es ist jedoch sicher eine tiefgreifendere Demütigung, wenn 
man, nachdem man für einige Zeit genossen hat, dass das Wasser aus dem 
Hahn kam, alleine zum Fluß gehen muss, da man sein Wasser nicht mehr 
bezahlen kann. Aber auch die glücklichen Nutzer des fließenden Wassers 
könnten sich früher oder später fragen, ob nicht die Maßnahmen der Armuts-
bekämpfung sie zu guter Letzt in jene Austauschbeziehung integriert haben, 
die zwar einerseits Wasser, ein Dach über dem Kopf und ausreichend Nah-
rung hervorbringen kann, andererseits die Menschen aber zwingt, ihre Haut 
zu Markte zu tragen“ (Schmidt-Soltau 2002: 23).

11 Diese ist das komplementäre Konzept zu einem Armutsbegriff, der Armut auf Einkommensarmut 
 reduziert. 
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Verena Fabris

Let’s make a Commons World.  
Abschlussdiskussion der 9. Armutskonferenz

Bei der Abschlussdiskussion der neunten Armutskonferenz „Was allen 
gehört. Armut bekämpfen durch Gemeingüter und Kooperation“ im 
Oktober 2012 diskutierten der Sozialwissenschafter Alban Knecht, die 
Sozialwissenschafterin und Commons-Aktivistin Brigitte Kratzwald, der 
Politologe Ulrich Brand und die Inklusionsforscherin Michaela Moser 
von der Armutskonferenz über den Beitrag der Commons zur Armutsbe-
kämpfung, Formen der Partizipation, Arbeit, Zeit, Spuren von Commons 
im Vorhandenen und wie wir unser Leben so gestalten können, dass es gut 
für alle ist. Die Fragen stellte Verena Fabris von der Armutskonferenz und 
Sozialexpertin der Volkshilfe.

Brigitte Kratzwald, du sagst, Commons sind nicht die Lösung, sondern ein 
Perspektivenwechsel. Wie kann der Perspektivenwechsel in der Armutsbe-
kämpfung ausschauen?

Brigitte Kratzwald: Was haben Commons mit Armutsbekämpfung zu tun? 
Haben sie vielleicht eher etwas mit Armutsvermeidung zu tun? Als Erstes fällt 



46

natürlich der Slogan ins Auge: „Wohlstand durch Teilen“. Teilen heißt nicht, 
die Reichen geben den Armen etwas, denn das wäre Wohltätigkeit, sondern 
Teilen heißt, Dinge gemeinsam zu nutzen. Es gibt sehr viele Dinge, die wir 
nicht jeden Tag brauchen. Wenn jeder diese zu Hause herumliegen hat, 
braucht man viel Platz, viele Ressourcen für die Erzeugung, viel Geld, um sie 
zu kaufen. Wenn man sie gemeinsam verwenden kann, braucht jede_r weni-
ger Geld, es werden weniger Ressourcen verbraucht und trotzdem sind alle 
reicher, weil alle mehr Dinge zur Verfügung haben. Das ist ein Zugang, der 
auch sehr stark von Menschen verfolgt wird, denen es um Ressourcenscho-
nung geht, um eine Reduktion des Wirtschaftswachstums, um eine zukunfts-
fähige Wirtschaft. Auf der anderen Seite sind das auch die Dinge, die in Kri-
sensituationen als Erstes entstehen. Wenn wir nach Griechenland, Irland, 
Portugal schauen, passieren unter anderem sehr viele solcher Dinge. Solange 
das auf dieser Ebene bleibt, sind Commons natürlich immer auch Notlösun-
gen und werden auch als solche empfunden.
Wenn wir die Wurzel der Idee der Commons betrachten – was haben diese in 
der Geschichte bedeutet? Es war immer so, dass die Commons die Existenz-
sicherung für die Armen waren, für die unterste Schicht der Bevölkerung. 
1215 wurden in der Magna Charta in England die Rechte auf Nutzung der 
Commons für die Menschen, die kein eigenes Land hatten, festgeschrieben. 
Alles Land war im Besitz des Königs oder der Adeligen, diese mussten aber 
den Menschen den Zugang gewähren, um Lebensmittel anzubauen, ihr Vieh 
weiden zu lassen, Holz aus dem Wald zu holen etc. Das Recht auf Commons 
hat sozusagen die Unabhängigkeit der Menschen gesichert, ihre Existenz zu-
mindest, damit sie überhaupt die Freiheitsrechte und Bürger_innenrechte in 
Anspruch nehmen konnten. Das Spannende ist, dass nicht der Staat oder der 
König Rechte gewährt, sondern die Rechte auf Commons zuvor da waren 
und die Rechte des Staates und des Königs einschränken. Es gibt also ein 
Recht auf Zugang zu den Mitteln, die wir brauchen, um unsere Grundbe-
dürfnisse zu erfüllen; diesen Zugang darf der Staat nicht einschränken. Das 
gab den Menschen, auch wenn sie kein eigenes Eigentum hatten, auch wenn 
sie sozusagen an unterster Stelle der Gesellschaft standen, ein gewisses Maß 
an Autonomie und Macht. 
Wie wir dieses Konzept weiterentwickeln können, müssen wir natürlich neu 
überlegen. Ich war vor Kurzem bei einer Konferenz, wo der Vizebürgermeister 



47

von Neapel, Alberto Lucarelli, ein Plädoyer für die Commons gehalten hat. Er 
hat gemeint, wenn Regierungen die öffentliche Infrastruktur oder öffentliche 
Güter verkaufen, dann wäre das ein Missbrauch des Eigentumsrechtes und es 
brauche einen eigenen Rechtsstatus für solche Dinge, die im heutigen Sinne 
Commons wären: dass diese vom Staat zwar verwaltet werden können, aber 
unveräußerlich sind. Und es braucht Wege und Instrumente und Mechanis-
men, dass alle Bürger_innen mitbestimmen können, wie diese Dinge verwal-
tet werden sollen. 
Das geht außerdem ganz stark in die Richtung, wie Partizipation verbessert 
werden kann. Es müsste wirklich um Selbstverwaltung gehen, das heißt, es 
müssten auch von unten nach oben Entscheidungen getroffen werden. 
Commons dienen nicht so sehr zur Umverteilung oder Armutsbekämpfung, 
sondern es geht eigentlich darum, schon so zu produzieren, dass es gar nicht 
erst passiert, dass Menschen ihre Grundbedürfnisse nicht befriedigen können. 
Und natürlich so zu produzieren, dass die Ressourcen nicht übernutzt werden, 
aber auch nicht durch Unternutzung verschwinden, dass alle Betroffenen 
gleichberechtigt mitbestimmen können und die Möglichkeit haben, ihre Fähig-
keiten einzubringen und die unterschiedlichen Bedürfnissen wahrzunehmen. 
Zusammen mit einer Einschränkung des Privateigentumes im Sinne der ge-
meinsamen Nutzung ermöglicht das dann, von diesem Knappheitsgefühl in ein 
Bewusstsein der Fülle zu kommen. Aus dieser Sicht würde ich Armut vor allem 
als eine Armut an Beteiligungs- und Mitgestaltungsmöglichkeiten sehen, als 
eine Armut an Möglichkeiten, die eigenen Fähigkeiten zu entfalten.

Wir leben in einer Welt, in der Armut immer größer wird. Michaela Moser, 
was können Commons aus deiner Sicht zur Armutsbekämpfung beitragen?

Michaela Moser: Wir gehen davon aus, dass es „drei plus eins“ zentrale Ele-
mente gibt, um Armut zu bekämpfen. Zum einen Einkommenssicherung, ein 
Mindesteinkommen auf adäquatem Niveau, das ein würdiges Leben und einen 
angemessenen Lebensstil sichert, entweder durch Einkommen aus Erwerbsar-
beit oder aus Sozialleistungen für Menschen, die sich nicht am Erwerbsarbeits-
markt beteiligen können oder von diesem ausgeschlossen werden. Ein zweiter 
Punkt ist die soziale Infrastruktur: Bildung, Gesundheit, öffentlicher Verkehr, 
also gute, qualitätsvolle Angebote, dazu gehören auch Beratungs- und Unter-
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stützungsangebote. Als dritter Punkt ist die Frage der Beteiligung an Arbeit zu 
nennen, nicht nur an Erwerbsarbeit – damit verbunden ist gleichzeitig auch die 
Frage nach erweiterten Arbeitsbegriffen und wie bezahlte und unbezahlte Ar-
beit verteilt werden kann, es geht also um die Qualität von Arbeit, Erwerbsar-
beit und Nichterwerbsarbeit. Das „plus eins“ ist die Frage von Partizipation, 
Teilhabe, Selbstorganisation. 
Ich sehe aus der Beschäftigung mit den Commons eine zweifache Verknüp-
fung. Auf der einen Seite können Commons helfen, genau diese Bereiche 
anders zu gestalten, eben auch im Sinne der Selbstverwaltung. Auf der ande-
ren Seite ist zentral, wie sie geregelt werden, ob ich mich überhaupt am Com-
moning beteiligen kann. Ich brauche ein gewisses Einkommen, eine gewisse 
Bildung in dem Sinn, gelernt zu haben, wie ich Sachen ausverhandle, eine 
reduzierte Form der Erwerbsarbeitszeitverpflichtung. Wenn ich unter prekä-
ren Bedingungen drei verschiedene Jobs machen muss, bleibt nicht mehr sehr 
viel Zeit, um mich in Commons-Projekten zu engagieren. Das geht Hand in 
Hand und man muss wahrscheinlich an beiden Fäden ziehen, um die Dinge 
anders zu gestalten. Das führt genau zu dem Punkt zwischen einer langfristi-
geren Dimension, wo es darum geht, die Dinge wirklich ganz anders zu den-
ken, aus der Fülle zu schöpfen, ganz neue Modelle, wie unser Leben organi-
siert, wie auch die Wirtschaft organisiert sein kann, nicht nur zu denken, 
sondern auch umzusetzen zu beginnen, und dieser Notwendigkeit, ganz un-
mittelbar etwas zu tun, weil es eben unmittelbare Notsituationen gibt, Be-
dürfnisse gibt, wo es nicht möglich ist, ja wo es sogar zynisch wäre zu sagen, 
wir entwickeln da jetzt eine ganz andere Ökonomie und die wird dafür sor-
gen, dass ihr alle mit den entsprechenden Nahrungsmitteln versorgt werdet. 
Ich glaube, in dem Spannungsverhältnis stecken wir. Eine Grund dafür, uns 
mit der Commons-Perspektive zu beschäftigen, war, dass wir ein Potenzial 
gesehen haben in der Frage: Kann sich etwas Gutes im Schlechten entwickeln? 
Und wenn ja, auf welche Weise?
Diese beiden Perspektiven schlagen sich auch nieder in Fragen rund um Com-
moning und Verteilungskämpfe sowie Commoning und Soziale Arbeit und 
werfen ganz viele Fragen für soziale Organisationen selbst auf. Inwiefern sind 
eigentlich unsere eigenen Organisationen Commons und was heißt diese Com-
mons-Perspektive auch in Bezug darauf, wie wir Unterstützungsangebote orga-
nisieren, was heißt das für die Stärkung der Selbstorganisationen?
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Alban Knecht, du hast dich sehr viel mit Gesundheitssystemen beschäftigt, 
und es gibt auch Beispiele, wie Gesundheitsvorsorge anders organisiert sein 
kann, nämlich partizipativer oder mehr nach den Commons-Prinzipien.

Alban Knecht: Als Erstes möchte ich einmal darauf hinweisen, dass unsere De-
mokratie eigentlich bereits eine Commons-Lösung ist, in dem Sinne, dass sich 
Menschen zusammen tun, um ihre Dinge gemeinsam zu regeln. Das hat dann 
eine Bedeutung, wenn die Frage aufgeworfen wird: Wie viel Staat wollen wir 
neben den Commons haben oder als Commons? Im Gesundheitssystem kann 
man sich Commons-Lösungen jenseits des Wohlfahrtsstaats vorstellen, also Ge-
sundheitsgenossenschaften, bei denen sich die Nutzer_innen, also die Kranken 
und Gesunden, die versichert werden wollen, mit den Ärzt_innen zusammen-
schließen und dann gemeinsam an der Gesundheit der Beteiligten arbeiten. 
Das wäre eine Lösung, die auch jenseits des Staates als Selbstorganisation funk-
tionieren kann. Die Frage ist, ob so etwas tatsächlich ein Fortschritt wäre, denn 
eigentlich können wir froh sein, gesetzliche Ansprüche zu haben und wenn wir 
krank sind nicht mit anderen Leuten aushandeln zu müssen, ob unsere Krank-
heit jetzt ernst genug ist, um eine Behandlung zu bekommen. Eine Alternative 
zu einem gemeinschaftlichen Gesundheitswesen jenseits des Staates wäre, dass 
man im bestehenden Gesundheitswesen, das eigentlich allen gehört und das 
formal bis zu einem gewissen Grade vom Staat unabhängig ist, die Idee der 
Selbstorganisation und Selbstverwaltung stärkt. Dazu müsste man dann aber 
die Nutzer_innen ganz neu einbinden, man bräuchte also ein Gesundheitssys-
tem, in der tatsächlich die Versicherten selber wählen, wer ihre Krankenkasse 
wie verwaltet. Eine kleine Lösung wäre eine Art Aufsichtsrat der Betroffenen, 
eine große Lösung wäre ein Gesundheitsparlament. Man könnte sich vorstel-
len, dass so die Leute ganz neu eingebunden werden in die Krankenkasse und 
dann auch das Gefühl bekommen „Ja, das ist meine Krankenkasse“, und dass 
sie ein neues Gefühl dafür bekommen, wie sie das nutzen wollen. Dazu würde 
auch gehören, dass die Nutzer_innen sich der Gemeinschaft verpflichtet füh-
len, dass es also ein Gefühl von gemeinschaftlicher Sicherung im Sinne von „Ja, 
das ist unsere Krankenkasse“ gibt. Man könnte sich außerdem vorstellen, dass 
die Leistungserstellung, Ärzt_innen, Krankenhäuser usw. in diese Genossen-
schaften miteingebunden sind, sodass man dann bei der Leistungserstellung 
nicht die ganze Zeit Institutionen in Anspruch nehmen muss, die Gewinne 
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erarbeiten müssen, sondern dass die Krankenhäuser in der Hand von Kranken-
kassen sind, also im Prinzip im Besitz der Versicherten. Das wäre eine Idee zur 
Weiterentwicklung unseres Krankenkassen-Systems, das eigentlich sowieso den 
Anspruch der Selbstverwaltung hat, in eine Richtung, von der man dann sagen 
könnte, jetzt fühlen wir das als Commons-Lösung, in der die Partizipation viel 
stärker ist. Das ist eine utopische Vision, auf die man hinarbeiten kann.

Bei den Commons geht es ja darum, dass die, die etwas nutzen, das auch 
gemeinsam gestalten können sollen. Ulrich Brand, eine Frage, die sich stellt: 
Was ist dann die Rolle des Staates? Was ist überhaupt der Staat und kann 
man nicht den Staat eigentlich auch als ein Commons begreifen, als etwas, 
das wir gemeinsam gestalten? 

Ulrich Brand: Commons ist eine Perspektivenverschiebung mit einem utopi-
schen Element: Was können wir anders machen? Auch heute produzieren wir 
gemeinsam die Dinge zum Leben: Mobilität, Ernährung, Wohnen, Kleidung. 
Aber über dieses Gemeinsame legt sich eine kapitalistische Logik, also, dass der 
Zweck des gemeinsamen Handelns, dass die Entscheidungsgewalt dessen, wie 
wir ins Verhältnis zueinander gesetzt werden, sehr stark über die Investitions-
entscheidungen und Gewinnabsichten von Unternehmen und konkret bei uns 
sehr stark über Erwerbsarbeit läuft. Wenn sich die Sache nicht lohnt, dann wird 
nicht investiert und es werden keine Erwerbsarbeitsplätze geschaffen.
Wenn wir über Commons nachdenken, dann müssen wir auch darüber nachden-
ken, was eigentlich heute wesentlich unser Handeln antreibt. Das sind, wie ge-
sagt, sehr stark Profitinteressen und das ist problematisch, weil das Ausschluss, 
Ungleichheit, mitunter Armut erzeugt und den meisten Menschen einen eher 
geringen Handlungskorridor erlaubt. Wenn wir über Commons und Armut und 
Ungleichheit sprechen, müssen wir auch darüber sprechen, wie wir kapitalisti-
sche Imperative, die in der Gesellschaft viele Handlungen motivieren und Prob-
leme erzeugen, ein Stück weit zurückdrängen. Wir müssen auch die machtvollen 
Kerne der Gesellschaft in den Blick nehmen, die sind nun einmal sehr stark mit 
der kapitalistischen Privatproduktion verbunden. Sozialpolitik ist der Versuch, 
mit dem Kollateralschaden, mit den negativen Implikationen der Armutserzeu-
gung umzugehen, aber der Kern der Armutserzeugung, der Kern der Ungleich-
heit, der Naturzerstörung wird nicht infrage gestellt – nämlich kapitalistische 
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Dynamiken. Das wäre mir wichtig für diese Diskussion: Gemeinwohlökonomie 
und Commons dürfen sich nicht nur als Nische vorstellen, sondern wir müssen 
auch fragen: Wie wird Mobilität anders produziert, wie kommen wir weg von 
Auto-Mobilität, wenn wir das als Problem sehen, und wie schaffen wir eine ge-
meinschaftliche Produktion – nicht mehr unter kapitalistischen Imperativen – 
von Mobilität, von Energie, von Lebensmitteln etc.? Mein Ansatzpunkt wäre 
daher, eine breitere Perspektive einzunehmen und damit das Bestehende, die ka-
pitalistische Dynamik, die Ungleichheit und Armut erzeugt, zu hinterfragen. 
Der zweite Gedanke betrifft das Verhältnis von Commons und Staat. Ich sehe 
eine Gefahr, dass angenommen wird: Hier gibt es den Markt, das Kapital und 
Erwerbsarbeit auf der einen Seite und hier gibt es den Staat, öffentliche Politi-
ken auf der anderen. Und wir machen etwas Drittes und drängen die Herr-
schaftlichkeit des Staats und des kapitalistischen Marktes ein Stück weit zurück. 
Ich bin der Letzte, der leugnet, dass der Staat herrschaftlich, patriarchal, impe-
rial, ausgrenzend ist. So wie die gesellschaftliche Arbeitsteilung organisiert ist, 
ist sie hochgradig hierarchisch organisiert, weil eben wenige in den Spitzenpo-
sitionen sind und darüber entscheiden, was produziert wird, und die anderen 
„dürfen“ ihre Arbeitskraft verkaufen und wenn sie nicht gut genug sind, fliegen 
sie raus. Wenn wir aber den Staat per se ablehnen und sagen, jetzt machen wir 
Commons als dritte Alternative, dann laufen wir Gefahr, einen Fehler linker 
Staatskritik zu wiederholen, nämlich Neoliberalismus von unten zu betreiben 
– zu meinen, wir sind bereits alle stark genug, wir müssen nur wollen, dann 
können wir Kapital und Staat zurückdrängen – und genau die sozialstaatlichen 
Errungenschaften zu übergehen und nicht in der Ambivalenz zu sehen. Dass 
Sozialstaatlichkeit wiederum Ausschluss produziert, dass sie paternalistisch ist, 
dass sie natürlich an einer kapitalistischen Ökonomie hängt und dass, wenn 
gekürzt wird, eher in sozialstaatlichen Bereichen gekürzt wird und nicht bei der 
Banken-Rettung, das will ich alles nicht negieren. Aber wir sollten die Kämpfe 
um Sozialstaatlichkeit, die Kämpfe um Umverteilung und auch um eine andere 
Wirtschaftspolitik nicht ohne Not aufgeben. Und diese Gefahr sehe ich bei ei-
ner Commons-Debatte, wenn sie nur sagt: „Staat und Markt sind Teil der an-
deren Seite und wir schaffen jetzt Nischen für Alternativen.“ Ich halte die Ni-
schen für wichtig, die Experimentierfelder, aber ich würde das Terrain des Staa-
tes nicht aufgeben. Meine Annahme dabei ist, dass der Staat eben nicht ein 
neutraler Regulierer ist, er ist aber auch nicht nur das Instrument des Kapitals, 
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sondern der Staat ist selber ein Feld von Kämpfen. Und es ist die Erfahrung 
vieler Menschen, dass wir so etwas wie Wohlfahrtsstaatlichkeit hatten und bis 
heute haben, die in der Kreisky-Ära aufgebaut wurde, die – ich wiederhole 
noch einmal – ausschließend ist, die paternalistisch ist, die patriarchal ist, die 
klassenförmig ist, aber die ihnen trotzdem eine Form der materiellen Teilhabe 
bot. Sie gab ihnen das Gefühl, dass sie Lebenschancen auch deshalb bekom-
men, weil es so etwas wie sozialstaatliche Politiken oder Bildungspolitik gibt. 
Der Aufbau von Sozialstaatlichkeit in den 1970er-Jahren hing mit starken Ge-
werkschaften zusammen. Der aktuelle Druck auf Sozialstaatlichkeit hängt um-
gekehrt mit neoliberaler Globalisierung und mit starken Kapitalkräften zusam-
men. Wenn wir eine inklusivere, gerechtere Gesellschaft wollen, müssen wir die 
Kräfte wieder stärken, die auf Inklusion, auf Repräsentation von schwächeren 
Bevölkerungsgruppen und von Armen setzen. Die politische Konsequenz aus 
dieser Überlegung ist aber, nicht nur Sozialpolitik zu betreiben und vom Staat 
zu fordern, stärkere Umverteilung zu betreiben, sondern auch die gesellschaft-
lichen Kontexte und Kräfteverhältnisse zu verändern, die dazu führen, dass der 
Staat unter Druck gerät, dass die Sozialpolitiken heute durch das Nadelöhr der 
Wettbewerbspolitik, durch das Nadelöhr der Bankensicherung müssen und 
erst, wenn die Banken gesichert sind, Sozialpolitik betrieben wird. Wir haben 
sozusagen eine kapitalistische Grammatik und die müssen wir ebenfalls ändern, 
und zwar in den Kernen von Markt und Staat.
Die dritte Perspektive in Anlehnung an das „drei plus eins“ ist, dass ich glaube, 
man sollte „drei plus eins plus eins“ machen. Damit meine ich, dass wir die 
ökologischen Bedingungen, die Umweltkrise gerade aus einer Armuts- und 
Ungleich heitsperspektive thematisieren müssen, also die ökologischen Fragen 
zu sozialökologischen Fragen machen und die Fragen von Energiearmut, von 
schlechten Lebensmitteln in unsere Debatten um Armut und Ungleichheit in-
tegrieren sollten. Sozialökologische Fragen als Fragen der Ungleichheit werden 
wichtiger, wenn die Energiepreise steigen, wenn die Lebensmittel, weil sie billig 
sind, schlechter werden und vieles andere. „Drei plus eins plus eins“ wäre, die 
ökologische Frage von unten als sozialökologische Frage, als Frage von Armut 
und Ungleichheit zu thematisieren und damit auch als Frage der gesellschaftli-
chen Veränderung und nicht als Frage, wie retten wir den Planeten – Letzteres 
ist nämlich viel zu abstrakt, macht die Leute passiv und entkoppelt soziale Fra-
gen von ökologischen. 
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Brigitte Kratzwald, wie stellst du dir vor, das aus den kleinen Nischen ein 
großes Ganzes werden kann, in dem wirklich alle teilhaben können und 
nicht nur diejenigen, die das Glück haben, in einem kleinen Commons-
Projekt dabei zu sein?

Brigitte Kratzwald: Wir betonen auch immer, dass jenseits von Markt und 
Staat nicht heißt ohne Markt und Staat, sondern dass wir die Ausgangsfrage 
anders stellen. Wir fragen, was sind unsere Bedürfnisse, was brauchen wir, wel-
che Ressourcen haben wir hier vor Ort, welche Fähigkeiten haben wir und wie 
können wir damit unsere Bedürfnisse bestmöglich erfüllen. Und dann fragen 
wir, welche Rolle wollen wir dem Staat dabei geben, welche Rolle kann der 
Markt übernehmen. Da geht es darum, dass der Staat viele unterschiedliche 
Rollen einnehmen kann. Er kann Finanzier sein, er kann Treuhänder sein, er 
kann Dinge verwalten, aber eben im Auftrag der Bürger_innen. Da gibt es im 
Moment ein paar sehr interessante Ideen in Deutschland, in Berlin und in Pots-
dam, unter dem Namen „Gemeingut in Bürger_innenhand“, wo es darum 
geht, die Stadt soll Strom und Wasserversorgung übernehmen, aber es wird ein 
Gesetz erarbeitet, wie die Menschen mitbestimmen können, wie Energieversor-
gung organisiert werden soll. Da wird die Frage der Arbeit relevant, weil ein 
Problem ist, dass gesagt wird, wir müssen das alle parallel zu unserer Lohnarbeit 
aufbauen und das ist so wahnsinnig anstrengend und das kostet so viel Zeit und 
es ist so schwierig, diese ganzen Auseinandersetzungen und Verhandlungen und 
Konflikte. Da sage ich immer, eigentlich ist es auch ziemlich anstrengend und 
schwierig, den Kapitalismus jeden Tag wieder zu reproduzieren. Es ist für die 
Menschen schwierig, die 60 Stunden in der Woche arbeiten und für die Men-
schen, die gar keine Erwerbsarbeit haben, trotzdem viel zu tun haben, um ihr 
Leben überhaupt zu meistern, und dann noch irgendwelche seltsamen Qualifi-
zierungskurse machen müssen. Das liegt einfach auch daran, dass wir unsere 
Strukturen derzeit so gebaut haben, dass sie das kapitalistische System optimal 
unterstützen. Wenn wir aber Strukturen und Institutionen hätten, die das 
Commoning, die die Kooperation, die die Kommunikation, die die Konfliktlö-
sung optimal unterstützen würden, dann wäre das nicht schwieriger, sondern 
sogar leichter. 
Kernfragen sind: Wie kann es funktionieren? Wie können wir Institutionen 
gestalten, die Kooperation leicht machen? Und: Wie gehen wir dabei miteinan-
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der um? Welche neuen Kommunikationsformen, welche neuen Formen der 
Demokratie, der Partizipation der Mitbestimmung brauchen wir? Das ist ein 
gesamtgesellschaftlicher Transformationsprozess, der sehr viel Veränderung im 
gesamten Denken verlangt. 

Alban Knecht, du hast in deinem letzten Statement die Vision eines partizi-
pativen Gesundheitssystems vorgestellt. Kennst du auch Beispiele, wo das 
funktioniert, wo das Gesundheitssystem anders organisiert ist?

Alban Knecht: Solche Genossenschaften existieren in Brasilien und in Japan. Es 
gibt auch in Deutschland erste Ansätze in diese Richtung – allerdings keine, bei 
denen die Anbieter_innen tatsächlich beteiligt sind. Das Interessante an dieser 
Idee ist, dass sich die Machtverhältnisse sehr stark ändern würden. In unserem 
Gesundheitssystem könnte man ein Viertel aller Kosten sparen, wenn man die 
Prävention stärker in den Vordergrund stellen würde. Wieso passiert es nicht? 
Weil Ärzt_innen-Interessen, die Interessen der Pharmaindustrie, Politiker_innen- 
Interessen viel stärker in diese Entscheidungsprozesse einfließen als gesund ist. 
Das könnte sich in dem Augenblick ändern, in dem man die Krankenversiche-
rung in die Hände der Nutzer_innen selber gibt, dann wäre ein viel größeres 
Interesse da, sich um Gesundheit zu kümmern. Man würde sich viel stärker an 
den tatsächlichen Bedarfen orientieren und witzigerweise könnte man, indem 
man die Prävention stärker in den Vordergrund rückt und versucht, Empower-
ment-Prozesse anzustoßen, wahrscheinlich viel mehr Geld einsparen als mit 
den Sparmaßnahmen, die heute vorgeschlagen werden. In japanischen oder 
schwedischen Betrieben gibt es Gesundheitszirkel, in denen sich Leute zusam-
mentun und überlegen: Was können wir in unserem Betrieb tun, um mehr auf 
unsere Gesundheit zu achten? 

Michaela Moser, in der Armutsbekämpfung ist Erwerbsarbeit ein wichtiger 
Faktor. Welche Möglichkeiten gäbe es, diese anders zu verteilen?

Michaela Moser: Der Faktor Arbeit in der Armutsbekämpfung ist ein äußerst 
umkämpftes Terrain. Als Armutskonferenz kritisieren wir sehr stark diesen ganz 
allgemeinen Satz, dass Arbeit am besten vor Armut schützt, weil er empirisch 
sehr schnell widerlegt ist, da sehr viele Erwerbsarbeitsverhältnisse keinen Schutz 
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vor Armut bieten, ganz abgesehen davon, dass sehr viele Menschen, vor allem 
Frauen, andere Arten von Arbeiten verrichten, die überhaupt nicht vor Armut 
schützen, ganz im Gegenteil. Insofern denke ich, diese ganze Frage sollte sich 
eigentlich nicht um die Erwerbsarbeit drehen, sondern um das „Ganze der Ar-
beit“, wie Adelheid Biesecker das nennt. Ich glaube schon, dass die Frage, wie 
wir Arbeit verteilen und gestalten, eine ganz zentrale ist und sie ist immer auch 
mit dem Einkommen verknüpft. Deshalb finde ich es wichtig, die Dinge ge-
meinsam zu diskutieren, die Verteilung verschiedener Arbeiten, bezahlter und 
unbezahlter, aber auch Arbeiten, die verschiedene Sphären betreffen, also Haus-
arbeit oder Sorgetätigkeiten im engeren Umfeld bis hin zu gesellschaftlicher 
Arbeit, immer mit verschiedenem Einkommensstrukturen zu verbinden. 
Ein Thema, das für mich noch aufgetaucht ist, ist die Frage, wo es Spuren von 
diesen Commons-Prinzipien schon gibt im Vorhandenen. Über Twitter sind 
wir darauf hingewiesen worden, dass es einen Nutzer_innen-Aufsichtsrat in den 
Krankenkassen gibt. Aber das ist natürlich nicht die Form von Partizipation, 
wie sie sich viele von uns vorstellen würden. Es gibt Commons-Prinzipien im 
Ansatz oder von der Idee her, aber sie funktionieren nicht oder nicht mehr so, 
wie es vielleicht heutigen gesellschaftlichen Verhältnissen und unseren Vorstel-
lungen von Beteiligung entspricht. Diese Spuren nicht zu übersehen und dort 
auch einzuhaken, finde ich wichtig. 
Bei der ökologischen Frage bin ich inhaltlich ganz bei Uli Brand und wahr-
scheinlich ist es auch wichtig, das mit einem zusätzlichen „plus eins“ ganz expli-
zit sichtbar zu machen. Wenn wir über die Dienstleistungen, die Güter spre-
chen, über Ernährung, über Energiefragen usw., dann ist das irgendwie mit 
dabei. Aber „mit dabei“ heißt dann auch oft, es wird doch vergessen. 
Es gibt Projekte, an denen sich die Armutskonferenz beteiligt, wo vieles auch 
schon in Schritten verwirklicht wird. Ein sehr gutes Projekt oder eigentlich mehr 
als ein Projekt, eine Allianz, ist die Allianz „Wege aus der Krise“ mit ihrem zivil-
gesellschaftlichen Budget, wo eigentlich fast alle dieser Punkte noch einmal vor-
kommen anhand von Vorschlägen zum Staatsbudget, wo es auch darum geht, 
die Ökonomisierung hereinzunehmen, wo es darum geht – das spiegelt sich 
vielleicht noch nicht in dem Ausmaß wider, in dem wir uns das wünschen –, 
Arbeitsverhältnisse ganz anders zu organisieren. Zumindest von der Richtung 
her geht es auch um Arbeitszeitverkürzung, bessere Entlohnung. Es ist außer-
dem – jedenfalls in den Diskussionen – so etwas dabei wie dieser Umbau, auch 
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durch die Zusammenarbeit von sozialen Organisationen mit gewerkschaftlichen 
Organisationen. 
Zur Frage der Beteiligung, also grundsätzlich auch wie das Budget gemacht 
wird: es ist jetzt noch nicht die volle Partizipation und Selbstorganisation in 
dem Sinn, dass es eben Vertreter_innen von zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen sind, die dort miteinander Dinge ausverhandeln, aber von der Idee und 
von den Vorhaben her geht es darum, wirklich auch Prozesse anzustoßen, dass 
einmal auf anderen Ebenen ebenso partizipative Budgets mit Bürger_innen-
Beteiligung Realität werden. Zwei Dinge finde ich noch wichtig in der Frage 
der Beteiligung. Das eine sind die Methoden: Wie kann man sicherstellen, dass 
sich auch alle mit unterschiedlichen Möglichkeiten und vielleicht Beeinträchti-
gungen beteiligen können? Und eine andere Frage lautet: Wie finden wir For-
men und Methoden, um dieses wahnsinnige Übergewicht, das Sprache und 
Rhetorik in diesen ganzen Aushandlungsprozessen haben, ein bisschen zu rela-
tivieren? Ich erkenne selbst auch aus eigenen Beteiligungsprojekten: Wenn man 
sprachlich nicht mithalten kann, dann tut man sich schwer, weil alles Verhan-
deln fast immer über die Sprache funktioniert. Ich glaube schon, dass da z. B. 
über die Forumtheaterprojekte, die wir mit InterACT machen, Wege gezeigt 
werden, sich über andere Methoden und Ausdrucksformen einzubringen. Und 
da geht es nicht nur darum, Leuten zu helfen, die sich nicht gut ausdrücken 
können, ich glaube, auch Leute wie ich, die Vielredner_innen, haben Chancen 
andere Zugänge zu finden und auch etwas zu lernen. Eine der großen offenen 
Fragen, die ich als zentral sehe, ist die Zeit. Meine Erfahrung ist, Selbstorgani-
sation, Beteiligung, Aushandlungsprojekte brauchen Zeit. Daran kann man 
nicht rütteln. Da müssen wir also dranbleiben, wo wir uns diese Zeit sozusagen 
erkämpfen, und natürlich hängt das dann wieder zusammen mit den anderen 
Rahmenbedingungen wie Verkürzung der Erwerbsarbeitszeit, weil dann viel-
leicht auch mehr Raum und Zeit – jedenfalls sieht das meine Vision so vor – 
bleibt für diese Verhandlungsprozesse, die so notwendig sind. 

Für die Schlussrunde möchte ich zwei Dinge herausgreifen. Eine Generalfra-
ge an euch: Wie geht es weiter? – auch ein bisschen unter dem Motto „Let’s 
make a Commons World“, und zwei konkretere Fragestellungen, zum einen 
die Frage der Existenzsicherung und zum anderen die Frage nach den vor-
handenen Spuren von Commons. 
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Brigitte Kratzwald: Die britische Ökonomin Hilary Wainwright hat ein dickes 
Buch geschrieben, das nennt sich „Reclaim The State“, und das heißt genau das: 
Wir schauen, wo können wir uns die bestehenden Institutionen aneignen und 
dort wieder mehr mitreden. 
Ein Grundeinkommen kann den Aufbau von alternativen Formen wesentlich 
unterstützen, weil es uns freispielt von der Zeit her. Und vor allem ist da ein 
ganz wichtiger Aspekt: Heute ist es ja so, ich muss zuerst Geld haben, damit ich 
etwas zu essen kriege. Das heißt, ich muss zuerst arbeiten und zwar meistens 
etwas arbeiten, was ich nicht will, was keine gute Arbeit ist, was oft sogar schäd-
lich ist, damit ich dann etwas essen kann, und in der Freizeit repariere ich dann 
die Schäden, die ich in meiner Lohnarbeit angerichtet habe. Aber Grundein-
kommen heißt, ich bekomme zuerst Geld, damit ich meine Bedürfnisse befrie-
digen kann, und dann kann ich eigentlich erst gut arbeiten Das ist die Idee, die 
auch in den Commons drinnen steckt. Eine kleine Einschränkung: „nur“ ein 
bedingungsloses Grundeinkommen – das wäre schon ein ganz riesengroßer 
Schritt – aber „nur“ ein bedingungsloses Grundeinkommen könnte auch be-
deuten, dass wir einfach als Konsument_innen wieder funktionsfähiger werden 
und dann alles beim Alten bleibt, weil wir uns eh wieder alles leisten können. 
Für mich wäre ein Grundeinkommen nicht nur eine finanzielle Forderung, 
sondern eher auch zu sagen: Energiegrundsicherung, wobei gleich die Frage 
eingebaut werden kann: Wie organisieren wir die Energieversorgung oder freie 
öffentliche Verkehrsmittel und zwar nicht nur für Menschen mit geringerem 
Einkommen? Solange wir solche Dinge machen, trennen wir, wir sagen, da sind 
die Armen, die dürfen gratis fahren, da sind die Reichen. Da haben wir immer 
wieder diesen Aspekt der Stigmatisierung, da muss ich mich erst als arm defi-
nieren. Und natürlich diese ganzen demokratischen Mechanismen, von denen 
wir gesprochen haben. Wenn wir das zusammen mit einem bedingungslosen 
Grundeinkommen haben, dann haben wir die neue Welt schon fast erreicht. 
Jeder kann bei sich selber anfangen, im eigenen Leben die Fülle wahrzuneh-
men. Das mag manchen, denen es wirklich ganz dreckig geht, sehr zynisch 
erscheinen, da muss man, glaube ich, auch vorsichtig sein, es ist aber für mich 
ein Anknüpfungspunkt dazu, Betroffene mit einzubeziehen. Armut bedeutet 
eben auch Armut an Möglichkeiten, die eigenen Fähigkeiten zu entfalten, über 
das eigene Leben zu bestimmen, und in diesem Zusammenhang halte ich es 
für wichtig, auch wirklich hinzuschauen: Wo nehmen denn Menschen, die 
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vielleicht wirklich ganz unten sind, ihre Selbstorganisation und Selbstbestim-
mungsmöglichkeiten wahr? Es ist auch eine Form von Commoning und 
Selbst organisation, wenn Arbeitslose sich gegenseitig die Tipps weitergeben, 
wie man noch ein bisschen länger Arbeitslosengeld kriegen kann. Das hört 
man nicht so gerne. Genauso die Selbstorganisation von Migrant_innen, da 
heißt es dann, die bleiben immer in ihren Gruppen und wollen sich nicht in-
tegrieren. Genau diese Dinge wirklich wahrzunehmen und zu sehen, da gibt es 
ganz viel, die sind nicht so passiv, die sind aktiv und das alles sind Ansatzpunk-
te für Selbstermächtigung, das halte ich für einen wichtigen Punkt, wenn wir 
von Commons reden. 

Ulrich Brand: Bedingungslose Grundsicherung oder Grundeinkommen heißt 
aus meiner Sicht auch Verantwortlichkeit. Verantwortlichkeit nicht im Sinne 
von, das musst du so und so machen, sondern Verantwortlichkeit für die Ge-
sellschaft, für unsere Lebensbedingungen und Lebensmittel, die wir ja gemein-
sam schaffen – die wir aber heute weitgehend, längst nicht ausschließlich, unter 
kapitalistischen Imperativen schaffen. Sonst werden die Menschen weiterhin in 
der Passivierung gelassen und das Grundeinkommen wird zu einer zu einfachen 
Formel – wenn wir das haben, müssen wir sonst nichts ändern. Das halte ich 
für verkürzt. Was sind denn die Bedingungen, die gesellschaftlichen Infrastruk-
turen, damit Menschen auch aktiv werden können? Welche Bildungs- und Ar-
beitsbedingungen, welche Formen der politischen Beteiligung herrschen vor? 
Das Grundeinkommen mag hier die Bedingungen verbessern, wenn Menschen 
frei sind von Zwang, jede noch so schlechte Erwerbsarbeit anzunehmen. Aber 
man kann es nicht dabei belassen.

Alban Knecht: Ich möchte noch einmal auf den Punkt Existenzsicherung und 
Daseinsvorsorge kommen. Die Maximalforderung wäre, dass Wohnen, Ener-
gie, Wasser, Bildung, Gesundheit in den Händen der Gemeinschaft sind. Da 
sind wir natürlich noch nicht und solange wir da noch nicht sind, haben wir 
immer einen guten Grund zu sagen, wir wollen wenigstens über Steuern einen 
Anteil von dem als Gemeinschaft zurückhaben, was privatisiert worden ist, was 
nicht allen gehört. Das wäre etwas, wo man sofort ansetzen kann, um für höhe-
re Steuern zu argumentieren. Eine solche Begründung kann auch ein gutes 
Argument sein für so etwas wie ein Bürger_innengeld. Eine Gemeinschaft hat 
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Werte geschafften, hat Wissen geschaffen, hat Bildung geschaffen und ist dann 
auch berechtigt, sich einen Anteil von den Gewinnen der Nutzung dieser Wer-
te zurückzufordern von Leuten, die das individuell privat vermarkten. 
Ich wollte auch noch einmal kurz auf die Umverteilungsfrage eingehen. Es ist 
natürlich nicht gewährleistet, das in Genossenschaften automatisch die Bedürf-
nisperspektive stärker im Vordergrund steht als bei anderen Organisationsfor-
men. Aber in der Commons-Debatte ist schon angedacht, dass man stärker nach 
den Bedürfnissen schaut, dass also Umverteilung auch entsteht, weil man davon 
ausgeht, dass Menschen, die sich zusammen organisieren, dann auch schauen, 
wo die Bedarfe größer oder kleiner sind, wenn sie Leistungen verteilen. 

Michaela Moser: Die meisten unserer Forderungen können erfüllt werden. Un-
sere Forderungen sind ja nicht Hirngespinste, die unerfüllbar wären, sondern es 
fehlt am politischen Willen, sie umzusetzen.
Wie können wir diese Umsetzung vorantreiben? Wie können wir da noch wirk-
mächtiger werden? Ein Beitrag, den für mich diese Nischenprojekte leisten, ist 
schon, in vielen Bereichen anhand von konkreten Projekten auch immer wieder 
zu zeigen, es geht. Weil in dieser Umsetzungsfrage sehr oft eines der Totschlag-
argumente ist, es geht nicht. Sicher wird man noch an dem einen und anderen 
Rädchen drehen müssen und sich einiges überlegen müssen, um das dann im 
größeren Stil umzusetzen.
Ein Thema, das nicht nur uns, sondern viele Leute beschäftigt, ist, wie sich 
Demokratie überhaupt weiterentwickelt, wie wir gemeinsam diese Gesellschaft 
gestalten. Letztlich geht es ja immer um die Frage, wie wir miteinander leben 
wollen, und ich glaube, bei den Commons, beim Commoner sein, beim Sich-
Kümmern geht es immer auch sehr stark darum, wie wir es so tun, dass es gut 
für alle ist. 
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Alban Knecht

Daseinsvorsorge als gemeinschaftliche Aufgabe 

Die Daseinsvorsorge war in Österreich, Deutschland und der Schweiz bis 
in die 1980er-Jahre durch ein staatliches beziehungsweise ein kommu-
nales Leistungsangebot geprägt. Mittlerweile zeichnet sich dieser Bereich 
durch die Koexistenz und Kooperation von staatlichen, privatwirtschaftli-
chen und gemeinnützigen Unternehmen aus. Die existenzielle Bedeutung 
der Daseinsvorsorge für die Bürger_innen führt zu der Frage, inwieweit 
Güter und Dienstleistungen in diesem Bereich als Commons betrachtet 
werden und solidarisch produziert werden können.

Daseinsvorsorge – Existenzsicherung für Bürger_innen 
Unter Daseinsvorsorge wird die Bereitstellung von Gütern und Dienstleistun-
gen verstanden, die der Existenzsicherung und der Befriedigung menschlicher 
Grundbedürfnisse dienen („Grundversorgung“). Heute werden mit dem Be-
griff die Gas-, Wasser- und Elektrizitätsversorgung, der öffentliche Verkehr, 
die Müllabfuhr und Abwasserbeseitigung, Bildungs-, Kultur- und Gesund-
heitseinrichtungen wie Schulen, Theater, Bibliotheken und Krankenhäuser, 
aber auch Einrichtungen wie Friedhöfe und öffentliche Bäder zusammenge-
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fasst. Bei Ernst Forsthoff, der den Begriff Anfang der 1930er-Jahre geprägt 
hat, war dieser noch weiter gefasst und schloss auch „Post und Telephonie“, 
„die hygienische Sicherung“ sowie „die Vorsorge für Alter, Invalidität, Krank-
heit und Arbeitslosigkeit“ ein (zitiert nach Kersten 2005: 554). Neben der 
„Sicherung des Daseins“ stellen diese Leistungen, soweit sie allen zur Verfü-
gung stehen und qualitativ hochwertig angeboten werden, auch die Grundla-
ge für eine hohe Lebensqualität dar. 
Für Menschen, die von Armut betroffen sind, hat die existenzsichernde Da-
seinsvorsorge eine besondere Bedeutung und kann insofern dazu beitragen, 
Armut zu vermeiden oder zu lindern. Wenn das Konzept Daseinsvorsorge 
auch auf Begriffe wie „Existenzsicherung“ und „Erfüllung von Grundbedürf-
nissen“ bezogen wird, so verfolgt es doch nicht explizit die Idee der Armuts-
bekämpfung; Daseinsvorsorge – so wie der Begriff gewöhnlich verstanden 
wird – orientiert sich an den Bedürfnissen der gesamten Bevölkerung. Aller-
dings erlaubt die bis in die 1980er-Jahre favorisierte öffentliche Leistungser-
bringung ein größeres Gewicht auf die Bedeutung der Versorgungssicherheit 
und auf wünschenswerte sozial-, umwelt- oder bildungspolitische Effekte zu 
legen, als es marktvermittelte Lösungen tun. Das kann von Armut Betroffe-
nen zugutekommen, muss es aber nicht. Wie es sich auch für andere Bereiche 
des Sozialstaats zeigen lässt, führen Regelungen und Interventionen oft nicht 
zu einer Umverteilung von oben nach unten, stattdessen wird der erreichte 
Status der Gesellschaftsmitglieder abgesichert und die soziale Stratifizierung 
der Gesellschaft zementiert (siehe auch Knecht 2010: 289). Daseinsvorsorge 
muss sich ja nicht unbedingt auf leistbare Energieversorgung und günstigen 
öffentlichen Nahverkehr konzentrieren, sondern kann ebenso auf Oper, Eli-
teschulen und Straßenbau fokussieren. Das Angebot bestimmter Leistungen 
durch die öffentliche Hand sagt außerdem nichts über den Zugang zu diesen 
Leistungen oder über Preise aus, wobei es diese Organisationsform eher er-
laubt, Nachlässe für Bedürftige anzubieten, wie es bei Sozial-Fahrscheinen, 
beim verbilligten Eintritt ins Schwimmbad für Sozialhilfe-Bezieher_innen 
und Pensionist_innen oder bei Studierendenermäßigungen im Theater der 
Fall ist. 
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Staat, Markt, NPOs und Commoners als Versorger
Für Ernst Forsthoff, der das Konzept der Daseinsvorsorge seit den 1930er-Jah-
ren immer wieder bearbeitet hat, war Daseinsvorsorge in erster Linie ein pater-
nalistisches Konzept, in dem der Staat seine Verantwortung für die Versorgung 
seiner Bevölkerung übernimmt, sie dadurch abhängig macht und letztendlich 
diszipliniert. Jens Kersten hat die Umarbeitungen des Konzeptes der Daseins-
vorsorge in Forsthoffs Lebenswerk nachvollzogen und dabei nur einen einzigen 
Vortrag gefunden, in welchem es Forsthoff gelingt, ein Verständnis dafür zu 
entwickeln, dass die Daseinsvorsorge auch als (kommunale) Selbstverwaltung 
im Sinne demokratischer Mitbestimmung und bürgerschaftlicher Selbstbeteili-
gung verstanden werden kann (vgl. Kersten 2005: 559; siehe auch Neu 2009: 
14). Wenn man die Tätigkeit des Staates als das Ergebnis von Entscheidungen 
eines demokratisch verfassten Gemeinwesens versteht, in dem die Bürger_in-
nen als Souverän ihre eigenen Angelegenheiten regeln, lässt sich die Daseinsvor-
sorge als demokratische Lösung ihrer sich selbst gestellten Aufgaben verstehen 
– sie ist dann auch nicht mehr paternalistisch. In diesem Sinne könnte man 
vom „Commons der Daseinsvorsorge“ sprechen: Menschen schließen sich zu-
sammen, um gemeinsam sinnvolle Wege der Bewirtschaftung des Gemeinwe-
sens zugunsten der Erfüllung ihrer Bedürfnisse zu finden. Die Commons- 
Maxime „Nutze nicht nur, sondern gestalte auch“ lässt sich natürlich auch auf 
die demokratische Verfassung des Gemeinwesens und auf die sozialstaatlichen 
Institutionen beziehen, mit denen es Daseinsvorsorge und Existenzsicherung 
regelt. Allerdings erleben viele Menschen den Staat nicht als „ihren Staat“, sie 
fühlen sich, unter anderem wegen der abstrakten bzw. fehlenden Mitsprache-
möglichkeiten, von ihm entfremdet – und schließlich ist Gesellschaft etwas 
anderes als Gemeinschaft (vgl. Tönnies 2005 [1887]). 
Aus der Staatskritik erwächst die Frage, wie die Daseinsvorsorge organisiert sein 
soll und welche Rolle der Staat, der Markt, Non-Profit-Organisationen (NPOs) 
oder Commoners dabei spielen sollen. Als typische Probleme des staatlichen 
Leistungsangebots gelten technische und organisatorische Ineffizienzen sowie 
geringe Kund_innenorientierung und geringe Innovationskraft („Staatsversa-
gen“). Daher wurden seit den 1980er-Jahren verstärkt Marktlösungen propa-
giert. Mit der Kritik am staatlichen Angebot im Bereich der Daseinsvorsorge 
wurde auch der besondere Versorgungsauftrag an sich infrage gestellt. Während 
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sich in Bereichen wie der Telekommunikation Marktlösungen zur Gänze durch-
gesetzt haben, wird für andere Bereiche die Mischform „Gewährleistungsstaat“ 
als zukünftige Lösung diskutiert: Dabei gewährleistet der Staat zwar die Erstel-
lung der Leistung – er kann auch zur Finanzierung beitragen –, die Leistung 
selbst wird aber durch private Unternehmen erbracht. So sind beispielsweise 
Telefonanbieter verpflichtet, abseits liegende Haushalte zu versorgen, und 
Krankenhäuser können aufgrund des Versorgungsauftrags nicht die Behand-
lung einer bestimmten Patient_innengruppe ablehnen. Da beim Modell Ge-
währleistungsstaat der Staat die tatsächliche Erbringung der Leistung nicht 
vollständig überblicken kann, gibt es für Unternehmen tendenziell einen An-
reiz, niedrige Qualität anzubieten.
Neben dem Versagen des Staates und den Problemen der Form der Daseinsvor-
sorge wird häufig das Versagen des Marktes bei reinen Marktlösungen disku-
tiert. Als klassisches Problem gilt die mengen- und qualitätsmäßige Unterver-
sorgung beim Angebot öffentlicher Güter (z. B. Straßen oder Deiche) bzw. 
beim Angebot von Gütern oder Dienstleistungen, die positive Effekte zeitigen, 
etwa das Impfen, das nicht nur dem_der Geimpften nutzt, sondern die Aus-
breitung von Seuchen generell verhindert und dadurch allen zugutekommt. 
Marktlösungen im Bereich der Daseinsvorsorge können zu einem suboptima-
len Nebeneinander von Über- und Unterversorgung führen, wie im US-ameri-
kanischen Gesundheitswesen: Während die ärmeren Teile der Bevölkerung nur 
wenige Leistungen geringerer Qualität in Anspruch nehmen können, existiert 
gleichzeitig ein hoch technisierter Bereich, der wiederum Behandlungen um-
fasst, die nicht unbedingt notwendig sind oder nur wenig zur Gesundheit bei-
tragen, z. B. Schönheits-OPs. Marktlösungen können auch unter der Verfol-
gung von eigenen, dem Gemeinwohl entgegenstehenden, Interessen von Ma-
nager_innen oder Investor_innen leiden (z. B. Interesse an kurzfristiger Ge-
winnerzielung auf Kosten langfristiger, nachhaltiger Zielsetzungen) und zu 
starker Konzentration von Macht führen, was wiederum die Demokratie unter-
höhlen kann („Lobbyismus“, „Postdemokratie“). Darüber hinaus benötigen 
Marktlösungen, so zeigt es sich u. a. in der Telekommunikations- und der Ener-
giebranche, eine hohe gesetzliche Regelungsdichte bzw. starke Regulierung.
Non-Profit-Organisationen werden als Lösung bei gleichzeitigem Staats- und 
Marktversagen gesehen. Gemäß ökonomischer Theorien werden sie dann aktiv, 
wenn es keine kommerziellen Anbieter gibt (z. B. bei öffentlichen Gütern oder 
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Nichtausschließbarkeit vom Konsum), wenn Leistungen nicht in der gewünsch-
ten Qualität angeboten werden (z. B. Schulen mit besonderem pädagogischen 
Konzept), wenn die Qualität der Dienstleistungen im Vorhinein schwer ab-
schätzbar ist (z. B. bei Pflege im Altersheim) oder die Konsument_innen mehr 
Kontrolle über soziale und ökologische Aspekte des Produktionsprozesses aus-
üben wollen (z. B. Fair Trade) (vgl. Pennersdorfer/Badelt 2013). NPOs können 
viele der Probleme von Markt- und Staatslösungen vermeiden; da keine Gewin-
ne ausgeschüttet werden sollen bzw. müssen, stehen häufig immaterielle Ziele 
stärker im Vordergrund. Allerdings wird auch „NPO-Versagen“ diskutiert: 
NPOs schließen nicht automatisch jede Angebotslücke („philanthropic insuf-
ficiency“). Sie sind nicht demokratisch legitimiert und bieten ihre Dienste teil-
weise nur für ein bestimmtes Klientel an („philanthropic particularism“), z. B. 
Menschen einer bestimmten Re(li)gionszugehörigkeit; das kann zu Ungleich-
heiten in der Versorgung führen. Häufig können auch Klient_innen von NPOs 
bei der Inanspruchnahme von Leistungen wenig mitbestimmen („philanthro-
pic paternalism“) (vgl. Salamon 1987). Darüber hinaus werden NPOs meistens 
durch die öffentliche Hand (mit)finanziert und können dadurch in ihrer Hand-
lungsfreiheit eingeschränkt sein (vgl. Neumayr 2010).
Commons-Lösungen können als Antwort auf das „NPO-Versagen“ gesehen 
werden beziehungsweise – soweit sie als NPO organisiert sind – als spezielle 
Form von NPOs: Anbieter_innen von Dienstleistungen und Produkten und 
deren Nutzer_innen kooperieren direkt und nicht marktvermittelt. Die Nut-
zer_innen erhalten die Kontrolle über den Produktionsprozess und die Qualität 
der Leistung, so sind die Möglichkeit mitzubestimmen, die Transparenz und 
das Vertrauen größer. Die beteiligten Parteien (Stakeholder) müssen sich ko-
operativ und durch Diskussionen einigen, die Bedeutung des Preises als Krite-
rium wird gegenüber marktvermittelten Formen relativiert. Die Machtverhält-
nisse sind bei solchen Kooperationen gleichmäßiger verteilt, der_die Konsu-
ment_in steht nicht vereinzelt großen Anbietern – häufig Monopole oder Oli-
gopole – gegenüber. Diese Strukturen bergen die Chance in sich, Güter und 
Dienstleistungen in hoher Qualität und zu günstigen Preisen für alle herzustel-
len (vgl. Helfrich/Heinrich-Böll-Stiftung 2012). Allerdings sind auch Com-
mons-Lösungen voraussetzungsvoll. Sie sind nicht leicht in Gang zu bringen 
und ihre Implementierung braucht oft viel Zeit (siehe dazu die „Gestaltungs-
prinzipien für Gemeingüter“ in Ostrom 2011: 85 f.).
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Commons – Existenzsicherung durch Bürger_innen
Im Folgenden wird für einige wichtig Bereiche der Daseinsvorsorge aufgezeigt, 
wie Commons-Lösungen aussehen und funktionieren können, darüber hinaus 
wird ihre armutsvermindernde Wirkung abgeschätzt.
Wasser: In der Vergangenheit gab es viele Wassergenossenschaften, da mit 
dieser Form das Gemeingut Wasser gut bewirtschaftet werden kann. Häufig 
sind in der Wasserwirtschaft verschiedene Zwecke wie Regulierung des Was-
serstandes (Hochwasserschutz), Trinkwassergewinnung und -speicherung, 
Bewässerung und Energiegewinnung gekoppelt. In Österreich ist dieser Be-
reich rechtlich stark formalisiert: Wassergenossenschaften können gemäß 
dem Wasserrechtsgesetz sogar mit Beitrittszwang belegt bzw. als Zwangsge-
nossenschaften geführt werden, womit ein wesentlicher Aspekt der Com-
mons, die Freiwilligkeit des Zusammenschlusses, fehlt. In Deutschland exis-
tieren neben traditionsreichen Wassergenossenschaften auch solche, die die 
Wasserversorgung durch Gemeinden ablösen oder sie langfristig vor Privati-
sierung schützen sollen. Es gibt sogar Wassergenossenschaften, die allein 
durch ehrenamtliche Arbeit aufrechterhalten werden. Da die Genoss_innen 
gleichzeitig Produzent_innen und Nutzer_innen sind, besteht für alle Betei-
ligten ein großes Interesse an hoher Wasserqualität, nachhaltigen Investitio-
nen und niedrigen Preisen. Manche Genossenschaften umfassen nicht alle 
Nutzer_innen; normalerweise können aber auch Bürger_innen, die nicht 
Mitglied sind, versorgt werden und von den Vorteilen der genossenschaftli-
chen Produktionsweise profitieren. Für kommunale Wasserbetriebe kann die 
von der EU vorangetriebene weitere „Liberalisierung“ des Wassermarktes 
neue Probleme mit sich bringen; die Übereignung des Wassers in die Hand 
von Bürger_innen-Genossenschaften würde eventuell die Möglichkeit bie-
ten, einer späteren Privatisierung zugunsten von kommerziellen Anbietern 
zuvorzukommen.
Energie: Im Energiebereich sind es häufig Projekte der regenerativen Energie-
gewinnung, z. B. mit kleinen Laufwasserkraftwerken oder Solaranlagen oder 
Biogas-Anlagen, für die eine gemeinschaftliche Form der Bewirtschaftung ge-
wählt wird. Ein österreichisches Beispiel für eine Genossenschaft, die Strom 
nicht nur erzeugt, sondern auch verteilt, stellt die Lichtgenossenschaft in 
Neukirchen am Großvenediger dar. Vorreiter in Deutschland waren die 
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„Schönauer Stromrebellen“, die mithilfe von Bürger_innenentscheiden das 
Stromnetz der Gemeinde übernommen haben. Eine neue Initiative, in der 
sich Bürger_innen zusammenschließen, um Solarstrom zu produzieren, ist 
die Vorarlberger v-energie. Häufig tun sich alternative Energieprojekte leich-
ter damit, Energiesparmaßnahmen zu unterstützen, als große Anbieter, die 
geringere Absätze hauptsächlich als entgangenes Geschäft bewerten. Wenn 
durch dezentrale Projekte eine günstige Energieversorgung und Energiespar-
maßnahmen erreicht werden können, bringt dies auch Vorteile für Menschen, 
die von Armut betroffen sind. 
Öffentlicher Nah- und Fernverkehr: Seit der Welle der Verstaatlichung der Ei-
senbahngesellschaften und der Kommunalisierung der Trambahnen zwischen 
1900 und 1920 in großen Teilen Europas wurde der öffentliche Verkehr wei-
testgehend durch Staat und Städte selbst organisiert. In Europa ist der öffent-
liche Verkehr allerdings mittlerweile geprägt durch EU-Recht, das z. B. Quer-
subventionierung von rentablen zu unrentablen Strecken verbietet. Dem 
Commons-Gedanken entsprächen eher genossenschaftlich betriebene Bahn- 
und Buslinien, Fahrgemeinschaften, Carsharing oder Mitnahme-Systeme  
(z. B. das Mitfahrnetzwerk flinc, bei denen man an vereinbarten Stellen ein-
steigen und mitfahren kann). Der Staat könnte solche für alle vorteilhafte 
Lösungen unterstützen, etwa indem er Parkbuchten schafft, an denen man 
sich treffen, eine Versicherung abschließen und die Fahrt registrieren kann, 
um Vertrauen und Sicherheit zu fördern.
Im Bereich der Nahrungsmittel stellt – neben Subsistenzstrategien wie Urban 
Gardening, Gemeinschaftsgärten, Anbau für den Eigenbedarf auf gemein-
sam genutzten Feldern, Patenschaften für Obstbäume auf öffentlichem 
Grund und mit Erzeuger_innen zusammenarbeitenden Food-Coops – ins-
besondere die solidarische Landwirtschaft („community-supported agricul-
ture“) eine Commons-Form dar. Dabei gehen regionale Bauern und Bäue-
rinnen und Konsument_innen eine Gemeinschaft ein, in der sie sich ge-
meinsam um Saat, Aufzucht und Ernte kümmern. Die Konsument_innen 
finanzieren die zumeist ökologisch angebauten Produkte vor, garantieren  
die Abnahme der Ernte und tragen so das Risiko des Ernteausfalls. Damit 
können auch kleine Höfe eine hohe Einnahmesicherheit erzielen, was eine 
moderate Preisgestaltung erlaubt. Diese Form der Nahrungsmittelproduk-
tion entspricht zudem der Idee der Ernährungssouveränität, deren Befür - 



68

worter_innen sich für das Recht einsetzen, dass Menschen ihre Ernährungs- 
und Landwirtschaftspolitik selbst definieren und Nahrungsmittel in klein-
bäuerlichen Strukturen selbst herstellen können – und die dementsprechend 
auch für freies Saatgut und dessen Enthalt eintreten (vgl. den Beitrag von 
Irmi Salzer in diesem Band). Commons-Formen in der Nahrungsprodukti-
on können oft hohe Qualität zu günstigen Preisen anbieten, sie erreichen 
aber eher die engagierte Mittelschicht als von Armut Betroffene. Die Mitar-
beit kann viel Freizeit erfordern, und so werden zum Beispiel Working Poor, 
die mit Dumping-Löhnen und knappen Zeitressourcen zu kämpfen haben, 
nicht erreicht.
Ein Blick auf Gesundheit fordert zuerst einen Blick auf die Bedingungen von 
Gesundheit: Von staatlicher Seite können fahrradfahrer_innen- und fußgän-
ger_innenfreundliche Städte, sportliche Betätigungsmöglichkeiten jenseits 
von Fitnesscentern in öffentlichen Parks oder kostenlose Erholungsmöglich-
keiten, z. B. an Seen und Flüssen (die der Allgemeinheit zugänglich bleiben 
bzw. gemacht werden), präventiv die Rahmenbedingungen für Gesundheit 
verbessern. Durch Gesundheitsparlamente, die als Kontrollgremien die Kran-
kenkassen beaufsichtigen, durch Präventionsfonds und durch Gesundheits-
genossenschaften bzw. Versicherungen auf Gegenseitigkeit, die gemeinschaft-
lich von den Nutzer_innen, die Gesundheit suchen, und von den Anbieter_
innen, die Gesundheit stiften, organisiert sind, könnte die Teilhabe verbessert 
und der Einfluss der Lobbys von Pharmaunternehmen, Ärztekammern und 
Versicherern zurückgedrängt werden. Prävention und Vorsorge, die ein Vier-
tel der Behandlungskosten einsparen könnten, aber heute keine Lobby ha-
ben, müsste eine höhere Priorität eingeräumt werden (vgl. Sachverständigen-
rat 2001: 138, Pkt. 115). Darüber hinaus sind Selbsthilfegruppen gute Stüt-
zen im Umgang mit chronischen Krankheiten. Gemeinnützig organisierte 
Forschung könnte – neben Änderungen im Patentrecht – ein Weg sein, um 
gegen Verwertungsmonopole vorzugehen (siehe auch Helfrich 2010). Die 
Organisationsformen und Maßnahmen könnten Behandlung leistbar ma-
chen, soweit sie von einem Gedanken der Solidarität getragen sind.
Wohnen: Im Bereich Wohnen sind gemeinnützige Träger stark verbreitet, wo-
bei der Bereich geprägt ist durch Kooperationen von Staat und Privaten. In 
Österreich gibt es 190 gemeinnützige Bauvereinigungen – darunter 99 Ge-
nossenschaften – denen circa zehn Prozent aller Wohnungen gehören (Gebäu-
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de- und Wohnungszählung 2001); in Deutschland gehören ca. 2.000 Woh-
nungsgenossenschaften fünf Prozent aller Wohnungen. Wohnbaugenossen-
schaften haben eine große Bedeutung bei der Schaffung von günstigem 
Wohnraum und können so helfen, die Lebenshaltungskosten gering zu hal-
ten. In einem Vorzeigeprojekt im rheinland-pfälzischen Trier ist es gelungen, 
renovierungsbedürftige Wohnungen eines „Problemviertels“ in eine Wohn-
baugenossenschaft eingehen zu lassen und sie mithilfe der Bewohner_innen 
zu sanieren (vgl. Elsen 2007: 296). Nach und nach wurden verschiedene  
sozial-ökonomische Handwerks- und Hausverwaltungsbetriebe angegliedert, 
sodass für die Bewohner_innen Möglichkeiten geschaffen wurden, eigenes 
Einkommen zu erzielen. Aus dem gemeinnützigen Wohnprojekt entstand so 
ein gemeinnütziges Arbeitsprojekt (ebd.).

Ein Fazit
(1) Die Frage, wer im Bereich der Daseinsvorsorge welche Dienstleistungen 
und Güter wie produzieren soll, hat – wegen seiner existenziellen Bedeutung 
für die Bürger_innen – besonderes Gewicht. Bietet der Staat monopolistisch 
an, was Bürger_innen fordern, unterbindet oder erschwert er damit eventuell 
Aktivitäten der Selbsthilfe und -versorgung und macht sie damit vom staatli-
chen Angebot abhängig. Commons-Lösungen durchbrechen diese Positionie-
rungen, indem Bürger_innen selbst aktiv werden und eigene Lösungen für 
ihre Existenzsicherung finden. Typischerweise kann bei dieser Produktions-
weise besser auf soziale und ökologische Anforderungen eingegangen werden 
(vgl. Elsen 2007). 
(2) Manche alternative Projekte der Daseinsvorsorge definieren sich explizit 
als soziale Projekte, die arme oder benachteiligte Menschen integrieren wol-
len, andere sorgen einfach für eine kostengünstige Versorgung, weil keine Ge-
winne erwirtschaftet werden müssen und ehrenamtlich gearbeitet wird; von 
Armut Betroffene können dann auch profitieren. Gemeinschaftliches Han-
deln integriert aber nicht automatisch Bedürftige, es kann ebenso ausschlie-
ßend wirken. Daher liegt auch eine Gefahr darin, zu hoffen, dass der Staat alle 
Aufgaben der Daseinsvorsorge (und der weitergehenden sozialen Sicherung) 
einfach an die Bürger_innen delegieren könnte – das hätte möglicherweise 
auch neue Ausgrenzung zur Folge.
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(3) Augenblicklich werden die Weichen in der Daseinsvorsorge eher in Rich-
tung Markt gestellt: Trotz der Verbreitung der Commons-Idee schreitet die 
Einhegung und Finanzialisierung, also die Ausdehnung der Marktsphäre auf 
weitere Lebensbereiche, voran. Wohnraumspekulationen und Gentrifizierung 
stehen der Ausbreitung genossenschaftlicher Wohnformen gegenüber, die 
fortschreitende Kommerzialisierung der Nahrungsmittelproduktion steht der 
Selbstversorgung gegenüber, und Landgrabbing dem Ruf nach Ernährungs-
souveränität. Teilweise wird dieser Prozess durch eine EU-Politik beschleu-
nigt, die „Handelshemmnisse abbauen“ möchte und die Länder zu „Liberali-
sierungen“ in den Bereichen Strom, Gas, Telekommunikation, Wasser, Ab-
wasser zwingt. Aktuell diskutierte Änderungen sind das vierte EU-Eisenbahn-
paket sowie die Liberalisierung der Wassermärkte. Einzelne Staaten können 
kaum noch durch eigene Regelungen, Zugangsbeschränkungen oder Subven-
tionen eingreifen, sie dürfen insbesondere nicht lokale Unternehmen oder 
Bürger_innenorganisationen oder Genossenschaften bevorzugen (vgl. Kraut-
scheid 2009). Dadurch wird die Verfolgung sozialer oder ökologischer Ziele 
im Bereich der Wirtschaft erschwert. Die speziellen Bestimmungen der 
„Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse“ (Art. 14, 106 
AEUV; vgl. ehem. Art. 86 II EGV), so bezeichnet die EU die Daseinsvorsorge 
in Anlehnung an den französischen Begriff der „services publics“, ändern da-
ran genauso wenig wie das innerhalb der EU-Administration entstandene In-
teresse an genossenschaftlicher Produktionsweise und Solidarökonomie  
(Europäische Kommission 2004, vgl. auch Elsen 2007: 268 f.). Soweit die EU 
Public-private-Partnerships als Antwort auf Bedarfe der Daseinsvorsorge vor-
schlägt, wäre es wünschenswert, wenn sie damit die echten „Privaten“, näm-
lich die Bürger_innen, meinen würde und nicht Unternehmen im Privatbe-
sitz. Commons und Commoners brauchen auf administrativer Ebene Rege-
lungen und Unterstützung, die ihre positiven sozialen und ökologischen Ef-
fekte berücksichtigen und fördern. Wenn durch Commons gesellschaftliche 
Veränderungen möglich gemacht werden sollen, muss dazu auch Einfluss auf 
die Politik genommen werden.
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Alice B. M. Vadrot, Ronald J. Pohoryles

Ein Blick hinter die Grüne Ökonomie.  
Commons und Nachhaltigkeit

Green Economy ist umstritten. Von Befürworter_innen wird sie als Stra-
tegie zur nachhaltigeren Gestaltung des Wirtschaftssystems angepriesen, 
Kritiker_innen sehen darin einen Deckmantel für die weitere Kommodi-
fizierung der Umwelt und natürlicher Ressourcen. Zentral ist dabei auch 
das Verhältnis zwischen Privateigentum und Gemeinschaftsgütern, das 
am Beispiel der Biodiversität untersucht wird. Wenn Green Economy im 
Sinne internationaler Vorgaben an ganzheitlicher Nachhaltigkeit ausge-
richtet wird, muss sie sowohl Commons berücksichtigen, als auch zu einer 
besseren Verteilung – und damit Armutsbekämpfung – beitragen. 

Transformation zur Grünen Ökonomie (Green Economy) wird auf internatio-
naler und nationaler Ebene zunehmend als Konzept für die Umgestaltung des 
Wirtschaftssystems und Bezugspunkt von Umwelt- und Ressourcenpolitik pro-
pagiert. Kritiker_innen wenden ein, dass Green Economy lediglich ein Schlag-
wort sei, welches der marktförmigen Aneignung der Natur Vorschub leiste, die 
letztlich soziale Ungleichheiten reproduziere und die ökologische Krise ver-
schärfe. Die Verfechter_innen des Konzepts heben hervor, dass der Grundge-
danke – die Verkoppelung ökologischer Nachhaltigkeitsprinzipien mit Wirt-
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schaftswachstum, Beschäftigung und Armutsbekämpfung – durchaus umsetz-
bar sei und verweisen dabei auf die entsprechenden Definitionen internationa-
ler Organisationen wie des United Nations Environmental Programme 
(UNEP). Eine missbräuchliche Verwendung des Begriffes als Deckmantel für 
die Privatisierung natürlicher Ressourcen unter den gegenwärtigen Rahmenbe-
dingungen könne durchaus den Status der Natur als Allgemeingut gefährden. 
Allerdings sei Privateigentum und Privatbesitz an Grund und Boden oder allge-
meiner an natürlichen Ressourcen durchaus keine neue Entwicklung, wie sich 
am Beispiel der Land- und Forstwirtschaft belegen lasse. Die ökologischen Pro-
bleme seien daher in erster Linie auf mangelnde Rahmenbedingungen und fal-
sche Politikinstrumente zurückzuführen. Dies betreffe auch das Verhältnis von 
Marktwirtschaft und Commons, also die Verteilung zwischen Privateigentum 
und Gemeinschaftsgütern.
In diesem Beitrag soll der Stellenwert von Natur und Eigentum im Spannungs-
feld zwischen Staat, Ökonomie und Wissenschaft diskutiert und am Beispiel 
der Biodiversität erläutert werden. Vor allem wird es hier um den Stellenwert 
der Ökosystemdienstleistungen und die Monetarisierung dieser zum Schutz 
der Biodiversität gehen. Das Fazit fasst die Ergebnisse der Betrachtungen in 
Hinblick auf die Bedeutung von Commons für die Armutsbekämpfung zusam-
men und legt die Grundlage für den Schlussteil: eine Gesamtbetrachtung der 
Problematik vor dem Hintergrund der Rolle des Staates.

Das Grundproblem: Die Transformation zur Green Economy –  
Commons und Nachhaltigkeit 
Natur gilt als Allgemeingut, jedenfalls solange sie nicht z. B. zu landwirtschaft-
lichen oder zu anderen kommerziellen Zwecken genutzt wird. Auch wenn Ei-
gentumsrechte bestehen, wird Natur durch Normen, etwa Gesetze und Verord-
nungen, geschützt. Geht es um Nachhaltigkeit, stellen sich zwei Fragen: Wie 
weit reicht dieser Schutz und wie verhält sich Allgemeingut zu privaten Eigen-
tums- und Nutzungsrechten?
An einem Beispiel aus dem Senegal lässt sich dies erläutern: Die Peuls, senega-
lesische Nomaden, hatten für ihre Herden traditionelle Nutzungsrechte für 
Weideland rund um den Sénégal-Fluss und konnten diesen auch für die Tränke 
der Tiere nutzen. Senegal verbietet den Verkauf von Land zur privaten Nut-



75

zung, definiert also Land als Allgemeingut. Senegal erlaubt jedoch die Verpach-
tung von Grund und Boden für bis zu 99 Jahre. Land kann also nicht als  
(Privat-)Eigentum erworben, aber sehr wohl als Besitz „geliehen“ werden. Die 
Compagnie Sucrière du Sénégal, im Norden des Landes ansässig, hat zur Her-
stellung von Zucker Land gepachtet und diesen Landbesitz, nicht zuletzt zur 
Anpflanzung einer Energiepflanze, nämlich Jatropha, durch weitere Pachtver-
träge ausgeweitet. Vom Anbau der Jatrophapflanze und deren Verarbeitung zu 
Agrartreibstoff erwartete man sich Zugang zum Weltmarkt unter dem Schlag-
wort der Grünen OPEC („OPEC verte“). 
Für die Peuls war die Frage, ob das Land nunmehr als Eigentum oder als Besitz 
privatisiert wurde, zweitrangig: Ihr Zugang zum Sénégal-Fluss wurde klar be-
schränkt. Noch sind Teile des Bodens rund um den Sénégal-Fluss Allgemein-
gut, jedoch eben deutlich eingeschränkt. In ökologischer Hinsicht ist dies eben-
falls nicht unproblematisch: Die Bewässerung erfolgt aus dem Sénégal-Fluss, 
die Abwässer werden in einen südlich gelegenen See eingeleitet, der zugleich als 
Süßwasserreservoir dient.
Das Beispiel zeigt, wie wichtig es ist, das Verhältnis von privatem Eigentum 
und Besitz an Grund und Boden und dem Allgemeingut „Natur“ zur gemein-
samen Nutzung in einem vernünftigen Ausmaß festzulegen. Es ist nun keines-
falls gesichert, dass Nutzung durch die Allgemeinheit allein effiziente und 
sorgsame Nutzung der natürlichen Ressourcen garantiert; das Experiment der 
Kollektivierung der Landwirtschaft in der Sowjetunion ist hier ein warnendes 
Beispiel. Zugleich führt aber zu wenig kontrollierte Ausweitung von privatem 
Besitz und Eigentum zur Übernutzung, zudem beschränkt überzogene Pri-
vatisierung Verfügungsrechte der Allgemeinheit. Es geht also um gerechte 
Verteilung.
Schon Adam Smith, theoretischer Stammvater des Liberalismus und der öko-
nomischen Theorie der Marktwirtschaft, hat darauf hingewiesen, dass soziale 
Gerechtigkeit für eine Gesellschaft unabdingbar ist: Sowohl in seinem frühe-
ren Werk („The Moral Sentiment“) als auch in seinem Hauptwerk („The 
Wealth of Nations“) hat er festgestellt, dass der Markt nur auf Grundlage sozi-
aler Gerechtigkeit sinnvoll ist und Gesellschaft und Ökonomie öffentlicher 
Güter und Dienstleistungen auch in entwickelten Marktsystemen bedürfen. 
Auch die Armutsbekämpfung war ihm ein Anliegen (vgl. Gilbert 1997). In 
heutiger Sicht würde Smith wohl zudem ökologische Aspekte berücksichtigen. 
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Selbstverständlich gilt es, Maßnahmen zu setzen, die einen Beitrag zum Erhalt 
der natürlichen Ressourcen leisten. Und ebenso selbstverständlich muss globa-
le Verteilungs- und Generationengerechtigkeit als Leitlinie nachhaltiger Res-
sourcennutzung gelten. 
In diesem Sinn kann Green Economy zur Idee der globalen Gerechtigkeit bei-
tragen. Es geht hier um einen umfassenden Begriff von Nachhaltigkeit, den die 
UNEP etwa wie folgt definiert: als CO2-effiziente, ressourcenschonende und 
sozial gerechte Wirtschaft und Gesellschaft im Weltmaßstab. Diese Definition 
hätte wohl auch Adam Smith gefallen. Zur näheren Erklärung: Die UNEP be-
schreibt Green Economy als eine Volkswirtschaft, die langfristig eine Verbesse-
rung der Lebensumstände mit sich bringt, Ungleichheiten mindert und Gene-
rationengerechtigkeit fördert (vgl. UNEP 2011: 16). 
Ein Ansatzpunkt zur Transformation von Produktion und Konsumption war 
der von Lord Nicolas Stern im Jahr 2006 im Auftrag der britischen Regierung 
herausgegebene Bericht zur Ökonomie des Klimawandels (Stern 2006). Es ging 
in diesem um die Abschätzung der Kosten des Klimawandels für die Weltwirt-
schaft im Vergleich mit den Kosten für Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen. 
Die Kernaussage des Berichts ist, dass die sofortige und energische Transforma-
tion zur Green Economy, also die Sicherung einer ressourcenschonenden und 
emissionsarmen Wirtschaft im Weltmaßstab, wesentlich geringere Kosten ver-
ursachen würde als ein notwendiges Handeln in der Zukunft, das unvermeid-
bar würde (vgl. Stern 2006). 
Im Gefolge des Stern-Reports wurden verschiedene ökonomische und politi-
sche Ansätze entwickelt. Die weltweit aufkommende globale Finanz- und Wirt-
schaftskrise verlangte nach internationalen, europäischen und nationalstaatli-
chen Strategien zur Sicherung von Innovation und Wirtschaftswachstum als 
Grundlage für Beschäftigung. So sprach die deutsche Bundesregierung im Kon-
text der Transformation zur Green Economy von sogar von einem „neuen Wirt-
schaftswunder“. In einer gemeinsam von Forschungs- und Umweltministerium 
organisierten Konferenz in Berlin wurden im Vorjahr Vertreter_innen aus In-
dustrie, Wirtschaft, Forschung, Politik, Bildung und Zivilgesellschaft zur Ent-
wicklung einer gemeinsamen Leitlinie zur Realisierung einer Grünen Ökono-
mie eingeladen. Auch auf den Hinweis der Vormachtstellung der Bundesrepu-
blik im globalen Handel vergaß man dabei nicht – genau diese zu erhalten war 
wohl eines der wichtigsten Motive. 
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Die Leitidee verfolgt den wirtschaftlichen Ansatz der Low Carbon Economy 
(LCE), entwickelt diesen aber weiter. Der LCE-Ansatz beschränkt sich auf die 
Identifizierung möglichst kostengünstiger Reduktion der Treibhausgase und 
anderer Schadstoffe, die das Klima entsprechend verändern. Unter diesem As-
pekt bleibt man schnell bei Entwicklung und Export grüner Technologien 
stecken. Das Konzept der Green Economy bezieht sich aber darüber hinaus 
explizit auf die Wachstums- und Beschäftigungspotenziale einer Transforma-
tion zur grünen Wirtschaft. Die Prinzipien dieser Transformation beschrän-
ken sich also nicht nur auf die Klimaverträglichkeit von Produktion und Kon-
sumption, sondern stellen auf einen ganzheitlichen Ansatz für gerechte Vertei-
lung und sparsame Nutzung von natürlichen Ressourcen, nachhaltige Ent-
wicklung, soziale Inklusion und die Vermeidung von Ressourcenvergeudung 
und Umweltrisiken ab.
Programmatisch sollten auf EU-Ebene Konjunkturprogramme einerseits die 
Staatsverschuldung der EU-Mitgliedsstaaten teils dramatisch reduzieren, an-
dererseits neue Wachstumsschübe bewirken. Dass Sparprogramme kaum zur 
Stimulierung der Wirtschaft führen können, ist empirisch nachgewiesen, am 
dramatischsten im europäischen Süden. Auch führende Ökonomen wie der 
Direktor des Österreichischen Wirtschaftsforschungsinstituts Karl Aiginger 
und der renommierte Nationalökonom Stephan Schulmeister haben dies 
mehrfach unterstrichen und nicht zuletzt darauf hingewiesen, dass die  
Finanz- und im Gefolge die Wirtschaftskrise nicht auf Staatsverschuldung, 
sondern auf die Finanzspekulation zurückzuführen ist. Diese führte schon 
zur Weltwirtschaftskrise 1929, wie John K. Galbraith in seinem Buch „The 
Great Crash 1929“ nachgezeichnet hat: Es waren seiner Ansicht nach Un-
gleichgewichte der Weltwirtschaft, wachsende ungleiche Verteilung sowie 
schwere Fehler der Wirtschaftswissenschaften, welche damals die Austerity-
Politik der amerikanischen Regierung gestützt haben, die diese Krise ver-
schärften – die Parallelen zur heutigen Situation sind unübersehbar (vgl. 
Galbraith 1974). 
Dies gehört natürlich auch zu unserem Thema: Wenn Green Economy die zu-
gleich ökologische und soziale Transformation des Wirtschaftssystems durch 
Veränderungen der Rahmenbedingungen bei Beibehaltung von Demokratie 
und Marktwirtschaft erreichen – also nachhaltiges Wachstum sichern – soll, 
sind überzogene Sparprogramme kaum hilfreich. Schon der Stern-Report hat 
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die Kosten für diesen Transformationsprozess abzuschätzen versucht. Dieser be-
darf großer Investitionen. Die Deklarationen von politischer Seite bleiben un-
ter dem Dogma der Reduktion der Staatsschulden deshalb rein plakativ, Green-
washing, letztlich davon unabhängig, ob die Transformation mit Unterstützung 
öffentlicher Mittel oder privatwirtschaftlich finanziert wird: Privatunterneh-
men schreiben bekanntlich Investitionen steuerlich ab, dem Staatshaushalt feh-
len daher die aus den Unternehmensgewinnen eingehobenen Steuern. 
Fehlende Staatseinnahmen erschweren auch die Reduktion der Staatsverschul-
dung. Die Folge: ein Ansteigen des Autoritarismus. John M. Keynes, Wirt-
schaftssprecher der britischen Liberal Party in den 1930er- und 1940er-Jahren 
und einer der bedeutendsten Ökonomen des 20. Jahrhunderts, hat im Nach-
wort zu seinem Hauptwerk darauf hingewiesen, dass vor allem Faschismus und 
Kommunismus in Krisenzeiten einen Aufschwung erleben. Gerade deshalb 
habe er sein Hauptwerk „General Theory“ verfasst, um zu zeigen, dass Wohl-
stand und Vollbeschäftigung auch unter demokratischen Bedingungen er-
reichbar sind (Keynes 2008 [1936]). An seinem Konzept führt auch bei der 
notwendigen Transformation zur Green Economy kein Weg vorbei: In Zeiten 
der Rezession oder gar der wirtschaftlichen Krisen ist Sparpolitik nicht das 
Allheilmittel, vielmehr sind verstärkte (öffentliche) Investitionen notwendig. 
Erst im Wiederaufschwung ist der Abbau der Staatsschulden der Staatsschul-
den sinnvoll möglich, will man Krisen, Arbeitslosigkeit und Armut nicht ver-
stärken. Dass Neo-Keynesianer auf Letzteres vergessen, soll hier nicht weiter 
erörtert werden. Entscheidend ist, dass gerade der Transformationsprozess zur 
Green Economy die beste Investition darstellt.
Entwicklungs- und Schwellenländer stehen dem Konzept der Green Econo-
my misstrauisch gegenüber. Sie insistieren darauf, dass die Umsetzung des 
Konzepts der Transformation zur Green Economy in keinem Fall die interna-
tional beschlossenen Prinzipien nachhaltiger Entwicklung infrage stellen darf. 
Zudem verweisen sie auf ihr Recht, über die Nutzung ihrer eigenen Ressour-
cen selbst zu verfügen. Sie befürchten, dass der Übergang zur Green Economy 
zur Rechtfertigung des Protektionismus der Industrieländer durch Errichtung 
von „grünen Barrieren“ (tarifäre Handelsbarrieren wie Import- und Export-
zölle und nichttarifäre Handelsbarrieren wie etwa technische Vorschriften, 
Einfuhrquoten, Umwelt-, Sozial- und Qualitätsstandards) führen könnte (vgl. 
South Center 2010).
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Dies könnte durch missbräuchliche Verwendung des Begriffs entstehen. „Real-
politik“ und Verfolgung der eigenen Interessen der Industriestaaten sind im 
internationalen System der Weltwirtschaft durchaus Realität. Ebenso gilt aber, 
dass die Situation in Entwicklungs- und Schwellenländern häufig durch Über-
nutzung der natürlichen Ressourcen und Verweigerung der sozialen und politi-
schen Rechte der arbeitenden Bevölkerung als Folge von Korruption und dik-
tatorischen Regimen geprägt ist. Beides widerspricht den Prinzipien der nach-
haltigen Entwicklung und der Green Economy.

Das Beispiel Biodiversität 
Biodiversität eignet sich hervorragend dazu, den Konflikt zwischen der Forde-
rung nach Schutz der Natur als Allgemeingut und der privaten Aneignung von 
Natur zu analysieren. 
Biologische Vielfalt hat sich in den letzten 20 Jahren zu einem bedeutenden 
Feld internationaler, europäischer und nationaler Umweltpolitik entwickelt. 
In der Präambel der Konvention über die biologische Vielfalt (CBD) wird 
Biodiversität als „die Variabilität unter lebenden Organismen jeglicher Her-
kunft, darunter unter anderem Land-, Meeres- und sonstige aquatische Öko-
systeme und die ökologischen Komplexe, zu denen sie gehören“ definiert, 
wobei dies „die Vielfalt innerhalb der Arten und zwischen den Arten und die 
Vielfalt der Ökosysteme“ umfasst (CBD 1992: 1). Der Erhalt der Artenviel-
falt kann durchaus als Commons verstanden werden, denn die Erhaltung der 
Biodiversität dient zweifellos der Allgemeinheit. Dies zeigt nicht zuletzt das 
Engagement der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 
Nationen (Food and Agriculture Organization of the United Nations – FAO) 
seit den frühen 1980er-Jahren für den Schutz der genetischen Ressourcen. 
Auch die Industrie hat Interesse an diesen, allerdings unter einem anderen 
Gesichtspunkt: Der Pharma-, der Kosmetik- und der Agrarindustrie, ebenso 
der Biotech-Industrie, geht es um die Erforschung solcher Ressourcen zum 
Zwecke der privaten Aneignung, etwa durch Patentierung. Ein Weg dazu ist 
z. B. die Aneignung von lokalem nicht-wissenschaftlichem Wissen, das zur 
Herstellung von Waren und Dienstleistungen dient, ohne dass die Wissens-
produzent_innen in einem fairen Ausmaß an den Gewinnen beteiligt würden. 
Ein anderes Beispiel ist die Patentierung von genmanipuliertem Saatgut, die 
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im Rahmen der Geschäftspolitik von Konzernen wie Monsanto besonders 
aggressiv vorangetrieben wird. Die Transformation von Gemeingut zu priva-
tem – nicht nur geistigem – Eigentum verhindert den allgemeinen Zugang zu 
Wissen und zu Produkten und Dienstleistungen, die diesem Wissen zu ver-
danken sind.
Das hat natürlich auch Auswirkungen auf die Preisentwicklung und trifft ein-
kommensarme Schichten: Die Patentierung von Saatgut beispielsweise, ver-
bunden mit der Beschränkung zulässigen Saatguts, führt zur Verknappung der 
Ressourcen und damit zur Verteuerung, etwa von Lebensmitteln. Die EU-Saat-
gutverordnung, die von der EU-Kommission im Mai dieses Jahres vorgelegt 
wurde, ist ein gutes Beispiel dafür, wie die Agrarlobby künstliche Verknappung 
herbeizuführen versucht. Schon jetzt stellt die Verteuerung der Lebensmittel 
ein Problem dar. Biodiversität hat also Einfluss auf die Lebenssituation der Ar-
mutsgefährdeten und insbesondere der Armen. Es widerspricht auch der Markt-
logik im Sinne Adam Smiths: Künstliche Verknappung gehört keinesfalls zu 
den Spielregeln eines freien Marktes und ist unvereinbar mit den Prinzipien der 
Green Economy, wenn man die Definition etwa der UNEP ernst nimmt.
Biodiversitätspolitik spielt sich an der Schnittstelle von Umwelt- und Ressour-
cenpolitik ab. Das ist durchaus ein Spannungsfeld, geht es doch sowohl um den 
Schutz als auch um die Nutzung von Biodiversität. Die Entwicklung effizienter 
Politikinstrumente, die das Gleichgewicht zwischen ersterem und letzterem si-
cherstellen sollen, und auch deren Umsetzung steht unter dem Druck wirt-
schaftlicher ebenso wie nationalstaatlicher Interessen, insbesondere der Ent-
wicklungs- und Schwellenländer, die auf das Recht der Entscheidung über die 
Nutzung ihrer natürlichen Ressourcen pochen. Umwelt- und Ressourcenpoli-
tik wird erschwert durch die wissenschaftliche Unsicherheit und die Kontrover-
sen über Ursachen und Auswirkungen der Erosion der Biodiversität. 
Trotz oder vielleicht gerade aufgrund von mangelndem Wissen ist in den letz-
ten Jahren der Stellenwert ökonomischer Modelle gestiegen. So wird unter an-
derem wegen der Annahme, dass die Darstellung der ökonomischen Dimensi-
on des Verlustes der Biodiversität politische Maßnahmen zu deren Schutz for-
cieren könnte, vermehrt an der Entwicklung entsprechender Modelle und An-
sätze zur Monetarisierung von Biodiversität gearbeitet. 
Das wissenschaftliche und politische Interesse an der biologischen Vielfalt hat 
ebenso wie die Entwicklung neuer technischer Anwendungen – etwa der Bio-
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technologie – den Stellenwert der Biodiversität als globale Ressource erhöht 
(vgl. Wilson 1988: vi). Daraus entsteht das Spannungsverhältnis zwischen der 
Anerkennung des Wertes der Biodiversität als intrinsischem Wert und der 
Vermarktung von Produkten aus Biodiversität: Oftmals wird argumentiert, 
dass zwar die Biodiversität einen intrinsischen Wert habe und als Allgemein-
gut geschützt werden müsse, die formale Anerkennung dieses Anspruchs aber 
nicht per se zum Schutz und zur nachhaltigen Nutzung der Biodiversität bei-
trage. In diese Problematik ist die Frage nach der Kopplung zwischen Nach-
haltigkeit und Commons eingebettet. 

Biodiversität als Politikgegenstand

Auf internationaler Ebene geht der Ursprung der Biodiversitätspolitik auf die 
Unterzeichnung der Konvention über die biologische Vielfalt (CBD) im Rah-
men der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung im 
Mai 1992 in Rio de Janeiro zurück. Die CBD ist das zentrale multilaterale 
Umweltabkommen zur Schaffung eines völkerrechtlich verbindlichen Rahmens 
zur Verhinderung des Verlustes von Biodiversität auf internationaler Ebene. Im 
Jahr 2002 hat die CBD einen strategischen Plan verabschiedet, der das Ziel 
enthält, den Rückgang der Artenvielfalt bis 2010 zu verringern. Dieses Ziel 
wurde im Rahmen des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung im Jahr 2002 
in Johannesburg bekräftigt und das globale Mandat der CBD hervorgehoben. 
Bei der CBD ist das Thema definitionsgemäß zentral. Ihre Ziele gehen über die 
Reduktion des Verlustes von Biodiversität hinaus und werden in Artikel eins 
der Konvention in drei Punkten zusammengefasst: Konservierung, nachhaltige 
Nutzung, Vorteilsausgleich und Technologietransfer (vgl. CBD 1992: Art. 1). 
Seit der ersten Konferenz der Vertragsstaaten der CBD im Jahr 1994 auf den 
Bahamas ist der Verlauf der Verhandlungen im Rahmen von Vertragsstaaten-
konferenzen durch Konflikte über Schutz und Nutzung der Biodiversität ge-
kennzeichnet. Dies betrifft auch die Frage nach geistigen Eigentumsrechten 
und dem Technologietransfer (siehe Brand/Wissen 2011, Brand/Görg 2003).
Die zunehmende Einbindung des Privatsektors in Maßnahmen und Initiativen 
zum Schutz der Biodiversität wird als wesentlich für die Umsetzung von Biodi-
versitätspolitik verstanden. Hier decken sich die Zielsetzungen der globalen 
und europäischen Biodiversitätspolitik mit der in Rio debattierten Green Eco-
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nomy, bei der es um eine stärkere Verbindung zwischen Umwelt- und Wirt-
schaftspolitik geht (vgl. UNEP 2011). Eine Einigung bezüglich der Reichweite, 
der Definition und der Umsetzung des Konzeptes der Green Economy sollte im 
Juni 2012 in Rio de Janeiro im Rahmen der Konferenz der Vereinten Nationen 
über nachhaltige Entwicklung erzielt werden. Green Economy wird als zu-
kunftweisendes Konzept für die Neuausrichtung von Umweltpolitik begriffen, 
da es einen Fokus auf die Verschränkung von nachhaltiger Entwicklung, wirt-
schaftlicher Prosperität und globaler Gerechtigkeit verspricht. Diese Kopplung 
geht einher mit der Forderung, dass finanzpolitische und marktbasierte Instru-
mente verstärkt als umweltpolitische Maßnahmen fungieren sollen.
Jedoch hat die Deklaration eine entscheidende Schwäche: Ihr fehlt jegliche 
inhaltliche Schärfe. Bezogen etwa auf den Begriff der marktbasierten Instru-
mente: Was bedeutet dies im Sinne der umfassenden Definition von Green 
Economy? Wie wir am Beispiel der künstlichen Verknappung von Saatgut 
und der aggressiven Politik der Agrarindustrie gesehen haben, kann die Außer-
achtlassung der Rahmenbedingungen zu Oligopolen führen, die durch ihre 
Marktmacht jenen Wettbewerb verhindern, dessen Funktionieren doch den 
Wohlstand aller erhöhen sollte. Ein freier Markt kann nur funktionieren, 
wenn auch die Rahmenbedingungen stimmen, die ihrerseits Marktmacht be-
grenzen müssen. Die gegenwärtige Politik auf globaler Ebene sieht nicht da-
nach aus, dass tatsächlich solche Rahmenbedingungen geschaffen werden.

Biodiversität als Konfliktfeld

Im Vorfeld der Erarbeitung des Konventionstextes hatten wissenschaftliche 
Vereinigungen die Notwendigkeit eines rechtlichen Abkommens zum Schutz 
und zur nachhaltigen Nutzung der Biodiversität unterstrichen. Verwiesen wur-
de auf die neuen Möglichkeiten der Biotechnologie und ein verstärktes Inter-
esse von Pharmaunternehmen sowie der Kosmetik- und Nahrungsmittel-
industrie an der Vielfalt natürlicher genetischer Ressourcen, deren Potenzial 
gerade erst entdeckt wurde (Wilson 1988: v ff.). Nachdem auch die Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen bereits 1981 
ein internationales Regelwerk über genetische Ressourcen eingefordert hatte 
und Rechtsexperten der World Conservation Union (IUCN) anlässlich ihres 
Weltkongresses über Naturparks im Jahr 1982 ebenfalls auf die Notwendigkeit 
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eines solchen hinwiesen, verstärkte sich der politische Diskurs um eine inter-
nationale Konvention zu Fragen der Biodiversität (Flitner 1999: 65).
Allerdings war damals die Reichweite der Themen keineswegs klar (ebd. 66). 
Die USA etwa forderten bis zuletzt eine „Umbrella-Konvention“ bereits exis-
tierender Umweltverträge und -abkommen sowie die Ausklammerung des 
Themas Biotechnologie, während die Entwicklungsländer für den Einbezug 
des Zugangs- und Vorteilsausgleichs plädierten und für Maßnahmen zum 
Schutz traditionellen Wissens indigener und lokaler Gemeinschaften eintraten 
(Görg 1999: 292). Es ging um potenzielle Einschränkungen für die Industrie-
forschung im Bereich der Biotechnologie und die Verbindung von Konservie-
rung mit Technologietransfer und Kapazitätsaufbau. Dadurch kam es zur Ver-
schärfung des „Nord-Süd-Konflikts zwischen ‚biodiversitätsarmen‘ aber tech-
nologisch entwickelten Ländern des industrialisierten Nordens und ‚biodiver-
sitätsreichen‘ Entwicklungsländern des Südens“ (Görg 1999: 291). Interessen-
gegensätze zeigten sich aber auch hinsichtlich unterschiedlicher Produktions- 
und Verwendungsformen von Biodiversität, „insbesondere zwischen einer in-
tensivierten, industrialisierten und oft exportorientierten Landwirtschaft mit 
Hochertragssorten und extensiven Bewirtschaftsformen mit Ausrichtung auf 
lokale und regionale Märkte“ (Görg 1999: 292). 
Dies sind nur einige der Konfliktlinien, die bereits im Vorfeld der Unterzeich-
nung der CBD den Diskurs um die Ausrichtung der internationalen Biodiver-
sitätspolitik bestimmten. Am 29. Dezember 1993 trat die CBD schließlich in 
Kraft; sie wurde mittlerweile von 168 Staaten unterzeichnet und ratifiziert.
Die CBD hat allerdings nichts am Grundproblem – der ungerechten Vertei-
lung der Erträge aus der Nutzung der Biodiversität und der Marktmacht jener, 
die von der Nutzung profitieren – geändert. Darüber hinaus ist in den letzten 
Jahren eine verstärkte Anlehnung an Konzepte zu beobachten, welche zwar das 
Potenzial in sich bergen, die gerechte Verteilung und den Schutz der Biodiver-
sität auf lokaler und globaler Eben zu erhöhen, die aber gleichzeitig den Stel-
lenwert der Natur als Allgemeingut gefährden. Dies äußert sich insbesondere 
an der steigenden Popularität des Konzeptes der Ökosystemdienstleistungen, 
das der monetären Bewertung der Biodiversität den Vorrang einräumt. Ein 
Instrument dazu ist die Beschränkung auf Kosten-Nutzen-Rechnungen zur 
Lösung von Zielkonflikten um die Nutzung(srechte) natürlicher Ressourcen. 
An dieser Entwicklung lässt sich die gegenseitige Anpassung von Wissenschaft, 
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Politik und Ökonomie aufzeigen, die unter dem Credo der Nachhaltigkeit zu 
einer Ausweitung des Legitimationsraumes für ungleiche Verteilung und Aus-
beutungsverhältnisse führen kann.

Biodiversität als Dienstleistung 

Natürliche Ressourcen sind ein knappes Gut. In der Nationalökonomie heißt 
Knappheit: Es ist weniger da, als wir wünschen. Alle Mittel dieser Welt sind 
knapp, zuallererst das Geld in unseren Portemonnaies und damit die Güter, die 
wir davon kaufen können, aber auch nahezu alle anderen uns umgebenden 
Dinge. Knappheit ist ein allumfassendes, allgegenwärtiges und zeitloses Phäno-
men. Auch die Natur und die Biodiversität, das, was sie leisten, was sie uns ge-
ben, wovon wir letztlich abhängen – die Ökosystemleistungen –, all das wird 
zunehmend weniger: Arten sterben aus, die genetische Vielfalt wird reduziert, 
Ökosysteme verschwinden, bestimmte Leistungen der Natur können nicht 
mehr erbracht werden. 
Eine ökonomische Betrachtung von Biodiversität und Ökosystemen stellt den 
Versuch dar, Hinweise zum Handeln zu geben, um den Konsequenzen der 
Knappheit zu begegnen. Die traditionelle nationalökonomische Betrachtungs-
weise ist die simple Kosten-Nutzen-Rechnung. In der ökonomischen Betrach-
tungsweise ist jede Entscheidung, die wir treffen, mit „Opportunitätskosten“ 
belastet. Das bedeutet, dass wir immer auch auf etwas verzichten, wenn wir uns 
für etwas entscheiden. Wenn wir z. B. eine Fläche bebauen, etwa mit Verkehrs-
infrastruktur oder Häusern, steht diese Fläche nicht mehr für den Schutz von 
Arten oder Ökosystemen zur Verfügung. Die ökonomische Bewertung der 
Dienstleistungen, die uns die Natur anbietet, kann ein erster Schritt sein, um 
die Bedeutung der natürlichen Ressourcen sichtbar zu machen. Aber kann man 
diese Erkenntnisse direkt in die Praxis umsetzen?
Natürlich nicht. Sinnvoll ist das Konzept nur dann, wenn es im Zusammen-
hang mit der Bezifferung des Schadens verwendet wird, der aus der Übernut-
zung von natürlichen Ressourcen entsteht. Was das Verhältnis von Nutzung 
und Konservierung betrifft, genügt eine reine Kosten-Nutzen-Analyse nicht. 
Hier muss eine Multikriterien-Analyse durchgeführt werden. So wird zum Bei-
spiel in der Literatur der ökonomische Wert des Elefanten, oder neuerdings 
der Bienen, beziffert. Heißt dies aber, dass wir diese Tierarten verwerten, also 
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ausrotten dürfen, vorausgesetzt, jemand zahlt dafür den „richtigen“ (und mög-
licherweise sogar „fairen“) Preis? Allein dieses Beispiel verdeutlicht, dass die 
politischen Rahmenbedingungen entscheiden. 
Vor dem Hintergrund des Millennium Ecosystem Assessment (MA, 2005) 
und der Vertragsstaatenkonferenz der CBD im Jahr 2008 in Bonn initiierte 
Deutschland gemeinsam mit der EU-Kommission im Jahr 2007 die Studie 
„Die Ökonomie von Ökosystemen und der Biodiversität“ (TEEB), die von 
2008 bis 2010 unter der Schirmherrschaft des Umweltprogramms der Verein-
ten Nationen (UNEP) durchgeführt wurde. Die Studie legt dar, dass Biodi-
versität und „ökosystemare Dienstleistungen“, wie etwa Nahrung, intakte Bö-
den, Trinkwasser, Arzneimittel, Brennstoffe oder Schutz vor Bodenerosion, 
einen hohen ökonomischen, jedoch bisher nicht hinreichend anerkannten 
Wert besitzen (vgl. TEEB 2010a). Der TEEB-Bericht enthält neben allgemei-
nen Aussagen über den Zusammenhang zwischen Biodiversität und Ökosys-
temdienstleistungen Empfehlungen für politische Entscheidungsträger_innen 
auf lokaler und nationaler Ebene. Darüber hinaus wurden Anknüpfungs-
punkte, Instrumente und Empfehlungen für die stärkere Einbindung von 
Unternehmen in die Umsetzung von Schutzmaßnahmen identifiziert (vgl. 
TEEB 2010b).
Das Konzept der Ökosystemdienstleistungen spielt hierbei eine besondere 
Rolle, da es auf einem funktionalen und utilitaristischen Ansatz aufbaut und 
somit als geeignet angesehen wird, der begrifflichen Unschärfe von Biodiversi-
tät durch den Rückgriff auf objektivierbare Größen entgegenzuwirken. Der 
Begriff dient wohl nur der Erzeugung von Interesse. Gemeint ist die Bewer-
tung der natürlichen Ressourcen in Hinblick auf ihren Nutzen in ökologischer 
Hinsicht, was wiederum einen ökonomischen Wert hat. Dienstleistungen 
selbst können ja nur von Menschen erbracht werden. 

Schlussfolgerungen
Commons widersprechen dem Konzept der Green Economy nicht, sofern der 
Transformationsprozess unter jenen Rahmenbedingungen abläuft, die dem 
Konzept zugrunde liegen. Denn, um es nochmals zu betonen: Mit Green 
Economy ist nicht das Konzept der Clean Technologies der 1980er-Jahre oder 
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das Konzept der Cleaner Technologies der 1990er-Jahre gemeint. Paradoxer-
weise bedeutete der Begriff der Cleaner Technologies weniger als „clean“: 
Clean schien unerreichbar, „Greening“ erschien möglich. Green Economy ist 
von internationalen Organisationen klar im Sinne der Nachhaltigkeit defi-
niert. Dieses Konzept basiert in der Literatur eindeutig auf drei Säulen, näm-
lich der ökologischen Nachhaltigkeit, der wirtschaftlichen Machbarkeit und 
dem sozialen Einschluss. Alle drei Elemente sind notwendig, um die Ziele der 
Nachhaltigkeit zu erreichen. Wir wollen hier noch ein viertes anfügen: Demo-
kratie und Partizipation (vgl. Pohoryles 2007). Diese sind Voraussetzung für 
die Durchsetzung der Prinzipien eines nachhaltigen Wirtschaftens, auch in 
den Entwicklungs- und Schwellenländern, wo korrupte Regime das Erreichen 
dieser Ziele behindern. Nachhaltigkeit ist eine Aufgabe für Gesellschaft, Poli-
tik und Wirtschaft; auch die Wissenschaft muss ihren Beitrag zur Transforma-
tion zur Green Economy leisten.
Commons spielen eine wichtige Rolle in diesem Konzept: Der Schutz der Ge-
meingüter und gemeinsame Nutzung der natürlichen Ressourcen, ja der Natur 
insgesamt, sind eine wesentliche Voraussetzung, um den Ansprüchen der 
Green Economy zu genügen. Aber es wäre naiv, anzunehmen, dass das Kon-
zept der Commons die ökologischen und sozialen Probleme allein löst: Es gilt, 
Rahmenbedingungen zu schaffen, die das Verantwortungsbewusstsein nicht 
nur der Wirtschaft, sondern auch der Gesellschaft sicherstellen. Dazu dienen 
verschiedene politische Instrumente, wie Gesetze und Regulierungen, (finanzi-
elle) Anreize ebenso wie zweckgebundene steuerliche Belastung sowie Wissen-
schaft, Forschung und Informationskampagnen.
Hierzu gehört auch ein faires Access-Benefit-Sharing: Die Nutzung von natür-
lichen Ressourcen für kommerzielle und wissenschaftliche Zwecke muss unter 
bestimmten Voraussetzungen möglich sein; dafür ist aber eine faire Beteiligung 
derer sicherzustellen, deren Ressourcen für diese Zwecke genutzt werden. Faire 
Beteiligung heißt, dass nicht nur die korrupten Eliten davon profitieren dür-
fen, sondern der Nutzen auch der Allgemeinheit zugutekommen muss. Ebenso 
muss gewährleistet werden, dass die Grenzen der Nutzung festgesetzt und ein-
gehalten werden. Das ist ein Grundgedanke der Green Economy.
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Karin Küblböck

Das Finanzsystem als öffentliches Gut

Gerade in Zeiten zunehmender sozialer Polarisierung und Umweltzer-
störung ist eine Umorientierung des Finanzsektors nötig. Historische und 
aktuelle Beispiele zeigen, was es dafür braucht.

Finanzmärkte erfüllen wichtige realwirtschaftliche Funktionen. Wie ein Fi-
nanzsystem gestaltet ist, ist entscheidend für soziale und wirtschaftliche Ent-
wicklung. Ein effizientes und stabiles Finanzsystem kann als öffentliches Gut 
gesehen werden (vgl. Griffith-Jones 2002). Der folgende Artikel geht im ersten 
Teil auf wichtige Funktionen eines Finanzsystems ein und erläutert, dass sich 
dieses in den letzten Jahren immer weiter von diesen Grundfunktionen entfernt 
hat. Im zweiten Teil werden einige internationale historische und aktuelle Bei-
spiele für Finanzinstitutionen angeführt, die einen positiven Beitrag zu einer 
inklusiven Wirtschaftsentwicklung leisten bzw. geleistet haben.

Bedeutung und Funktionen von Finanzmärkten
Die zentrale Funktion von Finanzmärkten ist die Aufbringung und Verteilung 
von Finanzmitteln. Finanzmärkte vermitteln zwischen Sparer_innen und In-
vestor_innen, also zwischen jenen, die ihr Einkommen gerade nicht ausgeben, 
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und jenen, die Mittel benötigen und idealerweise produktiv sowie gesellschaft-
lich sinnvoll einsetzen. Finanzmärkte haben zudem u. a. die Rolle der Größen-
transformation (viele kleine Einlagen können als größerer Kredit vergeben wer-
den), der Fristentransformation (kurzfristige Einlagen können etwa in einen 
langfristigen Kredit umgewandelt werden) sowie der Risikotransformation (der 
Ausfall eines Kreditnehmers wird von vielen Einlegern getragen) (vgl. Kübl-
böck/Staritz 2008; New Economics Foundation 2009). Banken sind traditio-
nellerweise zentrale Akteure in einem Finanzsystem und erfüllen die oben ge-
nannten Aufgaben. Die New Economics Foundation fasst die Funktionen eines 
Finanzsystems kompakt zusammen: „The main function of financial markets is 
to facilitate the allocation and deployment of economic resources, both spati-
ally and temporally, to environmentally sustainable activities that maximize 
long-term financial and social returns under conditions of uncertainty“ (New 
Economics Foundation 2009: 2). Diese Eigenschaften eines Finanzsystems stel-
len sich jedoch nicht automatisch ein. Sie bedürfen eines gesellschaftlichen und 
politischen Rahmens, der Regeln und Grenzen vorgibt. Wie diese Regeln ge-
staltet sind – und wem sie dienen – ist ein Ergebnis von sozialen und politi-
schen Kräfteverhältnissen.
Die Struktur und die Funktionsweise der internationalen Finanzmärkte ha-
ben sich in den letzten 30 Jahren stark verändert und dazu geführt, dass das 
internationale Finanzsystem seine Kernaufgaben immer weniger erfüllt. Statt 
des Finanzierungsmotivs wurde zunehmend das Anlagemotiv dominant – 
also die Suche von liquidem und mobilem Kapital nach lukrativen Finanzti-
teln. Diese Entwicklung ist kein Naturereignis, sondern Ergebnis zahlreicher 
politischer Entscheidungen: Während der Ära des Bretton-Woods-Systems 
von Mitte der 1940er- bis Anfang der 1970er-Jahre waren internationale Fi-
nanzmärkte stark reguliert. Zwischen den 1970er-Jahren und dem Ausbruch 
der Weltfinanzkrise 2008 fand weltweit ein intensiver Prozess der Deregulie-
rung durch nationale Regierungen und internationale Institutionen statt; an-
gefangen mit der Freigabe der Wechselkurse Mitte der 1970er-Jahre über die 
Liberalisierung des internationalen Kapitalverkehrs in den 1980er- und 
1990er-Jahren, die Liberalisierung des Bankensektors, wie etwa durch die 
Aufhebung des Trennbanksystems in den USA, die Aufweichung von Gren-
zen für Rohstoffspekulation bis hin zur Zulassung von Investitionen in Hedge-
fonds oder zur steuerlichen Förderung der privaten Pensionsvorsorge u. v. m. 
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(vgl. Küblböck/Staritz 2008; Huffschmid 2010). Zudem kam es insbesondere 
im Bankensektor zu einem massiven Fusions- und Konzentrationsprozess  
und zu einer sukzessiven Umwandlung von genossenschaftlich orientierten 
Banken in gewinnorientierte Kommerz- und Investmentbanken (vgl. New 
Economics Foundation 2009; Bateman 2013).

Auswirkungen der Veränderungen
Durch den breit angelegten Deregulierungsprozess wurde das weltweite Finanz-
vermögen immer mobiler. Dadurch erhöhte sich einerseits die Krisenanfällig-
keit des Finanzsystems und andererseits wuchsen Macht und Einfluss von pri-
vaten Finanzakteur_innen auf die Politikgestaltung.
Seit den 1980er-Jahren hat sich – nach Jahrzehnten relativer Stabilität – die 
Anzahl der Finanzkrisen vervielfacht, angefangen mit den Schuldenkrisen zahl-
reicher Entwicklungsländer und der New Yorker Börsenkrise in den 1980er-
Jahren über die Mexiko-Krise und die Südostasienkrise in den 1990er-Jahren 
bis hin zur Dotcom-Krise in den USA, der Argentinienkrise und schließlich der 
weltweiten Finanzkrise ab 2007 (vgl. Küblböck/Staritz 2008). Durch diese Kri-
sen wurden auch Länder durch massiven Kapitalabzug in Mitleidenschaft gezo-
gen, die mit den Ursachen der Finanzkrisen nichts zu tun hatten, wie etwa 
Brasilien oder Südafrika bei der Südostasienkrise. Bezeichnend ist, dass die 
Hauptleidtragenden der Finanzkrisen zumeist nicht jene Großanleger_innen 
waren, die von dem vorhergehenden Boom profitiert hatten, ganz im Gegen-
teil: das Krisenmanagement führte – etwa illustriert an den Beispielen Argenti-
nien und Südkorea (vgl. Krüger 2008) oder aktuell an Griechenland und ande-
ren EU-Mitgliedsländern (vgl. Markantonatou 2013, OECD 2013) – zu einer 
Verschärfung von sozialer Ungleichheit und Armut. 
Der gestiegene Einfluss von privaten Finanzakteur_innen auf die Politikge-
staltung führte dazu, dass Finanzmarktregulierung zunehmend Partikularin-
teressen der Finanzbranche anstatt öffentliches Interesse widerspiegelte („re-
gulatory capture“) (vgl. Underhill/Zhang 2008). Ein Ausdruck dieser Ent-
wicklung sind u. a. sinkende Beiträge von Kapitaleinkommen zur Finanzie-
rung öffentlicher Aufgaben aufgrund rückläufiger Steuersätze auf Kapitalein-
kommen oder steuerlicher Umgehungsmöglichkeiten. Dadurch basiert ein 
immer höherer Anteil der Steuerleistung auf Lohn- und Konsumsteuern. Die 
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zunehmend dominante Gewinnmaximierungslogik der Finanzakteur_innen 
hat auch auf Unternehmensstrategien einen bedeutenden Einfluss. Zwischen 
1980 und 2011 hat sich die durchschnittliche Haltedauer von Aktien von 
zehn Jahren auf sechs Monate verringert (vgl. Bundeszentrale für politische 
Bildung 2012). Die damit einhergehende kurzfristigere Stakeholder-Value-
Orientierung der Unternehmen erfolgt oft auf Kosten von Löhnen und Ar-
beitsbedingungen. Die steigende Ungleichverteilung von Einkommen und 
Vermögen muss auch in Zusammenhang mit diesen Trends gesehen werden 
(siehe Artikel von Martin Schürz in diesem Band).
Die weltweite Finanzkrise hat auch die fatalen Effekte eines überdimensio-
nierten und an kurzfristigen Gewinnen orientierten Bankensektors gezeigt. 
Durch den Konzentrationsprozess entstanden große internationale Banken, 
die immer risikoreichere Geschäfte eingingen und – nach der Logik „too big 
to fail“ – von den Steuerzahler_innen gerettet wurden. Allein in der EU be-
trugen in den ersten beiden Jahren der Finanzkrise die Unterstützungen und 
Garantien für den Bankensektor 13 Prozent der Wirtschaftsleistung (vgl. Eu-
ropäische Kommission 2010).
Auch wenn seit dem Jahr 2008 auf politischer Ebene zumindest rhetorisch ein 
Umdenken stattgefunden hat und „die Zeit des Finanzmarktkapitalismus vor-
bei“ sein sollte, so der damalige Präsident Nicolas Sarkozy 2008, ist von einer 
grundlegenden Reform der Finanzmärkte bisher wenig zu sehen. Regulie-
rungsvorhaben in den verschiedensten Bereichen werden zudem durch inten-
sive Lobbyanstrengungen von Finanzakteuren regelmäßig verwässert (vgl. 
SOMO 2013).

Welches Finanzsystem?
Ein Finanzsystem sollte daran gemessen werden, inwieweit es die zu Beginn 
beschriebenen Kernfunktionen erfüllt und zu einem langfristigen gesellschaft-
lichen Nutzen beiträgt. Entwicklungen der letzten Jahrzehnte zeigen, dass die 
Aufweichung von Regeln und Grenzen für Finanzakteure nicht – wie von ih-
ren Verfechter_innen angekündigt – zu einer für die Gesellschaft besseren 
Mittelallokation geführt hat, sondern, kombiniert mit anderen Politiken, zu 
einer immer größer werdenden Instabilität, zu einer Konzentration von Ver-
mögen in den Händen einer kleinen Elite und zu einer zunehmenden Preka-
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risierung von Arbeitsverhältnissen sowie stagnierenden Löhnen. Während die 
Finanzmärkte ihre Rolle immer weniger erfüllten, sind die gesellschaftlichen 
Kosten für Finanzintermediation – gemessen an den Gewinnen und Löhnen, 
die in den Finanzsektor fließen – in den letzten Jahren drastisch gestiegen, in 
den USA etwa von fünf Prozent der Wirtschaftsleistung im Jahr 1980 auf 
mehr als acht Prozent 2010 (vgl. Philippon 2012). 
Neben den beschriebenen Fehlentwicklungen gibt es historisch und aktuell 
zahlreiche Beispiele, wie ein Finanzsystem zu einer inklusiven Wirtschaftsent-
wicklung beitragen kann. Diese Beispiele zeichnen sich durch die Orientie-
rung der beteiligten Institutionen an einem gesamtgesellschaftlichen Interesse 
und durch ihre Fähigkeit, zukunftsfähige Investitionen zu erkennen und zu 
fördern, aus. Um dies zu ermöglichen, braucht es einerseits den nötigen regu-
latorischen Rahmen und andererseits eine Vielfalt von Institutionen, die für 
verschiedene Ziele und Zielgruppen geeignet sind. Gerade für die Förderung 
von lokaler wirtschaftlicher Entwicklung sowie für die Integration und Förde-
rung von sozial schwächeren Gruppen waren und sind Banken in öffentli-
chem Eigentum bzw. Genossenschaftsbanken oft erfolgreicher als rein an Ge-
winninteressen orientierte private Banken. Der folgende Teil illustriert dies 
anhand einiger internationaler historischer sowie aktueller Beispiele (die Aus-
wahl der Beispiele orientiert sich an Bateman 2013).

Nationale Entwicklungsbanken
Ein wesentliches Beispiel für Banken in öffentlichem Eigentum sind nationa-
le Entwicklungsbanken. Diese haben für die wirtschaftliche Entwicklung in 
vielen Industrie- und Schwellenländern eine zentrale Rolle gespielt. Nationale 
Entwicklungsbanken sind „Institutionen, die soziale und wirtschaftliche Ent-
wicklung sowie regionale Integration fördern sollen“ (UNCTAD 2012: 1). 
Sie stellen Kredite für Projekte zur Verfügung, deren gesellschaftlicher und 
kommerzieller Nutzen nicht unmittelbar übereinstimmen und die daher 
nicht von privaten Banken gedeckt wurden. Entwicklungsbanken haben wäh-
rend der aktuellen Finanzkrise – im Gegensatz zu den meisten kommerziellen 
Privatbanken – eine antizyklische Rolle gespielt, indem sie ihre Kreditvergabe 
steigerten (vgl. UNCTAD 2012; de Luna-Martinez/Vicente 2012). Die chi-
nesischen staatlichen Entwicklungsbanken spielen eine zentrale Rolle bei der 
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Finanzierung und Unterstützung von Upgrading-Strategien der staatlichen 
Unternehmen. Die brasilianische Entwicklungsbank BNDES finanziert ei-
nerseits große brasilianische Unternehmen und stellt andererseits auch güns-
tige Kredite für Klein- und Mittelunternehmen bereit. Sie fördert diese auch 
indirekt, indem sie etwa an Investitionen in Großbetrieben die Bedingung 
knüpft, Inputs vom lokalen Markt zu beziehen (vgl. Bateman 2013). 

Gemeinde- und Genossenschaftsbanken
Für den Aufbau eines lokalen Wirtschaftskreislaufes waren historisch Gemein-
de- und Genossenschaftsbanken zentral. Ein Beispiel sind die Savings-and- 
Loans-Institutionen, die im ausgehenden 19. Jahrhundert in den USA gegrün-
det wurden, um die Errichtung und den Kauf von Häusern durch die Arbei-
ter_innen zu fördern. In den 1960er-Jahren waren diese Institutionen, die wei-
terhin Hypothekenkredite und zunehmend auch Unternehmens- und Kon-
sumkredite an ihre Mitglieder vergaben, ein wesentlicher Bestandteil des loka-
len Finanzsystems. Die Institutionen wurden weithin als gutes Beispiel für 
gegenseitige Unterstützung einer Gemeinschaft gesehen. Durch systematische 
Deregulierungen des Bankensektors und die Kommerzialisierung der Institu-
tionen ab Mitte der 1970er-Jahre wurden der demokratische Charakter und 
die Einbettung in die Gemeinschaft zunehmend ausgehöhlt. Die S&L-Institu-
tionen orientierten sich zunehmend an Gewinninteressen des Managements, 
das Mittel in spekulative Unternehmensprojekte leitete und sich exorbitante 
Boni auszahlte. In den späten 1980er-Jahren brach das System zusammen – 
der größte Finanzkollaps seit der großen Depression war die Folge (vgl. FDIC 
2000; Bateman 2013; zur Chronologie der Deregulierung und des Kollapses 
siehe auch FDIC 2002).
Ein weiteres Beispiel für eine an den Interessen der Mitglieder orientierte Fi-
nanzinstitution sind die britischen Building Societies. Sie entstanden im späten 
18. Jahrhundert durch die steigende Nachfrage der neuen Industriearbeiter_
innenklasse nach günstigen Wohnkrediten. Wie die S&L-Institutionen ge-
hörten die Building Societies den Sparer_innen selbst und hatten eine soziale 
Mission sowie zahlreiche Kontrollmechanismen, um zu garantieren, dass sie 
dieser treu blieben. Im 19. und 20. Jahrhundert waren diese Institutionen 
wichtige Akteure bei der Mobilisierung von Ersparnissen und der Erbringung 
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von Dienstleistungen für die Arbeiter_innenschaft, inklusive der Gewährung 
von Kleinkrediten für Unternehmenszwecke. In den 1980er-Jahren nahm die 
Regierung Thatcher die Institutionen unter die Lupe. Sie vertrat die Position, 
dass die Institutionen aus dem Gemeinschaftseigentum entfernt und in priva-
te Kommerzbanken in Besitz von externen Aktionären umgewandelt werden 
sollten. Die Gewinnentwicklung im Finanzsektor ließ das Engagement in ri-
sikoreicheren Bereichen zudem als unwiderstehlich erscheinen. Viele der lei-
tenden Manager_innen unterstützten dieses Vorhaben mit Blick auf höhere 
Gehälter und Boni. Auch etliche Mitglieder befürworteten die Umwandlung 
in eine Aktiengesellschaft, da sie Gewinne durch den Verkauf der ihnen zuge-
teilten Aktien erwarteten. Die Building Societies wurden zunehmend in pri-
vate Kommerzbanken umgewandelt, und in einem kurzen Zeitraum wurde 
ein fast zwei Jahrhunderte alter Genossenschaftssektor Teil eines privaten Ban-
kensektors und ging wie die anderen Banken riskante und spekulative Ge-
schäfte ein. In nur wenigen Jahren wurden fast alle Building Societies entwe-
der von anderen Instituten übernommen oder kollabierten (vgl. Cook et al. 
2001; New Economics Foundation 2009, Bateman 2013). 
Ein Beispiel für ein weiterhin erfolgreiches lokales Finanzinstitut ist die Caja 
Laboral Popular (CLP), der finanzielle Arm der Mondragón-Kooperative im 
Baskenland. Bei der CLP handelt es sich um eine 1959 gegründete lokale 
Entwicklungsbank im Eigentum der baskischen Mondragón-Genossenschaf-
ten. Die Mondragón-Gruppe ist mit einem Netzwerk von 120 Kooperativen 
und über 80.000 Arbeitnehmer_innen die weltweit erfolgreichste Genossen-
schaftsgruppe. Als Kern des Finanzierungssystems von Mondragón unter-
stützt die CLP Investitionen von genossenschaftlichen Wirtschaftsunterneh-
men bzw. die Gründung solcher Unternehmen. Sie erbringt zudem Bank-
dienstleistungen für 500.000 Kund_innen. Während viele andere spanische 
Banken in den Strudel der weltweiten Finanzkrise gezogen wurden, konnte 
die CLP der Krise trotzen, da sie sich nie in kurzfristigen spekulativen Ge-
schäften engagiert hatte und durch zahlreiche demokratische Kontrollmecha-
nismen von Missmanagement und Korruption verschont geblieben war (vgl. 
New Economics Foundation 2009; Bateman 2013). 
In verschiedenen Ländern sind nach der Finanzkrise und als Antwort auf un-
genügende Reformen im Bank- und Finanzsektor „Bankwechsel“-Kampag-
nen gestartet worden, wie etwa in Großbritannien (http://www.moveyourmo-
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ney.org.uk) oder in Deutschland (http://www.bankwechsel-jetzt.de). Diese 
Initiativen fordern Bürger_innen auf, sich genauer mit dem Finanzsystem zu 
beschäftigen, und listen Beispiele für Banken auf, die im Sinne eines nachhal-
tigen Finanzsystems agieren. Auch in Österreich gibt es das Projekt „Demo-
kratische Bank“ (http://www.demba.at/), mit dem Ziel, eine Genossenschafts-
bank zu gründen, die sich ausschließlich dem traditionellen Bankgeschäft 
widmet und nach sozialen und ökologischen Kriterien Kredite vergibt.

Konklusion
Ein Finanzsystem ist kein Selbstzweck, sondern hat – als öffentliches Gut – 
gesellschaftlichen Interessen zu dienen. Deshalb benötigt es einen Rahmen, 
der sicherstellt, dass Finanzinstitutionen ihre Aufgaben wahrnehmen. Sowohl 
auf der Ebene des Finanzsystems als auch der individuellen Institutionen sind 
dabei Rechenschaftspflicht und demokratische Kontrolle zentral. Historische 
Erfahrungen zeigen, dass die Schwächung demokratischer Kontrollmechanis-
men und die Aufweichung des regulatorischen Rahmens die Dominanz von 
Partikularinteressen fördern (vgl. Underhill/Zhang 2008). Gerade in Zeiten 
zunehmender sozialer Polarisierung und Umweltzerstörung ist eine Umorien-
tierung des Finanzsektors weg von der kurzfristigen Profitmaximierung der 
beteiligten Akteur_innen hin zur langfristigen Finanzierung sozial und ökolo-
gisch sinnvoller Investitionen dringend nötig. Um dies zu ermöglichen, 
braucht es mehr als die derzeit in Diskussion stehenden zaghaften Reformen 
etwa zur Erhöhung von Transparenz im Wertpapierhandel und der Kapital-
ausstattung der Banken. An einer strikten Regulierung von Finanzprodukten, 
Handelsplätzen und Finanzinstitutionen sowie deren Größenbeschränkung 
führt kein Weg vorbei. Zudem ist eine Demokratisierung des Finanzsystems 
erforderlich, u. a. durch eine Stärkung von Genossenschafts- und am Ge-
meinwohl orientierten öffentlichen Banken. Hier darf durchaus von guten 
historischen und aktuellen Beispielen gelernt werden.
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Martin Schürz

Marginalien zu guten Vermögenden und bösen Reichen

Commons stellen nicht nur die Frage nach dem Zugang zu Ressourcen, 
sondern auch nach den Regeln, nach denen sie verteilt werden. Über Be-
gründung und Legitimierung von Reichtum.

Im 4. deutschen Armuts- und Reichtumsbericht 2013 werden dem Reichtum 
etwa 20 Seiten gewidmet. Dies ist angesichts einer voluminösen Publikation 
von über 400 Seiten recht wenig. Kritische Kommentator_innen in Deutsch-
land merkten dies auch an und beanstandeten etwa, dass die Diagnose von ei-
ner „sehr ungleichen Verteilung der Privatvermögen“ im Text nach hinten auf 
Seite 343 gerückt wurde. Hingegen hat sich bislang noch kaum jemand mit 
dem Inhalt der wenigen Seiten zum Reichtum auseinandergesetzt. Interessan-
terweise ist es nicht der Reichtum selbst, sondern die Legitimation von Reich-
tum, welche im Zentrum der Argumentation steht. 
Der deutsche Soziologe Max Weber hatte 1920 in seiner Religionssoziologie 
geschrieben: „Der Glückliche begnügt sich selten mit der Tatsache des Besitzes seines 
Glückes. Er hat darüber hinaus das Bedürfnis auch noch ein Recht darauf zu ha-
ben. Er will überzeugt sein, dass er es auch verdiene; vor allem im Vergleich mit 
anderen verdiene“ (Weber 1920: 242).
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Glückliche Menschen könnten leicht davon überzeugt sein, dass gerade sie es 
verdienen, glücklich zu sein. Denn Glück mag mit Temperament, Lebenszufäl-
len, Einstellungen oder materiellen Faktoren zu tun haben. Jedenfalls sind die 
Glücklichen selten Ursache des Unglücks anderer. Reiche Menschen tun sich 
schwerer. Sie müssen ihren Reichtum angesichts von Armut rechtfertigen. Und 
jeder Anspruch auf Güter oder Freiheiten muss allgemein begründet werden (vgl. 
Forst 2007), denn jedes Mitglied der Gesellschaft hat ein grundlegendes Recht 
auf Rechtfertigungen. In der Rechtfertigung müssen angemessene Gründe für 
Gerechtigkeitsnormen angegeben werden. Reiche schulden den Armen grund-
sätzlich eine Rechtfertigung, inwiefern die bestehenden Verhältnisse legitim sein 
sollen. Dieser philosophische Ansatz einer konstruktivistischen Gerechtigkeits-
theorie hat für eine gesellschaftspolitische Ungleichheitsdebatte folgenden Vor-
teil: Er stellt die institutionellen Mechanismen, welche Ungleichheit legitimie-
ren, zur Disposition und diskutiert nicht nur die Ungleichheit von Ressourcen.
Im Kapitalismus wird dem Wert der Leistung eine hohe Bedeutung beigemessen. 
Leistung und nicht ständische Privilegien sollen soziale Unterschiede erklären. 
Daher wird ein über Leistung begründeter Reichtum eher akzeptiert werden. 
Wenn die meisten Menschen extrem viel leisten, sich aber kaum etwas leisten 
können, während wenige leistungsfreie Vermögen beziehen, könnten andere Be-
gründungen bei der Verteidigung des ungleichen gesellschaftlichen Status quo 
wichtiger werden (siehe Priddat 2012 für einen historischen Überblick). 

Abwehr von Legitimationsnotwendigkeiten bei Reichtum
Über Reichtum wisse man nichts, über Reichtum könne man nichts wissen und 
daraus folge, dass man über Reichtum nur unwissend neiderfüllt oder bösartig 
klassenkämpferisch sprechen könne. So wenigstens scheint es, wenn man den 
medialen und politischen Apologeten der Reichen glaubt. Das fehlende Wissen 
zu Reichtum wird als brutum factum betrachtet und nicht als logische Konse-
quenz von ökonomischer Macht: Defätistisch wird geschmunzelt, dass wir mehr 
über Obstbäume in Österreich als über die Vermögensverhältnisse wissen. 
Reichtum ist eine soziale Kategorie. Sie hängt noch stärker von sozialen Defini-
tionsprozessen ab als Armut. Bei Armut gibt es eine objektive physische Grenze 
des Existenzminimums. Bei Reichtum ist diese Schranke nicht vorhanden. 
Deswegen wird viel debattiert, wo Reichtum beginnt und nicht, wo er endet. 
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Es werden Millionär_innen und Milliardär_innen gezählt. Die Veränderungen, 
d. h. ob es etwa 1.000 Reiche weniger in China und 100 Milliardär_innen 
mehr in den USA gibt, besagen jedoch allein noch nichts über die Vermögens-
verteilung in einer Gesellschaft. Forscher_innen und Medien, welche den Fo-
kus allein auf die Gruppe der Vermögenden richten, nehmen gleichsam eine 
Binnenperspektive auf Reiche ein. Aus Gerechtigkeitsperspektive interessiert 
aber, wie viele Arme es zur selben Zeit gibt. Denn Reichtum findet sich stets 
neben Armut. 
Armut meint Einkommensarmut und Reichtum bezeichnet primär Vermö-
gensreichtum. Das Konzept der relativen Armut wird von konservativer Seite 
gerne anschaulich am Erwerbseinkommen relativiert: „Eine vierköpfige Familie 
rutscht ins Armutsrisiko, wenn sie weniger als 1.735 Euro monatlich verdient. 
Es ist eine Summe, mit der man in weiten Teilen Afrikas das Zeug zum Stam-
mesfürsten hätte“, hieß es vor Kurzem in der deutschen Zeitschrift „Der Spie-
gel“. Demnach wäre Armut in Europa weniger schlimm als in Afrika. 
Beim Vermögen zielt die Relativierung aber in die andere Richtung: Mit dem 
bisschen an Vermögen sei man doch noch nicht reich. Der Wald mache nur 
Kosten, in der Immobilie müsse man ja wohnen und überhaupt, wer wisse 
schon, was das Privateigentum morgen noch wert sei. Einkommensverteilungs-
fragen prägen Debatten zur Bedarfs- und Leistungsgerechtigkeit. Vermögens-
verteilungsfragen verdrängen Einkommensverteilungsfragen, wenn es um 
Macht, Status und Sicherheit geht. 
Armut endet im Tod, dynastischer Reichtum hört dort nicht auf. Vermögen 
wird vererbt und sichert die soziale Reproduktion. Ein materielles immer Mehr 
über Generationen ist möglich. 
Erste Voraussetzung für Legitimationsnotwendigkeiten beim Reichtum ist 
demnach, dass Reiche eine Zuschreibung des Reichseins überhaupt akzeptie-
ren. Zuerst muss Privateigentum Personen zugerechnet werden, bevor die Frage 
nach der Legitimität gestellt wird. Gelingt dies nicht und wird der eigene Reich-
tum beharrlich geleugnet, d. h. wird behauptet, man sei ja gar nicht reich, 
sondern bestenfalls ein wenig wohlhabend, dann muss auch nicht legitimiert 
werden. Im diesem – für Reiche günstigen – Fall liegt die Begründungslast 
dann bei den Vermögensforscher_innen und den Befürworter_innen einer Ver-
mögenssteuer. Diese müssen ihre hehre Motivation belegen und einen Neid-
freiheitstest bestehen. 
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Der Fokus bei medialen Diskussionen zu Reichtum liegt auf Folgendem: Wer 
ist überhaupt reich? Statistische Fragen der Vermögensmessung dienen oft als 
Ersatzschauplatz für gesellschaftspolitische Debatten. Wo sie die Basis von Ge-
rechtigkeitsdebatten bilden sollten, sind sie in Wirklichkeit oft nur deren karges 
Substitut. Als gälte nicht ohnedies, dass man Reiche ähnlich Giraffen erkennen 
kann, wenn man ihrer nur ansichtig wird. Gerne wird zu Fragen à la „Sind 
Millionär_innen bereits reich?“ fabuliert.

Wirtschaftspolitischer Spin zum Privateigentum
Faktum in der Vermögensverteilung ist: Die Mehrheit der Haushalte hat fast 
kein Vermögen. In den USA betrug der Anteil der unteren Hälfte am gesamten 
Vermögen nur 2,5 Prozent (2007) und sank in der Krise auf 1,5 Prozent (2009). 
Privates Vermögen wäre demnach nur das Thema einer reichen Minderheit. 
Doch so einfach ist es nicht: Wirtschaftspolitisch versuchen Konservative, Pri-
vatvermögen über einen ideologischen Eigentumsgesellschaftsansatz zu einem 
Thema aller zu machen. Erst jüngst schlug der Chef der Wiener Volkspartei vor, 
Gemeindewohnungen zu privatisieren, d. h. sie an ihre Mieter_innen zu ver-
kaufen. Damit wird an bürgerliche Wohnungsreformvorstellungen aus dem  
19. Jahrhundert angeknüpft. Wie Friedrich Engels 1887 in „Zur Wohnungsfra-
ge“ schrieb, die Kleinbürgerschaft schwärmt für hausbesitzende Arbeiter.
Und Eigentumsträume können Privatvermögen zu einer Angelegenheit fast al-
ler machen. Der Glaube, dass die Zukunft glänzender oder wenigstens ein biss-
chen besser sein wird als die Gegenwart, trägt diese Tagträume. Das Konzept 
einer Eigentümer_innengesellschaft ist verankert in der Idee des Privateigen-
tums. Dem Ziel des Privateigentums können und sollen alle huldigen. Tun sie 
dies nicht, ist ihre Situation schlicht noch nicht aussichtlos genug; sie vertrauen 
noch auf einen Sozialstaat, der ihnen in Krisen hilft. Erst in der Alternativlosig-
keit wird der private Vermögensaufbau unabdingbar. Hilfreich für diesen An-
satz ist eine budgetäre Notsituation, welche den Sozialstaat tatsächlich so ein-
schränkt, dass nur noch weiterer Sozialabbau und Privatisierungen als Lösun-
gen erscheinen können. In der Krise wird ein unverbrüchlich elitensolidarischer 
Staat in seiner nach unten umverteilenden Fähigkeit massiv geschwächt. 
Schlussendlich fehlt Geld für öffentliche Leistungen (Sozialausgaben, Bildung, 
Gesundheit) und der Sparappell an die Bevölkerung wird zur Ultima Ratio. 
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Der Sozialstaat ist elementar für die Milderung von Armut und für die Förde-
rung fehlender Teilhabe. Er stärkt ärmere Menschen, deckt deren Grundbe-
dürfnisse ab und versucht deren Position auf dem Wohnmarkt weitgehend zu 
entkoppeln von ihrer Position am Arbeitsmarkt. Seit Längerem wird der Sozi-
alstaat aber nur als teure Gnadenleistung für die Armen verstanden, und diesen 
öffentlichen Leistungen wird bekanntlich nicht dasselbe Wohlwollen entgegen-
gebracht wie privatem Vermögen. Im Gegenteil, sie werden seit Jahrzehnten 
radikal zur Disposition gestellt. Die Verteidigung des Sozialstaates bleibt oft 
abstrakt. Insinuiert wird, dass die Hilfe für die Armen ohnedies allen helfe. 
Hingegen ist die Verteidigung der Interessen der Vermögenden – etwa durch 
Steuerberater_innen, Notar_innen, Rechtsanwält_innen und Interessenvertre-
tungen – konkret. Nüchterne Interessenverfolgung der Reichen und nebelige 
Legitimation des Reichtums koinzidieren. Eine gesellschaftspolitische Konzep-
tion, die sich mit einer paternalistischen Armenfürsorge begnügt, wird der 
rechtlichen und politischen Bevorzugung der Vermögenden in der Gesellschaft 
wenig entgegenhalten können. Wohltätige Vermögende (siehe Kapitel 4) und 
ein gesellschaftspolitisches Eigentümer_innengesellschaftskonzept werden in 
einem solch defätistischen Umfeld an Auftrieb gewinnen.

Probleme bei der Messung privaten Vermögens
Privates Vermögen ist stets in Wechselbeziehung zu öffentlichen Leistungen zu 
sehen. Allein die absolute Höhe der privaten Vermögenswerte ist nicht aussage-
kräftig. Es muss geklärt werden, wofür diese dienen sollen (Bildung, Gesund-
heit, Pension). Notwendig für eine gesellschaftliche Vermögensbetrachtung 
sind Untersuchungen von privatem und öffentlichem Vermögen. Denn letzt-
lich muss ja auch öffentliches Vermögen Menschen zugerechnet werden. Statis-
tisch existiert dafür bislang aber kein konzeptueller Rahmen. 
Soziale Wohnbauten stellen eine Alternative zu privatem Immobilieneigentum 
dar. In Wien etwa gibt es einen deutlich höheren Anteil an Mieter_innen, ins-
besondere in Genossenschafts- und Gemeindewohnungen. Eine beträchtliche 
Zahl von Menschen in Wien verfügt über wenig Privatvermögen, dafür haben 
sie aber billige Wohnmöglichkeiten. Privates Vermögen an sich könnte für viele 
Menschen relativ uninteressant sein. Ein funktionierender Wohlfahrtsstaat, ein 
effektives Gesundheitssystem, Vollbeschäftigung und eine hinreichend gut be-
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zahlte und sichere Arbeit sind die entscheidenden Eckpfeiler für soziale Sicher-
heit. Vermögen wird für zahlreiche Menschen erst wichtig, wenn diese Säulen 
nicht tragen. Wer zum Pflegefall wird oder wer seine Arbeit verliert, braucht 
besondere Unterstützung. Bei Armen kann die notwendige Reserve jedenfalls 
nicht aus privater Vorsorge kommen, da das niedrige Einkommen die Sparfä-
higkeit begrenzt. Erst in der Mitte erfüllt das Sparen – nachgelagert in Form der 
Kreditrückzahlung für den Immobilienerwerb – eine bescheidene Vorsorge-
funktion. Und bei den Reichen passiert das Sparen gleichsam zwangsläufig aus 
den nicht konsumierten Vermögenserträgen. 
Soziale Statusvergleiche laufen oft über privates Eigentum. Hierbei ist zu unter-
scheiden: Finanzvermögen ist im Gegensatz zu Immobilienvermögen weitge-
hend unsichtbar. Die Aktien müssen erst etwas abwerfen. Mutter Bennet in Jane 
Austens berühmten Roman „Stolz und Vorurteil“ jubelt nicht über den Reich-
tum des Schwiegersohns Darcy an sich, sondern über die 10.000 Pfund jährlich 
an Einkommen, die dessen Vermögen verspricht. Dies sichert Juwelengeschenke 
und einen hohen Lebensstandard. Beim Immobilienvermögen ist der Nutzen 
für den gesellschaftlichen Status direkter sichtbar. Auch heute, in einer bürger-
lich-kapitalistischen Gesellschaft, wird gerade durch das Eigenheim soziale  
Distinktion demonstriert. Der soziale Status von Gemeindebaumieter_innen 
liegt beträchtlich unter jenem von Eigentümer_innen. Das Eigenheim symboli-
siert Unabhängigkeit und Sicherheit. Man lebt nicht im Bau, sondern das eigene 
Haus zeigt die eigene superiore soziale Stellung. 
Und weit oben in der sozialen Hierarchie eröffnet Vermögen selbstreferenzielle 
Vorstellungswelten. Die Nutzung des Vermögens verweist nur noch auf das 
Vermögen. Die livrierte Dienerschaft vor dem Haus, zeigte Thorstein Veblen in 
seiner „Theorie der feinen Leute“ von 1900, hat keine andere Funktion, als den 
Überfluss des Vermögens der Hauseigentümer_innen zu demonstrieren. 

Legitimationsmöglichkeiten von Reichtum
Ein unzureichender Versuch der Legitimierung stellt auf die individuelle Le-
bensweise der Reichen ab. Manche Reiche bevorzugen ostentative Bescheiden-
heit. Als ein Beispiel mag der ehemalige Rennfahrer Niki Lauda dienen: „Den 
einzigen Luxus, den ich mir leiste, ist ein Privatflugzeug“ (Lauda am 14. Juni 
2013 in „Die Presse“). Nur, das Ausgabeverhalten ist dem Einkommen jeden-
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falls nachgeordnet. Leben Reiche bescheiden, werden sie sogar noch reicher. Bei 
Reichen geht es ja um die Möglichkeiten ihres Vermögens. Arme haben jeden-
falls wenig davon, dass manche Reiche einen asketischen Lebensstil bevorzu-
gen. Individuelle Konsumvorlieben tangieren das Ungleichheits- und Unge-
rechtigkeitsthema nur am Rande. 
Und auch wenn die Reichtumsentstehung im Rahmen der nationalen Gesetze 
erfolgte, beantwortet die Legalität des erworbenen Vermögens noch nicht die 
Frage der Legitimität. Legal erworbenes Vermögen ist noch kein legitimiertes 
Vermögen. Elitistische Varianten der Begründung von Reichtum konzentrieren 
sich daher seit Langem auf die Frage nach einer sinnvollen Verwendung des 
Reichtums (siehe Andrew Carnegie 1889). Und genau bei dieser Gemein-
schaftsthematik setzt auch der 4. deutsche Armuts- und Reichtumsbericht an.
Ohne Legitimation bleibt materieller Reichtum schlicht ein ungerechtfertigtes 
Privileg. Erst in gelingenden, d. h. sozial akzeptierten, Reichtumsbegründun-
gen könnten Reiche ihre Privilegien in berechtigte gesellschaftliche Sonderstel-
lungen zu wandeln versuchen. Ein legitimierter Reichtum müsste von allen 
Mitgliedern der Gesellschaft akzeptiert werden. Die Armen würden den Rei-
chen nichts neiden und gemeinsam mit ihnen die grundlegende Frage, in wel-
cher Gesellschaft sie leben wollen und wie die sozialen Beziehungen darin ge-
regelt sein sollen, zu beantworten suchen. Diese abstrakte Idee hat aber nichts 
mit einer machtungleichen Wirklichkeit zu tun, in welcher unlegitimierter 
Reichtum von Mächtigen verschleiert werden kann.
So eine Verschleierung ist etwa in der Relativierung des eigenen Reichtums zu 
sehen. Die Vermögenden reihen sich in der Selbstwahrnehmung in der Mitte 
einer Gesellschaft ein. Dies resultiert vielleicht aus einem Wunsch nach sozia-
ler Anerkennung. Wer in der Mitte steht, muss seinen Reichtum nicht be-
gründen. Nicht die Mitte glaubt demnach irrtümlich, reich zu sein, sondern 
die Reichen vermeinen fälschlich, die Mitte zu bilden. Diese Fehlwahrneh-
mungen hinsichtlich der eigenen sozialen Positionierung in der Gesellschaft 
wurden in einer repräsentativen Haushaltserhebung jüngst für Österreich be-
legt (vgl. Fessler 2012 et al.). 
Nur Reiche, die ihren Reichtum als solchen erkennen und zudem nach sozialer 
Anerkennung suchen, werden ihre Besserstellung gegenüber anderen begrün-
den. Denn sie mögen nicht, dass man ihnen Immobilien oder Aktienpakete 
neidet. Sie wollen nicht als gestopft, sondern als vermögend in einem umfassen-
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den Sinn geschätzt werden. Die Demonstration ihrer verdienten Ausnahmestel-
lung gelingt ihnen umso leichter, je eher sie sich mit Kultur vertraut machen 
und ethische Werte betonen, deren Zweck fürs Geschäft nicht unmittelbar zu 
erkennen ist. Von entscheidendem Vorteil ist, wenn Güter nur aufgrund be-
stimmter kognitiver Kompetenzen tatsächlich auch verstanden werden können, 
wie etwa Musik und Kunstwerke. Diesen Gedankengang von Bourdieu sucht 
man im deutschen Armuts- und Reichtumsbericht vergeblich. Dafür findet 
man Wortungetüme zur „Vermögenskultur, einer sinnstiftenden Wertekultur“ 
(S. 411). In einer ethischen Engführung der wissenschaftlichen Debatte zu 
Reichtum geht es nur um Belege für die These, dass die Reichen vulgo die Ver-
mögenden liebe Leute seien. Doch wer würde diese Möglichkeit leugnen wol-
len? Kurt Tucholsky in den 1920er-Jahren sicher nicht, nur zielte seine Analyse 
über jene des deutschen Armuts- und Reichtumsberichtes 2013 hinaus:

Bürgerliche Wohltätigkeit

Sieh! Da steht das Erholungsheim
einer Aktiengesellschafts-Gruppe;

morgens gibt es Haferschleim
und abends Gerstensuppe.

Und die Arbeiter dürfen auch in den Park …
Gut. Das ist der Pfennig.

Aber wo ist die Mark?
Sie reichen euch manche Almosen hin
unter christlichen frommen Gebeten;
sie pflegen die leidende Wöchnerin,
denn sie brauchen ja die Proleten.

Sie liefern auch einen Armensarg …
Das ist der Pfennig. Aber wo ist die Mark –?

Die Mark ist tausend- und tausendfach
in fremde Taschen geflossen;

die Dividende hat mit viel Krach
der Aufsichtsrat beschlossen.

Für euch die Brühe. Für sie das Mark.
Für euch der Pfennig. Für sie die Mark.
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Proleten!
Fallt nicht auf den Schwindel rein!

Sie schulden euch mehr als sie geben.
Sie schulden euch alles! Die Länderein,
die Bergwerke und die Wollfärberein ...

sie schulden euch Glück und Leben.
Nimm, was du kriegst. Aber pfeif auf den Quark.

Denk an deine Klasse! Und die macht stark!
Für dich der Pfennig! Für dich die Mark!

Kämpfe –!

Kurt Tucholsky 1929

Legitimatorisch wichtig ist heute, ob die Güte der Reichen staatliche Umvertei-
lung erübrigen soll. Tritt das freiwillige soziale Engagement von Vermögenden 
neben wohlfahrtsstaatliche Sozialpolitik oder ist es deren zukünftiges Substitut? 
Das Spendenverhalten der Vermögenden in Deutschland wird im 4. deutschen 
Armuts- und Reichtumsbericht 2013 aber nicht in Hinblick auf soziale und 
inhaltliche Selektivität hinterfragt. Und das gespendete Geld der Reichen wird 
auch nicht auf Eigeninteressen geprüft, welche von Reputationsgewinnen bis 
zu PR-Belangen reichen mögen. Auch ob das Engagement tatsächlich Armen 
zugutekommt oder nur den Interessen privilegierter Gruppen, ist nicht Gegen-
stand des Berichts. 
All diese Fragen wären wissenschaftlich auszuloten. Wenn es jedoch ideologisch 
nur um die Rehabilitierung der Reichen als Vermögende geht, ist der Verweis 
auf vermögende Wohltäter_innen allemal hinreichend. „Wenn wir lernen, 
 Reiche von Vermögenden zu unterscheiden, verringert sich die Gefahr ober- 
fläch licher Urteile und mythischer Stereotype“, wird Druyen im 4. deutschen 
 Armuts- und Reichtumsbericht 2013 (Seite 413) zitiert.

Ruinen der Legitimation des Reichtums
Einkommensunterschiede zwischen Menschen können wenigstens in Ansätzen 
rational begründet werden (Unterschiede in der Verantwortung, Ausbildung, 
Anstrengung, Zeitaufwand, Ausdruck gesellschaftlicher Wertschätzung usw.). 
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Zwar wird sich kein Konsens über den angemessenen Abstand in der Entloh-
nung zwischen einer Spitalsärztin, einem Bauarbeiter und einem Investment-
banker einstellen, aber die Argumentationen können einander befruchten. Bei 
der Begründung der gewaltigen Vermögenskonzentration in fast allen Gesell-
schaften kollabieren Legitimationen über Leistungsunterschiede jedoch vorab. 
Wenn ein Drittel des Vermögens aus Erbschaften kommt, kann nur noch sinn-
entleert von Leistung schwadroniert werden. 
Vielleicht verkörpert deshalb der ominöse kleine Häuslbauer den meritokrati-
schen Fluchtpunkt bei Vermögensfragen und bleibt in Österreich fast zeitlose 
Lieblingsreferenz in wirtschaftspolitischen Ideologien. Die manuelle Anstren-
gung, materialisiert etwa im eigenhändig ausgehobenen Keller, versinnbild-
licht ein Leben als existenzielle Strapaze. Nicht zuletzt deswegen wird der klei-
ne Häuslbauer zur emblematischen Lichtfigur Konservativer. Mühsal, Schul-
den und Konsumaskese kennzeichnen über viele Jahre dessen Dasein. Der ei-
gene Fleiß materialisiert sich im Eigenheim, in welches Ersparnisse und Arbeit 
gemeinsam eingehen und wo es eine Überschneidungsfläche von zwei Domä-
nen gibt, jener der manuellen Tätigkeit des Proletariats und jener der verzich-
tenden kleinbürgerlichen Sparlibido. Der Vermögensaufbau bezieht sich aber 
auf ideelle Werte wie Bodenständigkeit und Sesshaftigkeit und nährt sich 
scheinbar nicht aus der gesellschaftlich viel weniger respektablen Aktienspeku-
lation. Immobilieneigentümer_in zu werden erfordert von den kleinen Leuten 
Sparsamkeit, Selbstdisziplin, Eigenverantwortung und eine langfristige Le-
bensgestaltung. Der Erwerb eines Eigenheims erzieht folglich zu Sekundärtu-
genden, welche in ideologisierten Verteilungsdebatten fälschlich beanspru-
chen, Werte an sich zu sein. Für die Reichen sind Immobilien hingegen insbe-
sondere eine Anlageform, sie sind nicht für eine spätere Nutzung gedacht, 
sondern dienen als spekulative Kapitalanlage. Damit der Immobilienbereich 
nicht so ruchbar wird, wie von Zeit zu Zeit die Börse, eignen sich begriffliche 
Ungetüme wie Vorsorgewohnung. Vorsorge ist ein subtil leistungsangehauch-
ter Terminus und Wohnung eine unbestrittene gesellschaftliche Zwecksetzung. 
Doch das Eigenheim allein macht noch nicht reich.
Der Politik scheint sowohl die Fähigkeit zu fehlen, auf der Einkommensskala 
nach unten zu blicken, als auch auf der Vermögensskala nach oben. Daher 
fehlen ihr die Empathie für das Leid der Armen und der Mut für einen ver-
nünftigen Blick auf den Exzess der Vermögenden. 
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Arme, die nicht hinreichend für Privateigentum vorsorgen, sind infolgedessen 
selbst schuld. Und mitschuldig an ihrem fehlenden Elan zu privater Vermö-
gensakkumulation ist ein Sozialstaat, der es ihnen verunmöglicht, eigenverant-
wortlich zu sein, weil er ihre Sekundärtugenden unterminiert. Das alte reakti-
onäre Lied vom verfehlten Verhalten ungebildeter Armer verstummt nicht mal 
in der Krise. Und warum sollte es auch? Mit einer TINA-Logik („there is no 
alternative“) lässt sich der ideologische Kampf gegen den Sozialstaat gerade in 
Zeiten enormer privater Vermögenskonzentration erfolgreich führen. Nir-
gends eine Utopie einer gerechten Gesellschaft, welche wechselseitige Aner-
kennung ermöglicht. 
1931 schrieb Aurel Kolnai: „Während der Mächtige immerhin noch konkret 
über Menschen Macht hat … lebt der hochmütige Reiche in der kapitalisti-
schen Gesellschaft, als ob er gar nicht unter Menschen lebte, jedweder persön-
lichen Verknüpfung bar“ (Kolnai 2008: 94). So weit ist es noch nicht. Bei den 
Reichen menschelt es sichtbar. Ihre ideologischen Advokaten versuchen, sie zu 
Vermögenden zu machen: „Der Reiche wird nur Wert auf das Jahresergebnis 
legen und für ihn ist die Steuervermeidung eine faktisch ernst zu nehmende 
Möglichkeit. Der Vermögende sieht zwar die Option der legalen Steuervermei-
dung, verzichtet aber auf sie, weil er sie moralisch für illegitim hält“ (Druyen 
2013). Den Armen ist die Möglichkeit, jemals vermögend im Druyenschen 
Sinn zu werden, verbaut. Bei der Lohnsteuer können sie ja grundsätzlich nichts 
vermeiden, da diese einfach vom Bruttogehalt abgezogen wird.
In Österreich gibt es immer noch keinen Armuts- und Reichtumsbericht, aber 
die Legitimationsmuster des Reichtums sind ähnlich jenen in Deutschland. 
„Wir brauchen die Reichen“, wird der vormalige Leiter des Instituts für Höhe-
re Studien (IHS) Bernhard Felderer jüngst in der Tageszeitung „Kurier“ zitiert. 
Wichtiger als die unlösbare Frage, wer denn „wir“ sein soll, und die statistisch 
diffizile Aufgabe, wer denn nun „die“ Reichen sind, ist jene nach dem „brau-
chen“. Reiche Unternehmer_innen werden so nicht mehr als rationale Nut-
zenmaximierer_innen betrachtet, sondern als Wohltäter_innen, die in ihrer 
Zielfunktion statt Profit nun Arbeitsplätze haben. Denn Felderer fordert 
„Hochachtung für jene, die Arbeitsplätze schaffen“. Hochachtung in einer Ge-
sellschaft nur für jene vorzusehen, die Gewinne anstreben, ist inkonsistent. 
Achtung ist universell, wir schulden sie jedem und jeder und jede_r schuldet 
sie uns. Daher verdienen sie wohl auch jene, die manuell arbeiten oder denen 
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sogar der Zugang zum Arbeitsmarkt verwehrt wird. Mutiert die schlichte Plat-
titüde jedoch zur schrillen Aufforderung, die Reichen zu bewundern, steckt 
vermutlich Gedankengut des liberalen Ökonomen Ludwig von Mises drin. 
Dieser schrieb dereinst vom Mut, den Massen zu sagen was ihnen kein Politi-
ker gesagt hat. Ihr seid minderwertig und alle Verbesserungen eurer Situation, 
die ihr so selbstverständlich hinnehmt, schuldet ihr den Anstrengungen von 
Männern, die besser sind als ihr“ (zitiert nach Frank 2012: 154). 
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Das Ein-Topf-Prinzip

„Das funktioniert?“, fragen viele skeptisch und fügen dann gern hinzu, als sei es 
schon die Antwort, dass derlei nicht gut gehen kann: „Ich würde mich auf so-
was nie einlassen.“ Denn beim Geld, so haben sie das bisher gehört und viel-
leicht auch erfahren, hört sich jede Freundschaft auf.
Vera ist es gewohnt, auf Skepsis zu stoßen, wenn sie von ihrer Finanzkooperati-
ve erzählt. Dabei ist das Prinzip – sie nennt es gern das Ein-Topf-Prinzip – nicht 

Ein-Topf-Prinzip: Ist Geld das Problem? Oder ist es ein mögliches Mittel für Alternativen?

Foto: Peter A. Krobath
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neu: alle Einnahmen zusammenlegen und alle Ausgaben gemeinsam bestreiten. 
In der Praxis schaut das bei Veras Gruppe so aus: Sieben Personen, die nicht alle 
zusammen wohnen, haben gemeinsam ein Konto, auf dem alle Einnahmen wie 
Löhne, Familienbeihilfen, Geldgeschenke usw. zusammenkommen. Auf das 
Konto können alle gleichberechtigt zugreifen („Es war gar nicht so leicht, eine 
Bank zu finden, die uns für ein Konto sieben Bankomatkarten ausstellt“), um 
ihre Ausgaben zu bewältigen: Lebensmittel, Miete, Ausbildungs-, Therapie- und 
Urlaubskosten, ja sogar Strafen fürs Falschparken. Eine größere Anschaffung, 
wie die eines Laptops, wird vorher im monatlichen Treffen mitgeteilt, denn zu 
viele größere Ausgaben zur selben Zeit könnten den Finanzrahmen sprengen. 
Das Ein-Topf-Prinzip funktioniert seit vier Jahren und ermöglicht, dass min-
destens eine, zeitweise auch zwei Personen mit geringem Einkommen (Arbeits-
losenunterstützung, Sozialhilfe) gut über die Runden kommen können. „Durch 
die Gruppe fällt es einem leichter, nicht gleich jeden Job anzunehmen.“
Eine Buchführung über die Ausgaben des_der Einzelnen gibt es nicht. Aber da 
mensch aus dem individuellen Denken auch nach vier Jahren nicht herauskom-
me, so Vera, frage sie sich manchmal, ob sie und ihre zwei Kinder ohne Finanz-
koop, also mit ihrem aktuellen Gehalt, auskommen würden. Die Frage ist da, 
aber nicht wichtig genug, um ihr einmal mit einem Haushaltsbüchlein ernst-
haft nachzugehen.
Was die Koop zusammenhält? „In erster Linie das Vertrauen.“
Vertrauen trägt in Geldangelegenheiten den Namen Kredit. Wie diese Form 
des Vertrauens auch größere Gemeinschaften verbindet und vor allem alterna-
tive, ökologische und selbstorganisierte Vorhaben für „würdig“ erachtet, de-
monstriert in Deutschland die GLS-Bank und will in Österreich das Projekt 
der Demokratischen Bank beweisen.

Links:
www.gemeinsame-oekonomie.net 
www.gls.de 
www.demba.at
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Rasenmähen vs. Haareschneiden

Nein, der Zusammenbruch des Euro wäre nicht das Ende der Welt. Dass sich 
Menschen in solchen Fällen selbst zu helfen wissen, zeigte sich z. B. beim Finanz-
crash in Argentinien 2001/02, als sich sieben der 35 Millionen Einwohner_in-
nen in Tauschkreisen organisierten.
In Tauschkreisen wird vor allem Arbeit getauscht. Verrechnet wird das in eigens 
erfundenen Währungen wie Talente, Waffeln oder Kreuzer. Ich muss also nicht 

Tausch: Ihr helft bei der Ernte und bekommt von mir die Marmelade.

Foto: Peter A. Krobath
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genau der Person den Rasen mähen, die mir den Kopf mäht, äh, die Haare 
schneidet, sondern regle den Ausgleich auf einem Plus-Minus-Konto.
Ein Tauschkreis schafft also die Welt des Geldes nicht ab, aber er schlägt ihr das 
eine oder andere Schnippchen. Er beseitigt die Hierarchie der Tätigkeiten, zu-
mindest innerhalb seines Rahmens: Eine Stunde juristische Beratung ist genau-
so viel Wert wie eine Stunde Putzen. Und die Talente oder Waffeln lassen sich 
auch nicht zwecks Mehrwertproduktion anhäufen.
„Am Anfang geschah nichts, aber dann riet mir jemand, zu einem der Tausch-
kreis-Feste zu gehen“, erzählt Claudia. Das funktionierte: „Beim Fest hat sich 
meine Tochter vor Ort ihren Babysitter ausgesucht. Mit dem habe ich dann 
gleich auch die ganze Küche renoviert. Dafür habe ich mein Waffel-Guthaben 
durch Coaching, Nähen und Text-Korrekturen aufgepolstert.“
Was auf keiner Mailingliste angeboten wird und sich dennoch findet: interes-
sante Begegnungen und neue Freundschaften. Das ist auch für Werner das Po-
sitive am Tauschkreis. Und: „Dass viele drauf kommen, dass sie mehr können 
oder mehr von dem haben, was andere brauchen, als sie vorher geglaubt ha-
ben.“ Außerdem: „Dass ich mir Shiatsu-Stunden leisten kann, was ich mit Geld 
nicht könnt.“ Und das Negative? „Viele sind da in Alternativgeschichten unter-
wegs, können sich aber nicht wirklich von der Geldlogik lösen.“ So wird auch 
nicht in jeder Gruppe und in jedem Bereich eine Stunde gegen eine Stunde 
getauscht, manche Tätigkeiten sind schon wieder wertvoller als andere.
Dank des Internets haben sich etliche Tauschkreise heute zu größeren Einheiten 
vernetzt, was die Möglichkeiten der einzelnen Teilnehmer_innen vergrößert.

Links:
www.tauschkreise.at 
www.tauschring.de





Kapitel III 

ÖFFENTLICHER RAUM

Alexander Hamedinger: Das Recht auf die Stadt. Öffentliche Räume und Mitbestimmung 

Ferdinand Koller: Unerwünscht. Bettelnde Menschen im öffentlichen Raum

 Projekte (Peter A. Krobath): Zirkulierende Bücher
  Häuser und Boden „freikaufen“





123

Alexander Hamedinger

Das Recht auf Stadt. Öffentliche Räume und Mitbestimmung

Die Commons-Prinzipien Gebrauchen, Teilen, Zusammenarbeiten und 
Beitragen erscheinen heute eher als Forderungen, denn als bereits beste-
hende normative Grundlage für die Planung, Nutzung und Gestaltung 
öffentlicher Räume in Städten. Prozesse der ökonomischen, sozialen wie 
politischen Umstrukturierung in Städten stehen der Anwendung dieser 
Prinzipien entgegen. Falls aber diese Forderungen erfüllt werden, kann 
die Vorstellung des „Rechts auf die Stadt“ verwirklicht werden.

„Gebrauchen, Zusammenarbeiten, Teilen und Beitragen“ (vgl. Armutskonferenz 
2012) sind Prinzipien von Commons, deren Anwendung in Bezug auf die Ge-
staltung, Planung und Nutzung von öffentlichen Räumen in Städten mit beson-
deren Herausforderungen konfrontiert ist. Dies hängt einerseits zusammen mit 
der sozialen Bedeutung von öffentlichen Räumen in Stadtgesellschaften, die der-
zeit einem intensiven sozialen Wandel unterworfen sind, andererseits mit einem 
sich wandelnden politisch-institutionellen System, das auf dem Weg vom 
„Government zum Governance“ Bürger_innen Möglichkeiten der Mitsprache 
und der Mitwirkung an stadtplanerischen Aufgaben anbietet sowie Kooperatio-
nen mit Akteur_innen aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft in der Steuerung 
räumlicher Entwicklungen gezielt eingeht (der „kooperative Staat“, vgl. Hame-
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dinger et al. 2008). Weiterhin sind Fragen nach der gemeinsamen und koopera-
tiven Planung und Nutzung von öffentlichen Räumen in Städten im Kontext 
von wirkmächtigen supra-lokalen Prozessen, die in der Literatur mit den Begrif-
fen „Globalisierung“ und „Europäisierung“ (Sassen 1991; Hamedinger/Wolff-
hardt 2010) beschrieben werden, zu betrachten. Öffentliche Räume spielen vor 
allem aus der Sicht von Akteur_innen aus Wirtschaft, Politik und Verwaltung als 
„Gesicht“ der Stadt oder als „weiche“ Standortfaktoren eine zunehmend wichtige 
strategische Rolle, wenn es um die Positionierung von Städten im internationalen 
Wettbewerb und um die Attrahierung von ausländischem Kapital („foreign di-
rect investment“) geht. Durch diese in der heutigen Stadtentwicklungspolitik 
zunehmend dominant werdende „Instrumentalisierung“ der öffentlichen Räume 
im Sinne einer „Ökonomie der Aufmerksamkeit“ (Franck 1998) wird neu defi-
niert, wer in öffentlichen Räumen sichtbar sein, wer von der Nutzung ausge-
schlossen werden soll und damit auch, welche Bewegungen und Nutzungen in 
öffentlichen Räumen erlaubt sein sollen.
Vor diesem Hintergrund wird in diesem Beitrag diskutiert, welche konkreten 
Herausforderungen sich für die Anwendung der einzelnen Prinzipien von Com-
mons hinsichtlich der Planung und Nutzung von öffentlichen Räumen gegen-
wärtig in europäischen Städten ergeben. Zuvor soll aber kurz beleuchtet werden, 
was in diesem Beitrag mit „öffentlichen Räumen“ überhaupt gemeint ist.

Keine einheitliche Definition von öffentlichen Räumen
Öffentliche Räume werden je nach disziplinärem oder thematischem Blickwin-
kel unterschiedlich definiert. Aus stadtplanerischer und städtebaulicher Sicht er-
folgt die Definition öffentlicher Räume einerseits oft über deren Nutzbarkeit und 
Zugänglichkeit (leicht und für alle Bürger_innen) in Bezug auf ihre physisch-
materiellen Strukturen (vgl. Klamt 2012), andererseits auch über die Klärung der 
Fragen, wessen Eigentum öffentliche Räume sind, wer über die Nutzung öffent-
licher Räume entscheidet, wer für deren Erhalt zuständig ist und wer öffentliche 
Räume überhaupt produziert (vgl. Selle 2002). Aus der Zuordnung der hinsicht-
lich dieser Fragen identifizierten Akteur_innen zu „öffentlich“, d. h. zum Staat, 
oder zu „privat“, d. h. vor allem zum Markt, und aus den Kriterien „Nutzbarkeit“ 
und „Zugänglichkeit“ ergeben sich dann unterschiedliche Mischformen öffentli-
cher Räume wie zum Beispiel „halb-öffentliche“, „privat produzierte, aber öffent-
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lich nutzbare“ oder „quasi-öffentliche“ Räume. Gemeinsam ist diesen Zugängen, 
dass es sich bei öffentlichen Räumen um physische Räume handelt, die je nach 
deren Position in den räumlichen Strukturen der Gesamtstadt und den sozialen, 
ökonomischen und städtebaulichen Strukturen des jeweiligen Stadtteils, in wel-
chem die jeweiligen öffentlichen Räume eingebettet sind, unterschiedliche Funk-
tionen aufweisen. Daraus ergeben sich unterschiedliche Typen öffentlicher Räu-
me, wie etwa Plätze, Parks, der Straßenraum etc. Gleichwohl interessiert die 
Stadtplanung immer schon, wie gebaut werden muss, damit öffentliche Räume 
zu sozialen Treffpunkten, zu Orten der Kommunikation und Interaktion zwi-
schen unterschiedlichen sozialen Gruppen werden können (vgl. Feldtkeller 1995, 
Asadi 1998). Da der öffentliche Raum als sozialer Raum allerdings aufgrund der 
Kontingenz sozialer Interaktionen und der Differenz von Interessen und Nut-
zungsvorstellungen nicht vollkommen planbar ist, konzentrieren sich Stadtpla-
ner_innen vielfach sowohl auf die Schaffung von günstigen physisch-materiellen 
Voraussetzungen für das Zustandekommen von Kommunikation und Interakti-
on in öffentlichen Räumen als auch seit geraumer Zeit auf die Beteiligung der 
Bürger_innen an der Planung öffentlicher Räume.
Aus der Perspektive der Stadtsoziologie interessieren einerseits auf der mikrosozio-
logischen Ebene die Sichtweisen und Nutzungsvorstellungen der Bürger_innen, 
wobei unterstellt wird, dass erst die Nutzer_innen Räume in der Stadt zu öffentli-
chen Räumen machen (vgl. Klamt 2013: 778). Damit – so wird klar formuliert 
– ist aber auch keine einheitliche Definition möglich, da in einer stark ausdiffe-
renzierten städtischen Gesellschaft ebenso stark ausdifferenzierte Nutzungsvor-
stellungen vorliegen. Auf makrosoziologischer Ebene werden andererseits öffent-
liche Räume als räumliche Kristallisationspunkte von städtischer Öffentlichkeit 
und von Urbanität betrachtet, deren Kennzeichen je nach Ort und Zeitpunkt der 
Analyse variieren (z. B.: öffentliche Räume in der griechischen Polis oder in der 
heutigen Wissensgesellschaft). Ali Madanipour (2010: 5) bringt diese Sichtweise 
auf den Punkt: „The nature and character of public spaces are closely related to the 
nature and character of cities.“ In eine ähnliche Richtung geht die Argumentation 
von Dangschat (Stadt Wien, MA 18, 2006: 22): „In sozialwissenschaftlicher Les-
art: Das Verständnis von öffentlichem Raum ist an die jeweilige Gesellschaft ge-
bunden.“ Der öffentliche Raum als physische Form, das Verständnis von öffentli-
chem Raum im städtischen Diskurs als auch die Regelungen der Nutzungen von 
öffentlichen Räumen sind somit immer Produkt von gesellschaftlichen Formatio-
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nen, deren inhärenten sozialen In- und Exklusionsmechanismen und damit auch 
deren dominanten Wahrnehmungs- und Deutungsmustern. 
Schließlich ist noch auf die philosophischen Sichtweisen auf öffentliche Räume 
hinzuweisen (vgl. Klamt 2012). Vor allem Hannah Arendt betont in ihrem Werk 
„Vita Activa“ (1997), dass eine der wesentlichsten Funktionen öffentlicher Räu-
me die Ermöglichung von Diskurs und Interaktion unterschiedlicher Menschen 
ist. Sie sind nicht nur Räume des Lernens von Differenz hinsichtlich Meinungen, 
Interessen und Handlungen, sondern auch Orte des politischen Austauschs. 
Festzuhalten ist, dass öffentliche Räume verschiedene räumliche Dimensionen 
umfassen, welche gemäß der raumtheoretischen Konzeptualisierungen von  
Henri Lefebvre (1991) die physisch-materielle Erscheinungsform von Raum 
(z. B. konkrete Praktiken und Nutzungen durch unterschiedliche soziale Grup-
pen oder die baulichen Strukturen etc.), die Repräsentationen von Raum (z. B. 
stadtplanerische Konzepte und dadurch Werthaltungen von Planenden) und 
Räume der Repräsentationen (z. B. Wünsche und Emotionen der Nutzer_innen, 
Symboliken) sind. Öffentliche Räume werden produziert und durch Wahrneh-
mungen und Handlungen verschiedener Nutzer_innen reproduziert. In ihnen 
spiegeln sich die jeweiligen gesellschaftlichen Machtverhältnisse (hegemoniale 
Akteur_innen und deren Vorstellungen über die Nutzungen öffentlicher Räume 
und Urbanität) sowie Muster sozialer Ungleichheit wider. Öffentliche Räume 
sind multifunktional und multidimensional.

Gebrauchen von öffentlichen Räumen
Die Frage nach dem „Gebrauchswert“ öffentlicher Räume erweitert unweiger-
lich den Blick auf die Wünsche, Interessen und Nutzungsvorstellungen der Bür-
ger_innen, d. h. auf die Bedeutung und den Wert öffentlicher Räume für den 
Gebrauch verschiedener Nutzer_innen. Idealerweise sollte der öffentliche Raum 
vor allem in gemischten Wohnquartieren robust genug sein, um das Aufeinan-
dertreffen und auch die möglichst konfliktfreie Interaktion und Kommunikation 
verschiedener sozialer Gruppen zu ermöglichen. In hinsichtlich soziodemografi-
scher (etwa Alter, Geschlecht, Nationalität), sozioökonomischer (etwa Einkom-
men und Bildung) und soziokultureller (Lebensstile, Milieus) Merkmale (Dang-
schat 2011) stark gemischten Wohnquartieren besteht in heutigen städtischen 
Gesellschaft oft das Potenzial zu sozialen Konflikten, die dann im öffentlichen 
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Raum ausgetragen werden. Allerdings hängt das tatsächliche Entstehen von sozi-
alen Konflikten nicht nur mit der politischen Inszenierung und Konstruktion 
von „Bildern“ über verschiedene soziale Gruppen zusammen, sondern auch mit 
der Intensität und dem Ausmaß des sozialen Wandels, der Ängste erzeugt, und 
dessen Auswirkungen – wie etwa eine zunehmende sozial-räumliche Polarisie-
rung der städtischen Gesellschaft, die Zunahme von Armut oder Desintegrati-
onserscheinungen – gerade auf Quartiersebene am deutlichsten zu spüren sind. 
Damit sind Entwicklungen angesprochen, die – räumlich betrachtet – ihren Ur-
sprung in Veränderungen von ökonomischen und sozialen Prozessen und Struk-
turen auf supra-lokaler Ebene haben. Möglichkeiten der politischen Gegen-Steu-
erung müssen sich vor allem auf supra-lokale Ebenen (national, europäisch, glo-
bal) konzentrieren. Auf der Ebene des Quartiers und damit der öffentlichen Räu-
me können Bedingungen geschaffen werden, damit soziale Konflikte nicht ent-
stehen, wie zum Beispiel durch die Schaffung eines sozialen Klimas, das auf ge-
genseitigem Respekt und Toleranz beruht. Vor allem in sozial benachteiligten 
Quartieren ist es allerdings oft schwer, das Ideal von öffentlichen Räumen als 
Orten des Austauschs zwischen verschiedenen sozialen Gruppen zu realisieren (u. 
a. aufgrund von Generationenkonflikten, männlicher Selbstdarstellung, ethni-
schen Unterschieden, Randgruppen etc.) (vgl. Madanipour 2005).
Diese „Gebrauchswertorientierung“ bedeutet für stadtplanerische Akteur_in-
nen einerseits, über die Bedürfnisse der Bewohner_innen und potenziellen 
Nutzer_innen öffentlicher Räume mehr zu wissen und mehr zu erfahren (z. B. 
durch den gezielten Einsatz von „Sozialraumanalysen“). Andererseits heißt das 
auch, dafür Sorge zu tragen, dass keine sozialen Gruppen (z. B. bestimmte sozial 
Benachteiligte) von der Nutzung öffentlicher Räume ausgeschlossen und eventu-
ell aufkommende soziale Konflikte vor Ort professionell bearbeitet werden (z. B. 
durch Moderations- oder Mediationsverfahren). Gleichzeitig sollten stadtplane-
rische Akteur_innen kritisch reflektieren, welche Möglichkeiten es gibt, sich ge-
gen einen zunehmend stärker werdenden „ökonomischen Verwertungsdruck“ 
auf öffentliche Räume zu stemmen. Eine stärkere „Tauschwertorientierung“ ist 
nicht nur der von stadtpolitischen Akteur_innen behaupteten Notwendigkeit 
zur Positionierung der Stadt im internationalen Städtewettbewerb geschuldet, 
sondern einer grundsätzlicheren und bewussten Tendenz zur Privatisierung und 
Ökonomisierung öffentlicher Räume. Die Tauschwertorientierung ist damit eine 
aktuelle Einhegung von öffentlichen Räumen. Selle (2004: 135 ff.) subsummiert 
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unter Privatisierung öffentlicher Räume folgende Aspekte: die steigende Inan-
spruchnahme durch den motorisierten Individualverkehr, Verkauf von öffentli-
chen Räumen an private Unternehmen, Inanspruchnahme durch Handel und 
Gastronomie, Verlagerung der Funktionen von öffentlichen Räume in private, 
aber öffentlich nutzbare Räume (z. B. Shoppingmalls), Zunahme von als privat 
zu bezeichnenden Kleidungs- und Verhaltensformen in öffentlichen Räumen so-
wie die Zunahme von Überwachungs- und Sicherheitsstrategien in öffentlichen 
Räumen. Ob es damit wirklich zu einem „quantitativen“ Verlust von öffentlichen 
Räumen kommt, und ob alle oben beschriebenen Aspekte der „Ökonomisie-
rung“ öffentlicher Räume tatsächlich zutreffen, kann nicht allgemein, sondern 
nur empirisch, d. h. an der Entwicklung konkreter Städte und deren öffentlicher 
Räume überprüft werden. Dass allerdings wirtschaftliche Akteur_innen in der 
Stadtentwicklungspolitik vergleichsweise große Verhandlungsmacht besitzen 
bzw. oft stadtpolitische Akteur_innen sehr einseitig auf deren Interessen und 
Wünsche achten, wenn es um die Entwicklung von Stadtteilen und öffentlichen 
Räumen geht, darf dabei natürlich nicht übersehen werden. Damit wirken sie an 
der Definition von öffentlichen Räumen und der Festlegung von Verhaltenswei-
sen in denselben mit, was oft zum Ausschluss von nicht konsumorientierten und 
nicht verwertungsorientierten Verhaltensweisen in öffentlichen Räumen führt.

Beitragen und Zusammenarbeiten in der Planung und Nutzung 
öffentlicher Räume
Wie oben bereits erwähnt wurde, spielen Beteiligungsprozesse im Rahmen der 
Gestaltung und Planung öffentlicher Räume heute eine bedeutende Rolle. Dabei 
geht es seitens der stadtplanerischen Akteur_innen nicht nur darum, mehr Infor-
mationen über die Wünsche und Nutzungsvorstellungen der Bürger_innen zu 
bekommen, sondern auch Akzeptanz für den gebauten öffentlichen Raum zu 
schaffen und die politische Legitimation des planerischen Handelns zu verbes-
sern. Durch Mitwirkung und Mitsprache an Prozessen der Planung öffentlicher 
Räume sollen sich alle Bürger_innen mit ihrem Stadtteil und den öffentlichen 
Räumen stärker identifizieren und diese durch ihre Nutzungen beleben (im Sin-
ne einer klassischen Urbanitätsvorstellung).
Herausforderungen in Bezug auf das Beitragen und Zusammenarbeiten beziehen 
sich gleichermaßen auf Aspekte der Teilhabe und der Teilnahme verschiedener 
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sozialer Gruppen. Aus sozialräumlicher Sicht scheitert die oben beschriebene 
Hoffnung von stadtplanerischen Akteur_innen häufig an den Verfahren der Teil-
habe selbst, die aufgrund der verwendeten Sprache oder des konkreten Beteili-
gungsangebots hochgradig sozial selektiv sind, d. h. vielfach eine starke Mittel-
schichtsorientierung und Konzentration auf die nicht migrantische Bevölkerung 
aufweisen. Zudem gehen in die Gestaltung öffentlicher Räume normative Vor-
stellungen der Planenden über die richtige Form des Interagierens und Zusam-
menlebens ein, die in Beteiligungsprozessen sehr wirkmächtig sein und andere 
diesbezügliche Vorstellungen marginalisieren können. Um dem zu begegnen, 
sollte verstärkt sozialraumanalytisch gearbeitet und aus der Sozialraumanalyse 
abgeleitet werden, welche Formen der Aktivierung und der Beteiligung für wel-
che sozialen Gruppen angewandt werden sollen.
Gleichzeitig sind die Teilnahmemöglichkeiten an Beteiligungsprozessen aufgrund 
von sozialen Ex- und Inklusionsmustern, die städtische Gesellschaften kenn-
zeichnen, für verschiedene soziale Gruppen sehr unterschiedlich strukturiert. Die 
gesamtgesellschaftlich auffindbaren Ex- und Inklusionsmuster besitzen immer 
auch eine räumliche Dimension und spiegeln sich in Vorstellungen darüber, wie 
die Nutzung öffentlicher Räume auszusehen hat und wer daran beteiligt sein 
sollte. Öffentliche Räume können in allen ihren Dimensionen (Verhalten und 
Nutzungsregeln, bauliche Strukturen, Symbolik, Diskurse und Konzepte) Ex- 
und Inklusionsmuster unterstützen. So werden sie im Kontext der schon öfters 
angesprochenen zunehmenden Wettbewerbsorientierung von Städten zu „Büh-
nen der Selbstdarstellung“ instrumentalisiert, auf welchen sich allerdings be-
stimmte soziale Gruppen mit ihren spezifischen Lebensstilen (z. B. „neue Urba-
niten“) im sozialen Positionierungskampf zumeist durchsetzen (vgl. Stadt Wien, 
MA 18 2006: 24). Auf den Zusammenhang zwischen gesellschaftlicher Positio-
nierung sozialer Gruppen über den Besitz verschiedener Kapitalsorten und den 
Möglichkeiten zur Raumaneignung hat der Soziologe Pierre Bourdieu bereits 
hingewiesen (vgl. Bourdieu 1991). 
Der öffentliche Raum wird zu einem umkämpften Raum, wobei staatliche Ak-
teur_innen in vielen Fällen die Partei der besitzenden Klassen ergreifen und sich 
unter dem Deckmantel einer allgemeinen Standortsicherungsrhetorik für eine 
stärkere soziale Kontrolle öffentlicher Räume (Hamedinger 2005) engagieren. 
„Übersehen wird dabei, dass der öffentliche Raum nur vordergründig klar defi-
niert ist. […] Es handelt sich zumeist um umstrittene urbane Zonen, die vielen 
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verschiedenen Zielen und Klassen gedient haben. Er ist somit umkämpft, zumal 
sich in ihm ständig Arm und Reich in ihren verschiedenen Ausdrucksformen 
begegnen. Gerade diese Konflikte sind es, die Bedürfnisse nach ‚neuen Ordnun-
gen‘ und ordnungspolitischen Interventions- und Gestaltungsformen hervor-
bringen“ (Simon 2001: 41). Die Stadtpolitik versucht vor allem bei zentralen 
Plätzen und Parks, welche von Tourist_innen aufgesucht werden, eine „Homoge-
nisierung“ der sozialen Strukturen voranzutreiben. Dies kann etwa durch eine 
entsprechende „Möblierung“ – Dangschat (2011: 5) spricht von einem „desig-
ning out“ sozialer Problematik – oder durch das Herstellen von Sichtachsen be-
werkstelligt werden.
Die Möglichkeiten, zur Planung beizutragen und sich öffentliche Räume anzu-
eignen, sind somit sozial selektiv. Soziale Gruppen sind zudem auf die Nutzung 
öffentlicher Räume in unterschiedlicher Art und Weise angewiesen. So „brau-
chen“ etwa einkommensschwächere, ältere Menschen, Jugendliche und Kinder 
auch aufgrund geringerer Mobilität öffentliche Räume für ihre unterschiedlichen 
Aktivitäten vergleichsweise stärker. Dies hängt auch mit dem eingangs zitierten, 
derzeit intensiv stattfindenden sozialen Wandel zusammen. Der gegenwärtige so-
ziale Wandel umfasst eine zunehmende sozioökonomische Polarisierung, die ei-
nerseits auf Entwicklungen am Arbeitsmarkt zurückgeht (Stichwort „Prekarisie-
rung“) und andererseits auf Veränderungen des Wohlfahrtsstaates, der nicht 
mehr in der Lage ist, die Kollektivierung sozialer Risiken vollständig zu sichern. 
Die sozioökonomische Polarisierung spiegelt sich in Städten in Segregationsmus-
tern u. a. zwischen Arm und Reich wider. Die soziokulturelle Ausdifferenzierung 
meint dagegen vor allem eine Pluralisierung von Lebensstilen und damit von 
Interessen. Zum sozialen Wandel gehören schließlich noch Veränderungen in 
den soziodemografischen Strukturen, die sich vor allem in der Überalterung und 
der Zuwanderung zeigen. Insgesamt betrachtet wird deutlich, dass die Interes-
sensunterschiede in der städtischen Bevölkerung zunehmen und diese Interessen 
im Raum ungleich verteilt sind (vgl. Dangschat 2011: 3). 

Teilen von öffentlichen Räumen – das „Recht auf Stadt“
Öffentliche Räume sind das „Rückgrat“ und das „Gesicht“ einer Stadt. Die De-
finition von öffentlichen Räumen, ihre physisch-materielle Gestalt, ihre Nut-
zungs- und Verhaltensregelungen sowie ihre Symboliken sind Produkt der jeweils 



131

vorfindbaren städtischen Gesellschaft, deren inhärenter Machtverhältnisse und 
Strukturen sozialer Ungleichheit. Aus stadtsoziologischer und aus stadtplaneri-
scher Sicht ist vor allem deren Funktion als Orte der Kommunikation, des Aus-
tauschs und grundsätzlich der Interaktion zwischen vielfältigen sozialen Grup-
pen bedeutsam. Öffentliche Räume sind Lernräume, in denen das gegenseitige 
Kennenlernen, das Lernen des Umgangs mit Konflikten und das Lernen von 
gegenseitigem Respekt und Toleranz möglich sein sollen. Als politische Lernräu-
me sollen öffentliche Räume Meinungsvielfalt ermöglichen.
Allerdings betreffen diese Anforderungen nicht alle Typen von öffentlichen Räu-
men gleichermaßen. Es sind vor allem die öffentlichen Räume in verschiedenen, 
sowohl homogen also auch heterogen sozial strukturierten Wohnquartieren, wel-
che von einem zunehmenden „Integrations- und Konfliktaushandlungsdruck“ 
betroffen sind. Je nachdem, ob es sich dabei um ein innerstädtisches oder um ein 
peripherer gelegenes sozial benachteiligtes Quartier (z. B. Großwohnsiedlungen 
der 1970er-Jahre) handelt, ergeben sich unter Umständen unterschiedliche Kon-
flikte um die Aneignung von öffentlichen Räumen und eine unterschiedliche 
Bereitschaft, „die anderen“ zu respektieren bzw. die Vielfalt sozialer Gruppen als 
Mehrwert zu betrachten (Stadt Wien, MA 18 2006). 
Aufgabe der Stadtplanung müsste es demnach sein, mehr über die vielfältigen 
Interessen der Bürger_innen zu erfahren und aktiv die Mitbestimmung bei der 
Planung und Nutzung öffentlicher Räume über verschiedene, d. h. gruppenspe-
zifisch differenzierte, Beteiligungsverfahren zu fördern (dies geschieht bereits in 
einigen österreichischen Städten, z. B. in Wien im Rahmen der Neugestaltung 
des Schwedenplatzes). Damit kann ein Beitrag zum gegenseitigen Lernen und 
zum gegenseitigen Respekt geleistet werden. Gleichzeitig besteht dadurch die 
Möglichkeit, dass sich möglichst viele Menschen mit den öffentlichen Räumen 
identifizieren und dort ihren „Platz“ finden, was wiederum eine wesentliche Vo-
raussetzung für die Entwicklung von Solidarität, sozialer Kohäsion und sozialer 
Integration ist (vgl. Stadt Wien, MA 18 2006). Dies bedeutet, dass nicht so sehr 
die bauliche, physisch-materielle Gestaltung für die Entwicklung einer solidari-
schen Gesellschaft bedeutsam ist, obgleich hier auf die sozial aus- oder einschlie-
ßende Formensprache und Raumstruktur zu achten ist, sondern vielmehr die 
Initiierung und Aufrechterhaltung von sozialen Prozessen, in welchen die vielfäl-
tigen sozialen Gruppen zusammengeführt und Arenen der Aushandlung von In-
teressen angeboten werden (vgl. Dangschat 2011).
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Damit beginnt ein Prozess des „Teilens“ der öffentlichen Räume, welche als Res-
source allen für ihre jeweiligen Nutzungen zu Verfügung stehen sollten. Die Re-
geln der Nutzung der öffentlichen Räume können in solchen partizipativen, so-
zial weniger selektiven Verfahren fair ausgehandelt werden. Gleichzeitig entsteht 
aufgrund des sozialen und ökonomischen Wandels von Stadtteilen die Notwen-
digkeit permanent darüber zu reflektieren, wie sich die soziale Zusammensetzung 
der Stadtteile und damit die Interessenskonstellationen aufgrund von sozialen 
Wanderungsprozessen verändert haben und welche Auswirkungen dies wieder-
um auf die Gestaltung der sozialen Prozesse und auf die Aushandlung von Regeln 
der Nutzung hat. 
Das „Teilen“ öffentlicher Räume erfordert allerdings auch zu erkennen, dass Mit-
bestimmung nicht bei der Planung von öffentlichen Räumen endet, sondern 
ebenso bei der Umsetzung und Instandhaltung eine wesentliche Rolle spielen 
muss. Erst wenn Bürger_innen selbst aktiv an die (Um-)Gestaltung öffentlicher 
Räume Hand anlegen können (Dangschat 2011) bzw. eigenständig darüber ent-
scheiden können, was mit diesen passieren soll, identifizieren sie sich mit ihnen. 
Dann übernehmen Bürger_innen Verantwortung für deren Nutzung, Pflege und 
Gestaltung und verhalten sich nicht wie die oft genannten „Trittbrettfahrer_in-
nen“ (dies war eine der Kernfragen von Elinor Ostrom in ihrem Buch „die Ver-
fassung der Allmende“ (1999: 37): „Wie kann sich eine Gruppe voneinander 
abhängiger Akteure zur Erzielung langfristiger, gemeinsamer Vorteile selbst orga-
nisieren und verwalten, wenn alle versucht sind, Trittbrett zu fahren, sich zu 
drücken oder sonst wie opportunistisch zu handeln?“).
Letztendlich ist diese Anforderung an eine sozial kohäsive und Solidarität för-
dernde Planung und Nutzung öffentlicher Räume als Recht zu formulieren, das 
allen Bürger_innen zusteht. In Anlehnung an die Idee des „Rechts auf die Stadt“ 
von Henri Lefebvre (1996) werden öffentliche Räume erst dann zu Commons, 
wenn dies auch in ein „Recht auf die gemeinsame Planung und Nutzung öffent-
licher Räume“ mündet. Lefebvre meinte mit dem „Recht auf die Stadt“ nicht nur 
das Recht auf die Straße (im Sinne eines „Reclaiming the Streets“ durch die Bür-
ger_innen), sondern auch das Recht auf das urbane Leben, auf Orte des Zusam-
mentreffens und des Austauschs (vgl. Schmid 2005). Genau diesen Anspruch 
verkörpern öffentliche Räume. Öffentliche Räume verlieren aber ihren „öffentli-
chen“ Charakter, wenn Angehörigen bestimmter sozialer Gruppen ihr Recht als 
Bürger_innen auf den Zugang zu diesen Räumen verweigert wird: „Citizenship 
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und representation are directly related to visibility and to making physical appea-
rances in publicly accessible space, so space cannot be truly called public if its 
‚maintenance requires the marginalization or exclusion‘ of a particular constitu-
ency“ (Nemeth 2009 zitiert nach Klamt 2012: 799).
In Bezug auf die Armutsbekämpfung ist abschließend festzuhalten, dass die Ge-
staltung und Planung öffentlicher Räume (in materieller und in prozessualer 
Hinsicht) nicht die materiellen Ursachen des Entstehens und der räumlichen 
Konzentration von Armut in bestimmten städtischen Quartieren beseitigen kann 
(vgl. Dangschat 2011). Wie bereits eingangs erläutert liegen die Ursachen der 
Armutsentwicklung primär in ökonomischen Umstrukturierungsprozessen und 
in Veränderungen des Wohlfahrtsstaates. Auf städtischer und Bundesland-Ebene 
gibt es Möglichkeiten der Gegen-Steuerung im Bereich des Arbeitsmarktes, aber 
auch im Bereich des Wohnungsmarktes (Stichwort „leistbarer Wohnraum“). Die 
partizipative Gestaltung und Planung öffentlicher Räume kann einen Beitrag zur 
Herstellung sozialer Kohäsion auf Stadtteilebene leisten, indem eben gegenseiti-
ges Lernen ermöglicht und ein respektvoller Umgang miteinander entwickelt 
wird. Damit können jedoch lediglich die polarisierenden Wirkungen des gegen-
wärtigen sozialen und ökonomischen Wandels abgeschwächt, aber natürlich nur 
teilweise bekämpft werden.
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Ferdinand Koller

Unerwünscht. Bettelnde Menschen im öffentlichen Raum

In den letzten Jahrzehnten wurde der öffentliche Raum vermehrt für 
Konsum- und Werbungszwecke vereinnahmt, wodurch seine allgemeine 
Nutzbarkeit und Zugänglichkeit mehr und mehr gefährdet ist. Neben 
anderen benachteiligten Personengruppen bekommen das insbesondere 
Bettler_innen zu spüren, für die der öffentliche Raum einen „Überlebens-
raum“ darstellt. Argumentationen, die Ausschlussmechanismen legitimie-
ren sollen, wie jene von „Bettelbanden“, sind empirisch nicht haltbar, al-
lerdings in der österreichischen Bevölkerung weit verbreitet. Der Versuch, 
den Ausschluss von Bettler_innen durch gesetzliche Regelungen wie Bet-
telverbote zu „legalisieren“, ist menschenrechtlich höchst problematisch.

Gemeingut öffentlicher Raum
Der öffentliche Raum in Städten gehört zu jenen Gemeingütern, die wir selbst-
verständlich täglich nutzen, ohne viel über die Nutzungsbedingungen nachzu-
denken oder darüber, dass wir dieses Gemeingut vielleicht einmal nicht mehr 
nutzen dürfen. Das Gemeingut öffentlicher Raum erfüllt viele Funktionen: er 
ist Durchzugsraum, um von A nach B zu kommen, Ort des sozialen Austau-
sches, der politischen Meinungsvielfalt, von Festen und Demonstrationen u. v. m. 
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Vermehrt ist der öffentliche Raum in den letzten Jahrzehnten zu einem Raum 
der Werbung und des Konsums geworden. Diese Funktion des öffentlichen 
Raumes war ihm wohl immer immanent, hat in unserer Zeit jedoch ein Über-
gewicht, welches die bauliche Gestaltung und soziale Kontrolle dieses Raumes 
wesentlich beeinflusst und durch Privatisierungstendenzen zugunsten des Kon-
sums den öffentlichen Raum als solchen in seiner Existenz bedroht.
Der öffentliche Raum verliert immer mehr seine allgemeine Nutzbarkeit und 
Zugänglichkeit. Während viele Menschen in den österreichischen Städten wohl 
das Gefühl haben, dass der öffentliche Raum allen gleichermaßen zur Verfü-
gung steht und dass für alle Nutzer_innen die gleiche Regeln gelten, sind ande-
re täglich mit dem Ausschluss vom Gebrauch dieses vermeintlichen Gemein-
guts konfrontiert. Wer sind die einen, wer die anderen? Plätze und Straßen 
stehen jenen offen und werden nach den Bedürfnissen jener gestaltet, die am 
Konsum teilnehmen: Restaurant- und Geschäftsinhaber_innen, Supermarkt-
ketten, Einkaufszentren und touristische Attraktionen auf der Seite des Ver-
kaufs, deren Kund_innen, die „normalen“ Bürger_innen und die Reisegruppen 
auf der Seite des Konsumierens. Die anderen sind jene, die nicht kaufen. Be-
sonders unerwünscht sind jedoch diejenigen Menschen, denen unterstellt wird, 
sie würden die Kaufkräftigen beim Einkauf und die Reisenden beim Urlaubser-
lebnis stören. Diese „geschäftsschädigenden“ sogenannten Randgruppen sind 
beispielsweise Drogenkranke, Punks, Obdachlose, Straßenmusiker_innen, „he-
rumlungernde“ Jugendliche, Verkäufer_innen von Straßenzeitungen oder bet-
telnde Menschen. Die Liste der Regelungen, die ihr Verhalten oder ihren Auf-
enthalt im öffentlichen Raum einschränken, ist lang: Alkoholverbote, Wegwei-
sungen, Verbote/Einschränkungen von Straßenmusik, Verbote in Wiesen oder 
auf Bänken zu liegen etc. (vgl. Frühwirth 2012: 113–114). Besonderes Augen-
merk wird in diesem Beitrag auf bettelnde Menschen gelegt, vor allem am Bei-
spiel der Großstadt Wien soll gezeigt werden, wie sie von der Nutzung des öf-
fentlichen Raumes ausgeschlossen werden.

„Überlebensraum“
Aus der Perspektive dieser Gruppe ist der öffentliche Raum der Ort, an dem sie 
ihr Einkommen und ihr Überleben sichern können, indem sie auf ihre indivi-
duelle Notlage hinweisen und um Unterstützung bitten. Niemand will betteln, 
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doch für einige Menschen ist es die beste Möglichkeit, Geld für Lebensmittel, 
Medikamente, Kleidung, Wohnung oder die Schulbildung ihrer Kinder zu be-
kommen. Bettelnde Menschen sind nicht passiv, sie verwenden die soziale Pra-
xis des Bettelns, um selbst aktiv ihre Lebenssituation zu verbessern. Dafür brau-
chen sie den öffentlichen Raum als Raum der Begegnung und sozialen Interak-
tion. Sie erleben diesen Ort aber auch als einen Ort des ständigen „Verdrän-
gungswettbewerbs“, in dem sie als die schwächeren und unerwünschten Wett-
bewerbsteilnehmer_innen ständig unterliegen.

Legitime Nutzer_innen und Störfaktoren
Bereits die Diskurse über Lösungen von Problemen und Konflikten im öffent-
lichen Raum schaffen ein enormes Ungleichgewicht. In der Begründung zur 
Erweiterung der Möglichkeiten der Wegweisung von öffentlichen Plätzen aus 
dem Jahr 2010 wird dies sehr deutlich: „In öffentlichen Einrichtungen wie 
Bahnhöfen und Parks kommt es immer wieder zu Belästigungen von Bürgerin-
nen und Bürgern bei der Benutzung dieser Einrichtungen und somit zur Ein-
schränkung des Gemeingebrauchs. Diese Belästigungen werden von Personen 
hervorgerufen, die sich vorwiegend in Gruppen aufhalten (z. B. Suchmittelab-
hängige, Obdachlose, Mitglieder organisierter Bettelbanden) und bestehen da-
rin, dass diese Personen allein durch ihr verwahrlostes Auftreten eine erhebliche 
Verunsicherung auslösen und die Bürgerinnen und Bürger von der widmungs-
gemäßen Nutzung der öffentlichen Einrichtungen abhalten bzw. in nicht zu-
mutbarer Weise beeinträchtigen“ (Initiativantrag 2010, o. S.).
Die Unterscheidung in „Bürgerinnen und Bürger“ auf der einen und „verwahr-
loste“ Randgruppen auf der anderen Seite macht schon eines klar: die „Ver-
wahrlosten“ sind keine Bürger_innen! Sie werden nicht als gleichberechtigte 
Menschen gesehen, ihre Situation und vor allem ihre Grundrechtsposition spie-
len in diesem und vielen ähnlichen Diskursen überhaupt keine Rolle. Die  Frage, 
ob sie denn nicht auch ein Recht haben, sich in Parks oder auf Spielplätzen 
aufzuhalten, wird gar nicht gestellt. Sie werden auf ein bestimmtes Merkmal 
oder ein Verhalten reduziert und dadurch zu einem bloßen Störfaktor, den es zu 
beseitigen gilt, um das Wohlbefinden der Bürger_innen zu steigern. Dieses 
Wohlbefinden hat als „subjektives Sicherheitsgefühl“ längst Eingang in die 
Ordnungspolitik gefunden und wurde auf Kosten der Grundrechte sogenann-
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ter Randgruppen zur Maxime erhoben. Beginnen Diskussionen um die Nut-
zung eines Gemeinguts bereits mit dieser grundlegenden Unterscheidung, dann 
kann nichts anderes dabei herauskommen, als der Ausschluss der „Verwahrlos-
ten“. Besonders ironisch an diesem Beispiel ist, dass der Ausschluss bestimmter 
Personen von der Nutzung des öffentlichen Raumes mit dem „Gemeinge-
brauch“ begründet wird.

„Bettelbanden“
Im Fall der bettelnden Menschen hat sich ein Diskurs etabliert, der diesen 
jegliche Legitimität abspricht, den öffentlichen Raum für sich zu nutzen. Mit 
den Stichworten „organisiertes Betteln“ und „Bettelbanden“ wird über Aus-
beutungsstrukturen, böse Hintermänner, Roma-Clans und Ähnliches gespro-
chen. Dabei wird unterstellt, dass das erbettelte Geld nicht den bettelnden 
Menschen selbst, sondern reichen Bossen im Mercedes zugutekommt. Ob-
wohl niemand ausschließen kann, dass es unter bettelnden Menschen zu Aus-
beutung kommt, bilden diese erschreckenden Darstellungen sicher nicht die 
Realität vieler Menschen ab. Vielmehr dient dieses Bild dazu, bettelnde Men-
schen pauschal zu kriminalisieren und ihren Bitten um Unterstützung die 
Legitimation zu nehmen (eine detaillierte Untersuchung dieses Diskurses 
fehlt bis dato in Wien, vgl. nur Koller 2012: 139–144; für Graz liegt eine sehr 
gute Studie vor, vgl. Benedik/Tiefenbacher/Zettelbauer 2013). Die vermeint-
liche Existenz dieser „Bettelbanden“, die „das goldene Wiener Herz“ betrü-
gen, ist daher auch das Hauptargument für die Einführung von Bettelverbo-
ten, den Instrumenten der Vertreibung. Ohne den Diskurs über die „Bettel-
banden“ könnten diese Verbote nicht mit derart breiten Mehrheiten beschlos-
sen werden. 
Am Rande bemerkt sei auch, dass die soziale Praxis des Bettelns im medialen 
und politischen Diskurs sehr stark ethnisiert wird und „Bettler“ und „Roma“ 
in manchen Zusammenhängen schon synonym verwendet werden, die Ableh-
nung der Bettler_innen und die Debatten über sie enthalten häufig antiziga-
nistische Elemente (vgl. Benedik/Tiefenbacher/Zettelbauer 2013: 35–81; 
End 2010: 157–167).
Meist handelt es sich bei diesen als „Banden“ diskreditierten Gruppen um Fa-
milien oder Bekannte, die gemeinsam nach Wien kommen, um auf verschie-
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denen Wegen ein Stück weit ihrer Armut zu entkommen. Dabei ist das Betteln 
nur eine Möglichkeit neben Straßenmusik, tage- oder stundenweiser Schwarz-
arbeit oder dem Verkauf von Zeitungen. Interessant ist, dass sich bettelnde 
Menschen sehr stark von illegalen Tätigkeiten abgrenzen, da sie Wert darauf 
legen, ihr Geld ehrlich zu verdienen und niemandem zu schaden (vgl. die In-
terviews bei Thuswald 2008). Auch der Leiter einer großen deutschen privaten 
Sicherheitsfirma, die in Österreich sehr aktiv ist, bestätigte nach interner Re-
cherche, dass der oft zitierte Zusammenhang zwischen Betteln und Diebstäh-
len nicht der Realität entspricht und bettelnde Menschen von den Ladende-
tektiven nur äußerst selten bei Diebstählen ertappt werden.

Instrumente der Vertreibung
Wie werden bettelnde Menschen von der Nutzung des öffentlichen Raumes 
ausgeschlossen? Österreich hat in den letzten Jahren eine Welle von Verschär-
fungen bzw. von Einführungen von Bettelverboten erlebt. Obwohl die Rechts-
lage in jedem Bundesland anders ist, können generell zwei Arten von Bettel-
verboten unterschieden werden: jene, die das Betteln generell verbieten, und 
jene, die bestimmte Formen des Bettelns, etwa „aggressives“, „organisiertes“ 
oder „gewerbsmäßiges“ Betteln, unter Strafe stellen. Der Verfassungsgerichts-
hof (VfGH) hat im Jahr 2012 klargestellt, dass generelle Bettelverbote verfas-
sungswidrig sind (VfGH 2012, G 155/10-9). Wer glaubt, dass dadurch für 
die bettelnden Menschen eine Verbesserung der Rechtslage eingetreten ist, der 
irrt. Denn gleichzeitig hat der Verfassungsgerichtshof festgestellt, dass die 
Normierung von bestimmten Formen des Bettelns zulässig ist. Diese Verbote 
bestimmter Formen des Bettelns sind jedoch so formuliert, dass ohnehin 
jede_r Bettler_in bestraft werden kann. Das Beispiel der Regelungen in Wien 
soll dies verdeutlichen. 
Im Wiener Landessicherheitsgesetz sind folgende Tatbestände aufgelistet: auf-
dringliches und aggressives Betteln, gewerbsmäßiges Betteln, Betteln als Be-
teiligter einer organisierten Gruppe und Betteln mit Kindern. Die für die 
Verbote hauptverantwortliche SPÖ wird nicht müde zu betonen, dass Betteln 
in der Stadt grundsätzlich erlaubt sei. Ein Blick auf die Praxis beweist das Ge-
genteil. Der Tatbestand des aggressiven/aufdringlichen Bettelns wird schon 
erfüllt, wenn jemand Vorbeigehende anspricht oder ihnen die Hand entge-
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genhält: „Sie haben […] an einem öffentlichen Ort in aufdringlicher Weise 
um Geld gebettelt, in dem Sie immer wieder hinter der Schiebetüre des Ge-
schäftes standen und die Passanten, welche das Geschäftslokal betreten oder 
verlassen wollten, diese mit den Worten „Bitte, Bitte, Bitte“ sowie „haben 5 
Kinder“ und die Hand entgegenhielten, ansprachen, und wenn diese an Ih-
nen vorbeigehen wollten, haben Sie diese in unbekannter Sprache angespro-
chen, wobei Sie die Zeitschrift […] in der Hand hielten“ (sic!, unveröffent-
lichte Strafverfügung).
Für „organisiertes“ Betteln wird bereits bestraft, wer in Sichtkontakt zu zwei 
weiteren Personen bettelt: „Sie haben […] an einem öffentlichen Ort als Be-
teiligter einer organisierten Gruppe […] gebettelt. Konkret haben Sie folgen-
de Tathandlung/en gesetzt: Sie haben vorbeigehende Passanten um Geld an-
gebettelt, indem Sie diesen Ihre Hände entgegen gehalten haben. In Ihrer 
unmittelbaren Nähe haben [N. N.] und [X. Y.] ebenfalls gebettelt, wobei Sie 
zu diesen Personen ständigen Sichtkontakt hatten“ (Strafverfügung, zitiert in 
Koller 2009: 39–40).
Angesichts dieser Regelungen, die – wie gezeigt – eine sehr willkürliche Aus-
legung ermöglichen, stellt sich eigentlich die Frage, warum es denn im Jahr 
2010 noch einer Verschärfung durch die Einführung des Verbotes des „ge-
werbsmäßigen“ Bettelns bedurfte. Der Grund war politisches Kalkül: Schon 
beinahe ein Jahr vor der Wiener Wahl brachte die FPÖ das Thema auf ihre 
Plakate und forderte ein generelles Bettelverbot. Auch die ÖVP forderte dies 
und brachte im Herbst 2009 einen Antrag auf Einführung des Verbotes des 
„gewerbsmäßigen“ Bettelns ein, nach Interpretation der ÖVP de facto ein 
allgemeines Bettelverbot. Die SPÖ geriet offensichtlich unter Druck und 
übernahm den Gesetzesvorschlag der ÖVP, interpretierte ihn aber anders. Die 
absurde Argumentation der SPÖ: das Gesetz treffe nur die „Hintermänner“; 
diese kommen im Gesetzestext aber gar nicht vor. Außerdem betonte die 
SPÖ, dass sich das Gesetz nur an Personen richte, die Wien aufsuchen, um 
hier zu betteln (vgl. Weichselbaum 2012: 33–41).
Die Praxis zeigt sehr schnell, dass die SPÖ hier nur ein allgemeines Bettelver-
bot schönzureden versuchte und das Gesetz so umgesetzt wurde, wie von 
ÖVP und FPÖ gewünscht. Konkret bedeutet dies: Wer sich durch Betteln 
eine fortlaufende Einnahmequelle verschaffen möchte, bettelt „gewerbsmä-
ßig“ und begeht eine Verwaltungsübertretung. So interpretiert, trifft diese 
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Reglung jede_n Bettler_in und stellt daher ein allgemeines Bettelverbot dar.
Frau Martina S., eine österreichische Staatsbürgerin, die sich mit Betteln ein 
zusätzliches Einkommen verdiente, wurde gleich mehrfach aufgrund des neu-
en Verbotes bestraft. Mit Unterstützung der Wiener Grünen, der BettelLobby 
Wien und dem Verein Neunerhaus wandte sie sich an den Verfassungsge-
richtshof und argumentierte, dass es sich bei der Wiener Regelung de facto 
um ein allgemeines Bettelverbot handle. Nach zweieinhalb Jahren Wartezeit 
und mehreren Ankündigungen des VfGH, bald eine Entscheidung zu treffen, 
entschied das Höchstgericht, dass der Antrag von Martina S. nicht zulässig 
sei, da die Regelung kein generelles Bettelverbot normiere und Martina S. 
daher gar nicht betroffen sei. Martina S. hat in dieser Zeit mehr als 70 Straf-
verfügungen bekommen, die Entscheidung sorgte bei Verfassungsjurist_in-
nen für sehr viel Unverständnis.
Alle Regelungen bestimmter Formen der Bettelei sind rechtlich bedenklich, 
besonders aufgrund der Tatsache, dass sie so willkürlich ausgelegt werden 
können (vgl. Hecker 2012: 77–81). Die Höhe der Strafen, in Wien meist 
zwischen 70 und 700 Euro, sind für Menschen mit bestenfalls sehr geringen 
Einkünften völlig unverhältnismäßig. Die Uneinbringlichkeit dieser Strafen 
führt in Wien jedes Jahr zu mehreren Hundert Ersatzfreiheitsstrafen.
Als ob die Bettelverbote nicht genug Möglichkeiten böten, Menschen zu ver-
treiben und mit völlig unverhältnismäßigen Geldstrafen zu belegen, werden 
auch noch andere rechtliche Möglichkeiten ausgeschöpft. Besonders beliebt 
ist offensichtlich die Straßenverkehrsordnung. Bettelnde Menschen werden 
dafür bestraft, dass sie auf dem Gehsteig verweilen und dadurch den Fußgän-
ger_innenverkehr behindern. Ein aktuelles Beispiel aus dem Frühjahr 2013: 
„2. haben Sie sich als Fußgänger vorschriftswidrig verhalten, indem Sie auf 
dem Gehsteig verweilten“ (unveröffentlichte Strafverfügung). Das Verweilen 
auf dem Gehsteig kostete die betroffene Person 100 Euro Strafe, zusätzlich zu 
den 250 Euro, die für aufdringliches Betteln gleichzeitig verhängt wurden.
Die Anwendung dieser Bestimmung ist schon lange polizeiliche Praxis, gibt es 
doch bereits aus dem Jahr 2003 einen juristischen Kommentar dazu (vgl. Ei-
senberger 2003). Die Verfassungsjuristin Barbara Weichselbaum hat festge-
stellt, dass diese Anwendung verfassungswidrig ist, stellt aber treffend fest, 
dass sich bettelnde Menschen gegen grundrechtswidrige Strafen kaum wehren 
können (vgl. Weichselbaum 2010: 260).
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Verschiedene Regeln
Letztgenanntes Beispiel zeigt: Im öffentlichen Raum gelten nicht für alle die-
selben Nutzungsbedingungen. Alkoholkonsum ist erlaubt und erwünscht, 
solange der Glühwein oder das Bier teuer in der Gastronomie gekauft werden. 
Die eigene Dose aus dem Supermarkt jedoch darf auf einer Parkbank (sofern 
es noch eine gibt!) in der Grazer Innenstadt nicht mehr getrunken werden. 
Körpernahe Ansprache, auf Passant_innen zuzugehen, ihnen einen Flyer in 
die Hand zu drücken, um Spenden für den Stephansdom oder um die Mit-
gliedschaft beim Amnesty International zu werben ist für jene erlaubt, die für 
einen guten Zweck sammeln oder Werbung machen. Bettelnde Menschen 
jedoch werden aufgrund weit weniger aufdringlicher Verhaltensweisen be-
straft und eingesperrt. Während Reisegruppen regelmäßig Radwege, Gehstei-
ge und Straßen in der Wiener Innenstadt blockieren, immer mehr Lokale 
Sessel und Tische auf die Gehsteige stellen, Geschäfte mit großen Tafeln am 
Trottoir auf ihr Angebot hinwiesen und sich der_die „Normalbürger_in“ 
 keine Gedanken machen muss, wie lange er_sie an einer Stelle verweilt, 
 werden bettelnde Menschen schon für ihre physische Anwesenheit bestraft 
und „Randgruppen“ schon allein aufgrund ihres Aussehens vom Platz verwie-
sen. Gerade im Bereich des Bettelns hat sich eine Parallelgesetzgebung etab-
liert, die bestimmte Verhaltensweisen unter Strafe stellt, die im Zusammen-
hang mit Betteln auftreten können. Aggressives Verhalten ist – wenn es die 
Grenze der Strafwürdigkeit erreicht – niemandem erlaubt. Für sogenannte 
aggressive Bettler_innen wurde aber ein eigener Tatbestand geschaffen, der  
ein Verhalten sanktioniert, welches anderen Nutzer_innen des öffentlichen 
Raumes gestattet ist.

Was tun?
Die Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofs aus dem Jahr 2012 waren zwar 
sehr zurückhaltend und haben vieles offen gelassen, dennoch wurden wichtige 
Aussagen gemacht: Betteln muss grundsätzlich erlaubt sein, Appelle an die 
Hilfsbereitschaft und die Solidarität bzw. auf seine eigene Notlage aufmerksam 
zu machen, fällt in den Bereich der freien Meinungsäußerung. Ebenfalls erfreu-
lich: „Eine Störung der öffentlichen Ordnung kann […] von der bloßen Anwe-
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senheit einzelner Menschen an öffentlichen Orten […] nicht ausgehen“ (VfGH 
30.06.2012, G 115/10-9: Rz 30; vgl. Frühwirth 2012b: 249–251).
Diese Feststellungen eröffnen einen gewissen Freiraum, indem sie die willkürli-
che Anwendung der Bettelverbote einschränken. Es kann mit dieser Feststel-
lung nicht vereinbar sein, dass Menschen wegen „aufdringlichen“ Bettelns be-
straft werden, nur weil sie Passant_innen ansprechen oder am Boden sitzend die 
Hand ausstrecken. Doch dieser Freiraum muss mühsam über Einsprüche gegen 
Strafverfügungen und juristische Entscheidungen erkämpft werden. Angesichts 
der Anzahl der Strafen (1.500 bis 2.000 pro Jahr allein in Wien), kurzer Ein-
spruchsfristen (zwei Wochen) und sehr weniger Menschen, geschweige denn 
Organisationen, die sich für die Rechte von bettelnden Menschen einsetzen, 
ein sehr schwieriges Unterfangen. Dazu kommt, dass viele Betroffene nicht wis-
sen, warum sie bestraft wurden und welche Möglichkeiten sie haben, sich dage-
gen zu wehren.
Die zunehmende Reglementierung und die Privatisierung des öffentlichen 
Raumes gehen weiter und schränken die allgemeine Handlungsfreiheit immer 
stärker ein. Soll der öffentliche Raum tatsächlich ein Gemeingut sein, der in 
einem solidarischen Miteinander genutzt und gestaltet werden soll, dann 
braucht es zuerst ein solidarisches Handeln mit jenen, die aktuell aus dem öf-
fentlichen Raum verdrängt werden. Der willkürliche Umgang mit bettelnden 
Menschen und anderen diskriminierten „Randgruppen“ muss sowohl rechtlich 
als auch politisch bekämpft werden, nicht nur von der BettelLobby, sondern 
von allen, die ein Interesse daran haben, dass der öffentliche Raum von allen 
genutzt werden kann. Auf Dauer können die Rechte der „Randgruppen“ je-
doch nicht rein juristisch geschützt werden. Es braucht ein bestimmtes Niveau 
an Toleranz und Solidarität (vgl. Nagel 2012: 159). Daher ist es von großer 
Wichtigkeit, den von Medien und Politiker_innen vermittelten Bildern (etwa 
der „Bettelmafia“) die tatsächliche Situation der Menschen entgegenzustellen 
und somit Ängste abzubauen. Viele wissen nicht, wie in Österreich mit betteln-
den Menschen umgegangen wird. Viele, die davon erfahren, sind damit nicht 
einverstanden. Die Frage „Will ich in einer Gesellschaft leben, die so mit den 
Schwächsten umgeht?“ würde sicher von vielen Bürger_innen mit einem klaren 
Nein beantwortet. Was aber immer noch fehlt, sind genügend Stimmen, die die 
dafür nötigen Informationen verbreiten und sich gegen die Verdrängung aus 
dem öffentlichen Raum einsetzen.
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Materialien
Verfassungsgerichtshof, Erkenntnis vom 30.06.2012, GZ 155/10-9.
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Zirkulierende Bücher

Hand aufs Hirn: Wie viele Bücher werde ich ein zweites oder gar drittes Mal 
lesen? Wie viele brauche ich zum Nachschlagen? Und welche sind mir so lieb, 
dass ich sie bis zum Lebensende um mich haben will?
Mit solchen Fragen vor meiner Bücherwand stehend, entdeckte ich, dass ich 
mehr als die Hälfte meiner Bücher nicht mehr brauche. Sie stehen verbittert 
herum und fangen Staub, dabei könnten sie anderen Leser_innen Wissen ver-

Bücherschränke: Eine kleine Schule des Vertrauens.

Foto: Peter A. Krobath
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mitteln und Freude bereiten. Also her mit dem Rollwagerl und auf zum nächs-
ten Offenen Bücherschrank!
Offene Bücherschränke stehen in Gaststätten (z. B. im Kebablokal am Sieben-
brunnenplatz, 1050 Wien), in Schulen und Nachbarschaftszentren (z. B. Akti-
on „Bring ein Buch – Nimm ein Buch“ der Wiener Gebietsbetreuung) oder 
tarnen sich als Natur („Bücherbaum“, jeden Sommer in Enns). Am liebsten 
sind mir die, welche im öffentlichen Raum stehen und rund um die Uhr geöff-
net haben. Die sind mitunter in alten Telefonzellen untergebracht („Bücher-
tankstellen“ in Salzburg) oder eigens gebaut, wie die drei besonders schönen, 
die der Künstler Frank Gassner in Wien errichtet hat (Zieglergasse/Westbahn-
straße, Heinz-Heger-Park, Brunnengasse/Grundsteingasse).
Bei manchen Schränken kann mensch die Bücher stempeln (z. B. „Unbezahl-
bare Lektüre“), um so zu sichern, dass sie im Gratis-Kreislauf bleiben. „Aber 
wer soll das kontrollieren“, sagt Gassner. „Mir war es von Anfang an ein Anlie-
gen, dass es möglichst wenige Regeln gibt. Nur diese vier: Sie können Bücher 
nehmen, Sie können Bücher geben, keine Anmeldung, keine Kosten.“
Die Sache funktioniert im Großen und Ganzen gut. Zwei Fälle von leichtem 
Vandalismus in drei Jahren, und drei Wochen lang der Verdacht, dass sich hier 
jemand im großen Stil für den Flohmarkt eindeckt. Ansonsten: 
• Die Erfahrung, dass einige Menschen beginnen, sich um „ihren“ Bücher-

schrank zu kümmern.
• Die Freude am Beitragen: Ich stelle ein paar interessante Bücher hinein und 

freue mich dann, dass sie wer gebraucht hat.
• Die Schule des Vertrauens: Ich nehme nur so viele Bücher mit, wie ich der-

zeit lesen kann, weil ich weiß, dass die anderen eines Tages wieder im Offe-
nen Bücherschrank stehen.

Links:
http://offener-buecherschrank.at
http://www.literaturhaus-salzburg.at 
http://pingeb.org
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„Wohnen darf keine Ware sein!“ heißt ein Slogan des Wiener Bündnis Wilder 
Wohnen. Das Wohnen soll als Menschenrecht behandelt und der Marktlogik 
entzogen werden. In Wien wurde das vor rund 90 Jahren, in der Zwischen-
kriegszeit, zum Teil verwirklicht. Anfangs durch die Wiener Siedlerbewegung, 
eine große und in ihrem Erfolg einmalige Selbsthilfebewegung, die zwischen 
1920 und 1924 46 Siedlungen mit Selbstversorger-Gärten auf Baurechts-

Häuser und Boden „freikaufen“

Wohnprojekte: Das Miethäusersyndikat will Grund und Boden dem Markt entziehen.

Foto: Peter A. Krobath
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gründen der Stadt errichtete. Und ab 1924 durch die als Rotes Wien bekannt 
gewordenen „Superblock“-Gemeindebauten.
Das Erbe des Roten Wien: Fast 30 Prozent der Wohnungen sind Gemeinde-
wohnungen. Jahrzehntelang konnten so z. B. Armutsbetroffene vor der Ob-
dachlosigkeit bewahrt werden. Seit 2004 verabschiedet sich die Stadtregierung 
sukzessive von diesem wohlfahrtsstaatlichen Modell. Nun fordern einige die 
Rückkehr zum kommunalen Wohnbau, andere, dass im Eigentum der Stadt 
befindliche Grundstücke in Zukunft nicht verkauft, sondern nur noch im Bau-
recht vergeben werden sollen.
Das rund 50 Wohnprojekte in Deutschland versammelnde Mietshäuser Syndi-
kat orientiert sich am alten Genossenschaftsmodell. Dabei wird nach dem Prin-
zip des „Freikaufs“ jenes Recht, das eigentlich das Privateigentum und Profit-
machen absichern soll, dazu genutzt, Häuser und Grundstücke dem Immobili-
enmarkt zu entziehen. Wie bei einer stinknormalen Kapitalgesellschaft befindet 
sich das Eigentum hier in der Hand einer GmbH.
Das Syndikat hat dabei eine Art Wächterfunktion, genauer gesagt: In Angele-
genheiten wie Verkauf oder ähnlichen Zugriffen auf das Immobilienvermögen 
besitzt es genau eine Stimme. Die andere Stimme hat der Hausverein. Die Fol-
ge: Diese Grundsatzthemen können nur mit Zustimmung beider Gesellschafter 
(„Zwei-Kammern-System“) beschlossen werden.
Mit der Taktik des Freikaufs beschäftigen sich auch Initiativen, die eine solida-
rische Landwirtschaft anstreben, wie das Hofkollektiv Wieserhoisl und die 
Gruppe Bodenfreikauf in der Steiermark. Es geht darum, ein Stück Land dau-
erhaft dem Markt zu entziehen, indem eine Gruppe es kauft und (z. B. per 
Vereinsstatut) vor dem Wiederverkauf schützt.

Links:
www.wilderwohnen.blogsport.eu
www.syndikat.org
www.wieserhoisl.at
www.bodenfreikauf.wordpress.com
www.gemeinsam-bauen-wohnen.org





Kapitel IV 

DEMOKRATIE

Verena Fabris, Martin Schenk: Du bist nicht allein. Commons aus der Sicht  
von Menschen mit Armutserfahrungen

Michael Wrentschur, Michaela Moser: „Beheben wir den Fehler im System!“  
Partizipative Theaterarbeit und mehr

Gerd Valchars: Gemeingut Demokratie?

Markus Spitzer, Michaela Moser: Soziokratie. Ein Organisationsmodell für Commoners

Philipp Sonderegger: Fünf Kniffe für Schwarm-Campaigner_innen

 Projekte (Peter A. Krobath): Mehr als ein Unterschlupf
  Keimzellen der Basisdemokratie
  Sichtbar Werden!
  Netzwerk-Allmenden
  Es gibt viele Alternativen!
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Verena Fabris, Martin Schenk

Du bist nicht allein. Commons aus der Sicht von Menschen 
mit Armutserfahrungen

Die Plattform „Sichtbar Werden“ ist ein selbstorganisiertes Forum von 
Armutsbetroffenen, das sich im Rahmen der Armutskonferenz seit 2006 
regelmäßig zu Austausch, politischer Arbeit und öffentlicher Aktion trifft. 
Traude Lehner von der Wiener Straßenzeitung Augustin, Franz Blaha, 
engagiert in der Sozialstelle Häferl, Axel Tigges von der Linzer Kupfer-
muckn und Vera Hinterdorfer, unabhängige soziale Aktivistin, diskutie-
ren über Commons, Partizipation und Demokratie von unten. Das Ge-
spräch führten Verena Fabris und Martin Schenk.

Wie seid ihr zu „Sichtbar Werden“ gekommen?

Traude Lehner: Ich war und bin auch heute noch bei der Straßenzeitung Au-
gustin, und der Augustin wurde von der Armutskonferenz eingeladen, einige 
Personen hinzuschicken. Somit bin ich seit dem ersten Mal „Sichtbar Werden“ 
dabei. Das war im April 2006 in Wien. Im gleichen Jahr waren wir dann in 
Linz. Jedes Jahr haben wir ein dreitägiges Treffen, zwei- bis dreimal vorher wer-
den die Workshops besprochen und die Aktionen, die wir machen.
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Axel Tigges: Bei mir war es so, dass ich jemanden von der Straßenzeitung 
Kupfermuckn kannte. Ich war und bin immer noch engagiert in einer sozialen 
Einrichtung, da haben wir uns kennengelernt im Vinzenzstüberl und uns an-
gefreundet, weil wir einfach so ein bisschen auf derselben Wellenlänge sind, 
sagen wir mal, mehr mit Fülle zu leben, also mit der Freude, andere Leute zu 
erreichen, und mit Lebensfreude.

Vera Hinterdorfer: Ich wurde im Dezember 2011 gefragt, ob ich mich – ur-
sprünglich als resozialisierte Haftentlassene und jetzt sozial aktive Person – 
einbringen würde, um diese Interessen zu vertreten, und bin mit diesem Ge-
danken zur Armutskonferenz gegangen. Jetzt bin ich aber einfach dabei und 
werde weiter dabei bleiben, weil ich mir denke, sudern kann ich gut, aber ich 
will mit meiner Energie etwas tun, um aktiv zu sein, um etwas zu verändern 
und nicht um zu jammern.

Franz Blaha: Ich bin in Kontakt gekommen mit dem sogenannten Häferl, 
das ist ein Sozialraum, der von Haftentlassenen und anderen Menschen, die 
aus prekären Situationen kommen, betrieben wird und der bis zu 200 Leute 
pro Mittagessen bewirtet. Insofern ist es eine kleine Oase, die die Commons 
verwirklicht, weil jeder dorthin kommen kann, keinen Nachweis erbringen 
muss und sich dort auch eine Art Kommunikationsraum gebildet hat, wo 
einander vom Prekariat Betroffene ihre Lebensweisheiten, ihre Überlebens-
strategien kommunizieren und Haftentlassene, aber auch andere aus dem 
sozialen Netz Gepurzelte, Starthilfe bekommen über einen sehr großen Floh-
markt.

Axel Tigges: Ich habe mich im Bereich Commons eigentlich immer enga-
giert. Zum Beispiel gibt es zusammen mit dem Ofenstüberl immer für Ob-
dachlose ein Mittagessen, wo ein Wirt, einmal im Monat – schon über ein 
Jahr lang – zwölf Leute einlädt und kostenlos bewirtet. Und jetzt melden sich 
auch schon andere, die sich daran beteiligen wollen, das Essen zu finanzieren, 
sodass immer mehr Obdachlose wirklich auf Augenhöhe kommen und das 
Gefühl haben, wir werden wirklich als Menschen anerkannt, wir müssen nicht 
nur in Sozialeinrichtungen, sondern wir können in ganz normale Gaststätten 
gehen und werden einfach gesehen. 
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Was ist das Besondere an solchen Angeboten – vielleicht auch im Gegensatz 
zu anderen Angeboten im Sozialbereich?

Axel Tigges: Es ist ja häufig der Fall, dass viele Obdachlose das Gefühl haben, 
dass sie nicht wirklich gesellschaftsfähig sind. Deswegen habe ich mich auch für 
den Kulturpass eingesetzt und versuche, Leute mit ins Theater zu nehmen. Wir 
gehen zum Beispiel auch schon mal mit der ganzen Kupfermuckn in ein Thea-
terstück. Also es kommen immer mehr, die in diesem Bereich arbeiten wollen, 
weil einfach die Zeiten schlechter werden, und dann merkt man, dass man 
füreinander verantwortlich ist. Das ist eine neue Ebene, auf der es darum geht, 
sich gegenseitig zu unterstützen statt nur zu jammern oder zu sudern.

Was hat sich für euch verändert seitdem ihr bei „Sichtbar Werden“ seid?

Traude Lehner: Nachdem ich selbst obdachlos wurde, wollte ich unbedingt 
etwas machen. Und das hat mir „Sichtbar Werden“ ermöglicht. Ich sitze seit 
April 2009 im Sozialministerium in verschiedenen Arbeitskreisen. Ich habe 
auch eine Vereinigung, die nennt sich „Mindestverunsicherung“ und ich berate 
und begleite Armutsbetroffene. Für mich hat sich das Leben sehr stark verän-
dert. Heuer fahre ich zur europäischen Armutskonferenz, wo sich Armutsbe-
troffene aus allen 27 Staaten und Norwegen einmal im Jahr treffen.

Hast du den Eindruck, dass das was bewirkt? Diese Form der Treffen oder 
diese Einbindung ins Ministerium?

Traude Lehner: Seitens des Ministeriums habe ich die Erfahrung gemacht, dass 
ich ein Mitspracherecht habe und auch Kleinigkeiten bewirken kann als Betrof-
fene.

Hast du da ein Beispiel?

Traude Lehner: Zum Beispiel hat die Statistik Austria heuer im Frühling einen 
Armutsbericht gemacht, nur für Privathaushalte. Der Herr von der Wohnungs-
losenhilfe und ich haben gleichzeitig einen Schrei losgelassen und gesagt: „Wo 
sind die Wohnungslosen? Man kann keinen Armutsbericht ohne Wohnungs-
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lose machen!“ Gott sei Dank wurde es positiv aufgenommen im Sozialministe-
rium und beim zweiten Treffen ist der Herr von der Statistik Austria schon zu 
mir gekommen und hat gesagt: „Ich habe schon begonnen damit und das meis-
te haben wir schon, aber ganz fertig bin ich noch nicht.“

Vera Hinterdorfer: Ich habe mich noch nie so viel mit Politik, Grundsätzen, 
Richtlinien, Versicherungsdingen, sonstigen System- und Regierungsfragen 
befasst. Ganz ehrlich gesagt habe ich das früher nicht getan, weil ich es als 
sinnlos empfunden habe und das Gefühl hatte, ich kann eh keinen Einfluss 
nehmen. Durch „Sichtbar Werden“ und die Armutskonferenz befasse ich 
mich damit, merke, dass sehr viel unter den Tisch gekehrt wird von öffentli-
chen Stellen. Gleichzeitig habe ich auch gelernt, wir haben tatsächlich Mög-
lichkeiten mitzureden, aber wir müssen diese Möglichkeiten nicht nur in An-
spruch nehmen, sondern wirklich auch einfordern. Die Gemeinschaft von 
„Sichtbar Werden“ und in der Armutskonferenz motiviert mich einfach, da-
für zu kämpfen, dass wir unsere Meinungen einbringen können. Und da sehe 
ich sehr wohl Fortschritte. Nicht nur, dass immer mehr Institutionen – mög-
licherweise anfangs nur pro forma, aber doch – versuchen, partizipative Pro-
zesse einzuführen. Mir fällt auch auf, dass immer mehr Privatpersonen und 
Einzelpersonen sich angesprochen fühlen und wirklich sagen: „Okay, was ich 
kann und welche Ressourcen ich auch immer habe, will ich einbringen, um 
etwas voranzutreiben.“

Franz Blaha: Also für mich waren eigentlich bis jetzt interessanterweise die 
Pausen zwischen Referaten und zwischen offiziellen Veranstaltungen am wich-
tigsten, denn da sind Kontakte geknüpft worden und Informationen ausge-
tauscht worden, die nicht vorgeplant waren und die man nicht erwartet hat. 
Ich habe zum Beispiel erfahren, wie hoch- oder niederschwellig die sozialen 
Einrichtungen in der Praxis sind. 

Axel Tigges: Bei mir ist es so, dass ich einfach ein Betroffener bin. Ich habe nur 
eine kleine Mindestrente, deswegen bin ich auch in die Sozialeinrichtungen 
reingegangen und habe mich auch nicht gescheut reinzugehen. Und für mich 
war es total wichtig zum Beispiel immer mehr Kontakte zu kriegen, nicht nur 
unter den Armen, sondern auch mit anderen Stellen, und der Austausch be-
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wirkt ganz viel. Wir haben mit der Kupfermuckn-Zeitung zum Beispiel ein 
Heft für Linz rausgegeben, damit die Armen wissen, wo sie essen können, wo 
sie Kleidung kriegen, wo sie Unterkunft kriegen, also wenn sie neu ankommen, 
dass sie damit die Möglichkeit haben, sich selbst zu helfen. Und das fand ich 
einfach schon sehr wichtig für mich, die Erfahrung da zu sammeln und dann 
einfach auch den Kontakt zu den Leuten zu intensivieren, damit sie Vertrauen 
aufbauen, dass man zusammen was machen kann. Commons ist einfach so et-
was wie ein Schneeballsystem. Mir kommt es zumindest so vor, dass sich das 
ausweitet und immer mehr Leute davon eingenommen werden und sich dann 
begeistern, weil sie merken: ja ich fühle mich jetzt sicherer, also ich fühle mich 
nicht mehr so isoliert. 

Commons basieren ja auf diesen vier Prinzipien: Gebrauchen, Zusammenar-
beiten, Teilen und Beitragen – im Gegensatz zum Konsumieren, Konkurren-
zieren, Befehlen und Kaufen. Wo habt ihr schon Erfahrungen gemacht, dass 
diese Prinzipien gegolten haben? 

Axel Tigges: Für mich persönlich ist Commons, dass ich aus meiner Fülle her-
aus, die ich habe, handle. Bei Lebensfreude, da habe ich einfach einen Über-
schuss. Wenn ich jetzt zum Beispiel jemanden treffe, wo ich das Gefühl habe, 
der kann mit mir oder der braucht Hilfe, dann kann ich ihm das geben. Ich bin 
aber nicht beleidigt, wenn er das vielleicht nicht annehmen kann oder das miss-
braucht oder so, weil ich die Fülle habe. Also ich freue mich darüber, dass ich 
das mache. Ich erwarte nichts von ihm. Für mich ist Commons eigentlich, dass 
ich keine Erwartungen habe an den anderen, sondern ich tue das einfach, weil 
ich ihn schätze. Und das schlägt Wellen. Ich habe zum Beispiel jemanden, der 
ist ein totaler Computerfreak und der repariert mir meinen Computer kosten-
los. Wenn ich ihm dann vielleicht zehn Euro oder so was geben wollte, ist er 
stinkbeleidigt – wo ich dann einfach merke, das ist für mich wirklich Freund-
schaft. Also für mich ist Commons einfach eine Art von Freundschaft.

Traude Lehner: Ich persönlich finde Commons im Sozialministerium, weil ich 
mich angenommen fühle, und ich bin mit allen dort auf Augenhöhe und werde 
nicht irgendwie als Armutsbetroffene behandelt, sondern wirklich auf gleicher 
Augenhöhe. 
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Commons heißt auch, sich selbst etwas anzueignen und es selbst zu gestalten, 
und da hast du ja einen Verein gegründet. Was passiert dort?

Traude Lehner: Also großteils bekomme ich Mails oder Anrufe oder Leute 
kommen zu mir, weil sie vor drei Monaten, vor sechs Monaten die Mindestsi-
cherung eingereicht haben und noch nicht einmal eine Antwort bekommen 
haben. Und das wird immer schlimmer in Wien, leider Gottes. Wenn ich dann 
anrufe und sage „Verein“ – das ist ein Zauberwort in Österreich glaube ich –, 
bekommen sie binnen 14 Tagen das Geld. Speziell beim Augustin sind ja viele 
Menschen, die nicht einmal ausfüllen können. Dann fülle ich das vorher mit 
ihnen aus und gehe mit ihnen auf das Sozialamt, aufs Magistrat, wo sie die 
Wohnbeihilfe unter Umständen bekommen oder nicht. Und sie fühlen sich viel 
wohler und ich kann für sie sprechen, weil sie selbst das nicht können.

Weil ja zwei Leute von einer Straßenzeitung da sind: Sind das Commons-
Projekte? Gibt es Mitbestimmung in Straßenzeitungen oder ist das geteilt, auf 
der einen Seite die Redaktion der Profis und auf der anderen die Redaktion 
der Betroffenen?

Franz Blaha: Der Augustin war ursprünglich ein Voll-Commons-Modell. Der 
ist gegründet worden als eine Diplomarbeit der Sozialakademie. Zwei Sozialar-
beiterinnen haben diese Straßenzeitung, das heißt eigentlich den Trägerverein 
der Straßenzeitung, gegründet, der heißt immer noch Sand und Zeit. Die Stra-
ßenzeitung war das erste große sichtbare Projekt dieses Vereins. Und da war es 
so, dass die Zeitungsverkäufer selber im Vorstand des Vereins gesessen sind und 
dann ist die Vereinspolizei gekommen und hat gesagt, das ist verboten, aus ir-
gendeinem Befangenheitsgrund. Ich weiß jetzt gar nicht, wie das wirklich argu-
mentiert worden ist, aber der Augustin musste das dann trennen, er musste die 
Redaktion und die Vereinsleitung und den Verkauf personell auseinanderdivi-
dieren. Und das ist eben heute noch so. Ursprünglich war es wirklich ein Com-
mons-Modell und es ist auch weitgehend jetzt noch eines, weil ja ein enger 
Kontakt da ist zwischen den Verkäuferinnen und Verkäufern.

Axel Tigges: Die Mitglieder der Redaktionsleitung, die recherchieren auch sel-
ber, machen viele Fotos und beziehen zum Beispiel die Zeitungsverkäufer sehr 
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stark ein, nicht nur mit Bildern – dass die auch gezeigt werden, dass sie, sagen 
wir, auch das Gefühl haben, wir werden anerkannt –, sondern auch mit Arti-
keln. Und ich würde sagen, die meisten bei uns in der Redaktion sind auch 
Zeitungsverkäufer. Bei uns ist mehr der Anspruch, einfach eine Familie zu sein, 
dass die Leute sich einfach gegenseitig fördern und stützen, und wir machen 
zusammen Ausflüge, wir fahren jetzt zum Beispiel wieder an den Attersee, also 
einfach im Grunde um ein Klima zu schaffen, wo mehr Kommunikation unter-
einander stattfindet. 

Vera Hinterdorfer: Ich glaube, dass eigentlich von öffentlichen Organisationen 
oder auch vom Staat das Thema Commons gerade nicht einfach gemacht wird. 
Also mir ist bei der Armutskonferenz aufgefallen, wo wir uns so intensiv mit 
dem Thema befasst haben, dass ich lange dagesessen habe und mir gedacht habe: 
Okay, was für offizielle Commons gibt es eigentlich? Und dann bin ich darauf 
gekommen: Hm – nicht wirklich viele. Man kann jetzt nicht einmal mehr Was-
ser sagen, seitdem das Thema Privatisierung war, ist Wasser auch kein Commons 
mehr. Internet oder solche Sachen ebenso nicht. Es kostet was, nicht jeder hat 
das Geld dafür. Ich sehe die Gefahr in den Commons, dass man dabei die ei-
gentlichen Verantwortlichen aus ihrer Pflicht nimmt. Wie zum Beispiel beim 
Sospeso-Bonus-Kaffee – da geht es darum, dass man einfach, weil man gerade 
Lust hat und charmant ist, sozusagen eine Runde schmeißt für einen Unbekann-
ten, der sagt: „He, habt ihr einen Kaffee, den ich gerade haben kann, ohne etwas 
dafür zu zahlen?“ Und so toll das ist und so viele Menschen da jetzt auch mitma-
chen und von sich aus das tun wollen, finde ich es trotzdem schade, dass es denn 
überhaupt notwendig ist, dass Privatpersonen sich sammeln, um ihre Ressour-
cen, ob es jetzt Fähigkeiten sind oder die zwei Euro für einen Kaffee, zusammen-
zulegen, von denen wer anderer einen Nutzen hat. Also das sehe ich schon als 
Gefahr, dass dadurch eben die Pflicht und Verantwortung von den öffentlichen 
Stellen und der Regierung und allen diesen Institutionen plötzlich weg geht, 
weil die sich sagen, na ja, wir brauchen eh für nichts sorgen, die schauen sich ja 
eh selber darum. Und eigentlich sollte das, glaube ich, nicht die Verantwortung 
von uns Privatpersonen sein, gerade solche Themen zu verbessern.

Axel Tigges: Da möchte ich eine Gegenrede machen, ich sehe es ganz anders-
rum. Ich glaube einfach, dass die verantwortlichen Institutionen mittlerweile so 
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gefesselt sind und viele Dinge auch nicht können und dürfen, dass wir einfach 
die Verpflichtung haben, für uns selber zu sorgen, also auf Dauer. Und ich den-
ke, dass wir das nicht den Organisationen, die da sind, überlassen können, weil 
sie nicht so entscheiden, wie wir das möchten und sie noch nicht einmal so 
entscheiden, wie sie das selber möchten. Da muss man einfach sehen, was wir 
tun können, damit wir uns selber helfen. Weil: Was passiert denn? Das Geld 
wird rausgezogen aus den Staaten, von den einzelnen Institutionen, aber da 
haben die Politiker überhaupt keinen Einfluss darauf, das machen die Banken. 
Das heißt, die müssen immer nur gucken, wie sie ihren Haushalt noch hinkrie-
gen, wo sie einem was abzwacken können, damit sie nicht so sehr an Stimmen 
verlieren. 

Vera Hinterdorfer: Aber wir sollten mehrere Chancen haben als nur diese.

Franz Blaha: Ich sehe die Notwendigkeit, die Kräfte zu bündeln und vor allem 
Commons, die schon existieren und die uns wieder weggenommen werden  
sollen, einfach zu behaupten. Ein Beispiel: Man wollte den Bacherplatz im  
5. Wiener Gemeindebezirk modernisieren und eine Tiefgarage machen, den 
ganzen gemeinsamen Platz, der jetzt von vielen ethnischen Gruppen, von 
Alters gruppen aller Generationen für alle Aktivitäten als gemeinsamer Freizeit-
raum genutzt und auch gemeinsam gestaltet wird. Dann ist man draufgekom-
men, na hoppla, es ist ja doch kein Touristengebiet und da kann man der Be-
völkerung nachgeben, der Unmut der Bevölkerung war in diesem Fall stärker 
und da wurde die gemeinschaftliche Nutzung also behauptet. Im selben Bezirk 
gibt es ein Commons, das ist der Kost-nix-Laden – einer der wenigen in Öster-
reich –, wo die Bevölkerung sich selber einbringt, weil sie die Dinge, die sie 
nicht braucht, hinträgt und umgekehrt Leute, die sie brauchen, sie sich wieder 
holen. Das hat Schule gemacht, auch in den Wohnhäusern. 
Im Häferl haben wir auch eine ideelle Commons-Einrichtung, das sind die so-
genannten SchreibinterESSEN, wo du dich vorstellen darfst, indem du irgend-
etwas schreibst, wo du dich einfach einbringst. Und wenn du das nicht tust, 
dann bringst du einfach was zum Essen mit und dann gibt es ein gemeinsames 
Essen und gemeinsames Vorlesen. Dazu wird einer aus einer anderen, aus einer 
nicht betroffenen Gesellschaftsschicht, eingeladen und es werden Berührungs-
ängste abgebaut von beiden Seiten. Und ich habe gestaunt in den eineinhalb 
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Jahren, wie sehr die Leute ihr Selbstvertrauen gestärkt haben, wie sehr das de-
nen geholfen hat, sich vor ganz Fremden einfach auch zu produzieren und zu 
sehen, dass sie angenommen werden, dass man ihnen zuhört und dass sie auch 
einander zuhören, und auch dieses miteinander essen, miteinander Dinge tei-
len, das gehört, denke ich, zu diesem Modell.

Traude Lehner: Und was beim Augustin noch Commons ist, ist für mich jeder 
F13. Jeder Freitag, der 13. ist ein Feiertag für uns. Da werden die öffentlichen 
Verkehrsmittel von uns besetzt, meistens macht die Theatergruppe kleine Auf-
führungen. Das ist unser Feiertag und da machen wir Aktionen, hinterher gibt 
es dann ein Fest. Jeder Verkäufer, der mitmachen will, kann mitmachen.

Vera Hinterdorfer: Viele Commons werden durchs Internet geschaffen. Es ist 
einfach so, jetzt nicht nur aufgrund der Informationsweitergabe, sondern auch 
im Austausch untereinander. Viele Demos sind ja auch übers Internet entstan-
den, nicht nur in Österreich, und breiten sich jetzt überall aus, das ist, finde ich, 
wirklich eine herrliche Möglichkeit, Commons zu schaffen. Der Nachteil ist 
wieder: Das Internet selbst empfinde ich nicht als Commons, weil es etwas 
kostet und es nicht jeder haben kann. Aber wenn man es einmal hat, schafft es 
Commons.

Wie kann Mitbestimmung ausschauen?

Vera Hinterdorfer: Da müsste es so etwas wie einen Kundenbeirat oder eine 
Anwaltschaft geben, bewusst nicht diese Ombudsstelle, die es bereits gibt, denn 
die ist ja AMS-intern und vom AMS finanziert. Und ich wage zu behaupten, 
dass, wenn ich mich intern beschwere, das nicht viel bringen wird. Es müsste 
wirklich einen unabhängigen Kundenbeirat geben, der aber auch in die Ent-
scheidungen des AMS einbezogen ist, was beispielsweise Kurse betrifft, wie 
Richtlinien ausgestaltet sind. 

Franz Blaha: In jeder Schule gibt es einen Klassensprecher, ein Schülerparla-
ment, wo er mitreden darf – aber bei den AMS-Kunden gibt es keinen Kurs-
sprecher, der bei den Entscheidungen mitsprechen darf, es gibt kein AMS-Par-
lament sozusagen. 
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Ist es bei der Mindestsicherung ähnlich?

Traude Lehner: Da ist es das Gleiche. Ein Kundenbeirat wäre hier besonders 
wichtig, weil die Leute zwischen drei und sechs Monaten warten müssen. 
Scheint egal zu sein, ob die delogiert werden, Geld haben oder nicht. Da sollte 
jemand von uns drinnen sein.

Axel Tigges: Diese Belohnungs- und Bestrafungssysteme vom AMS oder auch 
in der Schule sind ja höchst fragwürdig. Die Gehirnforschung sagt uns, dass 
Motivation nicht durch Belohnung/Bestrafung kommt, sondern durch Begeis-
terung. Wir lernen durch Begeisterung und Bedeutsamkeit. AMS und Schule 
verhindern so, dass Menschen ihre Potenziale entwickeln.

Vera Hinterdorfer: Der wichtigste Gedanke ist, egal ob AMS, Ministerien, 
Ämter, dass ihnen endlich klar wird, dass die Spezialisten für ein Thema im-
mer die sind, die davon betroffen sind und damit leben. Da sind ja Erfahrun-
gen und Ressourcen, die zu nutzen sind, die sie gar nicht haben können, auch 
wenn sie sich den ganzen Tag mit Armut befassen. Auch um zu zeigen: Du 
bist nicht alleine, du musst dich nicht dafür schämen, dass du von Armut 
betroffen bist. 

Franz Blaha: Bei Energieträgern wäre Mitbestimmung wichtig.

Da geht’s um Stromabschaltungen und dergleichen?

Franz Blaha: Ja, oder, dass auch bei der Wohnungsvergabe ein Betroffener mit-
reden kann. Es passieren ja Dinge auch einfach aus Informationsdefizit und es 
wäre wichtig, dass jemand diese Informationen einfordert. Dass Klartext 
gesprochen wird, in den Sprachen der Betroffenen Information verbreitet wird. 
Dass der Betroffene weiß, wenn er seinen Mietrückstand zurückgezahlt hat, ist 
er trotzdem noch gekündigt, weil er noch eine Extra-Strafe hinlegen muss. 
Wichtig, dass wer mitredet, weil das Informationsdefizit auch auf der Verwal-
tungsseite besteht. Ich weiß nicht, wie viele Leute bei Wiener Wohnen den 
Quadratmeterpreis in einer Notunterkunft kennen, der ist geschmalzen. Man 
zahlt für sechs Quadratmeter je 65 Euro. 
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Drei weitere Bereiche, die genannt werden, wenn es um Beschämung und 
Ausgrenzung geht: Gesundheitssystem, Medien und Justiz.

Traude Lehner: Wir haben zum Beispiel beim Augustin einen Rechtsberater, 
der gratis ist. Der arbeitet auch mit einem Rechtsanwalt zusammen. 

Vera Hinterdorfer: Gerade was Medien und Justiz betrifft muss diese Stigma-
tisierung aufhören, dass die einkommensschwachen Menschen immer die ar-
men Hascherl sind oder die Faulen, die an allem selber schuld sind. Oder in 
der Justiz: Die Lage von Armutsbetroffenen wird auch oft ausgenützt, von 
Inkassobüros, dass wer geringfügig wo aushilft und dann das Geld monatelang 
nicht bekommt, weil der Arbeitgeber eh weiß, dass der ihn nicht verklagen 
kann. Im Gesundheitssystem erlebe ich das selber, meine Erkrankung ist so 
selten, dass ich jedes Mal wieder wegen ein und derselben Sache streiten muss, 
um Hilfsmittel, Rollstuhl, Untersuchungen.

Franz Blaha: Rechtsberatung wird derzeit nur von hochbezahlten Juristen ge-
leistet, was gar nicht notwendig wäre. Der Zugang zum Recht ist viel zu wenig 
breit. Wissen über Rechte auf Ämtern, das kann jeder machen, der sich auf 
das Thema eingelassen hat. Gerade mit dem Infodefizit passieren viele Un-
rechtsfälle. Die wenigsten wissen Bescheid, dass ein Einschreibeberief vom 
Gericht an den Betroffenen als zugestellt gilt, auch wenn das nur ein leeres 
Kuvert ist, umgekehrt gilt der Einschreibebrief an das Gericht überhaupt 
nicht als Nachweis. E-Mail und Einschreibebrief sind sinnlos, schick ein Fax 
– und zwar von der Post weg. Das ist der einzige rechtliche Nachweis, den du 
hast. Auf die praktischen Fallen im Zugang zu Recht muss man hinweisen. 
Und da genügen gut informierte Laien, die dieses Wissen multiplizieren 
könn ten. Und die Justiz wäre dafür zuständig, so eine Mitsprache zu schaffen. 
Vielleicht auch durch Ehrenamtliche, die eine kleine Zuwendung bekommen 
und unfallversichert sind. 

Axel Tigges: Im Gesundheitsbereich: Psychotherapie ist nicht bezahlbar. Dafür 
bekommen einkommensschwache Menschen dann umso mehr Psychophar-
maka. Da braucht es ein Umdenken, dass Therapie auch Armutsbetroffenen 
offen steht.
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Vera Hinterdorfer: Und wenn es Angebote gibt, dann mit langen Wartezeiten 
bis zu einem Jahr. Wenn ich Hilfe jetzt brauche, dann nützt mir das nichts. 
Aber all das brauchen wir uns nicht gefallen zu lassen. Man darf nicht dafür 
bestraft werden, dass man einkommensschwach ist. Und wir dürfen nicht auf-
geben und uns unterbuttern lassen.
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Michael Wrentschur, Michaela Moser

„Beheben wir den Fehler im System!“ 
Partizipative Theaterarbeit und mehr1

Forumtheaterprojekte eröffnen auf vielschichtige Weise Räume für soziale 
und politische Partizipation und erweitern das vorherrschende Verständ-
nis von Demokratie. Am Beispiel des mit jungen Erwachsenen umgesetz-
ten Projekts „Stopp: Jetzt reden wir!“ wird deutlich, dass es dabei gelingen 
kann, Verantwortung tatsächlich an die Betroffenen zu übertragen und 
gleichzeitig Kritik an bestehenden Strukturen und die Fähigkeit zum ge-
meinsamen Handeln zu fördern. 

Prolog
Zuerst ist es dunkel auf der Bühne. Dann werden zwölf Gestalten sicht-
bar, das Publikum hört, dass wir uns am Anfang der Zeitrechnung befin-
den; es erkennt, wie sich aus Zellen Lebewesen formierten, es erlebt Aus-
schnitte der Geschichte der Menschheit im Zeitraffer und sieht Men-

1 Teile des vorliegenden Artikels werden in ausführlicherer Form in der Herbstausgabe 2013 der „Zeitschrift 
für Theaterpädagogik“ veröffentlicht (Michael Wrentschur: Theaterarbeit, Partizipation und politisches 
Empowerment: Das Projekt „Stopp: Jetzt reden wird!“ von InterACT). Für den vorliegenden Artikel wur-
den Abschnitte gekürzt und durch zusätzliche Aspekte zum Thema Partizipation und Commons ergänzt. 
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schen, die um Nahrung konkurrieren, sich gegenseitig verdrängen. Die 
Entwicklung der sogenannten Zivilisation und deren aktueller Zustand 
kann als hektisches Nebeneinander aneinander vorbei kommunizieren-
der und lebender Menschen mitverfolgt werden. Man fühlt sich ertappt, 
beginnt nachzudenken, bis man wenig später von einer Stimme aus dem 
Off unterbrochen wird: „Stopp: Fangen wir von vorne an. Beheben wir 
den Fehler im System!“
Und dann darf man erleben, wie das Rad der Zeit im Zeitraffer zurück-
gedreht und eine alternative Entwicklung möglich wird, eine Entwick-
lung, in der Kooperation Realität ist und Menschen ganz offensichtlich 
miteinander zu tun haben wollen, sich wahrnehmen, miteinander kom-
munizieren, tanzen, musizieren, sprayen ...
Es geht auch anders, wird da vor Augen geführt. Und gleich zu Beginn 
eines Stückes, das aufzeigt, was heute in Familie, Schule und Arbeits-
markt für viele junge Erwachsenen schiefläuft, wird deutlich klargemacht, 
dass hinter den angesprochenen Problemen eine veritable System- und 
Sinnkrise steckt. 

„Stopp: Jetzt reden wir!“
Seit mehr als zehn Jahren entwickelt und realisiert InterACT (www.interact-on-
line.org) die Werkstatt für Theater und Soziokultur aus Graz, theatralische Ver-
fahren und Prozesse der politischen Beteiligung und Bildung unter Verwendung 
interaktiver, partizipativer Theaterformen – wie dem Forumtheater und dem 
Legislativen Theater (Boal 1992, 1998) – und Methoden szenisch-partizipativen 
Forschens (Wrentschur 2010; 2011a; 2012a; 2012b). Diese Projekte eröffnen 
auf vielschichtige Weise Räume für soziale und politische Partizipation und er-
weitern das vorherrschende Verständnis von Demokratie: Vor allem Menschen, 
die am öffentlich-politischen und kulturellen Leben nur wenig partizipieren, 
werden dazu ermutigt, mit ihrer eigenen Stimme zu sprechen und auf unkon-
ventionelle Weise ihre Anliegen und Interessen zum Ausdruck zu bringen. Zu-
dem werden innovative Formen des Dialogs zwischen direkt Betroffenen, der 
gesellschaftlichen Öffentlichkeit und der Politik realisiert – als Schritt in Rich-
tung einer dialogorientierten und partizipativen Demokratie. Dabei werden in 
einem kreativen Prozess politische Vorschläge und Anliegen entwickelt und mit 
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theatralischen Interventionen wird auf politische Diskurse und Entscheidungs-
prozesse Einfluss genommen: Theaterstücke und -szenen werden an Orten der 
politischen und behördlichen Macht – Rathaus, Landtag, Parlament – zur Auf-
führung gebracht und die politischen Vorschläge mit Entscheidungs- und Ver-
antwortungsträger_innen diskutiert. Dieses Konzept politisch-partizipativer 
Theaterarbeit kam in der Arbeit mit wohnungslosen Menschen2, mit armutser-
fahrenen Menschen3, mit Schüler_innen und Lehrer_innen4, mit Migrant_in-
nen/Drittstaatsangehörigen5, mit von sozialer Isolation bedrohten älteren Men-
schen6 zur Anwendung. Außerdem wurden Projekte zielgruppenübergreifend 
gestaltet, etwa dort, wo es um Konflikte im öffentlichen Raum und in Parks 
sowie generell um Bürger_innenbeteiligungsprozesse geht7.
Und zuletzt wurde ein Projekt mit jungen sozial benachteiligten Erwachsenen 
umgesetzt, das im Folgenden näher beschrieben werden soll.

Keine Ausbildung, keine Arbeit, kaum Perspektiven
Einer aktuellen Studie der Universität Linz zufolge sind in Österreich rund 
75.000 junge Menschen zwischen 16 und 24 Jahren weder in Ausbildung noch 
in Arbeit noch als arbeitslos gemeldet sind (vgl. Bacher/Tamesberger 2011). 
Vor diesem Hintergrund wurden im Rahmen des EU-Social-Experimentation-
Projekts „ALEN“8 in Ungarn, Serbien, Kroatien und Österreich Pilotprojekte 
mit jungen Erwachsenen realisiert. Damit sollten offensichtliche, aber auch bis-
lang unsichtbare Hürden und Herausforderungen aktiver Inklusion von jungen 
Erwachsenen in sozial benachteiligten Lebenslagen bewusst gemacht und zu-
dem herausgefunden werden, was es braucht, um deren Chancen auf soziale 
Teilhabe zu vergrößern. 

2 Legislatives Theater mit wohnungslosen Menschen (2002–2004)
3 Kein Kies zum Kurven Kratzen (2007–2012)
4 mitmischen.possible (2009–2011)
5 The Human Right to Work (seit 2009)
6 Reich an Leben (2013)
7 Saubere Luft!? Feinstaubbelastung in Graz (2005); GrünRäume und GrauZonen (2006); Zusammen-

SPIEL: Zusammenleben im Park (2008)
8 = Adult Life Entry Network: Empowerment and Activation of Young People in Disadvantaged Situa-

tions, Projektwebsite: http://www.alenproject.eu
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In Österreich9 wurde das Pilotprojekt von InterACT und der Armutskonferenz 
entwickelt. Dabei wurde vor allem mit partizipativen, interaktiven und prozess-
orientierten Theatermethoden, wie etwa Improvisations- und Bildertheaterme-
thoden, Forumtheater, Legislativem Theater und Straßentheateraktionen im 
öffentlichen Raum gearbeitet. Die Theaterarbeit wurde durch sozialpädagogi-
sche Begleitung und mit vielfältigen Aktivitäten zur Stärkung gesellschaftlicher 
Teilhabe, Freiräumen für kreatives Gestalten, Möglichkeiten zur Selbsterfah-
rung und Selbstreflexion, Praktika, Jobrecherchen etc. ergänzt. Zugleich wurde 
ein sozioökonomisches Existenzminimum in Form von Taggeldern sicherge-
stellt, was durch die Kooperation mit dem österreichischen Arbeitsmarktservice 
(AMS) möglich war.
Der Ansatz, dem das Projekt folgte, und der in der Regel auch bei anderen 
 politisch-partizipativen Theaterprojekten von InterACT zur Anwendung 
kommt, besteht aus drei zentralen – und auf unterschiedliche Weise partizipa-
tiven – Elementen: Der internen und externen Vernetzung und inhaltlichen 
Kooperation, der Interaktion mit dem Publikum sowie dem Bemühen um Aus-
wertung und Transfer im Sinne konkreter gesetzlicher, politischer bzw. lebens-
weltlicher Veränderungen.

Vernetzung und Kooperation 
Neben der Theaterarbeit im engeren Sinne stehen interne Vernetzung im Sinne 
des Kennenlernens und der Gemeinschaftsbildung der Teilnehmer_innen und 
externe Netzwerkbildung mit einschlägigen Initiativen und Organisation von 
Beginn an im Zentrum eines Projekts. In der Regel zielt die externe Vernet-
zung auf das Einbinden fachlicher Perspektiven ab, erleichtert aber auch die 
gezielte Weitergabe der Projektinformation an Betroffene und unterstützt die 
politische Agenda, d. h. die partizipative Entwicklung und den Transfer politi-
scher Vorschläge, die von Beginn an mitgedacht werden. Damit wird an die 
Idee sozialer Bewegungen (vgl. Maurer 2005: 630) angeknüpft, die soziale 
Räume der Vernetzung, des kollektives Handeln und der alternativen Kom-
munikation schaffen. Als Projektpartner_innen waren bei „Stopp: Jetzt reden 
wir!“ zahlreiche regionale Jugend-, Jugendwohlfahrts-, Sozial-, Beschäftigungs-

9  http://www.interact-online.org/Aktuell/jung-pleite-abgestempelt.html
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projekte, Schulen und Straßenzeitungen mit dabei, außerdem regionale und 
nationale Dialogpartner wie Ministerien, regionale Behörden, das Arbeits-
marktservice, Lehrer_innenorganisationen, Jugendorganisationen, soziale Or-
ganisationen sowie Stakeholder der österreichischen „Europa 2020 Armuts-
plattform“ im Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz. 
Partizipativ und kooperativ erfolgt auch die Entwicklung des Theaterstücks 
selbst, wobei zumeist in mehrtägigen Theaterworkshops im Sinne eines lebens-
weltorientierten Zuganges (vgl. Thiersch 2012) Alltagserfahrungen der Teil-
nehmer_innen zu theatralischen Bildern und Szenen verdichtet werden. Ori-
entiert an Paolo Freire (1982) geht es dabei um die Suche nach den verbinden-
den, generativen Themen, die theatralisiert und mit ästhetischen Mitteln un-
tersucht werden. 

Szenenwechsel: Mittendrin im Workshopgeschehen
23 junge Erwachsene, viele davon mit Erfahrungen von Schul-, Lehr- 
und Ausbildungsabbruch, alle arbeitslos und manche von ihnen woh-
nungslos: Nun sind sie durch die für sie fremden theaterpädagogischen 
Methoden herausgefordert. Diese Erfahrung verbindet, schafft Vertrau-
en, bringt Energie und Bewegung in die Gruppe und ermöglicht tiefge-
hende Auseinandersetzungen mit der Frage, auf welche Hindernisse und 
Konflikte sie bei dem Versuch stoßen, einen Platz im Leben bzw. in der 
Gesellschaft zu finden. Theatralische Bilder und Szenen zu emotional 
schwierigen Beziehungserlebnissen, zu sinnlosen und disziplinierenden 
Kursmaßnahmen, zu Abwertung, Diskriminierung und Ausgrenzung, 
aber auch zur Kritik am Wirtschafts- und Gesellschaftssystem werden 
entwickelt und engagiert diskutiert. Nach und nach finden die jungen 
Menschen ihre Stimme(n), verständigen sich über Erfahrungen, Wün-
sche und Anliegen und merken überrascht – sie sind dabei nicht allein!

In intensiven Proben und unterstützt durch vielfältige Recherchen wird darauf-
hin an der Entwicklung der Forumtheaterszenen gearbeitet. Neben Improvisa-
tionen, individuellen wie kollektiven Reflexionen, stehen die Textproduktion, 
die Rollenarbeit und offene Proben im Zentrum der Aktivitäten (vgl. Wrent-
schur 2012a: 144 ff.).
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Szenenwechsel: Intensive Proben- und Recherchearbeit
12 der 23 jungen Erwachsenen haben sich dazu entschieden, am länger-
fristigen Projekt mit drei bis vier Probentagen in der Woche mitzuwir-
ken. Intensität und Engagement im Proben und Entwicklungsprozess 
nehmen zu, gemeinsam wird eine produktive und kreative Dynamik ent-
facht. Szenen zu Schulabbruch, zu beschämenden und diskriminieren-
den Erfahrungen in Lehre und Arbeitswelt, zu Konflikten in der Familie 
entstehen. Der ästhetische und soziale Prozess fordert, er ist manchmal 
belastend und schmerzhaft, zugleich aber gemeinschaftsbildend und stär-
kend. Der Anpassungsdruck im System lässt viele in ihrem Alltag ver-
zweifeln und resignieren – im gemeinsamen kreativen Gestaltungsprozess 
transformieren die Teilnehmer_innen nun belastende Themen und Er-
fahrungen in die Sprache des Theaters.

Schließlich entstehen Forumtheaterszenen und -stücke, in denen soziale und po-
litische Probleme und Konflikte mit ästhetischen Mitteln dargestellt werden. Sie 
spiegeln Lebensrealitäten verdichtet wider und bieten „Einstiegsmöglichkeiten“ 
für das Publikum an. 
Im Falle des im Rahmen dieses Projekts entstandenen Stücks „jung.pleite.abge-
stempelt ... sucht: das gute Leben“ werden Geschichten von drei Protagonist_in-
nen erzählt, die alle um ihr gutes Leben, um ihren Platz in der Gesellschaft ringen.

Szenenwechsel: Drei Geschichten werden erzählt
Max, 17 Jahre alt, wird von der Familie dazu gedrängt, sich in die vorge-
gebenen Normen zu fügen. Er gerät im Kampf um inneren und äußeren 
Freiraum in vielfältige Konflikte und soziale Probleme. Bennie, 14 Jahre 
alt, wehrt sich gegen Übergriffe seiner neuen Mitschüler_innen und der 
strengen Lehrerin. Als Folge werden ihm – gegen seinen Willen – Psycho-
pharmaka verschrieben, die in die nächsten Jahre begleiten und seine 
Chancen am Arbeitsmarkt mindern. Und schließlich Bella: Sie wird in 
Kürze 18 Jahre alt und ist schon seit längerer Zeit erfolglos auf Lehrstel-
lensuche. Bella bekommt den Druck ihres Umfelds zu spüren und macht 
dabei die Erfahrung, dass ihre individuellen Bedürfnisse kaum eine Rolle 
spielen und dass ein Praktikum für eine Lehrstelle in einer Küche „zur 
Hölle“ werden kann. 
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In diesen Geschichten werden vielfältige Hindernisse und Barrieren auf dem 
Weg zu einem guten Leben, einem Platz in der Gesellschaft thematisiert. Es 
zeigen sich die besonderen Möglichkeiten des Theaters als partizipatives For-
schungs- und Entwicklungs-, aber auch Selbsterfahrungsverfahren, in dem die 
Vielschichtigkeit, die Emotionalität und Körperlichkeit sowie die Verbindung 
der Handlungs- mit der Strukturebene eines Themas erlebt und dargestellt wer-
den können (vgl. Marcus 1997):
• Es wird sichtbar, wie sich Mobbing, herabwürdigende, gewaltvolle und dis-

kriminierende Erfahrungen in der Schule negativ auf die Motivation und die 
Leistungen auswirken und zum Schulabbruch führen können. 

• Es wird problematisiert, dass bei sogenannter Verhaltensauffälligkeit oft 
schnell und in frühen Jahren Medikamente und Psychopharmaka verschrie-
ben werden.

• Es werden Vorgaben, oftmals starre Regeln und Sanktionsmechanismen in 
Kursmaßnahmen und Beratungssituationen entlarvt, denen junge Menschen 
oft nicht gewachsen sind.

• Es wird Einblick in die in manchen Branchen oft widrigen Bedingungen für 
Praktikant_innen und Lehrlinge gegeben: fehlende Unterstützung, schlech-
tes Arbeitsklima, herabwürdigende Verhaltensweisen bis hin zu Ausbeutung 
können zu traumatischen Erfahrungen und zum Abbruch einer Lehre führen 
und damit berufliche Chancen schmälern.

• Es wird deutlich, dass die Stimmen der Betroffenen selbst, ihre Wünsche und 
Ansprüche in der Regel kaum gehört und noch weniger in die Analyse von 
Problemen sowie die Entwicklung von Lösungen einbezogen werden. 

Ganz im Gegensatz dazu erlebten die Teilnehmenden das Projekt „Stopp ...“ 
und die Gruppe als respektvoll und wertschätzend („Erstmalig ein Projekt, wo 
uns von Anfang an auf Augenhöhe begegnet worden ist!“). Die Phase der 
Stückentwicklung selbst erwies sich für die Teilnehmer_innen auch als an-
strengend, gleichzeitig zeigte sich deutlich, dass die Herausforderungen der 
Entwicklungsarbeit gut bewältigt wurden, dass gut zusammengearbeitet wurde 
und hier nicht nur Ideen generiert und geordnet, sondern auch umgesetzt wur-
den. Neben der Entwicklung der Stücke fand auch eine intensive persönliche 
Auseinandersetzung statt – sowohl hinsichtlich der individuellen Rückbin-



172

dung der Themen an die eigene Person als auch der urteilsfreien Bearbeitung 
der Themen in der Gruppe. 
Gruppe und Projekt wurden – trotz oder gerade wegen der großen Diversität 
der Teilnehmer_innen – als wesentliche Ressource und als wichtiges soziales 
Netzwerk erlebt, in dem neue Freundschaften entstehen und sich Zugänge zu 
den jeweiligen Netzwerken der anderen Teilnehmer_innen eröffnen. Auch hin-
sichtlich der zukünftigen Entwicklung und Umsetzung etwaiger Ideen wurden 
immer wieder mögliche Kooperationen unter den Teilnehmer_innen angespro-
chen, die zu deren Verwirklichung eingegangen werden könnten.

Im Dialog mit Publikum und Öffentlichkeit
Sobald das Stück zur Aufführung kommt, steht der Dialog mit Publikum und 
Öffentlichkeit im Vordergrund (vgl. Wrentschur 2012a: 145 f.): In interaktiven 
Aufführungen kann sich das Publikum am Spielgeschehen beteiligen, um Ver-
änderungsideen und Lösungsmöglichkeiten für die gezeigten Szenen aktiv er-
proben, zu reflektieren und aus der Erfahrung der Aufführungen heraus politi-
sche Vorschläge zu formulieren. Diese Lösungsideen und Vorschläge werden 
gesammelt und dokumentiert.

Szenenwechsel: Die Interaktion mit dem Publikum: Ein öffentlicher 
Raum entsteht
Nun probieren Zuschauer_innen in Einstiegen aus, ob und auf welche 
Weise es möglich ist, die dargestellten Hindernisse, Konflikte und Her-
ausforderungen zu bewältigen, auf die junge Erwachsene bei ihrem 
Wunsch stoßen, ihr Leben in die eigene Hand zu nehmen und ihre Träu-
me, Bedürfnisse und Interessen zu verwirklichen. 
Für die Darsteller_innen ist die Forumphase ein besonderes Erlebnis, sie 
sind gefordert, auf die Einstiege zu reagieren und dabei im Handlungs- 
und Wahrnehmungsraum der Rolle zu agieren. Dass ihnen das zuneh-
mend gelingt, stärkt sie, ebenso wie die Resonanz des Publikums sie be-
wegt. Sie freuen sich über mitspielende, mitdenkende und mitformulie-
rende Zuschauer_innen und sie können erleben, dass die in den Szenen 
zum Ausdruck gebrachten Themen und Anliegen von Publikum wahrge-
nommen und ernst genommen werden.
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Die Phase der Einstiege beim Forumtheater lässt sich als „soziologisches Ex-
perimentieren“ mit Alltagshandeln beschreiben: Es werden Handlungsspiel-
räume innerhalb habitueller Zwänge erprobt, d. h. die Wahrnehmungs- und 
Handlungsweisen der Rollen werden spielerisch herausgefordert und das Pu-
blikum kann jeweils miterleben, was bestimmte Einstiege bewirken bzw. wie 
sie sich auswirken. Es wird dabei auch untersucht, an welche gesetzlichen 
oder strukturellen Grenzen Handeln stößt und was an Veränderungen not-
wendig ist, damit diese überwunden werden können. Außerdem wird die 
Frage gestellt, welche sozialen, symbolischen, kulturellen oder ökonomischen 
Kapitalressourcen aktiviert werden können, um vor allem sozial benachteilig-
ten Gruppen mehr Möglichkeiten zur gesellschaftlichen Partizipation zu er-
öffnen. Im gemeinsamen Ausprobieren können „Improvisationsspielräume“ 
auf den Spielfeldern der gesellschaftlichen Macht- und Verteilungskonflikte 
bewusst werden.
Über die Aufführungen entsteht auch ein öffentlich-politischer Raum, an 
dem sich die Menschen aktiv beteiligen können, ganz im Unterschied zu 
dem von Sennett (1986) beschriebenen „Verfall des öffentlichen Lebens“, bei 
dem die Menschen in Theater und Politik in eine passive und schweigende 
Zuschauer_innenrolle gedrängt wurden. Hier geht es um das Zurückgewin-
nen von Öffentlichkeit „als Ort, an dem Menschen in Gesellschaft sich ge-
genseitig wahrnehmen und zu erkennen geben können, als Boden für eine 
teilnehmende, teilhabende, selbst gestaltete Praxis, als Bühne für alternative 
Gesellschaftsphantasien, […] Raum wird hier ganz deutlich zur politischen 
Arena“ (Maurer 2005: 633).
Interaktive Forumtheateraufführungen schaffen auf diese Weise „gesellschaft-
liche Beteiligungsmöglichkeiten vor allem für die große Zahl der Machtlo-
sen, deren Stimme und Worte im öffentlichen Leben sonst wenig Gehör fin-
den“ (Schriefl 2007: 137). Damit regen sie zu einem öffentlichen Diskurs 
und zu einem Dialog über mögliche Lösungen sowie zur Artikulation von 
Veränderungsideen an, der dazu beiträgt, „[…] ein Bewusstsein über soziale 
Probleme und Wirkungszusammenhänge zu schaffen. Es regt Menschen zu 
einer kritischen Auseinandersetzung an, aktiviert sie, bezieht sie im Dialog 
mit ein in eine Lösung der Probleme und benennt Veränderungsbedarfe“ 
(Schriefl 2007: 138).
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Auswertung und Transfer
Nach den interaktiven Aufführungen werden die gesammelten Lösungsideen 
und Vorschläge unter Einbeziehung der Mitwirkenden von Betroffenen und 
Fachleuten reflektiert, auf den aktuellen Stand gebracht und in Berichten und 
Forderungskatalogen zusammengefasst (vgl. Wrentschur 2012a: 146 f.). Diese 
beziehen sich in der Regel auf unterschiedliche Politikbereiche und manchmal 
auch Rechtsmaterien.

Szenenwechsel: Politische Vorschläge entstehen
Für die meisten der teilnehmenden jungen Erwachsenen ist es das erste 
Mal, dass ihre Sichtweisen, ihre Expertise und Meinung gefragt sind. Sie 
sitzen an Tischen gemeinsam mit Vertreter_innen von Behörden und Ini-
tiativen, um die Anliegen und Vorschläge, die sich auf Bereiche wie Schu-
le und Ausbildung, Psychopharmaka, Arbeit und Soziales, Freiräume und 
Partizipation beziehen, zu diskutieren, zu reflektieren, zu modifizieren 
und zu konkretisieren. Im Zuge dieses Prozesses entsteht ein umfangrei-
cher Katalog mit politischen Vorschlägen und Veränderungsideen.10

Im Zuge von Aufführungen in politischen und behördlichen Räumen wie Rat-
häusern, Landtag und Parlament werden die Vorschläge mit Entscheidungsträ-
ger_innen diskutiert (vgl. z. B. Wrentschur 2008; 2011c). Auch dabei kommt 
der Kraft des Theaters besondere Bedeutung zu, da durch die ästhetisch ver-
dichtete Darstellung ein zunächst emotionales Verstehen ermöglicht wird, das 
in Folge Verständnis für die gezeigten Probleme und die damit im Zusammen-
hang stehenden politischen Vorschlägen schafft. 

Szenenwechsel: Wien, Sozialministerium, 8. Jänner 2013
Ein Raum mit 80 Teilnehmer_innen im Sozialministerium. Unmittelbar 
nach der interaktiven Aufführung präsentieren die jungen Projektmitwir-
kenden die von ihnen entwickelten Ideen, Anliegen und Vorschläge und 
diskutieren diese mit Verantwortungsträger_innen von Politik, Behör-

10 http://www.interact-online.org/images/stories/fotos_alen/jung-pleite-abgestempelt_vorschlaege_ 
07-01-2013.pdf
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den, Interessenvertretungen, Initiativen, so auch mit dem österreichi-
schen Sozialminister Rudolf Hundstorfer. Dabei werden emotionale, so-
ziale und kommunikative Barrieren überwunden: Die Stimmen der jun-
gen, sozial benachteiligten Erwachsenen werden gehört, die Erwachsenen 
reagieren auf diese und teilen ihre Resonanz auf die gezeigten Szenen mit 
den anderen. Es ist ein Dialog auf Augenhöhe, die Zuschauer_innen zei-
gen sich von den Themen des Stückes und den Anliegen der jungen Er-
wachsenen berührt und herausgefordert. Ein wechselseitiges Verständnis 
für die Komplexität der dargestellten Themen beginnt zu wachsen, trotz 
unterschiedlicher Hintergründe und Ideologien – als Grundlage für die 
gemeinsame Lösungssuche.

Was innerhalb der sozialen Arbeit oder in der Politik nur selten passiert: Betrof-
fene aus gesellschaftlich marginalisierten Gruppen werden als Expert_innen 
ihres Lebens miteinbezogen und ernst genommen. Menschen werden in die 
Lage versetzt, aktuelle sozioökonomische und politische Risiken nicht nur zu 
verstehen, sondern aktiv für sich und andere Lösungen zu entwickeln und sozi-
aler Ungleichheit entgegenzuwirken. „Betroffene“ können sich über diese Form 
des politisch-partizipativen Theaters darüber Ausdruck und vor allem Klarheit 
verschaffen, mit welchen Anliegen und Vorschlägen sie sich an die (Sozial-) 
Politik und die soziale Verwaltung wenden, was der Forderung nahekommt, die 
„Stimmen der AdressatInnen“ (Wrentschur 2011b) stärker in die Weiterent-
wicklung der Sozialen Arbeit und Politik einzubeziehen. So werden Rahmenbe-
dingungen für einen Dialog geschaffen, der die Kluft zwischen Realitäten von 
Menschen mit Armuts- und Ausgrenzungserfahrungen und den jeweiligen po-
litischen Entscheidungsträger_innen zu überwinden hilft.

Theater, Teilhabe und mehr
Das Potenzial, das in partizipativen Theaterprojekten wie „Stopp: Jetzt reden 
wir!“ auch und gerade im Hinblick auf die nachhaltige Bekämpfung von Armut 
und Ausgrenzung steckt, kann kaum hoch genug geschätzt werden. Das haben 
auch die Ergebnisse einer vielschichtigen Begleitforschung ergeben, die unter 
anderem mehrere Gruppendiskussionen mit den Projektteilnehmer_innen,  
Publikumsbefragungen, qualitative Interviews mit Stakeholdern, die die Auf-
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führung gesehen haben, sowie Gespräche mit Menschen aus dem Umfeld der 
Projektteilnehmer_innen umfasste. 
Dabei hat sich gezeigt, dass die Teilnehmer_innen im Laufe des Projekts mehr 
Selbstbewusstsein, Selbstwert und Selbstvertrauen sowie Fähigkeiten und Wis-
sen für das eigene Leben, aber auch Lust daran, entwickeln konnten: „Früher, 
bevor ich in dem Projekt war, wie soll man sagen, bin ich durchs Leben geschli-
chen, eher, dass ich niemandem auffalle, dass ich niemanden wirklich auf die 
Füße trete und schaue, dass ich immer schön ohne Probleme irgendwie durch-
komme; und jetzt geh ich raus und bin da und sag: ‚Hey Leute, ich steh da und 
ich will, dass ihr mich seht!‘“ (eine Projekteilnehmerin).
Die Theaterarbeit hat Erfahrungs-, Experimentier- und Entfaltungsräume er-
öffnet, die persönliche Reflexionsprozesse in Gang setzten. Und es wird deut-
lich, dass das Projekt als Schonraum, als eine Zeit ohne Zukunftsängste, erlebt 
wurde. Die Teilnehmer_innen unterstützten sich gegenseitig beim Lösen von 
Problemen und bei der Veränderung von Perspektiven. Die Überwindung ein-
schränkender Verhaltensmuster ging einher mit einem Sich-Öffnen, d. h. mit 
mehr Lebenslust und veränderten Einstellungen und Haltungen zum Leben. 
Einige fühlten sich nun wieder mehr als Teil der Gesellschaft, waren stärker an 
gesellschaftlichen Prozessen interessiert und entwickelten auch mehr politisches 
Bewusstsein und Interesse. So meinte eine Teilnehmerin, dass sie „die Leute 
draußen vor dem Projekt gar nicht mehr wahrgenommen hat und durch die 
Arbeit im Projekt Lust bekommen hat, die Leute zum Nachdenken zu brin-
gen“. Sie argumentierte das damit, dass sie sich nicht von der Gesellschaft iso-
lieren und gleichzeitig mittendrin leben könne. Eine andere meinte in einem 
Gespräch nach der Aufführung im Ministerium, dass sie Politik früher als etwas 
wahrgenommen hätte, was „nichts für mich“ sei und sie deshalb nicht mal die 
Zeitung gelesen habe. Jetzt aber sei sie sehr interessiert und habe erkannt, dass 
man sich einmischen müsse und auch was verändern könne. Insgesamt hat es 
im Laufe des Projekts vielfältige Zuwächse an kulturellem, sozialem, symboli-
schem und zum Teil auch an ökonomischem Kapital gegeben. 
Veränderungen hat das Projekt offensichtlich auch beim beteiligten Publikum 
bewirkt. In den Rückmeldungen zeigten sich viele Besucher_innen des Stücks 
beeindruckt von der Ernsthaftigkeit, dem Engagement, der Begeisterung, der 
Authentizität, dem Mut und der Professionalität der jungen Erwachsenen. 
Gleichzeitig erhöhten die Aufführungen das Bewusstsein für die Hindernisse 
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und Konflikte ausgegrenzter junger Erwachsener und hinsichtlich notwendiger 
Veränderungen auch im Hinblick auf bestehende Angebote. „Diese negativen 
Dynamiken die Jugendliche erleben müssen, diese vielen kleinen negativen Er-
lebnisse, die dann zu einer Abwärtsspirale führen – der achtsame Umgang mit 
essenziellen Fragen der Jugendlichen ist daher sehr wichtig. Die meisten Prob-
leme sind in banalen Alltagssituationen entstanden. Als Organisation erlebt 
man doch bei Angeboten einen Teil der Jugendlichen als eher negativ und un-
kooperativ, sich die Geschichten der Jugendlichen immer wieder bewusst zu 
machen kann dabei helfen, sich wieder neu auf sie einzulassen und nach alter-
nativen Lösungen zu suchen“ (Geschäftsführerin im AMS Steiermark). 
Die Aufführungen bewirkten bei manchen Stakeholdern auch eine gewisse Be-
troffenheit darüber, selbst zu wenig aktiv zu sein, andererseits verließen viele die 
Aufführungen mit einem geschärften Bewusstsein für die Situation junger Er-
wachsener in ökonomisch benachteiligten Lebenssituationen. Sie nahmen sich 
Vorschläge zur Veränderung mit der Absicht mit, sie in ihrem Arbeitsfeld und 
Leben umzusetzen. Forumtheater wird damit zum „Transportmittel“, um Men-
schen vor Auge zu führen, „wie Dinge sich im wirklichen Leben darstellen und 
wie Ursachen und Wirkungen zusammenhängen“ (Leiter des Sozialamtes der 
Stadt Graz).
Mit Blick auf den Beitrag zur Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung ist vor 
allem der mehrdimensionale Charakter des Projekts gleichermaßen außerge-
wöhnlich wie wirkungsvoll. Bestehenden und aktuell vorgeschlagenen Maß-
nahmen zur Bekämpfung der Armut- und Ausgrenzungssituationen junger Er-
wachsener mangelt es oft an genau dieser Vieldimensionalität, etwa wenn in 
beschäftigungspolitischen Programmen der einzige Fokus auf der Vermittlung 
irgendeines Erwerbsarbeitsplatzes liegt oder die Verlängerung der Schulpflicht 
als „Rezept“ gegen diagnostizierte Bildungsdefizite bei Schulabgänger_innen 
vorgestellt wird.
Wenn Armut als Mangel an Möglichkeiten und ihre Bekämpfung entsprechend 
als Erweiterung dieser Möglichkeiten gesehen wird, dann muss neben der Lö-
sung sozioökonomischer Probleme und Fragen der Existenzsicherung sowie des 
Zugangs zu sozialen Gütern und Dienstleistungen, wie Bildung, Wohnung, 
Gesundheitsversorgung und Mobilität, auch die Bedeutung von Anerkennung, 
Zugehörigkeit, Respekt, der Wunsch nach Unverwechselbarkeit, nach spezifi-
schen Ausdrucksmöglichkeiten, Spiel, Muße und Erholung, nach einem Zuge-
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winn an Freiheit und Möglichkeiten der Mitgestaltung des eigenen Lebensum-
felds ernst genommen und bearbeitet werden (vgl. Moser/Schenk 2009; 2010)
Im Zuge der Umsetzung von „Stopp: Jetzt reden wir!“ wurde das realisiert. 
Existenzsicherung und die Klärung von Problemen rund um Wohnen, Ge-
sundheit, Bildung wurden genauso angegangen wie die Klärung darüber hin-
ausgehender Zukunftsperspektiven. Es ging um die Förderung individueller 
Talente und Interessen, auch jener, die nicht unmittelbar arbeitsmarktrelevant 
sind, und um die Auseinandersetzung mit eigenen Grenzen und Schwächen. 
Dabei wurden auch Potenzial und Grenzen des Miteinanders erfahrbar, Koope-
ration wurde erprobt und darüber hinaus konnte erlebt werden, dass Fehler 
auch und vor allem dazu da sind, um daraus zu lernen. 
Die Stärkung von Sozialbeziehungen und Netzwerken, die im Projekt passierte, 
zählt auch in Commons-Theorien zur entscheidenden Grundlage für die Er-
weiterungen des Möglichkeitsraums kollektiven Handelns (vgl. Helfrich in die-
sem Band). Nicht um eine „von oben gewährte“ Autonomie bzw. Fähigkeit der 
Befriedigung der eigenen Bedürfnisse geht es, sondern um eine selbstverständ-
liche Lebensform der Freiheit in Bezogenheit, wie sie durch Teilen und „Ge-
meinschaffen“ (Helfrich in diesem Band: 35) möglich wird. Hier ist vor allem 
von Bedeutung, dass Gemeinschaften „sich selbst bewegen, sich selbst organi-
sieren, selbst miteinander und mit anderen zusammenarbeiten“ und „regelrecht 
unternehmenslustig“ werden (Ostrom 2011: 35).
„Partizipation“ oder „Teilhabe“ müssen dabei mehr als nur populäre Schlag-
worte sein, wie sie heute an vielen Orten Hochkonjunktur haben. Das Projekt 
macht deutlich, dass gesellschaftliche Teilhabe und Mitgestaltung auf vielfältige 
Weise stattfinden, auch jenseits konventioneller Bürger_inneninitiativen und 
Beteiligungsprojekte, die die Lebensrealitäten und Möglichkeiten von Men-
schen mit Ausgrenzungserfahrungen oft genug ausblenden und damit deren 
Beteiligung nicht selten verunmöglichen (vgl. Munsch 2003).
Zugegeben werden muss und soll, dass es im hier beschriebenen Projekt vorge-
gebene Rahmenbedingungen gab, die nicht von den Teilnehmer_innen mitbe-
stimmt werden konnten. Zum Teil waren diese von den Projektinitiator_innen 
selbst unbeeinflussbar, weil von Fördergebern oder aufgrund gesetzlicher 
Grundlagen erforderlich, zum Teil wurden sie von den Projektträgern im Vor-
hinein und im Sinne eines antizipierten Unterstützungsbedarfs konzipiert, wo-
bei auf Erfahrungen früherer – partizipativer – Projekte zurückgegriffen wurde. 
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Ein selbstorganisiertes Commons-Projekt im strengen Sinnen ist „Stopp: Jetzt 
reden wir!“ also nicht, aber ganz sicher auch keines jener Partizpationsprogram-
me, die nur aus langweiligen Sitzungen bestehen, wie Elinor Ostrom (2011: 
36) „viele so genannte Partizipationsprogramme“ zu Recht kritisiert hat. Nach 
Ostrom geht es vor allem darum, Verantwortung tatsächlich an die Betroffenen 
zu übertragen und die Fähigkeit zum gemeinsamen Handeln zu fördern, Krite-
rien, die das Projekt „Stopp: jetzt reden wir!“ wohl weitgehend erfüllen konnte. 
Mit Ausnahme des großen – bereits vorgegebenen – Rahmenthemas wurden 
Themen und Anliegen gemeinsam entwickelt, gestaltet, reflektiert sowie Hür-
den und Barrieren für soziale Teilhabe und Erhöhung der Verwirklichungs-
chancen genauso aus Sicht der Betroffenen thematisiert wie die dazugehörigen 
Lösungsvorschläge und politischen Forderungen.
Dabei wurde unüberhörbar auch jene – zu Beginn dieses Beitrags geschilderte 
– fundamentale Systemkritik zum Ausdruck gebracht, die die Projektbeteilig-
ten mit (anderen) Commons-Theoretiker_innen und Praktiker_innen teilen. 

LITERATUR
Bacher, Johannes/Tamesberger, Dennis (2011): Junge Menschen ohne  

(Berufs-)Ausbildung. Ausmaß und Problemskizze anhand unterschiedlicher 
Sozialindikatoren. In: WISO, 2011 (4), 95–112.

Boal, Augusto (1992): Games for Actors and Non-Actors. London/New York.
Boal, Augusto (1998): Legislative Theatre. Using Performance to Make Poli-

tics. London/New York.
Bourdieu, Pierre (1993): Sozialer Sinn. Kritik der theoretischen Urteilskraft. 

Frankfurt am Main: Suhrkamp.
Bourdieu, Pierre (1999): Die feinen Unterschiede. Kritik der gesellschaftli-

chen Urteilskraft. Frankfurt am Main: Suhrkamp.
Freire, Paolo (1982): Pädagogik der Unterdrückten. Erziehung als Praxis der 

Freiheit. Reinbek bei Hamburg.
Marcus, George E. (1997): A Report on Two Initiatives in Experiments With 

Ethnography – … a Decade After the “Writing Culture” Critique. In: An-
thropological Journal of Field Work. Reflecting Cultural Practice. The Chal-
lenge of Field Work (1), (VI) 2, 9–23.



180

Maurer, Susanne (2005): Soziale Bewegung. In: Kessl, Fabian/Reutlinger, 
Christian/Maurer, Susanne/Frey, Oliver (Hg., 2005): Handbuch Sozial-
raum. Wiesbaden: VS-Verlag, 629–648.

Moser, Michaela/Schenk, Martin (2009): Armutsbetroffene als Akteure: 
Partizipation und Selbstorganisation von Menschen mit Armutserfahrun-
gen. In: Dimmel, Niklaus/Heitzmann, Karin/Schenk, Martin (Hg.): Hand-
buch Armut in Österreich. Innsbruck: Studienverlag, 410–419.

Moser, Michaela/Schenk, Martin (2010): Es reicht! Für alle! Wege aus der 
Armut. Wien: Deuticke.

Munsch, Chantal (2003): Lokales Engagement und soziale Benachteiligung. 
In: Munsch, Chantal (Hg.): Sozial Benachteiligte engagieren sich doch. 
Über lokales Engagement und soziale Ausgrenzung und die Schwierigkeiten 
der Gemeinwesenarbeit. Weinheim/München, 7–28.

Ostrom, Elinor (2011): Was mehr wird, wenn wir teilen: Vom gesellschaftli-
chen Wert der Gemeingüter. München: oekom.

Schriefl, Ulrike (2007): „Und wenn Theater die Armut sichtbar macht?“ – 
Das Forumtheater als Instrument einer Öffentlichkeitsarbeit im Kontext der 
Sozialen Arbeit am Beispiel der Forumtheateraufführungen „Kein Kies zum 
Kurven Kratzen“. Diplomarbeit am Institut für Erziehungs- und Bildungs-
wissenschaft der Universität Graz.

Sennett, Richard (1986): Verfall und Ende des öffentlichen Lebens. Die Ty-
rannei der Intimität. Frankfurt am Main.

Thiersch, Hans (2012): Lebensweltorientierte Soziale Arbeit. Aufgaben der 
Praxis im sozialen Wandel. 8. Auflage. Weinheim/Basel: Juventa.

Wrentschur, Michael (2008): Theater an die Macht: Neuer Armut entge-
genwirken! Ein aktuelles Beispiel für politisch-partizipative Theaterarbeit. 
In: Zeitschrift für Theaterpädagogik, 24. Jg., Heft 53, 76–80.

Wrentschur, Michael (2010): Neuer Armut entgegenwirken: Politisch-par-
tizipative Theaterarbeit als kreativer Impuls für soziale und politische Parti-
zipationsprozesse. In: Felbinger, Andrea/Pilch-Ortega, Angela/Mikula, Re-
gina/Egger, Rudolf (Hg.): Macht – Eigensinn – Engagement. Lernprozesse 
gesellschaftlicher Teilhabe. Münster, 211–232.

Wrentschur, Michael (2011a): To Transform Desire into Law: Das Legisla-
tive Theater als Brücke zwischen Betroffenen und Politik. In: Juridikum: Die 
Zeitschrift für Kritik – Recht – Gesellschaft, Heft 3 (2011), 291–297.



181

Wrentschur, Michael/Gangl, Silvia „Phoenix“ (2011b): Die Stimme der 
AdressatInnen und szenisch-partizipatives Forschen in der Sozialen Arbeit. 
In: Mikula, Regina/Kittl-Satran, Helga (Hg.): Dimensionen der Erziehungs- 
und Bildungswissenschaft. Graz: Leykam Universitätsverlag, 51–68.

Wrentschur, Michael (2011c): Theater an die Macht: Neuer Armut entge-
genwirken – bis ins Parlament! In: Zeitschrift für Theaterpädagogik, 27. 
Jahrgang, Heft 58, 55–58.

Wrentschur, Michael (2012a): Forumtheater: Szenisch-partizipatives For-
schen als Beitrag zu sozialer Teilhabe und politischer Beteiligung. In: Heim-
gartner, Arno/Loch, Ulrike/Sting, Stephan (Hg.): Empirische Forschung in 
der Sozialen Arbeit. Methoden und methodologische Herausforderungen. 
Wien, Berlin: LIT-Verlag, 137–152.

Wrentschur, Michael (2012b): Szenisches Forschen: Theaterspiel als Me-
thode partizipativer Erkenntnisprozesse. In: Stigler, Hubert/Reicher, Han-
nelore (Hg.): Praxisbuch Empirische Sozialforschung in den Erziehungs- 
und Bildungswissenschaften. Innsbruck: Studienverlag, 217–230.





183

Gerd Valchars

Gemeingut Demokratie?

Ein zentrales Merkmal von Demokratie ist es, dass die Teilnahme und 
Mitwirkung an politischen Entscheidungen möglichst allen offen steht. 
Durch das Auseinanderdriften von Wohn- und Wahlbevölkerung wird 
die österreichische Demokratie diesem Anspruch immer weniger gerecht. 

Die Idee der Commons ist geprägt von Aspekten der (Wieder-)Aneignung 
und Selbstbestimmung. Der Grundgedanke und die daraus abgeleitete Forde-
rung lauten, dass materielle und immaterielle Ressourcen, die nicht im Privat-
besitz, sondern im Besitz der Allgemeinheit stehen, auch von dieser gemein-
schaftlich kontrolliert und verwaltet werden sollen. Dabei steht der Zugang zu 
Commons in einem engen Verhältnis zu Fragen der Macht. Die allgemeine 
Verfügbarkeit von (über-)lebenswichtigen Ressourcen kann Abhängigkeiten 
durchbrechen und ökonomische Kräfteverhältnisse verschieben. Die Macht 
über Ressourcen und damit die Macht, die eigenen Lebensbedingungen zu 
gestalten, emanzipiert jede_n Einzelne_n gegenüber der Macht, die andere 
über sie haben. „Ausreichend Macht zu für eine große Zahl von Menschen re-
duziert das Ausmaß der Macht über andere, das in einer Gesellschaft möglich 
ist“ (Kratzwald 2012: 125).
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Diese Gleichung zur Macht lässt sich ohne Abstriche auch auf die Verteilung 
des Rechts auf politische Mitsprache und Teilhabe in einer Gesellschaft anwen-
den. Mehr Macht zu reduziert die Macht über. Je größer in einer Gesellschaft 
die Gruppe jener ist, denen die Macht und das verbriefte Recht zustehen, über 
die Angelegenheiten der Allgemeinheit und damit auch über ihre Angelegen-
heiten mitzuentscheiden, desto geringer ist die Macht derer, die über andere 
und deren Angelegenheiten entscheiden. 

„Who is a citizen? And, whom shall we call one?“
Die Metafrage der Demokratie, jene nach dem Recht auf legitime politische 
Partizipation, ist alles andere als neu. Bereits Aristoteles hatte sie in Bezug auf 
die antike griechische pólis gestellt, in der bekanntermaßen ein sehr exklusives 
Verständnis von Teilhabe herrschte, und musste feststellen, dass es hier keine 
Einigkeit gibt: „Who is a citizen? And, whom shall we call one? […] [T]here is 
no unanimity, no agreement as to what constitutes a citizen“ (Politik, Buch 
III.I 1274b). 
Die Geschichte des Wahlrechts ist vor allem eine Geschichte des Kampfes um 
das Wahlrecht. Die durch stetige gesellschaftliche Auseinandersetzungen und 
revolutionäre Umwälzungen dem „hierarchischen Statussystem abgerunge-
nen“ Rechte (Marshall 1992: 54) verwandelten die vormaligen „Untertanen zu 
nationalen (Staats-)Bürgern“ (Bommes 1999: 113) und transformierten „sub-
jectship to citizenship“ (Smith 2002: 107). Gesellschaftliche Auseinanderset-
zungen sowie soziale und politische Kämpfe resultieren in einer schrittweisen 
Ausweitung sowohl der Zahl und Qualität der eingeräumten Rechte als auch 
der Personen, die von diesen Rechten profitieren können (vgl. Turner 2000; 
Isin 2002).
Das Institut der Staatsbürgerschaft diente dabei als Motor der Integration der 
Gesellschaft und wirkte stark egalisierend. Im administrativen Rahmen des Na-
tionalstaats verwirklicht, basiert sie auf einem neuen, aus dem humanistischen 
Weltbild und der Französischen Revolution hervorgegangenen Verständnis des 
Bürgers (und schließlich auch der Bürgerin) als Träger_in individueller, unmit-
telbarer und unveräußerlicher Rechte, die prinzipiell allen in gleicher Art und 
Weise zufallen. Citizenship wird nicht mehr als ein besonderer Status verstan-
den, der als Ausdruck einer auf Zuschreibung beruhenden hierarchischen Ge-
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sellschaftsordnung exklusiv nur einer bestimmten privilegierten Gruppe zuge-
standen wird, sondern als ein allgemeiner Status, der inklusivistischen Charakter 
und universalistischen Anspruch hat (Marshall 1992: 39 f.).
Staatsbürgerschaft stieg damit zum zentralen Grenz- und Mitgliedschaftsgene-
rator der sich herausbildenden Nationalstaaten auf, zu deren Entstehung und 
Festigung sie gleichzeitig maßgeblich beitrug. Als ein mit Rechten bewehrter 
Status wird Staatsbürgerschaft gleichzeitig zum Instrument sozialer Inklusion 
und Exklusion (vgl. Brubaker 1994). Die Exklusion erfolgt dabei nach außen 
hin, aber auch im Inneren: Der Zugang zum staatlichen Hoheitsgebiet wird 
durch ein Grenzkontrollregime beschränkt, das nur für Inhaber_innen be-
stimmter Staatsbürgerschaften durchlässig ist. Zu dieser „externen Exklusion“ 
tritt „interne Exklusion“, also Grenzziehungsmechanismen und die Produktion 
von Ausgeschlossenen im Inneren der Gesellschaft durch die Verweigerung be-
stimmter Rechte und die Durchsetzung einer „folgenreiche[n] Grenze zwischen 
Staatsbürgern und Nicht-Staatsbürgern“ (Mackert 1998: 562). „Interne Exklu-
sion“ berührt damit also die tatsächliche Inklusivität des der Theorie nach all-
gemeinen, universellen Staatsbürgerschaftsstatus. Entscheidend ist dabei die 
Frage, ab wann „externe Exklusion“ zu „interner Exklusion“ und die Abgren-
zung nach außen zur Grenzziehung im Inneren wird. Denn entgegen dem „in-
klusivistischen Selbstverständnis“ (Mackert 1998: 561) von Staatsbürgerschaft 
gelten die „politischen Inklusionsofferte“ (Halfmann 1998: 554) in der Regel 
eben nicht gegenüber allen Mitgliedern der Gesellschaft im gleichen Maße. 
Angestrebt wird hingegen „Inklusionsexklusivität“ (Halfmann 1998: 556), also 
die Privilegierung bestimmter Personengruppen, die – im Gegensatz zu ande-
ren – als legitime Mitglieder des Gemeinwesens dargestellt werden und denen 
Staatsbürgerschaft als Status und Praxis angeboten und zugestanden wird. 
Mit anderen Worten: Die (exklusive) Koppelung bestimmter Rechte, allen vo-
ran des Rechts auf politische Partizipation in Form des aktiven und passiven 
Wahlrechts auf allen politischen Ebenen, mit dem Besitz der Staatsbürgerschaft 
lässt diese zum bedeutendsten Mitgliedschaftsstatus moderner Gesellschaften 
werden. Die gesetzlichen Bestimmungen über den Erwerb und den Verlust der 
Staatsbürgerschaft stecken zugleich auch den gesetzlichen Rahmen für den Be-
sitz des Wahlrechts ab. Hürden im Zugang zur Staatsbürgerschaft schlagen sich 
unweigerlich als Hürden im Wahlrecht nieder. Und diese sind in der Praxis 
mitunter zahlreich.
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„Inklusionsexklusivität“ am Beispiel Österreich
Das Staatsbürgerschaftsrecht ist im Wesentlichen nationale Angelegenheit der 
einzelnen Staaten, die so per Gesetz selbst festlegen, wen sie unter welchen 
Umständen und wie lange als ihre Staatsbürgerin oder ihren Staatsbürger anse-
hen. International bestehen nur einige wenige Übereinkommen, die jedoch 
inhaltlich durchaus bedeutungsvoll sind und bestimmten Personengruppen 
den Zugang zur Staatsbürgerschaft garantieren und sie vor rechtlicher Diskri-
minierung beim Erwerb schützen sollen.1 Die konkrete, detaillierte Regelung 
über den Erwerb und Verlust der Staatsbürgerschaft bleibt aber dem Gesetzge-
ber der einzelnen Staaten vorbehalten; auch europarechtliche Bestimmungen 
bestehen keine. 
Wirft man einen Blick auf Österreich, findet man ein Beispiel für ein im in-
ternationalen Vergleich hochgradig restriktives Staatsbürgerschaftsrecht und 
für dessen Auswirkungen auf die Verteilung politischer Teilhaberechte in der 
Gesellschaft. Vergleichende Länderstudien weisen Österreich regelmäßig am 
restriktiven Ende der Skala aus. Der Migrant Integration Policy Index III 
(MIPEX III) beispielsweise, der die Zugangsregelungen der nationalen Staats-
bürgerschaften von 31 Staaten miteinander vergleicht, platziert Österreich 
mit einem Wert von 22 (von max. 100) an 28. Stelle. Einzig die baltischen 
Staaten rangieren in diesem Ländervergleich hinter Österreich; Deutschland 
weist einen Wert von 59 auf, der EU-weite Durchschnitt liegt bei 44 Punkten 
(vgl. Huddleston 2011: 23 f.).2 
Ganz ähnliche Ergebnisse liefert eine aktuelle Studie des EUDO Observatory 
on Citizenship, das die Staatsbürgerschaftsgesetze von 36 europäischen Staa-
ten miteinander vergleicht. Im Bereich der „gewöhnlichen Einbürgerung“ 
beispielsweise, also des üblichen Einbürgerungswegs für Migrant_innen, weist 
die Vergleichsstudie Österreich einen Wert von 0,27 (von max. 1,0) aus. Auch 

1 So zum Beispiel die UN-Konventionen über die Rechtsstellung der Staatenlosen 1954, zur Verminde-
rung der Staatenlosigkeit 1961, über die Staatsbürgerschaft der verheirateten Frau 1957, zur Beseiti-
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau 1979 sowie das Europäische Übereinkommen über 
Staatsangehörigkeit 1997 und die einschlägigen Bestimmungen in den Konventionen über die Rechte 
des Kindes 1989 und über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2006.

2 Die MIPEX-Studie vergleicht die Rechtslage und die nationale Politik in sieben migrationsrelevanten 
Politikfeldern und umfasst die Staaten der Europäischen Union, die Schweiz, Norwegen, die USA und 
Kanada.
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hier gibt es nur drei Staaten mit noch restriktiveren Werten; der EU-weite 
Durchschnitt liegt bei 0,58.3

Ausschlaggebend für diese Platzierungen Österreichs im internationalen Ver-
gleich ist eine ganze Reihe von Bestimmungen des nationalen Staatsbürger-
schaftsrechts, die diesem in Summe seinen exklusivistischen Charakter verlei-
hen. Einbürgerungen in Österreich sind äußerst voraussetzungsreich, zahlrei-
che Anforderungen erweisen sich in der Praxis als unüberwindbare Hinder-
nisse.
Das beginnt bei der Wohnsitzfrist, die für eine Regeleinbürgerung mindestens 
zehn Jahre beträgt, wobei für zumindest fünf der zehn Jahre eine Niederlas-
sungsbewilligung, also ein qualifizierter Aufenthaltstitel, vorliegen muss. Für 
anerkannte Flüchtlinge, EWR-Bürger_innen, in Österreich geborene Kinder 
und für Personen, die mit Österreicher_innen in einer Ehe oder eingetragenen 
Partnerschaft leben, besteht eine verkürzte Wartefrist von sechs Jahren. Das 
Aufenthaltserfordernis von zehn Jahren für eine Regeleinbürgerung ist im euro-
päischen Vergleich äußerst lang: Irland beispielsweise kommt mit einer vierjäh-
rigen Wohnsitzfrist aus, Großbritannien, Frankreich und die Niederlande mit 
fünf und Deutschland mit acht Jahren; nur die Schweiz hat mit zwölf Jahren 
eine noch längere gesetzliche Wartefrist als Österreich. Tatsächlich kann sich 
diese Frist in der Praxis aber noch einmal deutlich verlängern. Denn eine Lücke 
in der Titelkette von nur einem einzigen Tag (das kann beispielsweise bei der 
Verlängerung eines Aufenthaltstitels oder beim Umstieg von einem Rechtstitel 
zu einem anderen sehr leicht passieren), führt zu einer Unterbrechung und lässt 
die Frist komplett von Neuem beginnen. Die tatsächliche Aufenthaltsdauer vor 
einer Einbürgerung liegt daher auch deutlich über dem gesetzlichen Minimum 
von sechs bzw. zehn Jahren: im Durchschnitt müssen erfolgreiche Antragstel-
ler_innen um eine österreichische Staatsbürgerschaft nämlich elfeinhalb Jahre 
auf eine Einbürgerung warten.4

Mit der Wartefrist allein ist es aber noch lange nicht getan. Wer die österreichi-
sche Staatsbürgerschaft möchte, muss einen, wie es heißt „gesicherten Lebens-
unterhalt“ nachweisen können. Nach den Anforderungen des Gesetzes ist das 

3 EUDO Observatory on Citizenship. Citizenship Law Indicators (CITLAW): http://www.eudo-citizen-
ship.eu/indicators/eudo-citizenship-law-indicators [19.05.2013].

4 EUDO Observatory on Citizenship. Citizenship Acquisition Indicators (CITACQ): http://www.eudo-
citizenship.eu/indicators/citacqindicators [19.05.2013].
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rückblickend für die letzten drei Jahre ein monatliches Nettoeinkommen ohne 
Beanspruchung von Sozialleistungen in der Höhe von durchschnittlich min-
destens 1.000 Euro. Die Höhe orientiert sich an der Ausgleichszulage, erhöht 
sich aber um „regelmäßige Aufwendungen“ wie Miete, Kreditraten oder Unter-
haltszahlungen, wenn diese 268 Euro überschreiten; für Paare und Kinder be-
stehen gesonderte Richtsätze. Das verlangte Einkommen dürfte in der Praxis 
eine der größten Hürden bei der Einbürgerung sein. Denn sieht man sich die 
Einkommenssituation in Österreich an, erkennt man, dass dieses Erfordernis so 
hoch ist, dass es 30–40 Prozent der Arbeiter und 60–70 Prozent der Arbeiterin-
nen sowie 10–20 Prozent der männlichen und 30–40 Prozent der weiblichen 
Angestellten nicht erzielen könnten (vgl. Stern 2012b: 60). 
Das trifft umso mehr zu, als es seit einer Änderung des Staatsbürgerschaftsge-
setzes 2006 auch keine Ausnahmen von dieser Regelung mehr gibt. Das Ein-
kommenserfordernis gilt in gleicher Weise für Berufstätige, Arbeitslose, oder 
Pensionist_innen, es gilt für Personen in Karenz genauso wie für chronisch 
Kranke oder Menschen mit Behinderung, die möglicherweise nicht oder nicht 
im vollen Umfang am Erwerbsleben teilnehmen können. Im März 2013 hat 
der Verfassungsgerichtshof (VfGH) deshalb die gesamte Regelung als verfas-
sungswidrig aufgehoben. Anlass waren zwei sehr ähnliche Fälle, die gemeinsam 
vor das Höchstgericht gebracht wurden: Zwei Frauen hatten als anerkannte 
Flüchtlinge seit Jahrzehnten in Österreich gelebt. Ihre Anträge auf Verleihung 
der österreichischen Staatsbürgerschaft mussten von der Behörde allerdings ab-
gelehnt werden, da die beiden behinderten Frauen keiner Arbeit nachgehen 
konnten und daher kein eigenes Einkommen hatten. Sie bezogen Sozialhilfe 
bzw. Bedarfsorientierte Mindestsicherung – ein Ausschlussgrund für eine Ein-
bürgerung in Österreich. Der VfGH erkannte darin eine Diskriminierung von 
Menschen mit Behinderung und einen Verstoß gegen die Verfassung. Er ge-
währte allerdings eine Reparaturfrist bis Juni 2014, bis dahin ist die Regelung 
– obwohl verfassungswidrig – weiterhin in Kraft.5 Ein aktueller Regierungsent-
wurf für eine Änderung des Staatsbürgerschaftsgesetzes, der derzeit im Parla-
ment behandelt wird, sieht daher auch Änderungen im Bereich des Einkom-
menserfordernisses vor. Eine Ausnahmeregelung soll erneut eingeführt werden, 
die insbesondere Menschen mit Behinderung und schwerer chronischer Krank-

5 Urteil G 106/12-7, G 17/13-6 vom 1. März 2013.
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heit in Zukunft vom Einkommenserfordernis ausnehmen soll. Der Durchrech-
nungszeitraum für die Berechnung des Einkommens soll zudem etwas flexibler 
sein und zukünftig die besten drei der letzten sechs Jahre vor dem Antrag um-
fassen und der Bezug von Kinderbetreuungsgeld im letzten halben Jahr vor 
Antragsstellung darf sich nicht negativ auf die Berechnung des Einkommens 
auswirken. An der Höhe des erforderlichen Einkommens wollte die Regierung 
allerdings nichts ändern.6

Ähnlich ausschließend wie die Anforderung an einen „hinreichend gesicherten 
Lebensunterhalt“ sind auch jene nach der Unbescholtenheit. Diese setzt sehr 
niedrig an, wird unter anderem bereits bei bloß anhängigen Strafverfahren 
schlagend und schließt explizit auch Jugendstraftaten mit ein. Bestimmte Ver-
waltungsübertretungen – beispielsweise alkoholisiertes Lenken eines Fahrzeu-
ges, riskantes Überholen oder Parken an einer unübersichtlichen Stelle – sind 
im Wiederholungsfall ebenso ein Ausschlussgrund für den Staatsbürgerschafts-
verleih (vgl. Stern 2012a: 337 ff.).
Den Anforderungsreigen komplett machen schließlich verpflichtende Deutsch-
kenntnisse und die positive Absolvierung eines Staatsbürgerschaftstests. Wie 
die Anforderungen an Einkommen und Unbescholtenheit wurden auch die für 
eine Einbürgerung in Österreich als „ausreichend“ geltenden Deutschkenntnis-
se seit 1998 sukzessive angehoben. Derzeit gilt das Sprachniveau B1 des Ge-
meinsamen europäischen Referenzrahmens für Sprachen als Voraussetzung (das 
entspricht in etwa den österreichischen Bildungsstandards der 9. und 10. Schul-
stufe für die erste lebende Fremdsprache). Im Staatsbürgerschaftstest werden 
nicht nur das Wissen um das politische System und die demokratische Ord-
nung Österreichs sowie seiner Bundesländer geprüft, abgefragt werden auch 
weit zurückreichende historische Ereignisse, lokale Brauchtümer und die regio-
nale Geografie (vgl. Perchinig 2010; Stangl 2012) – Wissen, dem nur schwer-
lich staatsbürgerschaftliche Relevanz nachgesagt werden kann. Und obwohl der 
Test heuer vom Innenministerium einer lange angekündigten Überarbeitung 
unterzogen wurde, hat sich daran, wie ein erster Blick auf die veröffentlichten 
Beispielfragen und insbesondere in die Lernunterlage zeigt, nichts Grundlegen-
des geändert (vgl. Valchars 2013).

6 Regierungsvorlage. Bundesgesetz, mit dem das Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 geändert wird, 2303 der 
Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXIV. GP.
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Der Weg zur österreichischen Staatsbürgerschaft ist aber nicht nur hürdenreich, 
er ist vor allem auch teuer. Je nach Rechtsgrund, Bundesland und eigenem Ein-
kommen hat eine Einzelperson zwischen 1.220 Euro und 2.580 Euro, ein Ehe-
paar mit einem Kind zwischen 2.480 Euro und 5.080 Euro an Bundes- und 
Landesgebühren zu zahlen (vgl. Stern/Valchars 2013: 8). Übersetzungs- und 
Beglaubigungskosten und Gebühren für vorzulegende Dokumente sind dabei 
noch gar nicht mit eingerechnet. Im europäischen Vergleich ist Österreich (ge-
meinsam mit der Schweiz) jenes Land, das mit deutlichem Abstand die höchs-
ten Verleihungsgebühren verrechnet (vgl. Goodman 2010: 24). In Kombinati-
on mit dem erwähnten Einkommenserfordernis bedeuten derartig hohe Ge-
bühren einen doppelten sozialen Ausschluss von der Staatsbürgerschaft.
Ergänzt werden diese ausschließenden Einbürgerungsregeln durch das Abstam-
mungsprinzip („ius sanguinis“) für den Erwerb der österreichischen Staatsbür-
gerschaft bei der Geburt. Die Staatsbürgerschaft wird also von den Eltern auf ihre 
Kinder übertragen, der Ort der Geburt ist irrelevant. Das hat zur Folge, dass auch 
in Österreich geborene Kinder von nicht-österreichischen Eltern auf den hürden-
reichen und kostspieligen Weg der Einbürgerung verwiesen werden. Kindern, die 
in Österreich zur Welt gekommen sind, in Österreich leben und nie wo anders 
gelebt haben, die in Österreich aufwachsen und zur Schule gehen, wird also der 
Zugehörigkeitsstatus a priori verweigert und sie gelten rechtlich als „fremd“.

Defizitäre Demokratie
Diese restriktiven rechtlichen Regelungen machen sich auch deutlich in der 
österreichischen Einbürgerungsstatistik bemerkbar. Die Zahl der Einbürgerun-
gen ist in den letzten Jahren stark rückläufig. Im Jahr 2012 wurde die österrei-
chische Staatsbürgerschaft nur mehr 7.107-mal verliehen, ein Rückgang von 
über 80 Prozent innerhalb der letzten zehn Jahre. Mehr als ein Drittel der Ein-
bürgerungen – 2012 waren es 36 Prozent – betreffen dabei im Inland geborene 
Kinder. Parallel zu diesem massiven Rückgang an jährlichen Einbürgerungen 
ist auch die Einbürgerungsrate, also die Zahl der jährlichen Einbürgerungen 
gemessen an der Bevölkerung ohne Staatsbürgerschaft, deutlich gesunken: 
2003 lag sie noch bei 5,96 Prozent, im Vorjahr nur mehr bei 0,73 Prozent.7

7 Alle Zahlen: Statistik Austria.
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Immer weniger Menschen, die in Österreich leben, gelingt es also, in den Status 
als Staatsbürgerin oder Staatsbürger zu wechseln. Anders formuliert: Immer 
mehr Menschen, die in Österreich leben, wird der zentrale Mitgliedschaftssta-
tus verweigert. 2012 überschritt ihre Zahl erstmals die Grenze von einer Milli-
on. Eine Million Menschen, oder 11,5 Prozent der Bevölkerung, die von poli-
tischer Mitsprache und Entscheidungsfindung ausgeschlossen sind und für die 
das rechtliche Gleichheitsversprechen nicht gilt. In Wien waren 2011 21 Pro-
zent der Bevölkerung im Wahlalter vom Wahlrecht auf Bundes- und Landes-
ebene ausgeschlossen, im 15. Bezirk lag der Anteil gar bei 34 Prozent (vgl. Stadt 
Wien 2012: 47).
Damit kann eines der grundlegenden Prinzipien von Demokratie nicht mehr 
erfüllt werden. Zu den tragenden Merkmalen der Demokratie gehört es, dass 
die Teilnahme und Mitwirkung an politischen Entscheidungen möglichst allen 
offenstehen. Politik wird als res publica, als öffentliche Sache und damit als An-
gelegenheit aller definiert. Der Anspruch auf breite Partizipation in der Demo-
kratie begründet sich dabei aus der Betroffenheit (vgl. Dahl 1989). „Quod om-
nes tangit ab omnibus approbetur“ – was alle betrifft, soll von allen gebilligt 
werden, lautete schon der entsprechende römische Rechtsgrundsatz (Bauböck 
2003: 26). Das entspricht dem modernen, humanistischen Weltbild selbstbe-
stimmter Menschen und verleiht den in Demokratien getroffenen Entschei-
dungen ihren hohen Grad an Legitimität und Akzeptanz. Wenn aber Wohn- 
und Wahlbevölkerung ihre Deckungsgleichheit verlieren und dermaßen aus-
einanderdriften, kann die Demokratie diesem Anspruch nicht mehr gerecht 
werden. Das politische System verliert an Inklusivität, die Demokratie wird zur 
defizitären Demokratie (vgl. Valchars 2006).
Demokratie wird häufig mit dem Hinweis auf ihren griechischen Ursprung als 
„Herrschaft des Volkes“ übersetzt. Volk meint in diesem Zusammenhang aber 
kein ethno-nationales, imaginiertes Kollektiv und auch kein überhöhtes Selbst-
bild, sondern ist politisch definiert (vgl. Schmidt 2000: 19) als der Personenver-
band des entsprechenden Gemeinwesens. „Demokratie ist der Idee nach eine 
Staats- oder Gesellschaftsform, bei der der Gemeinschaftswille [...] durch die 
ihr Unterworfenen erzeugt wird: durch das Volk. Demokratie bedeutet Identi-
tät […] von Subjekt und Objekt der Herrschaft, bedeutet Herrschaft des Volkes 
über das Volk“ (Kelsen 1963: 14). Hans Kelsens Demokratiedefinition lässt 
keinen Zweifel daran, wer das Volk ist: diejenigen, die dem Recht unterworfen 
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sind und die daher an der Erzeugung dieses Rechts mitzuwirken berechtigt 
sind. Damit lässt sich Demokratie anstatt als Herrschaft des Volkes besser als 
Herrschaft der Vielen, im Unterschied zur Herrschaft der Wenigen (vgl. Meier et 
al. 1972) oder noch besser als die Herrschaft der Allgemeinheit übersetzen.
Rückt man also Betroffenheit als entscheidendes Kriterium für politische Mit-
sprache in der Demokratie wieder ins Zentrum, muss Staatsbürgerschaft als 
verbrieftes Recht bedingungslos allen in der Gesellschaft offen stehen. Obwohl 
das Zugangsrecht zu Commons in England ab dem Beginn des 13. Jahrhun-
derts gesetzlich abgesichert war, haben die grundbesitzenden Feudalherren im-
mer wieder versucht, ihre Wälder mit Zäunen zu umgeben und so den Zugang 
zu den Commons zu erschweren oder gar unmöglich zu machen. Die als Ein-
bürgerungsvoraussetzungen definierten Hürden im Zugang zur Staatsbürger-
schaft heute sind die Zäune der Feudalherren von damals – quer durch die 
Gesellschaft versperren sie den Weg der Menschen zu ihrem legitimen Recht.
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Markus Spitzer, Michaela Moser

Soziokratie. Ein Organisationsmodell für Commoners

Gemeingüter brauchen Prozesse des gemeinsamen Nutzens und Pflegens 
und daher Organisationsmodelle, die diese Prozesse transparent, partizi-
pativ und effektiv gestalten. Dieser Beitrag stellt die Soziokratie als ein 
vielversprechendes Organisationsmodell vor. Behandelt werden die Ge-
schichte der Soziokratie, ihre Grundprinzipien und erste Anwendungen 
in Vereinen und sozialen Organisationen in Österreich.

Commons sind viel mehr und auch anderes als einfach nur Gemeingüter. Das 
wird schnell klar, wenn man sich mit dem Commons-Ansatz in seiner Viel-
schichtigkeit zu beschäftigen beginnt (vgl. dazu u. a. die Beiträge von Brigitte 
Kratzwald und Silke Helfrich in diesem Band). Commons sind „Vereinbarun-
gen darüber, wie Menschen mit Ressourcen – materiellen oder immateriellen – 
umgehen“ (Kratzwald in diesem Band: 16). Wer sich mit Commons in Theorie 
und Praxis beschäftigt, kommt also um die Frage des Wie des gemeinsamen Tuns 
nicht herum. Wie können die mittlerweile unter Commoning subsumierten 
Prozesse gemeinsamen Herstellens, Nutzens und Pflegens gut gelingen? Welche 
Form der (Selbst-)Organisation braucht es dazu? Wie kommen die notwendigen 
Abstimmungsprozesse zustande? Wie stellen wir sicher, dass die intendierten 
Vorteile und Verwirklichungschancen für alle nicht schöne, aber leere Worte 
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bleiben, sondern wirklich Realität werden? Welche Möglichkeiten gibt es, um 
Kooperation auch und gerade unter Verschiedenen zu fördern, damit es tat-
sächlich zur Entwicklung einer „Kultur der respektvollen Kommunikation,  
der Ebenbürtigkeit und Fehlerfreundlichkeit“ (Kratzwald in diesem Band: 24) 
kommt, die sich nicht auf kleine Nischen einer Alternativkultur für wenige be-
schränkt. Und wie kann es gelingen, diese Prozesse so zu gestalten, dass Macht 
– als Gestaltungsmacht verstanden – wirklich von allen geteilt werden kann, 
neue Nutzungsrechte nicht zu neuen Gewinner_innen und Verlierer_innen und 
neuen Phänomenen der Ausgrenzung führen? Kurz, was braucht es, damit die 
fürs Commoning so zentralen gelingenden Sozialbeziehungen gedeihen?
Diese und ähnliche für die Commons-Forschung als zentral erachtete Fragen 
(vgl. Helfrich in diesem Band) sind auch für die Armuts- und Inklusionsfor-
schung von Relevanz. Wenn Commons tatsächlich als Strategie bzw. Maßnah-
menpaket der Armuts- und Ungleichheitsbekämpfung bzw. -vermeidung wirk-
sam werden sollen, muss sichergestellt werden, dass dieser „Möglichkeitsraum 
kollektiven Handelns“ (Helfrich in diesem Band: 32) auch jenen offen steht, die 
im herrschenden wirtschaftlichen, sozialen und politischen System weitgehend 
ausgeschlossen sind und deren Verwirklichungschancen eingeschränkt bleiben.
Es braucht also auch entsprechende Organisationsformen, Methoden und 
Techniken der Kooperation, damit das Commoning gelingen kann. Als hilfrei-
ches Werkzeug für Commoners bietet sich dabei das Organisationsmodell der 
Soziokratie an. 

Was ist Soziokratie? 
„Die Soziokratie ist ein System von Managementinstrumenten, wodurch Orga-
nisation effektiv und effizient ‚produziert‘ werden kann. Die Methode basiert 
auf dem Prinzip der Gleichwertigkeit und auf wissenschaftlichen Erkenntnissen 
über das Steuern dynamischer Prozesse (Kybernetik)“ (Rüther o. J.: 1).
So technisch nüchtern und gefühllos kann die Soziokratie beschrieben werden, 
ein Organisationsmodell, das revolutionäre Veränderungen in Organisationen 
bringt. Gelingende Beziehungen, Wertschätzung, Selbstorganisation, Selbstver-
antwortung und Ermächtigung sind die Basis des Modells und das Verständnis 
von Führung ist radikal anders als in herkömmlichen Organisationsmodellen. 
Jede_r Einzelne wird in die Führung der Organisation einbezogen und trotz-
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dem sind dynamische Entscheidungen möglich. Es handelt sich um ein System, 
das Verantwortung für Mitarbeiter_innen und Umwelt belohnt und nicht den 
einseitigen Fokus auf Quartalszahlen; ein Modell, das die herkömmliche Funk-
tionsweise von Organisationen völlig auf den Kopf stellt und gleichzeitig an-
schlussfähig bleibt.
In den 1960er-Jahren entwickelte Gerard Endenburg das Organisationsmodell 
der Soziokratie, von dem hier geschwärmt wird. Der Begriff Soziokratie wurde 
jedoch schon früher und für teils unterschiedliche Konzepte verwendet. 

Ein Blick in die Geschichte

Etymologisch gesehen setzt sich Soziokratie aus folgenden Begriffen zusammen 
(vgl. Rüther 2010: 9):
• Socius (Nomen): Gefährte, Kamerad, Verbündeter, Mitglied,
• Socius (Adjektiv): verbündet, gemeinsam, verbunden,
• Societas (Nomen): Gemeinschaft, Bündnis, Gesellschaft,
• Krat(e)ía: Macht, Herrschaft, Kraft, Stärke.

Soziokratie bedeutet also die Herrschaft oder Macht der Gefährten/Verbünde-
ten/Gemeinschaft im Sinne einer Gemeinschaft jener, die miteinander an ei-
nem Ziel arbeiten, ohne dass Einzelne dabei Macht über andere ausüben.
Erstmals wurde der Begriff von Auguste Comte (1798–1857) verwendet. 
Comte gab der Soziologie ihren Namen, auch wenn schon vor ihm soziologisch 
geforscht wurde. Die Regierungsform, die Comte erdachte, nannte er Soziokra-
tie. Obwohl er die damals vorherrschende Macht des Klerus damit beenden 
wollte, blieb diese Regierungsform streng hierarchisch. Sie sah ausgebildete So-
ziologen (sogenannte „Priester der Humanität“) an der Spitze des Staates vor, 
die diesen mit Vernunft und Altruismus lenken sollten; eine Lenkung von oben, 
die auf Erkenntnissen der Wissenschaft sowie grundlegenden sozialen und hu-
manitären Werten beruhen sollte (vgl. Rüther 2010: 10).
Lester Frank Ward (1841–1913) übernahm Comtes Begriff der Soziokratie für 
seine Vorstellung eines Staatssystems, in dem Soziologen diesmal nur eine bera-
tende Rolle spielen sollten. Die beratende Rolle fügt sich in ein demokratisches 
Entscheidungsfindungssystem ein, das die autokratischen Machtbefugnisse von 
Comtes „Priestern der Humanität“ begrenzt.
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Der Bogen zur Soziokratie, wie wir sie hier verstehen, spannt sich weiter zu 
Kees Boeke (1884–1966). Er war ein Friedensaktivist, der sich für Versöhnung 
und gegen Militarismus und Gewalt einsetzte. Als er erfuhr, dass das Schulgeld 
für seine Kinder zum Teil an das Kriegsministerium floss, nahm er diese von 
der Schule und unterrichtete sie selbst. 1926 gründete er schließlich mit finan-
zieller Unterstützung seiner Frau Beatrice (Betty) Boeke-Cadbury in Bilthoven 
die „Werkplaats Kindergemeenschap“, eine auf reformpädagogischen Konzep-
ten beruhende Schule, die bis heute existiert. Arbeiten zum Erhalt der Schule 
und der Schüler_innen wurden von Schüler_innen (genannt Arbeiter) und 
ihren Lehrer_innen (genannt Mitarbeiter) gemeinsam ausgeführt. In der mon-
täglichen Verteilung von Arbeit und Verantwortlichkeiten herrschte der Kon-
sens als Entscheidungsmethode vor, Schüler_innen waren gleichberechtigt. In 
diesem soziokratischen System war Hierarchie ausgeschaltet und Entscheidun-
gen fielen nur mit der Zustimmung aller. Die Macht der Mehrheit über die 
Minderheit sollte dadurch verhindert werden. Mit der Schule verwirklichten 
Boeke und Cadbury ihre Vision von einem friedvollen und von Gleichwertig-
keit bestimmten Leben (vgl. Wikipedia 2013a).
1948 schrieb Boeke ein kleines Buch mit dem Titel: „Sociocracy. Democracy 
as it might be“, worin er die Unzulänglichkeiten des demokratischen Entschei-
dungssystems der Mehrheit über die Minderheit besprach und konsensorien-
tierte Formen der Entscheidungsfindung als Alternative darstellte. Inspiriert 
wurde Boeke von der christlichen Konfession der Quäker, zu denen die Fami-
lie seiner Frau gehörte und zu denen er sich auch bekannte. Die Quäker (ur-
sprünglich: Religiöse Gesellschaft der Freunde) entscheiden alle Fragen inner-
halb ihrer „Geschäftsversammlungen“ nach dem Konsensprinzip und im An-
schluss an eine andächtige Gesprächsführung, deren Fokus auf dem Zuhören 
liegt. Dabei geht es nicht darum, Recht zu haben, sondern dem Ganzen zu-
träglich zu sein; das Ziel besteht nicht darin, seine Meinung durchzusetzen, 
sondern im Gespräch die Ruhe zu finden, um göttliche Führung zu erfahren. 
Und es gibt unterschiedliche Formen des Neins: Das zweifelnde, das zögernde 
und das sichere Nein, wobei die ersten beiden einer Beschlussfassung nicht im 
Wege stehen (vgl. Voigt 2004, zit. n. Rüther 2010: 19).
Gerard Endenburg ging durch die Schule von Boeke und wurde durch sie tief 
inspiriert. Das Fundament der Soziokratie Endenburgs ist also in der „Werk-
plaats Kindergemeenschap“ gegründet, womit sich der Ansatz Boekes und 
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Cadburys, eine Veränderung der Strukturen durch eine Veränderung der 
 Erziehungs- und Lehrmethoden zu bewirken, als sinnvoll herausstellte.

Gerard Endenburg und die Soziokratie

Nach dem Besuch von Boekes Schule studierte Endenburg Elektrotechnik und 
Radartechnologie und arbeitete dann einige Jahre für Philips. In dieser Zeit 
prägten ihn die Kybernetik und ihre Prinzipien. „Kybernetik ist […] die Wis-
senschaft der Steuerung und Regelung von Maschinen, lebenden Organismen 
und sozialen Organisationen und wurde auch mit der Formel ,die Kunst des 
Steuerns‘ beschrieben“ (Wikipedia 2013b). Die Kybernetik ist der technisch-
wissenschaftliche Teil, der die Soziokratie prägt. 
Endenburg erinnerte sich an seine Schulzeit und seinen Lehrer Kees Boeke. 
Dieser hatte Ende der 1920er-Jahre die Idee, ganz ohne Geld auszukommen, da 
er im Geld die Wurzel aller Übel sah. Er versuchte auch, ganz ohne Geld zu 
leben, nahm aber im Verlauf seines Experiments die positiven Seiten des Geldes 
wahr und benutzte es wieder. Endenburg: „Ich dachte später darüber nach und 
fand es sehr wertvoll, dass du in die eine Richtung denkst und dann deine Mei-
nung änderst, wenn du einen Fehler machst“ (Millich 2008, zit. n. Rüther 
2010: 18). Fehler sind in der Soziokratie Messergebnisse, wie in der Kyberne-
tik. Sie sind willkommen, denn sie helfen dabei, schnellstmöglich eine bessere 
Lösung zu finden. Insofern kann Fehlern und damit Scheitern die gleiche Wert-
schätzung entgegengebracht werden wie Erfolg.
Die Firma der Eltern Gerard Endenburgs – Endenburg Elektrotechniek – wur-
de 1950 gegründet. 1959 wollte Endenburg in das Unternehmen einsteigen, 
doch sein Vater winkte ab. Gerard sollte sich an einer eigenen Firma beweisen 
und seine Managementfähigkeiten entwickeln. Der Vater kaufte für den Sohn 
einen Betrieb, der Verluste schrieb und den Gerard innerhalb eines Jahres in die 
Gewinnzone brachte. Zwei Jahre später machte der Vater ihm das Angebot, die 
beiden Unternehmen unter dem Namen Endenburg Elektrotechniek zu ver-
schmelzen. Die Firma entwickelte sich gut und expandierte. 
In diesen Lehrjahren machte sich Gerard Endenburg Gedanken zur optimalen 
Führung eines Unternehmens. Inspiriert von der Lehre Boekes ging es Enden-
burg um Gleichwertigkeit, Führung und Selbstverantwortung. Er wollte, dass 
alle Mitarbeiter_innen, nicht nur das Management, am Erfolg der Firma teilha-
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ben. Sein Ziel war es, das Zusammenleben in seiner Firma zu verbessern und 
eine Organisation aufzubauen, in der alle Beteiligten ihre Kreativität freiwillig 
einsetzen. 
1968 zog er sich für drei Wochen zurück, um in sich zu gehen und sich die 
Frage zu stellen, wie er das am besten in seiner Firma umsetzen könnte. Nach 
drei Wochen ohne Ergebnis kam ihm die zündende Idee in dem Moment, als 
er die Frage losgelassen hatte: Konsent, die Beschlussfassung auf Basis eines 
fehlenden schwerwiegenden Einwands im Sinne der Ziele der Organisation 
(vgl. Rüther 2010: 23). Ab diesem Zeitpunkt begann Endenburg die Soziokra-
tie in Endenburg Elektrotechniek umzusetzen. 

Geschichte der Endenburg Elektrotechniek

Mithilfe seiner autokratischen Entscheidungsmacht als Eigentümer schaffte 
Endenburg autokratische Entscheidungsprozesse ab und entwickelte mit dem 
Konsent, der Kreisstruktur, der doppelten Verknüpfung der Kreise und der 
Wahl der Führungspersonen die Prinzipien der Soziokratie in seiner Firma. 
1974 gründete der das Sociocratisch Centrum, das die Soziokratie weiterentwi-
ckeln und in die Welt tragen sollte. 1976 geriet die Firma in eine Notlage. En-
denburg Elektrotechniek produzierte Elektrotechnik für Schiffe und die Kun-
den, meist mittlere Schiffswerften, lagerten ihre Produktion immer mehr nach 
Asien aus. Endenburg sah sich gezwungen 60 Mitarbeiter_innen zu entlassen, 
was von der Gewerkschaft bereits abgesegnet war. In diesem Moment der Krise 
schlug die wahre Geburtsstunde der Soziokratie.
Der Schlosser Jan de Groot stand in seinem Kreis1 auf und bat, dem Manage-
ment sinngemäß mitzuteilen, dass die Krise Gemeinschaftsaufgabe sei, und leg-
te seinen Plan vor. Der Leitungskreis gab seinen Konsent und die neue Strategie 
wurde umgesetzt. Alle Mitarbeiter_innen zogen los und fingen an, neue Aufträ-
ge zu lukrieren. Sie gingen dorthin, wo sie ihre Kontakte hatten, boten ihre 
Fähigkeiten an, nicht ihre Produkte. Nach sieben Monaten waren die Auftrags-
bücher wieder voll, das Unternehmen hatte neue Geschäftsfelder gefunden, 
neue Mitarbeiter_innen aufgenommen und die Soziokratie ging durch die 
Weltpresse (vgl. Waldherr 2009: 146). 

1 Die Kreisorganisation ist eines der vier Grundprinzipien der Soziokratie und wird auf S. 202 erläutert.
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Endenburg erreichte das, was er sich erträumt hatte. Alle Mitarbeiter_innen 
brachten sich kreativ ein und die Ideen wurden aufgenommen und umgesetzt. 
Nicht die Position entschied, sondern das Argument. Am Ende wurde das Mo-
dell Endenburg Elektrotechniek berühmt. Endenburg wurde Professor an der 
Twente-Universität, er wurde von Harvard und Cambridge eingeladen und 
Philips und Shell ließen sich von ihm beraten (vgl. Waldherr 2009: 146).
Jetzt galt es, den Prozess der Einführung der Soziokratie zu Ende zu bringen. 
Von Mitte der 1980er-Jahre bis 1995 verkaufte Endenburg seine Anteile an das 
Unternehmen. Ab diesem Zeitpunkt gehört Endenburg Elektrotechniek sich 
selbst bzw. seinen Mitarbeiter_innen. Der Betriebsrat hat sich aufgelöst, denn 
er war durch die Soziokratie als Struktur der Freiheit und Teilhabe aller über-
flüssig geworden.

Soziokratie in a Nutshell. Die vier Grundprinzipien
Was macht die Soziokratie zu einem eigenständigen Organisationsmodell, das 
sich von anderen Modellen unterscheidet? Im Kern hat Endenburg vier Prinzi-
pien formuliert, die die Soziokratie ausmachen.

1. Der Konsent regiert die Beschlussfassung

Konsent ist die Abwesenheit eines schwerwiegenden, begründeten Einwands 
im Sinne der Ziele einer Organisation. Er unterscheidet sich stark vom Kon-
sens, der eine Zustimmung aller Beteiligten bedeutet. Im Konsent können Ent-
scheidungen getroffen werden, die nicht die Zustimmung aller Beteiligten ha-
ben. Entscheidungen können gefällt werden, auch wenn es Einwände gibt, so-
lange diese Einwände nicht schwerwiegend sind.
Wenn es um schwerwiegende Einwände geht, dann sind diese im Sinne der 
Ziele der Organisation zu begründen. Dieser zweite Unterschied zum Konsens 
ist wohl der weitreichendste, da es nicht mehr um unterschiedliche Meinungen 
oder Sichtweisen geht, wie ein Ziel erreicht werden kann. Es gibt immer viele 
Möglichkeiten und jede hat ihre Fallstricke. Was zählt, ist das Erreichen des 
Ziels und nicht der Weg.
Dieser Unterschied kann gar nicht hoch genug bewertet werden. Nicht die 
perfekte Lösung wird gesucht, sondern die im Moment sinnvollste. Jede_r hat 
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an der Entscheidung teil, kann sie verbessern und verändern. Das ständige 
Messen der Auswirkungen der Entscheidung führt dazu, dass bei jeder Ände-
rung der Situation auch wieder einfach ein neuer Konsent gefunden werden 
kann. Eine Gruppe kann schnell und weise entscheiden, wodurch schlussend-
lich das Vertrauen der Einzelnen in die Kreativität und Lösungskompetenz der 
Gruppe steigt.

2. Die Organisation ist in Kreisen aufgebaut

Die Kreisstruktur überlagert die hierarchische Stabstruktur einer Organisation. 
Die Stabstruktur bleibt dabei bestehen, Führungskultur und Entscheidungs-
qualität ändern sich jedoch vollkommen. Das funktioniert folgendermaßen. 
Die autokratische Führung einer Führungsperson/des Managements/des Ei-
gentümers bzw. der Eigentümerin wird ersetzt durch die Führung der Kreismit-
glieder. Der Kreis entscheidet autonom innerhalb seiner Grenzen, die meist in 
Form von Zielen ausgedrückt werden. Diese Grenzen werden vom nächsthöhe-
ren Kreis bestimmt. Durch die doppelte Verknüpfung der Kreise (siehe nächs-
tes Grundprinzip) kann der nächsthöhere Kreis die Ziele nicht ohne Konsent 
des darunterliegenden Kreises bestimmen. In der Kreisstruktur werden alle 
Grundsatzentscheidungen im Konsent getroffen. Führungskräfte oder Grup-
penleiter_innen haben dabei die gleiche Stimme wie alle anderen Mitglieder 
des Kreises, sie können nicht mehr autokratisch entscheiden. Die Ausführungs-
entscheidungen können weiterhin autokratisch entschieden werden oder durch 
andere Entscheidungsmethoden, je nach Wunsch des Kreises.
Der Kreis führt die Gruppe zum definierten Ziel und übernimmt Manage-
mentaufgaben (Controlling, aus Fehlern lernen etc.). Damit wird die Führung 
Einzelner abgelöst durch die gemeinsame Führung und das gemeinsame Ma-
nagement aller Kreismitglieder.

3. Doppelte Verknüpfung der Kreise

Das zweite obligatorische Element der Kreisstruktur ist die doppelte Verknüp-
fung. Die hierarchische Struktur scheint auf den ersten Blick (siehe Abb. 1) nur 
durch Kreise überlagert zu sein und im Hintergrund weiter zu existieren. In 
Wahrheit verändert sich durch Kreisstruktur und doppelte Verknüpfung die 



203

Funktionsweise von Hierarchien vollkommen. Es entstehen Mitbestimmung 
auf Augenhöhe und Kontrolle zwischen den Hierarchieebenen. Aus Machthie-
rarchien werden funktionale Hierarchien.
Jeder Kreis besteht aus unterschiedlichen Rollen: der Leitenden Rolle, der De-
legiertenrolle, der Moderationsrolle und der Rolle der Logbuchverwaltung. 
Der_die Leiter_in ist die Führungskraft in der herkömmlichen Struktur. Sie 
wird vom nächsthöheren Kreis bestimmt und muss auch vom nächstniedrige-
ren Kreis Konsent bekommen. Der_die Delegierte wird vom Kreis selbst be-
stimmt und vertritt den Kreis im nächsthöheren Kreis. Er_sie ist die Vertrau-
ensperson im nächsthöheren Kreis und kann durch Entzug des Konsent die 
Kreisleitung abberufen. Der_die Logbuchführer_in ist zuständig für die Doku-
mentation der Sitzungen. Der_die Moderator_in kann von Sitzung zu Sitzung 
wechseln. Er_sie führt durch den Prozess und ist verantwortlich dafür, dass die 
soziokratische Moderation und Entscheidungsfindung eingehalten wird. Die 
Funktionen werden mittels soziokratischer Wahl gewählt.
Aufgrund der beteiligten Delegierten kann die nächsthöhere Ebene niemals 
ohne Konsent der darunterliegenden Ebene entscheiden. Autokratische Ent-
scheidungen werden auch hierarchieübergreifend verunmöglicht. Dadurch 
wird das Vertrauen in die Führung gestärkt, die Verbindung zwischen den Ebe-
nen aufrechterhalten und Entscheidungen werden gemäß der Bedürfnisse der 
Mitglieder einer Organisation getroffen.

Kreise mit doppelter Verknüpfung

Vorstand

Mitglieder
(Arbeitskreise)

Mitglieder
(Arbeitskreise)

Mitglieder
(Arbeitskreise)

Abbildung 1: Kreise mit doppelter Verknüpfung
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4. Offene und wertschätzende Wahl der Funktionen

Die Wahl der Funktionen wird mittels Konsent durchgeführt. Das heißt, dass 
alle relevanten Informationen auf den Tisch müssen und Argumente für die 
Bestellung von Führungskräften entscheiden, nicht der Wunsch nach Positio-
nen oder bestehende Machtverhältnisse. Wahl bedeutet auch, dass die gewähl-
ten Personen jederzeit abgewählt werden können, jedenfalls aber nach zwei Jah-
ren in ihrer Position wiedergewählt werden müssen. Dadurch machen Allein-
gänge von Führungskräften keinen Sinn mehr und es wird eine Kultur des 
Miteinanders gestärkt. 
Offene Wahl bedeutet, dass jede Funktion zuerst genau beschrieben wird. Dann 
bekommt jede Person einen Stimmzettel, auf den sie den Namen der ihrer Mei-
nung nach für diese Funktion befähigtste Person schreibt. In einer offenen 
Runde begründen alle Beteiligten ihre Wahl. Die Beantwortung der Frage, wa-
rum die vorgeschlagene Person für die Position so gut geeignet ist, bringt große 
Wertschätzung in die Runde. Selbst ruhige, schüchterne Personen, die sich 
selbst nie vorschlagen würden, hören von anderen Personen, welche Qualitäten 
sie haben, diese Funktion auszufüllen. Dieser Vorgang ermächtigt auch Men-
schen, die von sich aus niemals für eine Wahl zur Verfügung gestanden wären. 
Am Ende gibt es einen Wahlvorschlag der Moderation, der auf Basis der gehör-
ten Argumente erfolgt, nicht auf der Mehrheit der Stimmen für eine Person. 
Entschieden wird am Ende im Konsent.
Durch diese Form der Wahl der Funktionen wird das Besetzen von Ämtern durch 
Günstlinge und andere Arten von Freunderlwirtschaft verhindert. Die Positio-
nen werden von den Personen ausgefüllt, die man für am besten geeignet hält. 

Das sind die vier Grundprinzipien der Soziokratie, durch die sich dieses Orga-
nisationsmodell von anderen Modellen grundsätzlich unterscheidet.

Soziokratie und Commoning im sozialen Sektor 
Obwohl für den Unternehmensbereich entwickelt, erfreut sich die Soziokratie 
in den letzten Jahren auch zunehmender Beliebtheit im sozialen Sektor bzw. in 
Commons-Projekten, z. B. rund um neue Formen kollektiven Wohnens. So ist 
u. a. das Wohnprojekt Wien (siehe www.wohnprojekt-wien.at) seit gut drei 
Jahren und fast von Beginn an soziokratisch organisiert. Entscheidungen über 
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die Planung und die Gestaltung des zukünftigen miteinander Wohnens werden 
von den rund 60 erwachsenen Bewohner_innen und über 20 dazugehörigen 
Kindern nach den Prinzipien der Soziokratie getroffen. Ergänzt wird die Sozio-
kratie dabei von Anfang an durch weitere partizipative und kooperative Metho-
den wie etwa Dragon Dreaming, Kreisgespräche und systemisches Konsensie-
ren (Informationen zu diesen und weiteren Methoden finden sich u. a. auf der 
Webplattform www.partizipation.at). Nicht selten wird damit eine in vielen 
sozialen Organisationen und Bewegungen angewandte Praxis der Basisdemo-
kratie, die stark am Konsens orientiert ist, weiterentwickelt. Das geschieht vor 
dem Hintergrund gewisser Ermüdungserscheinungen durch langwierige Dis-
kussionen zur Erreichung eines Konsenses, der nun vom Konsent abgelöst wird. 
Daneben entwickelte sich die Einsicht, dass nicht selten auch in konsensorien-
tiert geführten Organisationen wenig tatsächliche Gleichheit herrscht, sondern 
letztlich vielmehr die Stärkeren, die Lauteren oder auch einfach diejenigen mit 
dem großzügigsten eigenen Zeitbudget das Sagen haben.
Seit Kurzem wird die Soziokratie – zunächst für ein Probejahr – auch im Rah-
men der Vernetzung von Selbstorganisationen von Menschen mit Armuts- und 
Ausgrenzungserfahrungen angewandt, die sich seit einigen Jahren im Kontext 
der Armutskonferenz entwickelt. Erste Erfahrungen zeigen, wie sehr sich dabei 
vor allem der für die soziokratische Wahl typische wertschätzende Zugang und 
die minderheitenfreundliche Entscheidungsform bewähren.
Die Anwendung der Soziokratie in sozialen NGOs, sozial-integrativen Unter-
nehmen und Wohlfahrtseinrichtungen steht derzeit unseres Wissens noch aus, 
erste Pilotprojekte sind jedoch bereits in Planung. Es kann erwartet werden, dass 
sich hier der Unternehmensbackground des Modells als günstig erweist und die 
Soziokratie damit auch zu einer neuen – von vielen sehnsüchtig erwarteten – 
Balance zwischen basisdemokratischen Wurzeln und zunehmender Ökonomi-
sierung vieler sozialer Organisationen führen kann. Soziokratie könnte zudem 
die in Österreich noch in den Kinderschuhen steckende Partizipation von Kli-
ent_innen an und in den sozialen Organisationen, die sie unterstützen und be-
raten, wegweisend stärken und neue Möglichkeiten für die Selbstorganisationen 
von Menschen mit Armuts- und Ausgrenzungserfahrungen eröffnen.
Für Prozesse des Commoning, also des gemeinsamen Herstellens, Pflegens und 
Nutzens von Räumen und Ressourcen, bietet die Soziokratie hilfreiche Prinzi-
pien und Strukturen, um die hehren Ziele der Berücksichtigung der Bedürfnis-
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se und Förderung der Verwirklichungschancen aller tatsächlich und für alle 
spürbar umzusetzen. Und weil die Soziokratie ganz selbstverständlich wechsel-
seitige Verantwortung und Fürsorge fördert, kommen auch die oft mit dem 
Commoning in einem Atemzug genannten Prinzipien einer Care-Ökonomie 
und -Ethik zum Tragen und es wird für alle Beteiligten ein Zugewinn an Le-
bensqualität und Freiheit spürbar, wie er nur aus und in gut gestalteten Bezie-
hungen wachsen kann.
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Philipp Sonderegger

Fünf Kniffe für Schwarm-Campaigner_innen

Die Macht der Vielen nutzen. Soziale Netzwerke und soziale Bewegungen 
organisieren sich nach einer eigenen Logik – die kann bei der Durchset-
zung gesellschaftspolitischer Anliegen hilfreich sein.

Triviale Maschinen und Roboterfische – Netzwerke versus  
Linienorganisation
Ein Kaffee-Automat ist eine triviale Maschine. Die Schläuche und Schaltkreise 
in seinem Inneren mögen für die Lai_innen undurchschaubar sein, doch der 
Apparat gehorcht einer linearen Logik, wie wir sie von den Naturwissenschaf-
ten her kennen. Eine triviale Maschine ist vorhersehbar, weil Input und Output 
direkt zusammenhängen. Werfe ich oben eine Münze ein und drücke die Cap-
puccino-Taste, so kann ich von dem Gerät eine bestimmte Reaktion erwarten. 
Und zwar genau eine Reaktion: der Becher füllt sich mit Cappuccino. Werfe ich 
ausreichend Geld ein und drücke die Espresso-Taste, so kann ich davon ausge-
hen, dass der Kaffee schwarz zubereitet und keine Milch beigemischt wird. Pro-
duziert die Maschine stattdessen eine schöne Schaumkrone, so betrachte ich 
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den Apparat als defekt und rufe die Servicetechniker_innen. Die Unterschei-
dung von Systemen in triviale und nichttriviale Maschinen stammt vom Kyber-
netiker Heinz von Foerster, der damit die verschiedenen Funktionsweisen von 
linearen und nichtlinearen Systemen verdeutlicht hat.
Das Internet, soziale Bewegungen oder soziale Medien sind nicht-triviale Syste-
me. Sie lassen sich nicht direkt steuern. Eine Eigenkomplexität zwischen Input 
und Output beeinflusst ihre Wirkungsweise und macht das Verhalten relativ 
unvorhersehbar. Wie viel Zuspruch beispielsweise eine Petition gegen die Ab-
schiebung eines Flüchtlings auf meinem Blog erhält, hängt von einer erkleckli-
chen Zahl unbestimmbarer Faktoren ab. Vielleicht habe ich Glück und eine 
einflussreiche Journalistin sieht den entsprechenden Eintrag auf Facebook. Sie 
hat bereits in der Vorwoche über den Fall geschrieben und die Geschichte ist ihr 
persönlich sehr nahegegangen. Jetzt schreibt sie einen Artikel über die Petition, 
was dem Anliegen sehr viel Zulauf bringt. 
Die meisten Organisationen hingegen, die sich für gesellschaftspolitische Anlie-
gen einsetzen, sind nach dem Linienmodell aufgebaut, das auf den französi-
schen Verwaltungswissenschaftler Henri Fayol zurückgeht. Das Konzept fußt 
auf naturwissenschaftlichem Denken und überträgt die lineare Steuerung der 
trivialen Maschine auf Institutionen. Im Alltagsverständnis gilt das Linienmo-
dell als Normalfall der Organisation. Ganz oben an der Spitze dieses pyrami-
denförmigen Gebildes sitzt die Führung, die nach unten Aufträge erteilt. Jede 
Stelle ist genau einer einzigen vorgesetzten Instanz unterstellt. Die Mitarbei-
ter_innen haben sich durch Arbeitsverträge verpflichtet, die Anweisungen ihrer 
Vorgesetzten zu befolgen, und erhalten dafür eine Entlohnung. Auch wenn 
mehrere Hierarchieebenen überbrückt werden müssen, können umfangreiche 
Vorhaben von oben angeordnet werden. Über Weisungsketten wird das Ganze 
in immer kleinere Teilaufträge zerlegt und umgesetzt. Die unteren Ebenen be-
richten ihrem_ihrer Chef_in über den Fortgang des Projekts, bei Säumigkeit 
drohen disziplinäre Maßnahmen bis hin zur Kündigung. Das Wesen dieses 
Konzeptes ist eine straffe Organisation, in der Kompetenzüberschneidungen 
vermieden und die Umsetzung von getroffenen Entscheidungen gut verfolgt 
und kontrolliert werden können.
Auch der klassische Kampagnen-Begriff steht in dieser Tradition linearer Wir-
kungssysteme. Eine durchschnittliche Definition könnte lauten: Eine Kampag-
ne ist der geplante und koordinierte Einsatz von Ressourcen zur Erreichung 
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eines Zieles durch Interventionen in Form von Kommunikation und Handlun-
gen. In einer Kampagnen-Strategie wird dabei das Ziel in Teilziele zerlegt und 
die Ressourcen werden für Maßnahmen verplant, mit denen diese Teilziele er-
reicht werden sollen. Selbstverständlich sollten nur Ressourcen einkalkuliert 
werden, die auch tatsächlich zur Verfügung stehen. In der Logik der Linienor-
ganisation sind das (Arbeits-)Ressourcen in der Linie, d. h. Arbeitskraft, die 
durch Entlohnung und Disziplinierung gesteuert und abgerufen werden kann. 
Deshalb hat das Planungs- und Steuerungsmodell der trivialen Maschine mas-
sive Einschränkungen. Es ist inzwischen schon eine Binsenweisheit, dass die 
Eigenmotivation der Mitarbeiter_innen in solchen Organisationen leidet. Aber 
auch Wissen und Kreativität außerhalb definierter Kompetenzen liegen brach. 
Ganz zu schweigen von potenziellen Ressourcen außerhalb der Linie.1 Mit der 
Mobilisierung von Ideen, Arbeitszeit und Wissen von Ehrenamtlichen oder sys-
tematischem Feedback von Außenstehenden haben Linienorganisationen gro-
ße Schwierigkeiten, weil ihr Instrumentarium dafür nicht geeignet ist. Der Er-
folg einer Kampagne hängt aber nicht nur vom möglichst zielgerichteten Ein-
satz der vorhandenen Ressourcen ab, sondern auch davon, wie viele Ressourcen 
mobilisiert werden können (Ressourcen-Allokation), was gerade auch in Zeiten 
knapper Budgets eine entscheidende Frage ist.
Das macht nun soziale Medien interessant für traditionelle Organisationen. 
Viele NGOs haben innerhalb sozialer Bewegungen bereits Erfahrungen mit 
netzwerkförmiger Organisierung sammeln können. Die Verheißung von Web 
2.0 – durch virale Kampagnen eine praktisch unbegrenzte Zahl an Mitstrei-
ter_innen zu gewinnen – hat in jüngster Zeit auch Linienorganisationen ver-
stärkt dazu veranlasst, sich mit Netzwerken zu beschäftigen. Allerdings erfor-
dert es einiges Umdenken. Netzwerke sind lose, flüchtig und unhierarchisch. 
So schnell sich unzählige Interessierte um ein Anliegen scharen, so schnell sind 
sie auch wieder weg. In typischen Netzwerken gibt es keine fixen Zuständigkei-
ten und keine allgemein anerkannten Repräsentant_innen. Machtzentren orga-
nisieren sich um mehrere dezentrale Knotenpunkte, deren Bedeutung aus un-
mittelbarer Nützlichkeit gespeist wird: Wer viel Nützliches in das Netzwerk 

1 Gemeint sind hier Ressourcen, die gar nicht in einer Linienorganisation gebunden sind. Das lineare 
Steuerungsmodell der Organisation vermag auch Ressourcen zu steuern, die in der Linie einer anderen 
Organisation verankert sind. Verträge zwischen Linienorganisationen gewährleisten ausreichend Ver-
lässlichkeit und Stabilität, um sie temporär wie eigene Ressourcen einplanen zu können.
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einbringt, wird öfter adressiert und kann sich zu einem bedeutenden Knoten-
punkt entwickeln. Denn letztlich sind Netzwerke Austauschbeziehungen, die 
durch eine Vielzahl singulärer Kooperationen gekennzeichnet sind – ohne dass 
sich dadurch Ansprüche auf weitere Kooperationen ableiten ließen. Netzwerke 
sind Märkte, wenn man so will. Auch die Entstehung und die Fortdauer von 
Netzwerken hängen von unmittelbarer Nutzbarkeit ab. Im Gegensatz zur Or-
ganisation, die auf Stabilität und Dauer (letztlich auch auf Selbsterhalt) ausge-
legt ist und die dafür einen ziemlichen bürokratischen Aufwand betreibt, steht 
bei Netzwerken die Funktionalität im Vordergrund: Solange die Kooperationen 
nützlich sind, setzen sie sich fort, wenn sie ihren Zweck nicht mehr erfüllen, 
finden sie ein Ende. Netzwerke sind daher auch nicht gezwungen, Abläufe und 
Rollen zu definieren, etwa wer Mitglied ist oder wer das Netzwerk nach außen 
vertritt, wie Informationen verteilt, Entscheidungen getroffen und durchgesetzt 
werden oder wie Führung organisiert wird. Die Zuweisung von Aufgaben und 
die Definition von Verfahren unterliegen in Netzwerken ständiger Aushand-
lung. Wenn aber keine Entscheidungsverfahren und damit keine prozeduralen 
Hürden festgeschrieben sind, so können diese auch mühelos wieder geändert 
werden. Das führt übrigens dazu, dass in Zusammenkünften von sozialen Be-
wegungen die Entscheidungsprozesse selbst sehr viel Aufmerksamkeit in An-
spruch nehmen. 
Linienorganisationen haben mit netzwerkartiger Organisierung Schwierigkei-
ten, da das Steuerungsmodell von Anweisung, Kontrolle und Sanktion ohne 
definierte Abläufe und Verantwortlichkeiten ins Leere läuft. Dennoch ist das 
Interesse groß, den schier unerschöpflichen Pool von Mitstreiter_innen, die 
sich im Internet tummeln, für die eigenen Anliegen zu gewinnen. Politische 
Parteien, Unternehmen und größere NGOs investieren mittlerweile auch sehr 
viel Geld in Social Media – mit unterschiedlichem Erfolg, denn die Ressourcen 
von Netzwerken lassen sich nicht durch Anordnung und Disziplinierung mo-
bilisieren. In welche Richtung sich ein Fischschwarm fortbewegt, wird nicht 
vom Oberfisch zentral vorgegeben, sondern ist das Ergebnis von Kommunika-
tion zwischen vielen Fischen. Der Biologe Jens Krause vom Leibniz-Institut für 
Gewässerökologie und Binnenfischerei in Berlin hat mit einem künstlichen Ro-
boterfisch experimentiert, um herauszufinden, wie in einem Schwarm Ent-
scheidungen getroffen werden. Fünf bis zehn Prozent der Fische eines Schwarms 
sind nach seinen Beobachtungen daran beteiligt, die Bewegungsrichtung der 
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Formation zu bestimmen. Wobei sich prinzipiell jeder Fisch an dieser Füh-
rungsarbeit beteiligen kann. Im Experiment sollte der Roboterfisch die echten 
Fische durch besonders entschlossenes Verhalten von einer Nahrungsquelle 
weg locken. Dies gelang dann, wenn der Schwarm nur aus drei Fischen bestand. 
Die Gruppe orientierte sich am dominanten Verhalten des künstlichen Fischs 
und folgte ihm. Bei einer Fischgruppe von zehn und mehr Tieren konnte sich 
der Roboterfisch nicht durchsetzen. Die anderen Fische entschieden kollektiv, 
sich der Manipulation zu widersetzen und bei der Nahrungsquelle zu bleiben. 
Erst wenn eine kritische Masse von Fischen ein bestimmtes Verhalten zeigt, 
folgt auch der Rest. Wie gelingt es also, möglichst viele Fische davon zu über-
zeugen, sich für mein Anliegen zu entscheiden und eine Zeit lang mit mir zu 
schwimmen? Was kann ich tun, um mein Kampagnenziel möglichst vielen 
schmackhaft zu machen? Als Sprecher der Menschenrechtsorganisation SOS 
Mitmensch konnte ich mehr als ein Jahrzehnt Erfahrung mit Kampagnen in 
Netzwerkstrukturen sammeln, die ich hier in Form von fünf Kniffen für Amei-
sen-, Fisch-, Netzwerk-, Vogel-, Schwarm- oder Bewegungs-Campaigner_in-
nen festhalten möchte. 

Fünf Kniffe für Schwarm-Campaigner_innen

1. Be a good story – Sei eine gute Geschichte

Im Sommer 2003 tauchten in Wien Plakate auf, auf denen zu lesen war: „So-
lange Flüchtlinge auf der Straße stehen, müssen wir Bier trinken.“ Dazu das 
grantig blickende Konterfei einer älteren Dame in Bluse und grauer Weste. Das 
Gesicht gehörte Ute Bock, einer gelernten Erzieherin, die gerade von der Stadt 
Wien als Leiterin des „Gesellenheimes Zohmanngasse“ abgesetzt worden war. 
Frau Bock hatte in ihrer Einrichtung ein paar Dutzend Jugendliche aus Afrika 
untergebracht, und zwar entgegen der ausdrücklichen Anordnung von oben. 
Damals gab es in Österreich noch keine Grundversorgung für Flüchtlinge. 
Bund und Länder konnten sich bei den Kosten nicht über einen Verteilungs-
schlüssel einigen. Tausende Asylsuchende waren auf private Unterstützung an-
gewiesen, da sie nicht in den staatlichen Einrichtungen oder bei den Hilfsorga-
nisationen Unterschlupf fanden. Frau Bock konnte nicht verstehen, warum sie 
Flüchtlinge auf die Straße stellen sollte, wenn oben Zimmer leer standen.
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Nach ihrem Rausschmiss mietete Frau Bock auf eigene Faust Wohnungen für 
die jungen Männer an. Die Kosten bestritt sie aus einer Beamtenpension und 
kleineren Zuwendungen aus ihrem weitverzweigten Bekanntenkreis. Die Sache 
lief gut, bald schon schickten Hilfsorganisationen Flüchtlinge zu Frau Bock. 
Innerhalb kurzer Zeit hatte sie 140 Personen untergebracht, weit mehr, als der 
Kontostand erlaubte. Doch inzwischen hatte sich der radikale Humanismus der 
Frau Bock in der Stadt herumgesprochen und Unterstützer_innen auf den Plan 
gerufen. Die Plakate, die plötzlich in Wien auftauchten, kündigten eine Solida-
ritätskampagne an, mit der das Wohnprojekt finanziell abgesichert und Frau 
Bocks Flüchtlingsarbeit nahezu unangreifbar wurde. 70 Wiener Lokale spende-
ten einen Sommer lang zehn Cent für jedes getrunkene Bier an das Flüchtlings-
projekt. Drei Monate lang traten in diesen Lokalen Musikgruppen, Kabaret-
tist_innen und Autor_innen auf. Frau Bock wurde zu Talkshows eingeladen, 
landete auf Zeitungscovers und wurde mit ihrer trockenen Art zur wichtigsten 
Botschafterin für Flüchtlingsanliegen des Landes. Eine Biermarke brachte ein 
Ute-Bock-Bier auf den Markt. Insgesamt konnten mit der Kampagne 100.000 
Euro aufgebracht werden.

Schwarm-Campaigner_innen-Kniff Nr. 1: Erzähle eine interessante  
Geschichte. 
Will man mit einer Schwarmkampagne viele Fische für ein Anliegen ge-
winnen, müssen zunächst viele Fische vom Anliegen erfahren. Am ein-
fachsten geht das, wenn man das Anliegen in eine interessante Geschich-
te packt. Ob eine Geschichte interessant ist, kann man testen: Ist sie so 
interessant, dass ich sie selbst gerne weitererzähle? Und finden sie die 
Zuhörer_innen auch so interessant, dass sie sie weitererzählen werden? 
Der Wurm muss dem Fisch schmecken, lautet eine Anglerweisheit, die 
auch für Campaigner_innen gilt. Je besser die Geschichte funktioniert, 
desto mehr Fische werden sie weitertragen und desto mehr werden davon 
erfahren. Eine gute Kampagnen-Geschichte beantwortet außerdem die 
Frage, was jeder Fisch durch welche Handlung zum Erreichen welches 
Zieles beitragen kann: „Trinke ein Bier in deinem Stammlokal und hol 
mit Frau Bock Flüchtlinge von der Straße.“ Diese Geschichte ist bereits 
eine relativ genaue Handlungsanleitung. Wenn jemand von dieser Kam-
pagne erzählt bekommt oder darüber in der Zeitung liest, benötigt die 
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Person nicht mehr viel weitere Information, um ins Handeln zu kom-
men. Wenn das formulierte Anliegen auf Resonanz stößt, ist die Schwel-
le zur Beteiligung gering. Das hat natürlich auch mit dem Kampagnen-
Instrument des Biertrinkens zu tun. Und damit sind wir schon beim 
zweiten Kniff.

2. Be nice – Sei nett, mache die Beteiligung einfach

Mr. Roland lächelt charmant von seiner Website. Mr. Roland kann man zu sich 
nach Hause einladen. Er kommt zu Besuch und kocht etwas Feines. Mr. Ro-
land ist ein guter Gesprächspartner. Er versteht es, seine Gastgeber_innen zu 
unterhalten. Und das alles kostenlos. Alles was Mr. Roland als Gegenleistung 
will, sind 20 Minuten Aufmerksamkeit. Da holt er zwei große Taschen aus dem 
Wagen, aus denen er Lebensmittelbehälter aus Polyethylen hervorzaubert – 
während seine Gastgeber_innen sich ans Dessert machen. Ende der 40er-Jahre 
entwickelte Brownie Wise für die Firma Tupperware ein revolutionäres Ver-
triebssystem: Firmenfremde stellen ihre Wohnung für eine Verkaufspräsentati-
on zur Verfügung und laden dazu Freund_innen und Bekannte ein. Sie erhal-
ten dafür ein Gratisprodukt, Bonuspunkte oder eine Entlohnung. Das Konzept 
sieht vor, persönliche Beziehungen und Freundschaften zu nutzen, um neue 
Kund_innen zu gewinnen.

Schwarm-Campaigner_innen-Kniff Nr. 2: Stelle die Kampagne auf be-
stehende Beziehungen und Alltagshandlungen ab. 
Internet-Plattformen wie Facebook wissen, dass wir auf Empfehlungen 
von Freund_innen eher hören als auf die von Unbekannten. Deshalb 
zeigt Facebook an, wer von unseren Freund_innen ein beworbenes Pro-
dukt bereits geliked hat. Verhaltensweisen von Personen, denen wir Ver-
trauen, geben uns nicht nur Orientierung und erleichtern uns Entschei-
dungen. Bei Zusagen im Freundeskreis fühlen wir uns in der Regel auch 
stärker verpflichtet als bei Zusagen gegenüber Fremden. Der mit den 
drei besten Freund_innen geplante Urlaub ist schwieriger abzusagen als 
der mit einer anonymen Reisegruppe. Eine anonyme Spendenzusage ist 
leichter zurückzunehmen als eine, die auf dem Kampagnenblog ange-
zeigt wird.
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Die Einbeziehung von Alltagshandlungen in eine Kampagne zielt darauf 
ab, die Schwelle zur Beteiligung möglichst niedrig zu halten. Ein Bier für 
Flüchtlinge zu trinken findet leichter Unterstützer_innen, als ein Protest-
fax an die Behörden zu richten. Wenn es gelingt, Dinge, die Menschen 
ohnehin gerne tun, als Kampagnen-Instrument einzubauen, erleichtert 
dies den Fischen, mit deinem Anliegen zu schwimmen. Ein weiteres Bei-
spiel, das auf Alltagshandlungen und bestehende Beziehungen abzielt, ist 
das landesweite Veranstalten von Homescreenings eines Anti-Kriegs-
Films in den USA im Zuge des Irak-Kriegs.

3. Be nice to have – Mache dich verzichtbar

Am 10. Oktober 2008 verstellten Hunderte Sessel den Wiener Ballhausplatz. 
Im Bundeskanzleramt wurden eilig Vorhänge zugezogen. Fernsehkameras 
brachten sich in Stellung. Flüchtlingsorganisationen hatten den Tag des Bleibe-
rechts erklärt und zur Bildung eines Sesselmeers auf dem Platz im politischen 
Zentrum Wiens aufgerufen. Unablässig strömten weitere Menschen herbei und 
stellten einen Sessel dazu. Aber nicht nur der Ballhausplatz platzte aus allen 
Nähten. In den Landeshauptstädten und auch in einigen Bezirksstädten waren 
Menschen dem Aufruf gefolgt. Sie brachten einen Sessel und verbreiteten die 
Doppelbotschaft der Aktion. Vordergründig brachte das Sesselmeer zum Aus-
druck, dass es genügend Platz in Österreich gibt. Doch die eigentliche Bot-
schaft lautete: So vielen Menschen ist ein ordentliches Bleiberechtsgesetz ein 
derart wichtiges Anliegen, dass sie bereit sind, einen Sessel durch ihre Stadt zu 
tragen. 

Schwarm-Campaigner_innen-Kniff Nr. 3: Biete klar verständliche Betei-
ligungsmöglichkeiten an, die ohne dein Zutun genutzt werden können. 
Beim Sesselmeer wurden Interessierte aufgerufen, zu einem bestimmten 
Zeitpunkt einen Sessel zu einem bestimmten Ort zu bringen, um für ein 
rechtsstaatliches Bleiberechtsgesetz einzutreten. Die Aktion war nahezu 
beliebig skalierbar: Für die Logistik hätte es kaum einen Unterschied ge-
macht, ob 500, 5.000 oder 50.000 Sessel gebracht worden wären. Der 
Aufruf wurde in Zeitungsinseraten, über soziale Netzwerke und durch 
Pressearbeit verbreitet. Die Beteiligungsmöglichkeit war so klar konzi-
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piert und dargestellt, dass niemand zusätzliche Anweisungen benötigte, 
um teilzunehmen. Die Organisator_innen hatten sich verzichtbar ge-
macht und Sorge getragen, dass die begrenzte Verfügbarkeit eigener Ka-
pazitäten nicht zum Nadelöhr der Aktion werden konnte.

4. Be found – Mache dich leicht auffindbar

Anfang der Nullerjahre häuften sich an Wiens Hauswänden rassistische Schmie-
rereien. Kompetenzstreitigkeiten zwischen privaten Hauseigentümer_innen 
und der Stadt Wien führten dazu, dass die rechtsextremen Parolen oft monate- 
oder jahrelang stehen blieben. In Verhandlungen mit der Stadt versuchten Anti-
rassist_innen die Verantwortlichen mehrfach von der Handhabe in anderen 
 europäischen Städten zu überzeugen. In Zürich oder Edinburgh wird auf Kosten 
der öffentlichen Hand oder durch eine Versicherung rasch Abhilfe geboten. 
Doch die Verantwortlichen in Wien redeten das Problem immer wieder klein. 
SOS Mitmensch entwickelte daher eine antirassistische Landkarte im Internet, 
um die tatsächliche Verbreitung des Problems sichtbar zu machen. Auf rassis-
musstreichen.at wurden Fotos von rassistischen Parolen veröffentlicht, die soge-
nannte Rassismus-Paparazzi zuvor mit ihren Mobiltelefonen fotografiert und 
eingesandt hatten. Damals waren Smartphones noch kaum verbreitet und die 
Adressen mussten händisch eingetragen werden, doch bald schon war der Stand-
ort von über 1.000 rechtsextremen oder rassistischen Beschmierungen verzeich-
net. Niemand konnte mehr sagen, es handle sich um ein marginales Problem.
Hunderte strafrechtlich relevante Graffitis wurden zur Anzeige gebracht, die 
Organisation ZARA – Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit urgierte die 
Entfernung bei den Hauseigentümer_innen. Auch die Urheber_innen wurden 
offensichtlich abgeschreckt, neue Schmierereien anzubringen. Nach und nach 
verschwand ein Gutteil der Parolen aus dem Stadtbild.

Schwarm-Campaigner_innen-Kniff Nr. 4: Verwende sprechende Namen ein-
heitlich und mache dezentrale Beiträge für die Kampagne zentral sichtbar. 
Sprechende Namen bezeichnen das Ziel oder die Methode der Kampag-
ne. Besonders wirksam sind Titel, wenn daraus hervorgeht, was Interes-
sierte zur Durchsetzung welches Ziels beitragen können. Gerade wenn 
man wenige Ressourcen hat, kann man diese Information schon in den 
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Titel verpacken, um auch bei kurzer Aufmerksamkeit die wesentlichen 
Informationen anzubringen. In der Praxis gelingt es selten, ansprechende 
Titel zu kreieren, die Ziel und Methode umfassen – dann hat das Ziel 
Priorität. Dabei ist etwas Kreativität durchaus erlaubt. „Stop xy“ oder „xy 
jetzt“ sind ob ihrer Reduziertheit zwar sehr eingängig, wirken aber durch-
aus etwas abgegriffen. Wenn der Titel einmal steht, dann sollte er auch 
durchgängig verwendet werden. Je konsequenter Internet-Domain,  
E-Mail-Adressen, Plakat-Titel, Kampagnen-Titel und Logo-Sujet über-
einstimmen, desto wirksamer ist die Kommunikation. Warum soll je-
mand, der_die beim Small Talk mit Nachbar_innen von „Rassismus 
streichen“ erfährt, sich noch eine anders lautende Domain merken?
Damit eine Kampagne ein Selbstläufer werden kann, muss die kritische 
Masse an Beteiligten erreicht werden. Ein paar Unentwegte finden sich 
immer, die sich mobilisieren lassen. Zum Erreichen der kritischen Masse 
müssen aber auch weniger entschlossene Fische zum Mitschwimmen ver-
anlasst werden. Deshalb ist es wirksam, die Beteiligung an einer Kampa-
gne sichtbar zu machen. Erst durch das Aggregieren aller rassistischen 
Beschmierungen auf einer Landkarte wird der Umfang des Problems 
sichtbar – sowie das Ausmaß der Beteiligung an der Kampagne. Das kann 
Unentschlossene darin bestärken, mitzumachen. Erstens sind Menschen 
soziale Wesen und orientieren sich am Verhalten anderer Menschen. 
Zweitens stehen die Chancen für Unterstützung bei den Kampagnen hö-
her, die glaubwürdig vermitteln können, dass das Engagement auch wirk-
sam sein wird. 

5. Be interested – Interessiere dich für deine Fische

Im Vorfeld der Wiener Landtagswahlen 2010 mobilisierte die Initiative „Ma-
chen wir uns stark“ für eine große Kundgebung, um die Themen Bildung und 
Wohlstand in den wahlentscheidenden zwei Wochen vor dem Urnengang zu 
pushen. Über eine Website wurden 3.333 Menschen aktiviert, die mit einem 
Beitrag von 15 Euro eine unabhängige Finanzierung der Kundgebung garan-
tierten. Der Zulauf zur Kundgebung selbst war dann zwar überschaubar – doch 
sie reichte aus, um in den Tageszeitungen ausführliche Schwerpunktberichte 
auszulösen und die Themenlage zu bestimmen.
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Schwarm-Campaigner_innen-Kniff Nr. 5: Informiere dich bei deinem 
Schwarm über Anliegen und Motive.
„Machen wir uns stark“ wurde schon Monate vor der Kundgebung ge-
plant. Durch regelmäßige Kommunikation lernten die Organisator_in-
nen die Anliegen und Motive der Unterstützer_innen kennen. So wur-
den die Unterstützer_innen beispielsweise zu einem Plakat-Workshop 
eingeladen, um Entwürfe für die Kundgebung zu gestalten und bei der 
Gelegenheit gleich auch die Anliegen und Motive der Mitstreiter_innen 
kennenzulernen. Auch das Bühnenprogramm wurde mithilfe der Crowd 
zusammengestellt. Alle Interessierten waren aufgerufen, Redner_innen 
zu bestimmten Themen zu nominieren. Wenn die Organisator_innen 
auch noch davor zurückschreckten, über das Programm abstimmen zu 
lassen, so fanden doch einige Nominierungen Berücksichtigung.
Menschen sind schnell bereit, etwas zu geben. Doch um mehr zu bekom-
men als den raschen Klick unter eine Online-Petition, muss man auch 
etwas bieten. Das kann die Aussicht auf Veränderung sein, eine interes-
sante Geschichte, Möglichkeiten zur Einflussnahme oder einfach Aner-
kennung. Die meisten Menschen wollen bei dem, was sie tun, auch Spaß 
haben. Es lohnt sich, genau hinzuhören und ein entsprechendes Angebot 
zu machen.
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„Für mich war die Kupfermuckn eine große Hilfe, die hat mir zehn Psychologen 
erspart“, erzählt Georg, ehemals ein DJ und als solcher – berufsbedingt, sagt er 
– Alkoholiker geworden. Das Trinken ist mittlerweile auch Vergangenheit. In 
der Kupfermuckn in Linz hat Georg mit dem Schreiben begonnen und leistet 

Mehr als ein Unterschlupf

Straßenzeitungsverkäufer Gerhard „on the road“.

Foto: Straßenzeitung Kupfermuckn
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nun seinen Beitrag zur Straßenzeitung mit Texten – teils humorvollen, teils 
mahnenden, immer mit viel Herz. „Ich seh irgendwas und plötzlich fällt mir ein 
Thema ein, ich setz mich hin, schreib und das wars. Da wird nix ausgebessert.“
„Kupfermuckn“ ist ein Insider-Begriff aus dem brotlosen Metier der Woh-
nungslosigkeit und steht für einen Unterschlupf zum Übernachten, ob in ei-
nem Abbruchhaus, einem abgestellten Waggon oder einer Waldhütte. Das  
Kultur- und Beschäftigungsprojekt namens Kupfermuckn mit Straßenzeitung, 
aber auch Radioprogramm (siehe Beitrag „Freie Sendeplätze“), Theatergruppe 
und anderen Gruppen, ging 1996 aus einer von der Arge für Obdachlose durch-
geführten Schreibwerkstatt hervor.
Für Beiträge und für die Mitarbeit in der Redaktion erhält Georg kleine Hono-
rare. Mitarbeiten kann generell, wer eigene Erfahrungen zu Armut und Woh-
nungslosigkeit hat und diese auch öffentlich darstellen möchte. Eine gewisse 
Zuverlässigkeit ist auch nicht schlecht, da die Zeitung zehnmal im Jahr erscheint 
und weiteren Armutsbetroffenen eine Aufgabe mit Zuverdienst bringen soll. 
Dies läuft so ab: Rund 90 Verkäufer_innen kaufen eine Zeitung um einen Euro 
und verkaufen sie auf der Straße um zwei Euro. Der Ankauf ist auf 300 Stück 
begrenzt. Weitere Regeln: Der Verkauf hat mit Verkäufer_innen-Ausweis, un-
aufdringlich und im nüchternen Zustand über die Bühne zu gehen. Die Bühne 
ist das Trottoir, Hausieren (also das Verkaufen von Haus zu Haus) ist verboten. 
Nicht erlaubt ist auch, eine_n auf Chef_in zu machen, sprich: die Zeitungen an 
Dritte weiterzugeben und diese für sich arbeiten zu lassen. Den Verkaufsplatz 
sucht sich jede_r selbst aus, nur sollte dieser mindestens 20 Meter von Kol - 
leg_innen entfernt sein, damit man sich nicht auf die Füße steigt.
Auf der Rückseite des Verkaufs-Ausweises muss in Linz übrigens die Genehmi-
gung vom Tiefbauamt des Magistrats aufscheinen. Das hat schon zu allerlei 
Mutmaßungen geführt: Werden die Straßenzeitungsverkäufer_innen hier dem 
Untergrund zugerechnet?

Links:
www.kupfermuckn.at
www.augustin.or.at
www.street-papers.com
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„Das Drachenspiel haben wir uns einmal von der Kindergruppe geborgt, aus-
geborgt“, erzählt der fünfjährige Manuel. Auch von zu Hause kann ein Kind 
Spielsachen in die Kindergruppe mitnehmen, unter der Bedingung, dass dann 
alle damit spielen dürfen. „Aber wenn nicht, dann muss man’s auf seinem Platz 
lassen“, also in der Garderobe.
Willkommen in der Commons-Debatte, Level one. Das Spielzeug in der Kin-
dergruppe gehört niemandem, aber es darf von allen Kindern nach gemeinsam 

Keimzellen der Basisdemokratie

Alternativschulen: „Was wollen wir (wirklich)?“ Und das nicht nur beim Essen.

Foto: Peter A. Krobath
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vereinbarten Regeln genutzt werden. Und es wird so behandelt, dass es mög-
lichst auch von den Kindern, die in einigen Jahren die Kindergruppe bilden 
werden, noch genutzt werden kann. Auch die Eltern der Kindergruppenkinder, 
die als Verein die Kindergruppe organisieren, sind nicht Eigentümer_innen des 
Spielzeugs. Sie haben das Spielzeug von den Vorgänger_innen übernommen 
und bringen das eine oder andere neu ein, das wiederum den Nachfolger_innen 
zur Nutzung bleibt. Das Spielzeug in der Kindergruppe, ja die Kindergruppe 
selbst, ist also ein gutes Beispiel für ein Commons.
Elternverwaltete Kindergruppen (Kinderläden) und Alternativschulen sind 
meist für alle Beteiligten ein Lernprozess in Sachen Selbstverwaltung und Basis-
demokratie. Entstanden in der 1968er-Bewegung, die ihre Kinder nicht mehr 
dem „herrschenden Establishment“ aussetzen wollte, sind die Gründe heute 
vielfältiger: musisch-kreative Tätigkeiten, bestimmte reformpädagogische Kon-
zepte, angstfreie Entwicklung, kein Noten-Stress, individuell angepasstes Ler-
nen, Persönlichkeitsbildung statt Wissensanhäufung.
„Die Kindergruppen waren ein permanent schlechtes Gewissen der Regelkin-
dergärten, deren Rigidität und Disziplin sich nach und nach abschwächte“, 
schreibt Robert Foltin („Und wir bewegen uns doch“) über die Anfangszeit in 
den 1970er- und 1980er-Jahren in Wien. Auch die aus den Kindergruppen 
heraus entstandenen Alternativschulen gelten heute als Modell für den einen 
oder anderen Reformschritt in der Regelschule.
Bleibt noch zu erwähnen, dass auch Eltern von sehr kleinen Kindern nicht al-
lein zu Hause hocken müssen. In Wien können sie sich beispielsweise im Kin-
dercafé Lolligo treffen, dieses besteht aus selbstverwalteten Räumlichkeiten 
ohne Konsumzwang, aber mit einem adäquaten Indoor-Spielplatz für die Ein- 
bis Dreijährigen.

Links:
www.kindergruppen.at 
www.unsereschulen.at 
www.lolligo.net 
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Armut kann jede_n treffen. Besonders schnell und radikal kann sie das, wenn 
eines oder mehrere der folgenden Attribute zutreffen: alleinerziehend, ohne Er-
werbsarbeit, mit Migrationshintergrund, Asylwerber_in, wohnungslos, psy-
chisch krank oder behindert. Doch allein die steigenden Lebenshaltungskosten 
lassen die Zahl der Armutsbetroffenen stetig wachsen: Immer mehr Menschen 
fehlt das Geld für Miete, Heizen, Fahrkarten, Fortbildung, Schulsportwochen, 
Kulturveranstaltungen, Lokalbesuche, Schuhe etc.

Sichtbar Werden!

Öffentliche Aktion von Menschen mit Armutserfahrungen am Taubenmarkt in Linz.

Foto: Die Armutskonferenz
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Infamerweise hat der Neoliberalismus, der die Konzentration des Reichtums in 
den Händen weniger systematisch vorantreibt, die Ideologie der Eigenverant-
wortung für persönliche Geschicke in unsere Köpfe getrichtert. Konkret heißt 
das zum Beispiel: Selbst schuld, wenn du dir einen Partner ausgesucht hast, der 
dann die Alimente nicht zahlt. Selbst schuld, wenn du dich von deiner Depres-
sion so lähmen lässt, dass du es nicht zum AMS-Termin schaffst. Eine Folge: 
Armutsbetroffene verstecken sich schamvoll.
„Sichtbar Werden!“ heißt konsequenterweise eine Initiative, die seit 2006 
Menschen mit Armutserfahrung ermutigt, sich zu organisieren und zu vernet-
zen sowie mit Diskussionen, Demonstrationen, Kultur („Kein Kies zum Kur-
ven Kratzen“ der Theaterwerkstatt InterACT 2010) und Aktionismus („Der 
Drache der Armut“ bei der Wiener Regenbogenparade 2013) um Wahrneh-
mung und politische Mitsprache zu kämpfen. „Wir fordern mehr Respekt für 
unsere Situation und unsere Expertise, mehr Ressourcen zur Selbstorganisation 
und verstärkte Möglichkeiten der Mitbestimmung“, so die Teilnehmer_innen 
beim jüngsten österreichweiten Treffen.
„Wie organisieren wir uns im Web 2.0?“ heißt eine Veranstaltung der Work-
shop-Reihe von „Sichtbar Werden!“. Bereits seit zwei Jahren mit einem eigenen 
Blog im Internet vertreten ist zum Beispiel Peter Gach. Die Seite heißt (K)a 
Hak’n für’n Gach (Übersetzung: (K)eine Arbeit für den Gach) und erzählt von 
Schikanen und Gemeinheiten, mit denen sich erwerbsarbeitslos gewordene 
Menschen und andere Armutsbetroffene konfrontiert sehen. Geschrieben sind 
die Beiträge „aus rein individueller Sicht“, also unverblümt, etwa „Über die 
Ähnlichkeiten und Unterschiede von Diabetikern und neoliberalen Hosen-
scheißern“.

Links:
www.armutskonferenz.at 
www.petergach.wordpress.com
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Manchmal braucht es eine bestimmte Anzahl von Knoten, damit ein Netz auch 
zusammenhält, zum Beispiel ein „freies Netz“. Wobei hier interessanterweise 
gar keine Kabel verlegt werden, denn da käme mensch bei einem derartigen 
Projekt nicht weit, könnte nicht einfach hier ein Haus und dort eine Straße 
überspringen. Also wird drahtlos verknüpft, per Funk. Und spätestens jetzt ist 
klar, warum sich die diesbezügliche Initiative in Österreich Funkfeuer nennt.

Netzwerk-Allmenden

Jede und jeder ist ein gleichberechtigter Knoten im großen Kommunikationsnetz.

Foto: Peter A. Krobath
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Die Freifunk-Community versucht das umzusetzen, was das Internet ursprüng-
lich versprach: ein basisdemokratisches Netz, also eines, das nicht von einer 
zentralen Organisation betrieben wird, sondern von den vielen einzelnen Kno-
tenbetreiber_innen, die über Absprachen zusammenarbeiten. 
„Ist hier das Gratis-Internet?“, fragen die gern, die beim wöchentlichen Treffen 
von Funkfeuer neu hinzustoßen. „Der Internet-Zugang ist nur ein Bonus“, 
stellt Max vom Funkfeuer Graz klar. „Funkfeuer ist keine einseitige Geschichte. 
Man kriegt nur dadurch etwas heraus, indem man mit etwas hineingeht.“ Doch 
schön der Reihe nach.
Der erste Schritt führt aufs eigene Dach: Computer aufklappen und nachsehen, 
ob ein Funkfeuer-WLAN aufscheint. 
Wenn ja, folgt Schritt zwei: ein Besuch beim wöchentlichen Funkfeuer-Treffen 
zur sozialen Vernetzung. 
Schritt drei führt wieder aufs Dach: Eine geeignete Antenne montieren und 
einen Router zur Wohnung (meist findet sich Hilfe von der Gruppe).
Nun ist ein Empfangsknoten errichtet und gleichzeitig ein Sender, der sein Si-
gnal weitergibt. Je mehr Leute mitmachen, desto enger und ausfallssicherer 
wird das Netz. In diesem unabhängigen Netz können dann Texte, Musik und 
Filme ausgetauscht oder auch lokale Veranstaltungen und lizenzfreies Commu-
nity-Radio übertragen werden.
Die Freifunk-Netze sind als Teil der globalen Bewegung für freie Infrastruk-
turen und Netzwerk-Allmenden zu sehen. Im Medienbereich zählen hier die 
in den 1980er- und 1990er-Jahren von politischen Radiopirat_innen er-
kämpften Freien Radios dazu und die anfangs von Künstler_innen (Pionier-
rolle: „Video Initiative Graz“ 1977–81) geforderten Offenen Fernseh-Kanäle, 
die Bürger_innen die Infrastruktur im örtlichen Sendegebiet kostenfrei oder 
gegen geringes Nutzungsentgelt zur Verfügung stell(t)en.

Links:
www.funkfeuer.at 
www.okto.tv 
www.freie-radios.at
www.freie-radios.de
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„Es gibt keine Alternative“, lautet ein Leitspruch des Neoliberalismus. Er hat 
zwar schon über 30 Jahre auf dem Buckel, hält sich aber immer noch unter den 
Top Ten der Politiker_innen-Phrasen. Wie ein unumstößliches Naturgesetz 
wird er vor allem in diversen Budgetreden rezitiert, marmorgewichtig, pathe-
tisch, als eine nicht weiter zu hinterfragende Erklärung des gerade präsentierten 
Sparpakets.

Es gibt viele Alternativen!

Der Staat ist nicht für die Konzerne da, sondern um das gute Leben für alle zu organisieren.

Foto: Peter A. Krobath
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Dass es zur fortgesetzten Umverteilung von unten nach oben sehr wohl Alter-
nativen gibt und diese als Schutz vor weiteren Krisen dringend notwendig sind, 
zeigte die Allianz Wege aus der Krise zuletzt im „Alternativen Zukunftsbudget 
für 2013“ auf – medienwirksam wenige Tage vor der Budgetrede der österrei-
chischen Finanzministerin. Das Besondere an diesem seit 2010 bestehenden 
Bündnis von NGOs ist die Breite und Vielfalt der teilnehmenden Organisatio-
nen, die von Hochschülerschaft und Gewerkschaften über die Armutskonfe-
renz und Attac bis zu Greenpeace und Global 2000 reicht.
Unter der Perspektive des „guten, zukunftsfähigen Lebens für alle“ finden sich 
zunehmend neue Allianzen von sozial engagierten Gruppen mit Umweltbewe-
gungen. Denn soziale und ökologische Probleme haben nicht selten dieselben 
Ursachen und gemeinsame Lösungen. Und durch die Abhängigkeit der postde-
mokratischen Politik von der Wirtschaft (der Kauf einer Partei durch einen 
Milliardär ist dafür nur ein besonders augenscheinliches Beispiel) bekommen 
diese Netzwerke der Zivilgesellschaft eine neue Identität als einzig wirklich sys-
temverändernde Kraft.

Links:
www.wege-aus-der-krise.at 
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Judith Pühringer, Philipp Hammer

Sozialwirtschaft als Alternativwirtschaft?  
Soziale Unternehmen, Commons und Solidarische Ökonomie

Soziale Unternehmen sind spezielle Unternehmen: Sie sind gemeinwohl-
orientiert und verfolgen wirtschaftliche, soziale, arbeitsmarktpolitische 
und oftmals auch ökologische Ziele in gleichem Ausmaß. Doch haben sie 
tatsächlich das Potenzial für die Entwicklung hin zu einer Alternativ-
wirtschaft, welche ihren Namen auch verdient? Was sind berechtigte Kri-
tikpunkte an Sozialen Unternehmen in Österreich und wie könnten sie 
sich in Richtung einer Solidarischen Ökonomie weiterentwickeln?

In diesem Beitrag sollen die Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen dem 
Konzept der Solidarischen Ökonomie und der Landschaft Sozialer Unterneh-
men in Österreich untersucht werden. Dabei möchten wird im Besonderen auf 
gemeinnützige Soziale Unternehmen aus dem arbeitsmarktpolitischen Bereich 
eingehen – auf sozialökonomische Betriebe und gemeinnützige Beschäftigungs-
projekte. Diese Organisationen sind nicht profitorientiert und beschäftigen ar-
beitsmarktferne Menschen, um sie mithilfe einer zeitlich befristeten Beschäfti-
gung und sozialarbeiterischer Betreuung langsam wieder an den Arbeitsmarkt 
heranzuführen. Das Ziel der sogenannten Transitbeschäftigung in diesen Unter-
nehmen ist die Vermittlung zu einem Arbeitsplatz im regulären Arbeitsmarkt. 
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Solidarische Ökonomie und Social Business als alternative  
Wirtschaftsformen
Sowohl Solidarische Ökonomie als auch Social Business und Soziale Unterneh-
men werden – jeweils von sehr unterschiedlichen Akteur_innen – als alternative 
und zukunftsorientierte Formen des Wirtschaftens in einer kapitalistischen Öko-
nomie gesehen. Oft werden diese Begriffe aber auch verquickt und jeweils verein-
nahmt und sind anfällig für Konflikte im Inneren sowie für Vereinnahmungsver-
suche von außen (vgl. Exner/Kratzwald 2012: 9).
Der rund um Social Entrepreneurship und Soziale Unternehmen geführte Diskurs 
ist dabei oft sehr unpolitisch und beschränkt sich auf die Lösung sozialer Proble-
me durch das unternehmerische Denken und Handeln von außergewöhnlichen 
Unternehmer_innenpersönlichkeiten. „Every single problem can be converted to 
a social business“, meint Muhammad Yunus (Twittermeldung vom 7. März 
2013) und definiert das Soziale Unternehmen ohne weitere Einschränkungen als 
„non-loss, non-dividend company that is created to address and solve a social 
problem“. Überspitzt zusammengefasst: für jedes Problem gäbe es ein passendes 
Geschäftsmodell, welches nur durch innovative Unternehmer_innen entdeckt 
und entwickelt werden müsste. So verleitend einfach dieses Modell klingt, so 
gefährlich kann es werden, wenn der Staat aus seiner gesellschafts- und sozialpo-
litischen Verantwortung entlassen wird und die strukturellen Ursachen für Unge-
rechtigkeit und soziale Probleme ignoriert werden. Habisch hat völlig recht: „Ge-
sellschaftliche UnternehmerInnen können und wollen [und sollen, Anm. d. A.] 
(sozial-)staatliches Handeln nicht breitflächig ersetzen. [...] Es ist der Sozialstaat, 
der die innovativen Impulse gesellschaftlichen Unternehmertums institutionali-
sieren und mithin ‚auf Dauerbetrieb‘ umstellen kann“ (Habisch 2011: 58).
In den Diskussionen rund um das Thema Solidarische Ökonomie tritt Gemein-
schaft, freiwillige Kooperation und Solidarität an die Stelle der für Social Entre-
preneurship oft prägenden Unternehmer_innen. Sven Giegold definiert die Soli-
darischen Ökonomien als „Formen des Wirtschaftens, die menschliche Bedürf-
nisse auf Basis freiwilliger Kooperation, Selbstorganisation und gegenseitiger 
Hilfe befriedigen. Das Prinzip der Solidarität steht dabei im Gegensatz zur Ori-
entierung an Konkurrenz, falsch verstandener, da unsolidarischer Eigenverant-
wortung und Gewinnmaximierung in kapitalistischen Marktwirtschaften“ (Gie-
gold 2012: 266). In den oft stark lokal verwurzelten solidarökonomischen Unter-
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nehmen geht es also vor allem um die Befriedigung von menschlichen Bedürfnis-
sen und nicht um den erwirtschafteten Gewinn. Das Motiv und Ziel ihres Wirt-
schaftens ist zum Beispiel die Schaffung von Wohnraum, Produkten oder Ar-
beitsplätzen. Anstelle des Kapitals steht die Arbeit und Entwicklung der Men-
schen im Zentrum der Unternehmen, wobei gemeinschaftlich und demokratisch 
über die Nutzung von Ressourcen und Produktionsmitteln entschieden wird 
(vgl. Voß 2010: 11–19).
Die in diesem Artikel zusammenfassend und vereinfachend als Soziale Unterneh-
men bezeichneten sozialökonomischen Betriebe, gemeinnützigen Beschäfti-
gungsprojekte oder gemeinnützigen Beratungs- und Betreuungseinrichtungen 
im arbeitsmarktpolitischen Bereich erfüllen natürlich nicht die wichtigsten Ei-
genschaften, um als Teil der Solidarischen Ökonomie bezeichnet zu werden: Ih-
nen mangelt es vor allem an einer demokratischen Unternehmensform, in der 
alle Beschäftigten auf Basis von freiwilliger Kooperation und Solidarität zusam-
menarbeiten. Gleichzeitig passen sie aber auch nicht uneingeschränkt in die neue 
und „strahlende“ Welt rund um Corporate Social Responsibility (CSR) und Social 
Entrepreneurship, die uneingeschränkt auf die Problemlösungskraft von Unter-
nehmen vertrauen. Sie stehen zwischen diesen beiden Welten und könnten sich 
in Zukunft zu einem wichtigen Teil von alternativen und solidarischen Unter-
nehmen in Österreich weiterentwickeln: Sozialökonomische Betriebe und ge-
meinnützige Beschäftigungsprojekte sind bereits jetzt gemeinnützige Unterneh-
men, die nicht nach höchstmöglichen Profiten streben, sondern versuchen, lang-
zeitarbeitslose und benachteiligte Menschen beim (Wieder-)Einstieg in den Ar-
beitsmarkt und die Gesellschaft zu unterstützen. Trotzdem sind sie in Österreich 
immer noch hierarchisch geführte Unternehmen, während vergleichbare Betrie-
be in Italien oder Belgien großteils als Genossenschaften organisiert sind. Die 
Groupe Terre (www.terre.be) in Belgien funktioniert beispielsweise als gemein-
nütziges und basisdemokratisch geführtes Unternehmen mit rund 300 dauerhaft 
beschäftigten Menschen. Alle Mitarbeiter_innen, die länger als ein Jahr für Terre 
arbeiten, haben in der Generalversammlung jeweils eine Stimme und entschei-
den so über den Ankauf von Produktionsmitteln, die zukünftige Entwicklung 
des Unternehmens und auch über das Gehalt der leitenden Angestellten.
Bei bestehenden Sozialen Unternehmen ist auch die Freiwilligkeit bei der zeitlich 
befristeten Beschäftigung von Transitmitarbeiter_innen nicht gesichert: Laut den 
aktuellen Förderrichtlinien werden Transitmitarbeiter_innen den Sozialen Unter-
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nehmen durch das AMS zugewiesen und die Weigerung, eine Stelle als Transit-
mitarbeiter_in anzunehmen, kann zu einer Sperre des Arbeitslosengeldes führen. 
Die Transitbeschäftigung in einem Sozialen Unternehmen ist daher – wie oft von 
manchen Arbeitsloseninitiativen betont – im Grunde eine „Zwangsmaßnahme“. 
Trotz dieser Feststellung sind Soziale Unternehmen eine Unternehmensform 
der Gegenwart und Zukunft und haben das Potenzial, sich weiter an die Ideale 
der Solidarischen Ökonomie anzunähern. Sie sind bereits jetzt Unternehmen, 
die in einem durch Wettbewerb, Druck und Konkurrenz geprägten Arbeits-
markt einen Unterschied ausmachen: für viele befristet beschäftigte Transitmit-
arbeiter_innen, die oft zum ersten Mal in ihrem Erwerbsleben Wertschätzung, 
Menschlichkeit und Anerkennung erfahren, aber auch in ihrem Anspruch wirt-
schaftlich zu sein und ihrem Bemühen darum, ihren sozialen Integrationsauf-
trag durch qualitätsvolle und existenzsichernde Beschäftigung sowie durch Be-
ratung und Bildung zu erfüllen. 

Soziale (Integrations-)Unternehmen und Perspektiven  
zur Weiterentwicklung
Andreas Exner und Brigitte Kratzwald ist zuzustimmen, wenn sie feststellen, 
dass die „sozialökonomischen Betriebe in Österreich […] eher das Gegenteil 
einer Alternative zum Kapitalismus“ sind (Exner/Kratzwald 2012: 9). Sie sind 
entstanden, um vom kapitalistischen Arbeitsmarkt ausgegrenzte Menschen auf-
zufangen und durch auf maximal ein Jahr befristete Beschäftigung in einem ge-
schützten Rahmen wieder auf den regulären Arbeitsmarkt vorzubereiten. Daher 
bieten sie keine dauerhafte Alternative zur Erwerbsarbeit in einem vom Kapita-
lismus geprägten Arbeitsmarkt.
Trotzdem sind diese gemeinnützigen Unternehmen geprägt von einigen Ele-
menten, die eigentlich für die Solidarische Ökonomie kennzeichnend sind: Das 
Entstehen von Solidarischen Ökonomien ist oft eng mit Fehlentwicklungen in 
Markt und Staat verknüpft. Organisationen im Bereich der Solidarischen Öko-
nomie entstehen „in der Regel aus der Kritik am vorhandenen Angebot des 
Staates oder des Marktes“ und versuchen, „jene Blindstellen zu bedienen, die 
weder von profitorientierten Unternehmen noch von staatlichen Stellen und 
auch nicht über die informelle Eigenarbeit befriedigend abgedeckt werden kön-
nen“ (Anastasiadis o. J.: 1). Die Sozialwirtschaft beziehungsweise im Speziellen 
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die gemeinnützigen Sozialen (Integrations-)Unternehmen in Österreich positio-
nieren sich genau in diesem Bereich zwischen Staat, Markt und Eigenarbeit. 
Viele von ihnen entstanden ursprünglich aus Selbsthilfegruppen oder aus den 
Initiativen engagierter Sozialarbeiter_innen im arbeitsmarktpolitischen Bereich, 
die sich während der Krise in den 1970er- und 1980er-Jahren mit einer steigen-
den Arbeitslosigkeit (und damit einem Versagen von Staat und Markt) konfron-
tiert sahen. Die sogenannte experimentelle Arbeitsmarktpolitik und die Aktion 
8000 unter Sozialminister Alfred Dallinger förderten nicht nur das Entstehen 
dieser Initiativen, sondern sicherten auch ihr dauerhaftes Bestehen und gelten 
als zwei der wichtigsten Faktoren für die Entwicklung jener Betriebe und Orga-
nisationen, die heute als sozialökonomische Betriebe und gemeinnützige Be-
schäftigungsprojekte bekannt sind. 
Soziale Organisationen arbeiten sehr oft mit und für Menschen, die selbst keine 
Lobby haben, ihre Anliegen und Forderungen kaum lautstark und vor relevanten 
Entscheidungsträger_innen formulieren können und ihnen zustehende Rechts-
ansprüche allein nur unzureichend durchsetzen können. Sie sehen sich daher oft 
nicht nur als Dienstleisterinnen, sondern auch als Unterstützerinnen und Vertre-
terinnen der bei ihnen beschäftigten Transitmitarbeiter_innen. Der Kostendruck 
durch staatliche Auftraggeber_innen stellt jedoch eine erhebliche Gefahr dar: 
„Die Decke zwischen wirtschaftlichem und sozialem Handeln ist hauchdünn 
[…]. Langfristig betrachtet gefährdet eine Strategie öffentlicher Beauftragung, 
die alleinig auf den Preis und nicht auf die Qualität ihre Aufmerksamkeit lenkt 
das innovative und gesellschaftsgestaltende Element“ (Anastasiadis o. J.: 8) dieser 
Organisationen. Gerade diese „Anwaltschaft“ und das Eintreten für bestimmte 
Personen und Personengruppen in politischen Prozessen ist es aber, das tatsäch-
lich und langfristig soziale Probleme an der Wurzel packen kann, weil Fragen von 
Verteilung gestellt und Machtverhältnisse verändert werden. 
Gerade angesichts dieser Advocacy-Funktion ist die fehlende Teilhabe und Mit-
bestimmung der Mitarbeiter_innen ein berechtigter Kritikpunkt an Sozialen 
Unternehmen. Die Rechtsform der Genossenschaften wäre daher ein interessan-
tes und wirksames Vorbild für die künftige Weiterentwicklung der Sozialen Un-
ternehmen: Sie würde nicht nur die Partizipation und Mitbestimmung der Mit-
arbeiter_innen garantieren, sondern auch Solidarität innerhalb des Unterneh-
mens sicherstellen. Analog dazu sollte in Zukunft anstelle des Zwangs im Zugang 
zu einer Transitbeschäftigung die Freiwilligkeit treten: Die Transitbeschäftigung 
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in sozialökonomischen Betrieben und gemeinnützigen Beschäftigungsprojekten 
ist laut den aktuellen Förderrichtlinien nur nach einer Zuweisung durch das 
AMS möglich – bei Ablehnung einer zugewiesenen Stelle drohen Sanktionen wie 
der Entzug des Arbeitslosengeldes. Unter diesem Zwangscharakter leiden nicht 
nur jene Transitmitarbeiter_innen, die unfreiwillig beschäftigt werden, sondern 
auch das eigentliche Ziel der Sozialen Unternehmen – die Reintegration ihrer 
Beschäftigten in den Arbeitsmarkt –, da der Zwang im Gegensatz zur Förderung 
und Unterstützung der Transitmitarbeiter_innen in einem geschützten Bereich 
des Arbeitsmarktes steht. 
Wünschenswert wäre auch der Ausbau der Schnittstellenfunktion der Transitbe-
schäftigung in sozialintegrativen Unternehmen als Verbindung zwischen dem re-
gulären Arbeitsmarkt und einem auf dauerhaftere Beschäftigung ausgelegten 
Übergangsarbeitsmarkt für Menschen, die am regulären Arbeitsmarkt nicht Fuß 
fassen können. In Österreich ist dieser Übergangsarbeitsmarkt vergleichsweise 
stark ausgebaut, es existiert jedoch nur eine kleine Zahl an dauerhaft(er)en Ar-
beitsplätzen. Gemeinsam mit der einseitigen Zielsetzung für sozialintegrative Un-
ternehmen (Integration in den ersten Arbeitsmarkt) führt dies für die betroffenen 
Personen oft zu einem endlosen Kreislauf und der wiederholten Transitbeschäfti-
gung ohne realistische Chancen auf eine dauerhafte Vermittlung in den regulären 
Arbeitsmarkt (vgl. Dimmel 2000: 95). Dauerhafte Beschäftigungsmöglichkeiten 
wären der erste Schritt, um (Transit-)Mitarbeiter_innen auch in Bezug auf Betei-
ligung und Teilhabe anders in die Unternehmen zu integrieren als bisher. 
Neben dem Drehen an kleinen Schrauben stellt sich die Frage, wohin die Reise 
für Soziale Unternehmen gehen könnte. Welche ersten Schritte hin zu einer soli-
darökonomischen und commonsbasierten Produktionsweise könnten Soziale 
Unternehmen gehen?
Exner und Kratzwald unterscheiden commonsbasierte Produktionsweisen und 
Entscheidungsstrukturen auf jeweils unterschiedlichen Organisationsniveaus 
(vgl. Exner/Kratzwald 2012: 92). Einerseits gibt es die schon erwähnte Organisa-
tionsform der Genossenschaft oder Kooperative, die auf sozialer Gleichheit der 
Mitglieder und freiwilliger Kooperation basiert. Ziel ist nicht die Kapitalverwer-
tung, sondern die Förderung der Mitglieder, es herrscht das Identitätsprinzip 
(Käufer_in und Verkäufer_in, Mieter_in und Vermieter_in etc. fallen in einer 
Rolle zusammen) und außerdem das Demokratieprinzip. Exner und Kratzwald 
betonen aber, dass Genossenschaften, solange sie in die Marktwirtschaft einge-
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bunden sind, keine Solidarische Ökonomie bilden – sie können lediglich ein 
entscheidender Schritt in Richtung einer Solidarischen Postwachstumsökonomie 
sein beziehungsweise für eine Solidarische Ökonomie förderlich sein, wenn sich 
Kooperativen in sozialen Kämpfen mit dem Ziel der Aneignung von Ressourcen 
verorten (vgl. Exner/Kratzwald 2012: 95).
Einige internationale Beispiele von Kooperativen gehen in Bezug auf die Prinzi-
pien des Commoning und der Solidarischen Ökonomie weiter: So beispielsweise 
das Netzwerk der Kooperativen in Venezuela, Cecosesola, welches das Profit-
prinzip gänzlich ablehnt, über kein Management verfügt und wo es den Mitglie-
dern wesentlich um die Herausbildung neuer sozialer Beziehungen gegen die 
Muster der patriarchalen und von Machthierarchie geprägten Gesellschaft geht. 
Die Mondragón Corporación Cooperativa im Baskenland ist ein anderes Bei-
spiel, zu dem es aber auch viele kritische Stimmen und Untersuchungen gibt, was 
beispielsweise die Rolle des Managements oder auch die Diskriminierung von 
Frauen betrifft. Ein weiteres Beispiel stellt die jüdische Kibbuz-Bewegung dar,  
die vor allem im urbanen Raum wieder stärkeren Zulauf erfährt (vgl. Exner/
Kratzwald 2012: 101–104).
Ein Patentrezept für das Commoning im Bereich der (Solidarischen) Ökonomie 
gibt es vermutlich nicht. Exner und Kratzwald folgern in ihrem Buch, dass „Ver-
änderung nur gelingen kann, wenn praktische Lösungen für die Bewältigung der 
Widersprüche zwischen Kooperation und Konkurrenz, konstituierender und 
konstituierter Macht, zwischen Commons und Kapital gefunden werden“ (Ex-
ner/Kratzwald 2012: 124–125). Entscheidend für eine gelungene Lösung jen-
seits von Markt und Staat ist weniger die jeweilige Organisationsform, als viel-
mehr die Perspektive der Beteiligten und das Verhältnis zum bestehenden Sys-
tem, die als Grundlage dienen können, um Tätigkeiten des Commoning im 
wirtschaftlichen Leben und in der konkreten Arbeitsumgebung zu identifizieren, 
zu stärken und weiterzuentwickeln. Die Grundfrage ist also die, ob eine Unter-
nehmensalternative die jeweilige Autonomie der Beteiligten erhöht und ihnen 
neue Verwirklichungschancen jenseits von Markt und Staat eröffnet. Es geht da-
her immer auch um (übergreifende) soziale Kämpfe und Aushandlungsprozesse. 
Soziale Unternehmen der Sozialwirtschaft haben ein großes Potenzial, diese Prin-
zipien zu entdecken, zu erlernen und umzusetzen, weil sie bereits jetzt einige 
wesentliche und entscheidende Unterschiede zu herkömmlichen konkurrenz- 
und profitorientierten Unternehmen aufweisen und nicht zuletzt auch deshalb, 



238

weil die Frage nach sozialen Kämpfen sowie Fragen von Verteilungsgerechtigkeit 
zumindest in der Gründungsidee vieler Sozialer Unternehmen eine sehr zentrale 
Rolle gespielt hat und weiterhin spielt.
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Nikolaus Dimmel, Katharina Meichenitsch

Social Entrepreneurs. Profit in der Sozialwirtschaft

Das Wachstumspotenzial des Sozial- und Gesundheitssektors wurde von 
der Europäischen Kommission erkannt und soll mit der Social Business 
Initative gefördert werden. Ob die Modelle von Social Businesses und 
Social Entrepreneurs jedoch geeignet sind, der umfassenden öffentlichen 
Verantwortung in der Daseinsvorsorge dienlich zu sein, bzw. wo die Un-
terschiede zu bisherigen Formen der wohlfahrtsstaatlichen Leistungser-
bringung liegen, wird in diesem Beitrag diskutiert.

Social Business und Social Entrepreneurs in der Europäischen Union
Commons verorten sich als neue soziale Alternative zu rein marktförmigen bzw. 
rein staatlich organisierten sozialen Dienstleistungen. Sie wollen nicht die Lö-
sung, sondern der Perspektivenwechsel sein, der neue Lösungen möglich macht 
(vgl. Exner/Kratzwald 2012). In diese Richtung gehen die Konzepte, die unter 
dem Titel „Social Entrepreneur“ die politische Bühne derzeit erobern, jedenfalls 
nicht – auch wenn sie die Begriffe „neu“ und „Innovation“ im Marketingauf-
tritt führen.
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Denn die Wirtschafts- und Finanzkrise der EU, verbunden mit niedrigen 
Wachstumsprognosen und der Aussicht des Übergangs von einer Rezession in 
eine Depression, lenkte die Aufmerksamkeit der Europäischen Kommission auf 
einen Bereich der Wirtschaft, der regelhaft in Zeiten von Krisen und sozialem 
Wandel (Arbeitsplatz-)Wachstum verzeichnet: den Sozial- und Gesundheitsbe-
reich. Dies war Ausgangspunkt für den im Mai 2010 vorgestellten BEPA- 
Report und seine strategischen Festlegungen. Das BEPA (Bureau of European 
Policy Advisers) ist ein interner Thinktank der EU-Kommission; der Report 
trägt den Titel „Empowering people, driving change: Social innovation in the 
European Union“. Seit Veröffentlichung dieses Reports findet sich das Konzept 
der sozialen Innovation nicht nur in der EU-2020-Strategie (in diesem Kontext 
bezieht sich eine der insgesamt sieben „flagship initiatives“ ausschließlich auf 
Innovation), sondern auch in den Mitteilungen und einer Social-Business- 
Initiative der Kommission1 wieder. Diese Social-Business-Initiative verfolgt das 
Ziel, „Social Business“ (SB) so zu fördern, dass einerseits die Mittel öffentlicher 
Haushalte aufgrund der steigenden Staatsverschuldung effizienter und zielge-
richteter eingesetzt und andererseits vermehrt private Finanzmittel in diesem 
Sektor aufgebracht bzw. investiert werden. Beides zusammen soll Wachstum 
stimulieren und zu mehr Beschäftigung führen. 
Im vorliegenden Beitrag sollen diese Bestrebungen der EU, Social Business (SB) 
und Social Entrepreneurs (SE; Sozialunternehmer; soziales Unternehmertum) 
zu promoten, durchleuchtet werden. Die Konzepte von SB und SE werden da-
bei einer kritischen Analyse unterzogen. Wir erörtern, welche Herausforderun-
gen für den Wohlfahrtsstaat bzw. das Angebot von Gütern und Dienstleistungen 
im allgemeinen Interesse daraus entstehen. Nicht zuletzt werden wir versuchen, 
die Konzepte von SE und SB von derzeit bereits etablierten Formen der sozialen 
Dienstleistungserbringung wie NPO, NGO und SPO abzugrenzen.

Zur Problematik der Definition von Social Business
Was SB gemäß der Europäischen Union ist bzw. sein soll, bleibt unklar – wie 
alle anderen Regulierungsprojekte der Kommission im Feld der Sozialwirt-
schaft. So wird als Hauptakteur der SB-Initiative das SB als Gesamtheit „der 

1  http://ec.europa.eu/internal_market/social_business/index_de.htm 
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social enterprises“ identifiziert, wobei diese „social enterprises“ sowohl gewinn-
orientiert als auch gemeinnützig sein können, vor allem aber Profite zur sozia-
len Zielerreichung erwirtschaften wollen: „A social enterprise is an operator in the 
social economy whose main objective is to have a social impact rather than make a 
profit for their owners or shareholders. It operates by providing goods and services for 
the market in an entrepreneurial and innovative fashion and uses its profits prima-
rily to achieve social objectives. It is managed in an open and responsible manner 
and, in particular, involve employees, consumers and stakeholders affected by its 
commercial activities“ (European Commission 2011: 2). Was soziale Zielerrei-
chung meint, bleibt im Dunkeln. Zugleich ist der Begriff der SB so weit formu-
liert, dass eigentlich alle Unternehmen darunter fallen. Zum SB zählen zum 
einen gemeinnützige und gewinnorientierte Unternehmen, die Sozialdienstleis-
tungen erbringen (z. B. Betreuung von älteren Menschen und von Menschen 
mit Behinderungen, Kinderbetreuung, soziale Arbeitsmarktprojekte etc.), zum 
anderen aber auch Unternehmen, die bei der Produktion von Gütern oder 
Dienstleistungen soziale Ziele anstreben (z. B. Bedarfsdeckung, soziale und be-
rufliche Eingliederung, Teilhabe an technologischer Infrastruktur), wobei deren 
Tätigkeit jedoch auch nicht sozial ausgerichtete Güter und Dienstleistungen 
umfassen kann. Was SB also ist, bleibt unklar. 
Die Uneindeutigkeit der SB-Definition ist kein Spezifikum der Kommission. 
Sie spiegelt sich auch in ökonomischen Diskursen. Dacin et al. (2010, zitiert in 
Millner et al. 2013: 433) weisen 37 unterschiedliche, vielfach nicht klar abge-
grenzte Definitionen allein für den Begriff „Social Entrepreneurship“ (SE) 
nach; Ähnliches findet sich bei Defourny/Nyssens (2008) oder Dart (2004). 
Trotzdem (oder vielleicht gerade deswegen) ist das Thema en vogue: In den 
letzten zehn Jahren stieg die Anzahl der Publikationen zum Thema SE in Pro-
Quest, einer der größten elektronischen wissenschaftlichen Datenbanken, von 
31 auf 738, zum Thema „Corporate Social Responsibility“ von 531 auf 6.082 
und zum Thema „Social Investment“ von 92 auf 678 (vgl. Millner et al. 2013).

Soziale Innovation?
Die hier zum Ausdruck kommende Diffusität des (sozialen) Innovationsver-
ständnisses lässt das einschlägige Publikum der Sozialwirtschaft vorerst einmal 
ratlos: Soziale Innovation hat der Kommission zufolge soziale und technolo-
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gische Dimensionen; soziale Innovation schließt gewinnorientierte und ge-
meinnützige Unternehmen ein. Sohin ist weder die Rechtsform noch die 
Branche noch die Gewinnorientierung ein Unterscheidungskriterium. Nach-
dem alles, was „social impact“ auf Märkten hat, der Kommission als sozial 
innovativ gilt, stellt sich umgekehrt die Frage, ob irgendeine Form von Pro-
duktion denkbar ist, die keinen sozialen Impact hat. Wir meinen diese Frage 
verneinen zu können. Dass jegliche Form kapitalistischer Produktion „social 
impact“ hat, lässt sich schon in Fred Hirschs Ausführungen über die sozialen 
Kosten der Marktwirtschaft (1978) nachlesen. Die Kommission betrachtet 
jedes Unternehmen, welches Mitarbeiter_innen und Konsument_innen so-
wie Stakeholder involviert, als sozial innovativ. Es dürfte wohl kein kompeti-
tives Unternehmen geben, welches dies nicht tut. Dass jede Innovation sozia-
le und technologische Dimensionen aufweist, worauf die Kommission in ih-
ren Papieren hinzuweisen nicht müde wird, ist ein Gemeinplatz, der im Übri-
gen seit Braverman (1977) geläufig ist. Auch dass soziale Innovation als Stra-
tegie die Verwertbarkeit der Arbeitskraft als „social man“ verbessert/erhöht, ist 
hinlänglich bekannt, geht dies doch auf Majo’s Hawthorne-Experimente 
1924–32 zurück (vgl. Carey 1967). 
Dass die Einbindung von Mitarbeiter_innen in das Unternehmen als „soziale 
Innovation“ dessen Produktivität steigert, ist ein Ergebnis der „Toyotismus“-
Forschung der 1970er-Jahre (vgl. Womack et al. 1991) und wird in endlosen 
Wiederholungen ein und derselben Management-Idee (zuletzt vom indischen 
Tata-Konzern preisgekrönt: Lynda Gratton 2011) vorgetragen. Wir verstehen 
daher nicht, was das Innovative dieser Konzeption 2013 sein soll. Schon bei 
Alvin Toffler haben wir erfahren, dass die Einbindung von Konsument_innen 
in den Produktionsprozess als „Prosumer“ sozial innovativ wäre (1983). Und 
dass die Einbindung von Stakeholdern ein Instrument zur Vertiefung der 
Marktreichweite von Unternehmen ist, haben uns Boltanksi/Chiapello (1999) 
gelehrt. Was also will uns das Konzept der Kommission sagen, in dem kein 
funktionaler Unterschied zwischen Gewinnorientierung und Gemeinnützig-
keit mehr gemacht wird – womit ganz nebenbei das wesentliche Kriterium 
aller Sozialwirtschaft zum Verschwinden gebracht wird – und in dem soziale 
Innovation nicht anderes meint, als in jedem beliebigen Management-Lehr-
buch über Strategien der Profitmaximierung in For-Profit-Unternehmen nach-
zulesen ist?
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Zur „Hidden Agenda“ des Social Entrepreneurships
In seiner Substanz basiert dieses Verständnis sozialer Innovation, ausgedrückt in 
den Figuren des SB und der SE, auf dem Konzept, sozialstaatliche Integrations- 
und Inklusionsleistungen gewinnorientiert zu reorganisieren und zu vermarkt-
lichen. Es geht im Kern darum, im Sinne einer „finanzkapitalistischen Land-
nahme“ (Dörre 2009: 3) den Wohlfahrtsstaat als Bereich der öffentlichen Da-
seinsvorsorge dem Zugriff des Kapitals zu öffnen. Formschön beschreibt Petra 
Künkel (2013) die damit verbundene Marketing-Herausforderung im briti-
schen Guardian: „Stakeholder cooperation can improve business performance. 
Even the late adapters realise that not keeping good relationships with stakehol-
ders can have a damaging effect, not just on reputation but also on actual pro-
ject results. [...] Stakeholder engagement requires a new set of skills within com-
panies to engage with the world beyond. They (have to) consider stakeholder 
engagement as part of day to day operations in their core business. [...] There is 
an increasing tendency for companies to do what good governments already do: 
become better by engaging their stakeholders. Coca Cola, for example, is trying 
by taking a collective action approach to rising water challenges, Nestlé is wrest-
ling to find solutions for a more sustainable cocoa value chain and Kraft Foods 
supports African Cashew farmers. Stakeholder engagement can work and create 
shared value.“ Gewinnorientierte Unternehmen sollen also Aufgaben sowohl 
des regulierenden Staates als auch des Gemeinwesens übernehmen oder den 
gemeinwesenbezogenen Wert ihres Tuns themenbezogen, proaktiv, lernorien-
tiert, messbar und methodisch vorgehend herausheben. Sie können damit suk-
zessive Bereiche vormals ausschließlich staatlichen Handelns erschließen und 
übernehmen. Umgekehrt sollen sich gemeinnützige, bislang noch überwiegend 
von staatlichen Leistungsentgelten und Subventionen abhängige sozialwirt-
schaftliche Unternehmen in kompetitive, markt- und gewinnorientierte ver-
wandeln. Gergs (2011) schreibt in diesem Kontext bereits das Ende des Sozial-
managements und den Aufstieg des SE-Konzeptes herbei. In seinem Kern be-
zieht sich das SB/SE-Konzept auf eine Debatte der Managementlehre, deren 
Ikonen Porter/Kramer (2006) in einem als Meilenstein bejubelten Beitrag das 
Konzept des „shared value“ entwickelt haben, wonach Unternehmen ihren Pro-
fit dadurch steigern und nachhaltig stabilisieren können, dass sie ihre Produk-
tions- und Vermarktungsstrategien um soziale und ökologische Aspekte erwei-
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tern, ihr Handeln also als gesellschaftlich nützlich darstellen. Die Harvard Busi-
ness Review hat dies umgehend als „Neuerfindung des Kapitalismus“ (Harvard 
Business Manager 2011) betitelt. Profit hat neuerdings „sozialen Wert“. Freilich 
tritt uns dieser Gedanke bereits bei Aristoteles entgegen, der bekanntlich zwi-
schen der Chrematistik als der Ökonomie des Geldvermehrens und der Oiko-
nomia als Ökonomie der Versorgung differenziert hat. Nichtsdestotrotz scheint 
der Kommission mit dem „social value“ nunmehr ein Konzept der SE und des 
Social Entrepreneurs zugrunde gelegt, welches einerseits Sozialakzeptanz- und 
Sozialverträglichkeitsaspekte in den Marketingstrategien gewinnwirtschaftli-
cher Unternehmen implementieren, andererseits den Bereich der Daseinsvor-
sorge, insbesondere der Sozialen Dienste, gewinnwirtschaftlich orientierten 
Unternehmen öffnen könnte. Das SE-Konzept ist damit passgenau das kom-
plementäre Management-Instrument zur Strategie der Vermarktlichung und 
Privatisierung staatlicher Leistungserbringung, wie sie etwa in der Vergabericht-
linie 2002 sowie der Dienstleistungsrichtlinie 2006 ihren Ausdruck fand. In 
dem Maße, in dem wohlfahrtsstaatliche Sicherungssysteme im Zuge der finanz-
kapitalistischen Krisenbewältigung als „Revolution von oben“ (Vogel 2013) 
rückgebaut oder zerstört werden, schreibt man den Unternehmen komplemen-
tär sozialpolitische Leistungskapazitäten zu. So zielt das ideologische Projekt 
der „social innovation“ bzw. der SB-Initiative auf die fundamentale Delegitima-
tion der öffentlichen, wohlfahrtsstaatlichen Daseinsvorsorge, während es das 
Feld der Daseinsvorsorge gleichzeitig privatnützigen Unternehmen öffnet. 

Outcome
Hartmann (2012) rekonstruiert den tatsächlichen Outcome von Social Enter-
prises anhand einer Fülle von Beispielen als Markterschließung durch sich als 
„Sozial-Samariter“ gebärdende Unternehmen, die allerdings nichts anderes als 
eine kapitalistische Landnahme von bislang noch nicht als Markt erschlosse-
nen Reproduktionsformen darstellen. Elkington/Hartigan (2008: 85 ff.) be-
schreiben das Grundmotiv des Social Entrepreneurs formschön als „Identify-
ing Market Opportunities“ in jenen Bereichen, in denen bislang gar kein 
Markt vorhanden war. Scheinbar indifferent hält man in der Debatte offen, 
dass Social Entrepreneurs strikt an Gewinnerzielungszielen fixiert sein können, 
Gewinne reinvestieren können, um soziale Zwecke zu realisieren, aber auch 
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gemein nützig-sozialwirtschaftlich tätig sein können (vgl. Mook et al. 2012). 
Zugleich wird eingeschränkt, dass „market-based social economy firms such as 
social enterprises, social purpose businesses, co-operatives, credit unions, and 
community economic development corporations aim to meet distinct social 
needs while making money“ (Mook et al. 2012: 2). Dabei liegt auf der Hand, 
dass sich die bestehenden gemeinnützigen sozialwirtschaftlichen Unterneh-
men im Rahmen der Fähigkeiten und Behinderungen ihrer Klient_innen nie-
mals in strikt gewinnorientierte Unternehmen verwandeln können. Dort, wo 
Schritte in diese Richtung unternommen werden, kommt es zu einem „Crea-
ming“ und einer Ausgrenzung jener Klient_innen, die kompetitiven Marktbe-
dingungen nicht standhalten können. Unter „Creaming“ wird ein Prozess ver-
standen, in dem sozialwirtschaftliche Dienstleister vor allem mit jenen Kli-
ent_innen arbeiten, die entsprechend den Vorgaben der öffentlichen Co-Fi-
nanciers mitwirken und deren Probleme ohne größeren Aufwand bearbeitbar, 
dokumentierbar und abrechenbar sind, während schwierige Klient_innen mit 
voraussichtlich langwierig zu bearbeitenden Problemstellungen ausgefiltert 
werden und damit nur eingeschränkten Zugang zu Sozialdienstleistungen ha-
ben. Überdies produzieren gemeinnützige sozialwirtschaftliche Unternehmen 
vor allem jene Leistungen, die der leistende und gewährleistende Sozialstaat im 
Rahmen der Daseinsvorsorge auf verfassungsrechtlicher Grundlage oder auf 
dem Fundament von Institutionengarantien zu erbringen hat (vgl. Dimmel 
2007). So verdeckt das Kommissionsmodell, worum es eigentlich geht: näm-
lich soziale Risiken und Segmente der Daseinsvorsorge aufzuspalten nach 
marktfähigen (gewinnträchtigen) und solchen, die ein Wohlfahrtsstaat notge-
drungen zu verwalten hat. Zugleich ist geläufig, dass Social Enterprises bislang 
nur im Bereich der gewinnorientierten Erbringung wohlfahrtsstaatlicher In-
klusionsleistungen im stationären Bereich (z. B. private gewinnorientierte Pfle-
geheime, vor allem in der Steiermark) tätig geworden sind. In anderen Berei-
chen der Wohlfahrt und Daseinsvorsorge, etwa bei der Arbeitsplatzschaffung 
für Menschen mit Beeinträchtigungen (Langzeitarbeitslose, Obdachlose, Be-
hinderte, chronisch Kranke, Diskriminierungsopfer) oder bei der Armutsbe-
kämpfung durch die Vermittlung erschwinglicher Grundlagen der alltäglichen 
Reproduktion (vgl. Volkmann et al. 2012), haben sich die größeren Social 
Enterprises bislang nicht blicken lassen. Hier gibt es auch nichts zu holen, was 
wie Profit aussieht.
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Zur Tragfähigkeit des Social Entrepreneurship-Konzepts
Welche Tragfähigkeit hat nun das Konzept der SE im Sozialbereich? Wir disku-
tieren dies anhand ausgewählter Fragen, vor allem auch, um die Abgrenzung zu 
den geläufigen Formen der NPO (Non-Profit-Organisation), SPO (sozialwirt-
schaftliches Unternehmen) und NGO (Non-Governmental-Organisation) zu 
schärfen. Alle drei Organisationsformen sind formal organisiert, weisen eine 
Rechtsform auf (Verein, GmbH, seltener Genossenschaft, Stiftung oder AG) 
und sind beinahe durchgängig gemeinnützig. NPOs sind im Wesentlichen ei-
gennützig (fördern also die Mitglieder), während SPOs und NGOs in erster 
Linie fremdnützig sind. NPOs und NGOs finanzieren sich größtenteils über 
Spenden und Mitgliedsbeiträge, SPOs hingegen aus Leistungsverträgen. Dies 
sind jedoch nur Idealtypen, deren Grenzen realiter verschwimmen können.

Gesellschaftliche Nutzenmaximierung?
SE verfolgen im Kommissions-Modell ein soziales Anliegen. In dieser Allge-
meinheit trennt sie nichts von SPOs, NPOs und NGOs. Jedoch versuchen SE, 
einen gesellschaftlichen Nutzen zu erzielen, ohne im engeren Sinne zwingend 
gemeinnützig zu sein. Zwar verfolgen Produzent_innen von Rollstühlen, 
Pharmaunternehmer_innen, Stimmtrainer_innen und Wohnbauunternehmen 
abstrakt ebenso soziale, gemeinwohlorientierte Anliegen wie Betreiber_innen 
eines Altenheimes oder Integrationsdienstes. Sie schreiben dabei allerdings Ge-
winne. Eben das ist es, was sie für den neoliberalen Antietatismus und das 
Wachstumsziel EU 2020 so interessant macht. Deshalb wird der Gemeinwohl-
begriff hypertrophiert. So wie die Raumfahrt als gemeinwohlorientiert be-
schrieben werden kann, weil aus ihr Techniken der Krisenintervention hervor-
gingen, verfolgt(e) auch die Rüstungsindustrie insoweit gesellschaftlichen Nut-
zen, als aus ihrer Laseroptik die mikroinvasive Chirurgie entstand. Mit diesem 
Kunstgriff verlieren SPOs, NPOs und NGOs ihr Alleinstellungsmerkmal. Inso-
fern muss das SE-Modell als Frontalangriff auf die identitätsstiftende Rolle des 
sozialen Nutzens in SPOs, NPOs und NGOs gedeutet werden: Auch gewinn-
orientierte Unternehmen tun dies nunmehr, allerdings ohne dafür Steuergelder 
zu verbrauchen, effizienter und innovativer. 
Vor allem in der österreichischen Debatte wird die Finanzierungsstruktur oft-
mals als Argument der Präferenz für SE gegenüber SPOs, NPOs und NGOs 
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forciert. Dabei wird auf den höheren Kostendeckungsgrad von SPOs, NPOs 
und NGOs durch öffentliche Ressourcen verwiesen. Laut einer Umfrage verfol-
gen SE in Österreich die Zielsetzung, sich so bald als möglich vollständig aus 
Markteinnahmen finanzieren zu können (vgl. Schneider 2013). Um das zu er-
reichen, werden von SE zum Teil auch neue Finanzierungswege wie Crowdfun-
ding, Finanzierungen aus Stiftungen oder Fonds etc. in Erwägung gezogen. 
„Accountability“, also die Verantwortlichkeit des Förderempfängers für die 
Mittelverwendung gegenüber der öffentlichen Hand, wird dabei lediglich 
durch Rechnungslegungspflichten an private Financiers ersetzt. Dadurch wer-
den neue Zwänge für SPOs, NPOs und NGOs etabliert, sich marktorientiert 
zu positionieren und eine höhere Eigenleistung zu erwirtschaften.

Verknüpfung sozialer und marktwirtschaftlicher Orientierungen?

Unklar bleibt – hier Emile Durkheim folgend – im SE-Konzept, wie der Wi-
derspruch zwischen Vision, Mission und Strategie einer der Zielsetzung sozialer 
Inklusion verpflichteten Organisation und einer auf Profit ausgerichteten wirt-
schaftlichen Tätigkeit aufgelöst werden soll. Durkheim sprach bekanntlich in 
diesem Zusammenhang von der „anarchy of the economy“, die weder mit mo-
ralischen Grundsätzen, noch mit der Logik staatlicher Daseinsvorsorge kompa-
tibel ist. Im Ergebnis kann das Streben nach der Marktfähigkeit sozialer Pro-
dukte und Dienstleistungen nicht mit den moralischen und gesellschaftspoliti-
schen Ansprüchen sozialer Anliegen zusammengeführt werden (vgl. Sud et al. 
2009: 207). Unklar bleibt auch, bis zu welchem Grad der Externalisierung so-
zialer Bedürfnisse eine marktorientierte Unternehmung noch als SB gelten 
kann. Kann sich ein Unternehmen, das zwei Prozent seiner Kund_innen nach 
Gesichtspunkten sozialer Inklusion behandelt, ernsthaft als SB betrachten? Bis 
zu welchem Grad kann ein Unternehmen, das schwierig zu verrechnende Kli-
ent_innen bzw. langwierig zu bearbeitende soziale Probleme im Sinne des 
„Creamings“ ad acta legt, ernsthaft beanspruchen, ein SB zu sein? Wie viele 
Menschen, deren finanzielle Mittel nicht ausreichen, um eine marktkonforme 
Dienstleistung zu bezahlen, kann ein SB abweisen, um noch als SB zu gelten? 
Wie niedrig kann der Grad öffentlicher Bezuschussung meritorischer Güter 
und Dienstleistungen sein, damit diese überhaupt noch als „meritorisch“ gelten 
können? Wie ist die seit den 1970er-Jahren außer Streit gestellte Logik des 
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Wohlfahrtsstaates als Teil des Rechtsstaates, Rechtsansprüche auf basale Sozial-
leistungen einzuräumen, mit der Zielsetzung vereinbar, dass Sozialleistungen 
durch das SB frei vermarktlicht angeboten werden sollen? Wie verhält sich das 
Konzept der SE zu der grundsätzlich auf individuelle Rechte ausgelegten Kin-
derrechtskonvention, zur Behindertenkonvention, zur Europäischen Sozial-
charta und der Grundrechtecharta der EU?

Gemeinwohlorientierte Reinvestition von Gewinnen?

Nicht gewinnorientierte, gemeinnützige Organisationen, SPOs, NPOs und 
NGOs, unterscheiden sich von gewinnorientierten Organisationen dahinge-
hend, dass erwirtschaftete Gewinne nicht ausgeschüttet, sondern reinvestiert 
werden. Das gilt auch für den gemeinnützigen Teil jener Unternehmen, die 
Non-Profit- und For-Profit-Center verknüpfen, bzw. für Vereine, die mehrere 
Hilfsbetriebe etwa in Form einer GmbH führen, die einen begünstigungsschäd-
lichen Zweck verfolgen. Da SE weitgehend marktwirtschaftlich orientiert sind, 
werden in der Mehrzahl der Unternehmen Gewinne geschrieben, die ausge-
schüttet werden (können/sollen). SE verkörpern insofern FPOs (gewinnorien-
tierte Unternehmen) (vgl. Sud et al. 2009: 203), was sich auch in ihrer Ideolo-
gie (Vision, Mission) widerspiegelt. Im SE-Konzept fehlt jegliche Kontrolle der 
Gemeinwohlorientierung der Gewinnverwendung, wie dies etwa im Gemein-
nützigkeitskonzept der Fall ist. Öffentliche „accountability“ findet nicht statt, 
bleibt ein bloßes Postulat. Selbst bilanzierungspflichtige Unternehmen trifft 
keinerlei Verpflichtung, im Rahmen ihrer Bilanzierungspflicht ihre gemein-
wohlorientierte Gewinnverwendung gesondert auszuweisen. 

Gemeinwohl durch unternehmerischen Geist?

Nach Michael Porter wird das SB als Erschließung neuer Märkte durch innova-
tive Unternehmer_innenpersönlichkeiten verstanden (vgl. Harvard Business 
Manager 2011). Dieser Typus des Schumpeterianischen SE-Unternehmers ist 
durch Risikobereitschaft und den Drang zu Neuem gekennzeichnet. Bekannt-
lich hat Schumpeter den erfolgreichen Unternehmer als Siegertyp, Sportsmann, 
Pionier und Kämpfer, als Aufsteiger, Kreativen und Revolutionär gekennzeich-
net, weshalb nur eine kleine Zahl von Menschen zum Unternehmertum über-
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haupt fähig sei. Unternehmerische Innovation wie die Entwicklung des SB ist 
folglich Sache eines „überdurchschnittlichen Willensmenschen“ (Löffler 2013: 
o. S.). Unternehmer_innen sind bei Schumpeter eben gerade nicht durch Alt-
ruismus, Empathie und Rücksicht, sondern durch gezielte Regelbrechung be-
schrieben. Hier zeigt sich eine bezeichnende konzeptionelle Lücke im SE-Kon-
zept. Denn das SB soll eben nicht durch individualistischen Regelbruch und 
Risikonahme, sondern durch kollektive Erwägungen sozialen Zusammenhalts 
und die (jedenfalls teilweise) Auslagerung von Risiken auf die öffentlichen Fi-
nanciers geprägt sein. Man kann den unternehmerischen Geist, der für das SE 
beschworen wird, daher nicht in der Figur des Schumpeterianischen Unterneh-
mers einordnen (vgl. Löffler 2013). Vielmehr stellt sich auch hier die Frage, was 
denn nun das Innovative am SE sein soll, wenn der_die hier auftretende Unter-
nehmer_in letztlich auch nichts anderes tut, als der_die Sozialmanager_in einer 
sozialwirtschaftlichen Unternehmung in den letzten 25 Jahren: nämlich wirt-
schaftliche Eigenleistung mit öffentlicher Grundfinanzierung auf Grundlage 
eines Leistungsvertrags zu verknüpfen – allerdings ganz ohne Marktbrimbori-
um und SB-Rhetorik. Bezeichnend ist, dass die Kommission sämtliche Bemü-
hungen der gemeinnützigen Sozialwirtschaft, den Outcome ihrer Leistungen 
im Sinne eines „social return on investment“ darstellbar zu machen, „nicht ein-
mal ignoriert“. Augenfällig können das nur „richtige“ Unternehmer_innen.

Innovative Problemlösung durch Social Entrepreneurship?

Mit großer Dringlichkeit wird heute von den großen Herausforderungen der 
sozialen Daseinsvorsorge gesprochen, nämlich Arbeitslosigkeit, Alterung der 
Gesellschaft, gesundheitliche Ungleichheit, Einkommens-, Zeit- und Energie-
armut (u. a. m.), wobei die SB-Ideologie augenfällig SPOs, NPOs und NGOs 
sowie Sozialpolitiker_innen keine Lösungskapazität (mehr) zuordnet, sondern 
dem SB eine Erlöserrolle zugeschreibt. Dies kann für sich keinerlei empirische 
Evidenz beanspruchen. Allein im Bereich der Personal-Service-Agenturen der 
aktivierenden Arbeitsmarktpolitik ist die Bilanz des SB ernüchternd. Langfris-
tig konnten die SB-Unternehmen keine höheren Beschäftigungs- und Wert-
schöpfungseffekte erzielen als die herkömmlichen SPOs und die öffentliche 
Verwaltung. Die SE fungierten vielmehr als Agenten des staatlichen Arbeits-
zwangs, der Förderung des Niedriglohnsektors und einer Selektion der Ar-
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beitsfähigen. Allenfalls können SB-Unternehmen in einem Mix unterschiedli-
cher Akteur_innen positioniert werden. Insbesondere bei den kleineren Pro-
dukt- und Dienstleistungsinnovationen stoßen SE an Grenzen. Gastronomie-
betriebe mit Arbeitsplätzen für Jugendliche mit Behinderungen oder Asylwer-
ber_innen, Student_innenheime, wo gemeinsames Wohnen mit Menschen im 
Alter ermöglicht wird, oder Schuldenberatungen vor Ort werden seit Jahr-
zehnten von SPOs bzw. NPOs angeboten. Worin hier das Neue des SB liegen 
soll, bleibt dunkel. 

Voice und Advocacy gewinnorientierter Philanthrop_innen?

„Advocacy“, also das Bestreben, benachteiligten Menschen eine Stimme zu ge-
ben, verträgt sich nicht mit Profitorientierung. NGOs, SPOs, aber auch NPOs 
haben (je unterschiedlich gewichtet) den Anspruch, vorherrschende gesell-
schaftliche Rahmenbedingungen zu verändern. Das Instrument der NGO ist 
politisches Lobbying. Eine Zielsetzung der NPO ist „voice“, das Gehörtwerden 
der Anliegen ihrer Mitglieder. Vordringliche Zielsetzung der SPO ist schließlich 
das „empowerment“ ihrer Klient_innen, deren Bemächtigung und praktische 
Mitbestimmung durch Partizipation. Dies ist letztlich eine demokratiepoliti-
sche Fragestellung: Transformiert das SB soziale Bewegung in humanitäre Hilfe 
(vgl. Löffler 2013), dann bestimmen SE als politisch unverantwortliche Phil-
antrop_innen, wem welche Ressourcen zukommen, welche soziale Gruppe mit 
Dienstleistungen serviciert wird. Und das bildet im Wesenskern genau das zen-
trale Projekt des Neoliberalismus ab, nämlich das Primat ökonomisch-utilitärer 
Rational-choice-Erwägungen über die Politik.

Demokratische Legitimität? 

Der Prozess der (rechtlichen) Institutionalisierung, den vor allem SPOs, aber 
auch NGOs und NPOs seit Mitte der 1970er-Jahre durchlaufen haben, wie er 
sich etwa im Sozial-, Leistungsvertrags- oder Gemeinnützigkeitsrecht aus-
drückt, berührt SE erst gar nicht. Weitgehend frei vom Kontrollanspruch der 
öffentlichen Hand sowie abgekoppelt von politischen Verteilungskonflikten 
sollen SE flexibler als vor allem SPOs und NPOs agieren können. Für sie ist die 
Frage demokratischer Legitimität nachrangig oder inexistent. Ihre interne Ges-
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tion bzw. ihre unternehmerischen Strategien, etwa ein Geschäftsfeld zu eröff-
nen oder zu schließen, unterliegen keiner öffentlichen Kontrolle (sieht man 
einmal von stationären Einrichtungen ab). Verlagern sich Leistungen der Da-
seinsvorsorge also auf SE, so läuft der Wohlfahrtsstaat Gefahr, die Gleichartig-
keit, Diskriminierungsfreiheit, Kontinuität und Qualität dieser Leistungen 
nicht mehr sicherstellen zu können.

Zusammenfassung – die Entwicklung von „moderat-gewinnorientierten  
Unternehmungen“?

Die „blurring boundaries“ zwischen traditionellen SPOs, NPOs und NGOs ei-
nerseits und SB werfen Fragen nach der Erfüllung der öffentlichen Gewährleis-
tungsverantwortung (vgl. Dimmel/Schmid 2013), nach dem Verhältnis zwischen 
öffentlicher und privater Finanzierung, nach der finanziellen Abhängigkeit von 
privaten Fördergeber_innen, nach Dienstleistungsentwicklung und Wissensma-
nagement und nach dem Selbstverständnis des SB selbst auf. Im neoliberalen 
Vermarktlichungsdiskurs verkörpert das SE ein Paradoxon, nämlich Profit mit 
sozialer Inklusion zu verbinden. Hervortreten soll eine „moderat-gewinnorien-
tierte“ Unternehmung, ein Kapitalismus mit menschlichem Antlitz. Wie aber am 
Tafelwesen deutlich wird, treten im SB-Bereich Unternehmen als „sozial“ auf, 
während sie selbst Profite maximieren und Entsorgungskosten für Lebensmittel 
mit bald bzw. bereits erreichtem Ablaufdatum sparen (vgl. Hartmann 2012). Das 
wirft zu Recht ethische Fragen auf. Wenn man zudem entlang der Kriterien der 
Social-Return-on-Investment-(SROI)-Debatte die Verknüpfung von Gewinn und 
Sozialrendite evaluiert (vgl. Bornstein/Davis 2010), so lässt sich der Outcome der 
Vermarktlichung sozialer Probleme als „social impact“ (etwa im Hinblick auf 
Arbeitslosigkeit, Armutsgefährdung, Gesundheitsstatus, Ausgrenzung, Drogen- 
und Alkoholabusus, Ver-/Überschuldung, familiäre Gewalt) durch SE mittel- 
und langfristig bislang nicht messen. Während sich also die Sozialwirtschaft als 
gemeinwesenorientierte Wertschöpfungskette („Impact Value Chain“) re-positi-
oniert, bleiben SB-Unternehmen „Stand-alone-Lösungen“. Es bleibt unklar, ob 
und wie SE sozialrechtliche Ansprüche verbürgen oder desavouieren, ob und wie 
sie „Creaming“-Filter einsetzen, welche gesellschaftlichen Vor- und Nachwirkun-
gen ihre Leistungen haben, wie sie die marktfähige Klientel filtern, welche (posi-
tiven und negativen) Umwegrentabilitäten sie generieren. Daher sind weiter star-
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ke Zweifel angebracht, ob Vermarktlichung und Profitorientierung bei sozialen 
Dienstleistungen ein geeignetes Mittel sein können, um die Teilhabe und Partizi-
pation hilfebedürftiger Menschen zu gewährleisten.

Fazit und Ausblick
Der österreichische Sozial(wirtschafts)bereich war in den letzten Jahren gra-
vierenden Veränderungen unterworfen. Leistungsentgelte und Subventionen 
sind rückläufig, während die Eigenwirtschaftsquote zunimmt. Die öffentliche 
Hand zieht sich weiter als Leistungserbringerin zurück. Politik und öffentli-
che Hand favorisieren zugleich Ehrenamt- und Spendenwirtschaftsmodelle, 
zivilgesellschaftliche Selbstorganisation und Charity-Modelle (Tafeln, Sozial-
märkte). Im Schlagschatten dieser Entwicklung drängen gewinnorientierte 
Anbieter in lukrative Marktsegmente. Modellvielfalt der Sozialdienstleistun-
gen und Größenwachstum der etablierten Leistungserbringer stagnieren nach 
einer lang anhaltenden Wachstumsphase in den 1980er-/1990er-Jahren seit 
Ende der 1990er-Jahre.
Zugleich sucht überakkumuliertes Kapital nach Verwertungsmöglichkeiten 
im Bereich der bislang öffentlichen Daseinsvorsorge. Deshalb werden Nischen 
gesucht, wohlfahrtsstaatliche Integrations- und Inklusionsaufgaben gewinn-
orientiert zu reorganisieren.
Schließlich zwingen verschärfte Konkurrenzbedingungen und gesteigerte Legi-
timationsanforderungen Unternehmen dazu, den allfällig negativen Outcome 
ihres Wirtschaftens („Freisetzung“ von Arbeitskräften, hohe Arbeitsbelastun-
gen, hoher Ressourcenverbrauch und Umweltbelastungen) durch CSR-Maß-
nahmen und ein Marketing ihres angeblichen „social value“ zu kompensieren.
Aus diesem Zusammenspiel erhalten die Konzepte von SE und SB in der Eu-
ropäischen Union ihren Auftrieb. Kontrafaktisch wird dem SB eine Erlöser-
rolle zugeschrieben. Sichtbar ist nämlich, dass SB eine Nischenkonzeption 
war und ist, die keine Problemlösungskapazität im Hinblick auf die gegen-
wärtigen sozialpolitisch-wohlfahrtsstaatlichen Herausforderungen hervor-
bringt. Denn SBs tun, was Gewinn abwirft und nicht, was sozialen Inklusi-
onsnutzen stiftet (vgl. Dimmel 2013). 
Im Ergebnis ist das Modell der SE wenig/nicht geeignet, um das von der 
Europäischen Kommission herbeigeredete Wachstum zu generieren. Zu-
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gleich muss das Augenmerk darauf gerichtet werden, bestehende wohlfahrts-
staatliche Systeme nicht weiter finanziell auszudünnen. Was ansteht ist daher 
eine öffentliche Investitionsoffensive im Sozialdienstleistungsbereich. Mit 
dem „Social Investment Package“, das Ende Februar 2013 von EU-Kommis-
sar László Andor vorgestellt wurde, ist ein erster Schritt in diese Richtung 
getan. Ob die Nationalstaaten der Aufforderung des Sozialkommissars nach-
kommen und mehr Geld in ihre soziale Infrastruktur investieren werden, 
muss angesichts des ungebrochenen Austeritäts-Konsensus allerdings fraglich 
bleiben.
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Wird heute ein Haus besetzt, ist dort ruckzuck ein Kost-Nix-Laden eingerich-
tet, oft sogar noch vor der Bar. Auch bei der Landbesetzung im Wiener Do-
naufeld durfte die „Kost-Nix-Ecke“ nicht fehlen. Und bei der Mayday 2013 
tauchte in Wien erstmals einer während einer Demonstration auf, zumindest 
am Sammelpunkt, dem Yppenplatz, und nannte sich ironisch „Freier Markt“: 
In einem aufgeklappten Koffer wurden CDs, Bücher und Spiele angeboten, 

Kost nix! Gratis! Geschenkt!

Freies Geben und Nehmen am besetzten Feld.

Foto: Peter A. Krobath
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am Zaun zum Kinderspielplatz wurde Gewand präsentiert, als sei es ein avant-
gardistisches Schaufenster.
Ein Kost-Nix-Laden kann auch Umsonst-Laden oder Schenke heißen und 
funktioniert wie ein Secondhandshop, jedoch ohne Geld und Tausch. Insge-
samt gesehen geht es nicht ganz ohne Geld: Die Infrastruktur muss meist über 
Spenden oder Förderungen finanziert werden. Ansonsten aber lautet das Mot-
to: Freies Geben und Nehmen. Wobei hier Geben und Nehmen entkoppelt 
sind, das heißt: Man kann nur geben, man kann nur nehmen oder beides tun.
Je nach Kost-Nix-Laden gibt es mehr oder weniger streng einzuhaltende Spiel-
regeln. Hier ein paar Beispiele: 
• Die gebrachte Kleidung sollte gewaschen sein und nur solche Risse haben, 

die als Design-Element durchgehen. 
• Es sollten nicht mehr als drei (vier, fünf ) Dinge gebracht und mitgenommen 

werden. 
• Elektrogeräte sollten funktionieren oder so wenig kaputt sein, dass sie bei 

einem gemeinsamen Reparaturtag in Schwung gebracht werden können.
• Mitgenommene Dinge sollten nicht dem Verkauf zugeführt werden. 

Die Praxis zum letzten Punkt: In vielen der Läden landet so viel Zeug, dass ein 
paar Leute, die sie als Ressource für den Flohmarkt nutzen (müssen), durchaus 
willkommen sind.
Dinge, die mensch verschenken will, lassen sich natürlich auch im Stiegenhaus 
oder am Straßeneck platzieren – das hat eine lange Tradition. Wer das struktu-
rierter haben will, kann zu diesem Zweck ein Behältnis namens Freebox oder 
Brauchbar hinstellen. Die allergrößten Möglichkeiten im Verschenk-Reigen 
bietet aber naturgemäß das Internet, zum Beispiel über das Netzwerk Freecycle, 
über das sich weltweit rund fünf Millionen Menschen in lokalen Gruppen aus-
tauschen.

Links:
www.umsonstladen.de (Adressen in Deutschland, Österreich, den Niederlanden u. a.)
www.de.freecycle.org
www.alles-und-umsonst.de
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Die Radfahrer_innen haben es mit Manifesten. So arbeitet die Radlobby IGF 
gerade in Kooperation mit anderen Interessierten an einem „Manifest für ein 
radfreundliches Österreich“, realpolitisch orientiert. Die Wiener Bikekitchen 
hat schon eines verfasst, mit feinmechanischem Humor – ein Manifest für 
Fahrradkultur und selbstverwaltete Ökonomie, für „die Überwindung der 
kranken und krank machenden Kfz-Hegemonie“ und „mehr Lasten-Fahrrad-

Die Zweirad-Bewegung

Fahrradwerkstatt im WUK: Selbstverwaltet und nach bestimmten Regel für alle offen.

Foto: Peter A. Krobath
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Straßenbahnen“, aber auch eines für „Adogmatik auf allen Ebenen“ und nicht 
zuletzt für „die Verfeinerung des Entzückens“.
Fahrradwerkstätten sind die häufigste Form von Selbsthilfe-Werkstätten. Meist 
stehen sie allen kostenlos zur Verfügung, kleine Sach- oder Geldspenden wer-
den nicht abgelehnt. In der Wiener Bikekitchen ist dem Namen gemäß auch 
eine Küche inkludiert, das ermöglicht jeden Donnerstagabend eine Vokü 
(Volksküche). Für Frauen gibt es auch eigene Werkstatt-Tage.
Radfahren ist ökologisch, leise, kostengünstig, lustig und sexy, finden die Rad-
liebhaber_innen. Und was machen sie, wenn sie einmal mehr als ihren eigenen 
Hintern von A nach B transportieren müssen, sagen wir einen Kühlschrank, 
einen Teppich oder sechs Bücherkisten? Ganz einfach: Sie nehmen ein Lasten-
rad oder einen Rad-Anhänger. Da dergleichen nicht alltäglich zum Einsatz 
kommt, hat sich in Wien 2010 ein Lasten-Rad-Kollektiv (LRK) gegründet, das 
diese besonderen Pedal-Transporter allen zur Verfügung stellt. Und das funkti-
oniert so:
 1.  Auf der Webseite den Fuhrpark mit Gefährten namens Donkey, Long 

John oder Mathilda begutachten, samt Details (Länge, maximales Trans-
portgewicht etc.) und besonderen Hinweisen (z. B.: „Dreiräder können 
kippen, also langsam und vorsichtig auf schrägem Untergrund fahren.“).

 2.  Per E-Mail Anfrage stellen.
 3.  Termin und Treffpunkt vereinbaren.

„Barrierefreie Nutzung und die Unterstützung solidarischer Ökonomie drü-
cken sich im LRK dadurch aus, dass die Nutzung der Räder nicht an obligato-
rische Gegenleistung gebunden ist“, steht im Blog. Heißt: Fürs Ausborgen zahlt 
jede_r nach Möglichkeiten und Belieben. Die Spenden fließen in neue Fahrrä-
der und in den Reparaturfonds.

Links:
www.bikekitchen.net 
www.lastenradkollektiv.blogsport.de 
www.wuk.at/WUK/Werkstatten/Gruppen/Fahrrad.Selbsthilfe.Werkstatt 
www.criticalmass.at
www.critical-mass.de
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Ist es nicht absurd, dass sich so viele in ihrem Keller oder in ihrer Garage eine 
eigene Werkstatt einrichten und diese nur selten nutzen? Und andere ihr Leben 
nicht selbsttätig verbessern können, weil sie keinen Zugang zu einer Stichsäge, 
einem Schlagbohrer oder sonst einer Handwerks-Notwendigkeit haben? Und 
weitere mit einem ihnen wichtigen Projekt scheitern, weil auch das Do-it-your-

Offene Werkstätten, auch am Land

Offene Werkstätten: Do it yourself – aber gemeinsam!

Foto: Peter A. Krobath
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self manchmal eine dritte Hand, einen geeigneten Raum, einen erfahrenen Rat 
oder eine motivierende Gemeinschaft braucht?
Offene Werkstätten sind meist kollektiv verwaltet und bieten Raum, Maschi-
nen, Werkzeuge, Know-how und Gemeinschaft. Die einen schließen sich zu 
einem Verein zusammen und haben einen begrenzten Zugang, die anderen 
(zum Teil gefördert) stellen bestimmten Bevölkerungsgruppen oder allen Inter-
essierten (gratis oder gegen geringe Beiträge) praktische und theoretische Mittel 
für diverse Tätigkeiten zur Verfügung: z. B. zum Drucken (Druckraum in 
Wien), zum Reparieren oder Umbauen von Fahrrädern (siehe Text „Die Zwei-
rad-Bewegung“), zum Nähen, Tischlern, Töpfern, Schweißen und dergleichen 
(Haus der Eigenarbeit in München) oder zur Face-to-Face-Kommunikation 
und 3D-Drucker-Tüftelei in sogenannten FabLabs.
Mit der Weiterentwicklung von 3D-Druckern beschäftigt sich mensch bei-
spielsweise auch in den Offenen Technologielabors von OTELO. Der Verein 
unterstützt Menschen abseits urbaner Ballungszentren dabei, offene Räume 
für kreative und technische Aktivitäten zu organisieren und dort ihre Ideen zu 
verwirklichen. Wobei in diesen Werkstätten und Laboren nichts Funktionie-
rendes oder Verwertbares entstehen muss, das „Community Building“ steht im 
Vordergrund.
Wie die Sache funktioniert? Mindestens fünf Menschen im Ort müssen sich 
bereit erklären, als Kernteam den Standort zu managen. Damit das Projekt 
leistbar wird, darf der Vermieter (meistens die Gemeinde) nur eine symboli-
sche Miete verlangen. Wie die Räume genutzt werden, liegt ausschließlich bei 
den Mitgliedern – in Vorchdorf etwa für ein regelmäßiges „Repair-Café“. In 
Ottensheim gibt es zusätzlich einen Kost-Nix-Laden. In Vöcklabruck werden 
Fahrräder dermaßen umgebaut, dass sie Strom liefern: zu „Mobile Human 
Powerstations“.
Neue Standorte von OTELO entstehen auch in Deutschland.

Links:
www.offene-werkstaetten.org
www.otelo.or.at/
www.happylab.at
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Ulrike Papouschek

Gesundheit als öffentliches Gut

Das öffentliche Gesundheitswesen wird immer weniger als zentrales 
wohlfahrtsstaatliches Element und immer mehr als Kostenfaktor be-
trachtet. Die strikte Austeritätspolitik – als Auswirkung der Finanz- und 
Wirtschaftskrise – hat zudem die gesundheitspolitische Entwicklung in 
den „Krisenländern“ rasant verschärft. Die Folge: Eine öffentliche Ge-
sundheitsvorsorge und das Recht auf universellen Zugang zur Gesund-
heitsversorgung sind längst nicht mehr in allen europäischen Ländern 
gewährleistet. 

In der Verfassung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) wird Gesundheit 
als ein Zustand vollkommenen körperlichen, geistigen und sozialen Wohlbe-
findens und nicht bloß als Abwesenheit von Krankheit und Schwäche defi-
niert. Im 1. Artikel der Erklärung von Alma Ata (1978) ist zudem festgehal-
ten, dass Gesundheit eine Frage der Menschenrechte ist und somit der Ge-
rechtigkeit, der Gleichheit und der Partizipation. Gesundheit für alle bedeutet 
gleichen Zugang aller zu den Ressourcen von Gesundheit und Beteiligung an 
der Gestaltung des Gesundheitswesens. Die Gesundheit selbst ist kein handel-
bares Gut. Es geht dabei vielmehr um einen subjektiven Zustand, der durch 
den eigenen Lebensstil sowie durch Umwelt- und Arbeitsbedingungen positiv 
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wie negativ beeinflusst werden kann (vgl. Unterthurner 2005). Nachgefragt 
wird hingegen Gesundheitsversorgung, das heißt medizinische Behandlun-
gen, also Therapien und Medikamente zur Heilung von Krankheiten und/
oder zur Erhaltung der Gesundheit.
Eine öffentliche Gesundheitsvorsorge und -versorgung sowie das Recht auf 
universellen Zugang zur Gesundheitsversorgung werden gerne als wesentliche 
Elemente des europäischen sozialen Modells definiert (vgl. Kickbusch 2005), 
denen zwei zentrale Merkmale zugeschrieben werden: die sozialen Bürger_in-
nenrechte und die wichtige Rolle des Staates. Das bedeutet, dass ein großer 
Teil der „Gesundheitsgüter“1 als öffentliche (Staats-)Aufgabe betrachtet wird: 
So profitieren alle Bürger_innen davon, dass das Trinkwasser sauber ist oder 
Medikamente sicher sind. Nach Kickbusch (2005) stellt die Etablierung eines 
öffentlichen Gesundheitswesens eine wichtige Komponente in der Entwick-
lung europäischer Nationalstaaten und ein zentrales Element der Modernisie-
rung dar. Die historische Entwicklung der öffentlichen Gesundheit in Europa 
macht nach Kickbusch (2005) aber auch deutlich, dass die Öffentlichkeit und 
die Privatheit eines Gutes zwar in der ökonomischen Theorie festgelegt wer-
den kann, es sich in der Realität aber vorrangig um eine politische und soziale 
Entscheidung handelt, unter welche Kategorie ein Gut fällt, oder anders for-
muliert, dass die Zuordnung ein Ergebnis gesellschaftlicher Auseinanderset-
zungen ist (vgl. auch Altvater 2003). Gleichzeitig ist der Begriff des öffentli-
chen Gutes ebenso wie jener der Gesundheit ein politischer Begriff, der dem 
sozialen Wandel unterworfen ist. 
In den letzten Jahrzehnten zeichnete sich ein solcher Wandel oder Paradigmen-
wechsel ab. Die Gesundheitsversorgung wurde immer mehr als Kostenfaktor 
betrachtet und weniger als wohlfahrtsstaatliches Element, dessen oberstes Ge-
sundheitsziel den freien Zugang zum Gesundheitssystem für alle vorsieht. Zu 
Letzterem gehört, dass der Zugang zu medizinischen Leistungen nach dem Be-
darf auszurichten ist und nicht nach der individuellen Zahlungsbereitschaft. 
Der Wandel – hin zu Gesundheit als Kostenfaktor – ist in den einzelnen Nati-
onalstaaten in unterschiedlichem Ausmaß vollzogen. 

1 Auf die genaue Definition von öffentlichen Gütern bzw. deren Ausdifferenzierung wird an dieser Stelle 
nicht genauer eingegangen (vgl. u. a. Altvater 2003; Martens/Hain 2002). Was die erst beginnende 
Diskussion um die Unterscheidung von öffentlichen Gütern und Commons betrifft vgl. Kratzwald 
2012; Quilligan 2012.
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Dazu kommt, dass sich als Auswirkung der Finanz- und Wirtschaftskrise und 
der strikten Austeritätspolitik die Entwicklung in einigen europäischen Län-
dern rasant verschärft hat, da auch die Gesundheitssysteme in den Fokus der 
Konsolidierungsprogramme gerückt sind. Die zum Teil drastischen Einspa-
rungen sind in einigen Ländern bereits unmittelbar spürbar. Zugespitzt wird 
die Situation noch dadurch, dass die Krise die sozialen Determinanten von 
Gesundheit negativ beeinflusst. Zu diesen Determinanten zählen beispiels-
weise steigende Arbeitslosigkeit, Arbeitsplatzunsicherheit und negative Zu-
kunftserwartungen, eine Reduzierung des verfügbaren Einkommens, Ver-
schlechterungen der Wohnsituation, wachsende Armut etc. (vgl. Schmucker 
2013). Das heißt, einem wachsenden Bedarf an Präventions- und Versor-
gungsleistungen steht ein reduziertes Angebot gegenüber. Besonders verschärft 
hat sich die Situation in Griechenland. Dort sollen die Ausgaben für das oh-
nehin massiv unterfinanzierte Gesundheitswesen weiter gekürzt werden. Be-
reits 2012 wurde mit der Schließung von 60 der derzeit 132 staatlichen Kran-
kenhäuser begonnen. 2011 wurde ein Gesetz aufgehoben, das Langzeitar-
beitslosen kostenlose Gesundheitsversorgung garantierte. Seither wächst die 
Zahl nicht versicherter Menschen von Tag zu Tag dramatisch (genauer dazu: 
Leder 2013). Die Liste ließe sich fortsetzen. 
Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich zunächst mit den Triebkräften des 
Wandels bzw. Paradigmenwechsels in der europäischen Gesundheitsversor-
gung. Darauf folgt eine Darstellung des spezifischen Charakters der Transfor-
mation und der jeweils spezifischen Veränderungen in der Finanzierung und 
Erbringung der Gesundheitsversorgung. Dabei wird auch auf die derzeitigen 
Veränderungen in den Krisenländern eingegangen. Abschließend werden am 
Beispiel Krankenhaus Ökonomisierungs- und Privatisierungstendenzen in Ös-
terreich beschrieben. 

Paradigmenwechsel: Ausgangspunkt und Triebkräfte des Wandels  
in der öffentlichen Gesundheitsversorgung in Europa
In der Finanzierung und Erbringung der Gesundheitsversorgung in Europa gab 
es immer schon eine Vielzahl von Institutionen und Akteur_innen. Manche 
davon waren öffentlicher, andere privater Natur (beispielsweise niedergelassene 
Ärzt_innen). Trotz des weiten Spektrums an Institutionen und Akteur_innen 
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handelt es sich bei der Gesundheitsversorgung in Europa um eine öffentliche 
Dienstleistung.2 Die Hauptgründe dafür sind der verpflichtende und damit 
universale Charakter der Versicherungssysteme, die untergeordnete Rolle priva-
ter profitorientierter Versicherungen und die zentrale Rolle des Staates in der 
Planung und Kontrolle des Gesundheitssystems. 
In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts haben die europäischen Staaten ihre 
Verantwortung für die Gesundheitsversorgung durch eine Reihe von Maßnah-
men kontinuierlich erweitert. Dazu zählen etwa die Planung des Angebotes, die 
Finanzierung medizinischer Forschung, die Einführung und Kontrolle medizi-
nischer Standards und nicht zuletzt die Finanzierung der Gesundheitsversor-
gung (vgl. Maarse/Ter Meulen 2006). Die öffentlichen Gesundheitsausgaben 
stiegen in den Nachkriegsjahrzehnten kontinuierlich an. Das wurde aber so 
lange nicht als ein Problem betrachtet, solange das Bruttonationalprodukt mit 
derselben Geschwindigkeit zunahm (vgl. Hermann 2007).
Alle europäischen Länder hatten Schwierigkeiten, die steigenden Gesund-
heitskosten nach dem Ende des langen Nachkriegsbooms zu finanzieren. Mit 
der Wirtschaftskrise der 1970er-Jahre überstiegen die Kosten, hervorgerufen 
durch die zunehmend teureren und immer schneller veraltenden Geräte sowie 
das wachsende Gesundheitsbedürfnis der Bevölkerung, die Zunahme des 
Bruttonationalproduktes. Als Folge musste ein immer größerer Teil der öf-
fentlichen Budgets für die Gesundheitsversorgung aufgewendet werden (vgl. 
André 2007). 
In mehreren Ländern folgte auf die Rezession ein Wechsel in der Regierung. 
Die neokonservativen Parteien, die an die Macht kamen, hatten ihren Wäh-
ler_innen Steuersenkungen versprochen. Die Steuersenkungen waren Teil ei-
ner neoliberalen Agenda, die darauf abzielte, die Rolle des Staates in der Ge-
sellschaft zurückzudrängen. Das wohl beste Beispiel dafür ist Margaret That-
chers Politik in Großbritannien. Die Einführung des Primats der ökonomi-
schen Austerität, meist in Kombination mit Steuersenkungen, zuerst in eini-

2 Der universale Charakter der europäischen Gesundheitsversorgung hat zwei unterschiedliche Wurzeln: 
zum einen das Bismarck-Modell, das auf das 19. Jahrhundert zurückgeht und auf verpflichtenden Ab-
gaben beruht, die von den Löhnen abgezogen und in einen Fonds eingezahlt werden, zum anderen das 
Beveridge Modell, benannt nach dem Sozialreformer William Henry Beveridge, der nach dem Zweiten 
Weltkrieg den modernen britischen Wohlfahrtsstaat konzipiert hat. In diesem Fall werden die Kosten 
für die Gesundheitsversorgung aus Steuermitteln gedeckt, die vom Staat eingehoben wurden.
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gen Nationalstaaten, dann in der Europäischen Union, führte schließlich zu 
einer Verschärfung der Finanzierungskrise der öffentlichen Gesundheitsver-
sorgung (vgl. Hermann 2007).
Die strikte Austeritätspolitik – als Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise – 
hat diese Entwicklung in einigen europäischen Ländern weiter verschärft. Be-
sonders betroffen sind die Staaten, welche Leistungen aus dem europäischen 
Rettungsschirm in Anspruch nehmen, da die Zahlung von Hilfskrediten aus 
dem Rettungsschirm an strikte austeritätspolitische Vorgaben gekoppelt ist. 
Zur Erreichung der durch die Troika3 formulierten Konsolidierungsziele wer-
den wichtige politische Entscheidungen auch hinsichtlich der Gesundheits-
systeme getroffen. 
Nach Schmucker (2013) bestehen die gesundheitspolitischen Krisenreaktio-
nen in den besonders betroffenen Ländern aus kurz- und mittelfristigen Ins-
trumenten. Während die Auswirkungen der Strukturreformen noch nicht 
absehbar sind, sind die zum Teil drastischen Einsparungen unmittelbar spür-
bar (vgl. Schmucker 2013). Die Austeritätspolitik gerät damit deutlich in 
Widerspruch zu gesundheitspolitischen Zielsetzungen, wie etwa der Verbes-
serung der Bevölkerungsgesundheit durch einen universalistischen Zugang 
zu einer umfassenden und qualitativ hochwertigen Gesundheitsversorgung 
sowie der Reduzierung sozial bedingter gesundheitlicher Ungleichheit (vgl. 
Rat der EU 2006). 
Aber auch die Krankenkassen selber stehen unter Druck, weil die Einnahmen 
aufgrund der hohen Arbeitslosigkeit, der Flexibilisierung der Arbeitsverhält-
nisse (Teilzeitbeschäftigte, neue Selbstständige etc.) und stagnierender Löhne 
sinken. Die Lohnquote (der Anteil von Löhnen am Bruttonationalprodukt) ist 
nicht nur in Österreich seit vielen Jahren rückläufig (vgl. Guger et al. 2007). 
Auch diese Entwicklung trifft insbesondere die sogenannten Krisenländer. 
Eine zweite wesentliche Triebkraft für Veränderungen sind neben der Finan-
zierungskrise die multinationalen Gesundheitskonzerne. Trotz der Krise öf-
fentlicher Budgets und der Kosteneindämmung wird erwartet, dass der Ge-
sundheitssektor auch in Zukunft wächst. Was ihn besonders interessant für 
private Investoren macht, ist das Fehlen eines zyklischen Charakters. Andere 

3 Die Troika besteht aus Vertreter_innen der EZB (Europäische Zentralbank), des IWF (Internationaler 
Währungsfonds) und der EU-Kommission.
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Sektoren leiden unter einem Rückgang in der Nachfrage, aber Patient_innen 
brauchen medizinische Versorgung ungeachtet von Konjunkturprognosen. 
Das macht den Gesundheitssektor zu einem vergleichsweise sicheren Terrain 
für Investitionen. 
Neben den multinationalen Unternehmen, die auf eine Liberalisierung des 
Gesundheitssektors drängen, gibt es aus diesem Grund auch zahlreiche lokale 
Unternehmen, die zusätzliche Investitionsmöglichkeiten suchen, um ihre kon-
junkturabhängigen Geschäftstätigkeiten auszugleichen. Die zunehmende Be-
deutung der Gesundheitsversorgung als profitabler Ort für Investitionen zeigt 
sich nicht zuletzt in der Tatsache, dass Gesundheit zu einem wichtigen Thema 
bei den WTO-Verhandlungen geworden ist.

Dualer Charakter der Transformation im Gesundheitssektor 
Eine Besonderheit des Gesundheitssektors ist der duale Charakter der Trans-
formation mit jeweils spezifischen Veränderungen in der Finanzierung und 
Erbringung der Gesundheitsversorgung. Generell zeichnen sich die Verände-
rungen im Gesundheitssektor – verglichen mit den Veränderungsprozessen 
von anderen öffentlichen Dienstleistungen – durch eine Vielfalt von Formen 
und Maßnahmen aus, die im weiteren Sinne mit Privatisierung in Verbin-
dung gebracht werden können.
Als eine wichtige Veränderung in der Finanzierung des Gesundheitssektors ist 
die relative Zunahme privater Gesundheitsausgaben im Vergleich zu öffentli-
chen Gesundheitsausgaben anzuführen. Einerseits hat die Bedeutung der pri-
vaten Versicherungen in der Finanzierung der Gesundheitsausgaben zuge-
nommen, andererseits wurden private Zuzahlungen eingeführt oder erhöht.4 
Letzteres kann seit etlichen Jahren in allen europäischen Gesundheitssystemen 
beobachtet werden und inkludiert direkte Zahlungen (Zahlungen für Güter 
und Dienstleistungen, die nicht von der Versicherung getragen werden), Zu-
zahlungen im eigentlichen Sinn (die Versicherten sind gezwungen, einen Teil 
der Kosten selber zu tragen, dies wird auch als Benützer_innengebühr be-

4 Zu den Selbstbehalten zählen die Krankenscheingebühr, Zuzahlungen bei zahnärztlichen Leistungen, 
die Rezeptgebühr für Heilmittel, die anteilsmäßige Kostenübernahme bei Heilbehelfen und der Kos-
tenbeitrag bei Spitalsaufenthalten.
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zeichnet) und informelle Zahlungen für eine bevorzugte Behandlung. Dabei 
gibt es allerdings große Unterschiede in den Mitgliedsländern. Österreich ge-
hört zu den Ländern mit einem besonders hohen Anteil an Zuzahlungen. 
Mittlerweile werden in Österreich rund 25 bis 30 Prozent der gesamten Ge-
sundheitsausgaben privat geleistet, neben der oder zusätzlich zur gesetzlichen 
Sozialversicherung. Das heißt aber auch, dass der solidarische Beitrag der ge-
sunden Menschen durch Beitrags- und Steuerleistungen anteilsmäßig insge-
samt sinkt, während gleichzeitig der finanzielle Beitrag der Kranken zum Ge-
sundheitssystem durch Selbstbehalte anteilsmäßig steigt. 
Die Erhöhung von Patient_innenzuzahlungen ist nach Schmucker (2013) 
auch eine der am häufigsten angewandten Maßnahmen in den europäischen 
Krisenländern, wie unter anderen in Irland, Portugal und Italien. 
Als zweite wichtige Veränderung im Bereich der Krankenhausfinanzierung ist 
die Einführung des Diagnosis-Related-Groups-(DRG)-Systems anzuführen, 
das in Deutschland seit 2004 und in Österreich Ende der 1990er-Jahre mit 
dem LKF-Modell (Leistungsorientierte Krankenanstaltenfinanzierung) um-
gesetzt wurde. Erfolgte die Finanzierung der Behandlungen früher auf Basis 
der im Krankenhaus verbrachten Tage in Form von undifferenzierten Tages-
pauschalen, sieht das DRG System für jede Behandlung einen bestimmten 
Betrag vor, der unabhängig von der tatsächlichen Behandlungsdauer ist. Da-
mit sind Anreize gesetzt, Leistungen je Patient_in zu reduzieren bzw. diese 
nicht über die definierten Grenzen ansteigen zu lassen (vgl. Papouschek 2013). 
Die Einführung eines DRG-Systems ist derzeit auch in Griechenland und 
Bulgarien im stationären Sektor in Vorbereitung. 
Der Wandel in der Finanzierung der Gesundheitsversorgung hat nun, obwohl 
er nicht notwendigerweise eine Verschiebung von einem öffentlichen zu ei-
nem privaten System beinhaltet, die Art und Weise, wie Gesundheitsversor-
gung erbracht wird, grundsätzlich verändert. Klinke/Müller (2008: 42) ver-
weisen in diesem Zusammenhang auf die Durchsetzung „eines ordnungspoli-
tischen Wandels, der darin besteht, dass das Wirtschaftlichkeitsgebot tenden-
ziell eine Vorrangstellung gegenüber allen übrigen Zielen der Gesetzlichen 
Krankenversicherung erhält – also auch gegenüber den Ansprüchen der Versi-
cherten auf Gewährleistung einer flächendeckenden qualitativ hochwertigen 
Versorgung mit allem medizinisch Notwendigen“. Dies trifft insbesondere 
auch die schon öfters zitierten europäischen Krisenländer. 
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Beispiel Krankenhaus: Privatisierungstendenzen, Auslagerung  
und Public-Private-partnerships in Österreich 
Krankenhäuser werden gerne als Beispiel für den Paradigmenwechsel in der 
Gesundheitsversorgung herangezogen, da zusätzlich zur wichtigen Rolle des 
Staates in der Finanzierung der Gesundheitsversorgung in allen Ländern auch 
große Teile des Krankenhaussektors in öffentlicher Hand waren bzw. noch 
sind. Oft wurden die Spitäler von Gemeinden oder Ländern geführt (vgl. 
Maarse/Ter Meulen 2006). Gleichzeitig stellen Krankenhäuser den kostenin-
tensivsten Bereich der Gesundheitsversorgung dar. 
Die radikalste Form der Privatisierung5 in der Erbringung der Gesundheits-
versorgung ist der Verkauf von öffentlichen Krankenhäusern. Eine Reihe von 
Ländern, wie beispielsweise Schweden, experimentierte bereits Ende der 
1990er-Jahre mit Spitalsprivatisierungen. Deutschland ist das Land in Euro-
pa, in dem der Verkauf von öffentlichen Krankenhäusern systematisch und im 
großen Stil erfolgte (vgl. Maarse 2006: 96). Während noch 2002 lediglich 
28,3 Prozent der öffentlichen Krankenhäuser in privater Rechtsform geführt 
wurden, waren es 2011 56,8 Prozent (vgl. Böhlke 2013).
In Österreich kommt es kaum zu Vollprivatisierungen in dem Sinne, dass der 
öffentliche Partner komplett aussteigt und das Krankenhaus an Privatunter-
nehmen verkauft. Aber auch Teilprivatisierungen finden in Österreich im Ver-
gleich zu anderen europäischen Ländern nach wie vor eher selten statt. Teil-
privatisiert wurden in den letzten Jahren beispielweise vier Rehabilitationszen-
tren (Sonderkrankenanstalten) der Sozialversicherung der Bauern (SVB). Die 
SVB blieb jedoch mit einem Minderheitsanteil von 26 Prozent (Sperrminori-
tät) weiter an den Gesundheitseinrichtungen beteiligt.6 

5 Eine gängige Unterscheidung bei der Beschreibung des Wandels im Gesundheitswesen ist die zwischen 
Liberalisierung und Privatisierung. Während mit Liberalisierung die Einführung von Wettbewerb – im 
Sinne der Zulassung mehrerer Anbieter – gemeint ist, wird unter Privatisierung der Transfer von Unter-
nehmensanteilen von einem öffentlichen zu einem privaten Eigentümer verstanden. Unter Ökonomi-
sierung wird wiederum die Beteiligung von privatem Kapital, die Einführung von Marktmechanismen 
sowie die Adaptierung von privaten Management- und Effizienzprinzipien (Effizienz wird mit Profita-
bilität gleichgesetzt) verstanden (vgl. u. a. Brandt/Schulten 2008).

6 Verkauft wurde an ein privates Konsortium, das aus der „hospitals“ Projektentwicklungsges.m.b.H., der 
KBG Krankenhaus Beteiligungs GmbH und der Humanomed Krankenhaus Management Gesellschaft 
m.b.H. (mittlerweile PremiQaMed und im Eigentum der UNIQA Österreich Versicherungen AG) 
besteht.
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Auslagerung (Outsourcing) von bestimmten Teilen oder Funktionen an pri-
vate Unternehmen ist hingegen mittlerweile im betrieblichen Alltag von ös-
terreichischen Krankenhäusern verankert. Primäres Ziel der Auslagerung ist 
Kosteneinsparung. Bei einer Auslagerung wird eine Unternehmensaufgabe 
bzw. eine Unternehmensfunktion wie beispielsweise Reinigung, Wäscherei, 
Labor an ein bereits existierendes Unternehmen, in der Regel eine private 
Firma, übertragen und anschließend von dieser Firma zugekauft. Den Anfang 
machten Ausgründungen von sekundären Dienstleistungen wie Reinigung, 
Wäscherei oder Küche. Mittlerweile werden aber auch primäre Dienstleistun-
gen wie Laboranalyse, Dialyse, Computertomografie ausgelagert. 
Auslagerungen können beträchtliche Auswirkungen auf die Beschäftigten ha-
ben. Angeführt sei nur ein Einkommensverlust aufgrund eines ungünstigeren 
(niedrigeren) Kollektivvertrags oder der Verlust von betrieblichen Sozialleis-
tungen, die den Beschäftigten vor der Auslagerung zustanden (vgl. Papou-
schek 2011). 
Sehr beliebt ist in Österreich eine spezifische Form der Auslagerung, die soge-
nannte Public-private-Partnership (PPP). PPPs sind auf Dauer angelegte Ko-
operationen von öffentlicher Hand und privater Wirtschaft bei der Planung, 
der Erstellung, der Finanzierung, dem Betreiben oder der Verwertung von 
(bislang) öffentlichen Aufgaben. Eine in Österreich häufig angewandte PPP-
Variante ist die Übernahme der Betriebsführung von Krankenanstalten durch 
private Firmen, die sich auf Krankenhausmanagement spezialisiert haben. In-
nerhalb einer PPP werden Private in den letzten Jahren auch immer mehr zur 
Finanzierung von Investitionen geholt. In etlichen Spitälern wurde bzw. wird 
mit privater Hilfe um- oder neu gebaut. Im Linzer Unfallkrankenhaus kam es 
jedoch mittlerweile zur Auflösung der PPP, da entgegen dem erklärten Ziel die 
Kosten stark anstiegen. 
Neben Auslagerung und PPPs ist auch der Trend zur Gründung neuer privater 
Krankenhäuser zu nennen. Diese Spitäler behandeln vornehmlich Patient_in-
nen mit Privatversicherungen. Dadurch ist zwar ihr Marktanteil begrenzt, 
nichtsdestotrotz hat auch in Österreich ihre Anzahl zugenommen, wenn auch 
in geringerem Maße als in anderen europäischen Ländern, wie etwa in Polen. 
Gleichzeitig ist die Anzahl der öffentlichen Krankenanstalten seit Jahren rück-
läufig, was allerdings großteils auf die administrative Zusammenlegung von 
Spitälern zurückzuführen ist. Ebenfalls rückläufig ist seit Anfang der 1980er-
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Jahre die Anzahl der Spitalsbetten. Möglich wurde dies durch die Verkürzung 
der Aufenthaltsdauer der Patient_innen im Akutbereich. 
Zusammengefasst, finden sich Voll- und Teilprivatisierungen selten, zuneh-
mende Ökonomisierung des Gesundheitswesens und Privatisierungstenden-
zen können jedoch auch in Österreich beobachtet werden. Insbesondere der 
Krankenhaussektor wurde in den letzten Jahren durch Reformen wesentlich 
marktnäher gestaltet. 
Die Bedeutung des Krankenhaussektors wird derzeit auch in den Krisenlän-
dern deutlich. Krankenhäuser stehen im Mittelpunkt der gesundheitspoliti-
schen Krisenreaktionen hinsichtlich der Versorgungsstrukturen. Dabei wird 
zum einen auf die Schließung und die Fusion öffentlicher Krankenhäuser, 
zum anderen auf den Abbau von Krankenhausbetten und die Einführung ei-
nes DRG-Systems gesetzt (vgl. Schmucker 2013). 

Zusammenfassung und Ausblick
Deutlich wurde: Ein Paradigmenwechsel im öffentlichen Gesundheitswesen 
vom wohlfahrtsstaatlichen Element zum Kostenfaktor hat in allen europäi-
schen Ländern stattgefunden. Die strikte Austeritätspolitik – als Auswirkung 
der Finanz- und Wirtschaftskrise – hat überdies die Entwicklung in einigen 
europäischen Ländern rasant verschärft. Auch Gesundheitssysteme sind in 
den Fokus der Konsolidierungsprogramme gerückt. Zwar liegen bislang nur 
wenige systematische Analysen zur gesundheitspolitischen Entwicklung in 
den Krisenländern vor, aber das vorhandene Material reicht aus, um deutlich 
zu machen, dass Gesundheit als öffentliches Gut – also eine öffentliche Ge-
sundheitsvorsorge und das Recht auf universellen Zugang zur Gesundheits-
versorgung – auch in Europa nicht mehr in allen Ländern gewährleistet ist. 
Die besondere gesundheitspolitische Relevanz entsteht aus der gleichzeitigen 
Verschlechterung der sozialen Lage großer Teile der Bevölkerung und dem 
erschwerten Zugang zum gesundheitlichen Versorgungssystem. Die konkre-
ten gesundheitsbezogenen Krisenfolgen sind derzeit noch nicht quantifizier-
bar (vgl. Schmucker 2013). 
Bislang liegen dazu nur vereinzelt Zahlen vor: In allen südeuropäischen Län-
dern kommt es vermehrt zu Ausbrüchen von Tropenkrankheiten, wie Mala-
ria oder Denguefieber. In Spanien sind Einwanderer ohne Papiere von den 
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Kürzungen besonders hart betroffen. Sie hatten seit dem Jahr 2000 das Recht 
auf kostenlose Gesundheitsversorgung. Das wurde den rund 500.000 Mig-
rant_innen jetzt genommen. Nur bei Schwangerschaft, in Notfällen oder für 
chronisch Kranke werden Ausnahmen gemacht. Wer unter diese Ausnahme-
regelung fällt, darüber entscheiden die regionalen Gesundheitsbehörden. 
Auch das folgende Beispiel macht die Auswirkungen der Kürzungen sichtbar: 
Weil Programme zur Bereitstellung sauberer Nadeln für Drogenabhängige 
gestrichen wurden, ist in Griechenland die Zahl der HIV-Infektionen unter 
Drogenabhängigen gestiegen (von 10 bis 15 Neuinfektionen jährlich zwi-
schen 2007 und 2010 auf 256 in 2011 und 314 in den ersten acht Monaten 
des Jahres 2012). 
Die Entwicklung zeigt, der Kampf für einen Erhalt öffentlicher Dienstleistun-
gen oder besser des öffentlichen Gesundheitswesens in Europa wird immer 
wichtiger, ist aber nicht ausreichend. Ein öffentliches Gesundheitssystem, das 
„eine abhängige Variable“ der Haushaltsentwicklung wird, kollidiert mit ge-
sundheitspolitischen Zielen und dem Menschenrecht Gesundheit. Das Recht 
auf universellen Zugang zur Gesundheitsversorgung, aber auch das Recht auf 
Beteiligung an der Gestaltung des Gesundheitswesens, muss – so scheint es – 
für Gesamteuropa wieder neu politisch erkämpft werden. Hier könnten die 
Commons ins Spiel kommen und eine Auseinandersetzung damit, was der 
Commons-Gedanke in Bezug auf Gesundheitsversorgung bedeutet und wie 
mögliche Umsetzungen aussehen könnten. 
Erfahrungen dazu liegen bereits vor, entstanden allerdings eher als Ausdruck 
von Mangel als von Entfaltung gesellschaftlicher Selbstbestimmung. Anna 
Leder (2013) beschreibt ein solches Projekt: die Eröffnung eines selbstverwal-
teten Gesundheitszentrums7 auf Initiative einer Gruppe im Gesundheitswe-
sen Beschäftigter im Jahr 2011 in Griechenland. Das Zentrum versteht sich 
derzeit als temporäre Einrichtung mit dem Ziel, gesellschaftliche und politi-
sche Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass alle einen gleichberechtigten 

7 Die Arbeit im Zentrum geschieht ausnahmslos unentgeltlich. An dieser Stelle müsste auch genauer 
diskutiert werden, inwiefern in solchen Projekten eine „Feminisierung der Verantwortung für die Be-
reitstellung öffentlicher Güter und Dienste“ stattfindet, die auf die geschlechtliche Arbeitsteilung ge-
gründet ist. In vielen Initiativen in anderen gesellschaftlichen Bereichen sind es bislang überdurch-
schnittlich häufig Frauen, die der Verarmung von bisher öffentlich erbrachten Dienstleistungen entge-
genarbeiten und fehlende öffentliche Einrichtungen mit ihren Aktivitäten kompensieren, um Minimal-
standards menschlicher Sicherheit durch ihre privaten Initiativen aufrechtzuerhalten.
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kostenlosen Zugang zum Gesundheitssystem haben. Allerdings kann sich aus 
dem Mangel auch eine nachhaltige kooperative Gesundheitsbewegung ent-
wickeln, wie es das Beispiel der Bewegung Cecosesola8 in Venezuela zeigt 
(vgl. Cecosesola 2012). 
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Irmi Salzer

Gutes Essen für alle!  
Keine Ernährungssouveränität ohne Commons

Die globale Bewegung für Ernährungssouveränität arbeitet an einer 
grundlegenden Demokratisierung unseres Agrar- und Ernährungssystems 
sowie an einer Wiederaneignung der Commons. Welchen Beitrag kann 
das Konzept der Ernährungssouveränität dazu leisten, die Teilhabe von 
Menschen aus allen gesellschaftlichen Gruppen im Bereich der Lebensmit-
telproduktion und -verteilung zu ermöglichen? 

„Wir stellen uns der Verwertung, Kommodifizierung und Patentierung unse-
rer Gemeingüter entgegen und bekämpfen diese. Zu diesen Gemeingütern 
zählen: Land; traditionelles, nachbaubares Saatgut und Nutztierrassen in der 
Hand der Bauern und Bäuerinnen; die Fischbestände; Bäume und Wälder, 
Wasser, die Atmosphäre und unser Wissen. Der Zugang zu diesen soll nicht 
von Märkten und Geld bestimmt sein. Wir müssen bei der Nutzung dieser 
Gemeingüter die Einhaltung der Menschenrechte, der Geschlechtergerechtig-
keit und den gesamtgesellschaftlichen Nutzen sicherstellen. Wir erkennen un-
sere Verantwortung an, unsere Gemeingüter nachhaltig zu nutzen und dabei 
die Rechte von Mutter Natur zu respektieren. Unsere Gemeingüter sollen 
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durch kollektive, demokratische und gemeinschaftliche Kontrolle verwaltet 
werden“ (Deklaration von Nyéléni Europa, August 2011).
In den vergangenen Jahren ist zunehmend von der „multiplen Ernährungs-
krise“ die Rede. Diese Krise, welche nur in Wechselwirkung mit vielen ande-
ren Krisen (der Finanzmarkt-, Energie-, Klima-, Rohstoff-, Wirtschafts-,  
Demokratiekrise …) zu begreifen ist, manifestiert sich einerseits darin, dass 
weltweit ca. 900 Mio. Menschen hungern, und dies nicht nur in Entwick-
lungs- und Schwellenländern. Sie äußert sich andererseits in dem Umstand, 
dass auch und gerade in Industrieländern immer mehr Menschen keinen 
Zugang zu qualitativ hochwertiger, kulturell angepasster und abwechslungs-
reicher Nahrung haben. Dass es in der EU und in den USA, die beide durch 
ihre Exporte in Länder des globalen Südens zum dortigen Hungerproblem 
beitragen, zu Lebensmittelarmut kommt, ist eine Folge sinkender Löhne, 
steigender Arbeitslosigkeit und der Erodierung sozialstaatlicher Systeme, 
aber auch Ausdruck eines hochgradig an Profitinteressen ausgerichteten  
Agrar- und Lebensmittelsystems. Die Lebensmittelindustrie gehört zu den 
wenigen Sektoren, die trotz der europaweiten Rezession mit steigenden Pro-
fitraten aufwarten kann. Ihre Produkte basieren auf billigen – weil subventi-
onierten – Rohstoffen, werden teuer verkauft und machen ob des hohen Fett- 
und Zuckergehalts krank. 
Auch die Landwirtschaft in ihrer agroindustriellen Ausprägung schafft uns 
vielerlei Probleme. Sie ist größte CO2-Produzentin und für die Verödung vie-
ler Böden verantwortlich. Die Gifte, mithilfe derer sie immer mehr und im-
mer minderwertigere Nahrungsmittel produziert, verschmutzen Wasser, Luft 
und Boden. Mit Gentechnik, computergesteuerten Produktionssystemen und 
Schlachtfabriken werden Pflanzen und Tiere, ja, die ganze Natur zu Produkti-
onsfaktoren degradiert. Die vielfältigen Probleme in und mit der agroindust-
riellen Landwirtschaft sind nichts Neues. Aber erst seit der Nahrungsmittel-
preiskrise 2008 beginnt eine wachsende Anzahl von Menschen, sie als bren-
nende Frage wahrzunehmen. Alle müssen wir essen – aber viel zu wenige von 
uns machen sich Gedanken, woher unsere Lebensmittel stammen, von wem 
sie unter welchen Umständen produziert werden, welche Kämpfe mit ihrer 
Verteilung einhergehen (vgl. Salzer 2011: 71). Der Zugang zu Land und an-
deren für die Herstellung von Lebensmitteln benötigten Gütern, wie Saatgut 
oder Wasser, ist ein heißumkämpftes Terrain. 
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Ernährungssouveränität – für ein anderes Agrar- und  
Lebensmittelsystem weltweit!
Das Konzept der Ernährungssouveränität wurde 1996 beim Welternährungs-
gipfel der FAO (Food and Agriculture Organization of the United Nations) 
von La Via Campesina, dem weltweiten Bündnis von Kleinbauern und -bäue-
rinnen, Landarbeiter_innen, Fischer_innen, Landlosen und Indigenen vorge-
stellt. Seit damals ist es das politische Leitmotiv, die „Richtungsforderung“ ei-
ner wachsenden Anzahl von sozialen Akteur_innen aus den unterschiedlichs-
ten gesellschaftlichen Sektoren: Bewegungen, Initiativen und Organisationen 
aus dem bäuerlichen Bereich, aus der Umweltschutzszene, Menschenrechtsor-
ganisationen, Konsument_innen und Frauenbewegungen, aber auch urbane 
Bewegungen weltweit kämpfen für eine grundlegende Änderung unseres  
Agrar- und Ernährungssystems.
Ernährungssouveränität ist kein fertiges Modell, sondern wird laufend an die 
jeweiligen sozialen, ökonomischen und räumlichen Herausforderungen ange-
passt und demokratisch weiterentwickelt. Seinen Ursprung hat es in der Kritik 
des technischen und von Institutionen wie der FAO oder der Weltbank ver-
wendeten Begriffs der Ernährungssicherheit. Der Begriff Ernährungssicherheit 
bezieht sich auf die Menge und eventuell die Qualität von Nahrungsmitteln, 
die den Menschen eines Landes zur Verfügung stehen. Er sagt jedoch noch 
nichts darüber aus, wie und von wem diese Nahrungsmittel produziert wer-
den, wer sie verteilt und konsumiert. Er blendet somit Produktionsbedingun-
gen, Macht- und Herrschaftsverhältnisse aus. Eine Landwirtschaft, die auf 
Monokulturen und industrieller Massentierhaltung basiert, die Boden und 
Wasser belastet sowie das Klima schädigt und die Migrant_innen als schlecht 
bezahlte und in prekären Verhältnissen lebende Arbeitskräfte benötigt, kann 
daher genauso Ernährungssicherheit gewährleisten wie eine nachhaltige, kreis-
laufbasierte und auf schonender Nutzung von Ressourcen aufbauende Form 
der Landbewirtschaftung. 
Dem gegenüber ist Ernährungssouveränität das Recht aller Menschen auf gutes 
und kulturell angepasstes Essen, das mittels nachhaltiger Produktionsmethoden 
hergestellt wurde, sowie das Recht der Menschen, Nationen und Staatenge-
meinschaften, ihre Ernährungs- und Agrarpolitik selbst zu bestimmen. Ernäh-
rungssouveränität beruht auf der Etablierung von lokalen bzw. regionalen Pro-
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duktionssystemen, die auf vielfältige Art und Weise miteinander vernetzt sind, 
der Stärkung der lokalen Kontrolle, der Mitgestaltung und der internationalen 
Solidarität – somit auf einer tief greifenden Demokratisierung der sozialen, 
ökologischen und ökonomischen Verhältnisse, die das Landwirtschafts- und 
Ernährungssystem prägen. 

Commons als integraler Bestandteil von Ernährungssouveränität
Die Vielfalt der landwirtschaftlichen Nutzpflanzen und Nutztiere, Anbaume-
thoden und Technologien für die Herstellung von Lebensmitteln wurde über 
Jahrtausende entwickelt, genutzt, bewahrt und angepasst. Sie galt und gilt vie-
len Produzent_innen als Gemeingut oder Commons, als gemeinsam zu nut-
zende, zu verwaltende und zu schützende Grundlage jeglichen Landwirtschaf-
tens. In einem historisch einmaligen Prozess wurden und werden diese Res-
sourcen samt dem ihnen zugrunde liegenden Wissen für die kapitalistische 
Nahrungsmittelproduktion enteignet. Patente auf Leben, Regulierungen der 
Saatgutgesetzgebung im Interesse der Agrarmultis und Aneignung von Wasser-
reserven sind nur einige Beispiele, wie der systematische Ausschluss von den 
Commons organisiert wird. Durch „Kommodifizierung“ (zur Ware werden), 
Privatisierung und Monopolisierung wird der Zugang zu den Commons durch 
Märkte und Geld geregelt, anstatt Gegenstand demokratischer Aushandlungs- 
und Gestaltungsprozesse zu sein. Zudem bemächtigen sich Konzerne des wohl 
wichtigsten Gemeinguts im Bereich der Lebensmittelproduktion – des Bo-
dens. Landnahme oder Landgrabbing wird unter anderem von Handels-, 
Energie- und Klimapolitiken der EU vorangetrieben und bedient die Profitin-
teressen des westeuropäischen Agrobusiness und des nach Anlagemöglichkei-
ten suchenden Finanzkapitals.
Das Beispiel Saatgut eignet sich hervorragend zur Veranschaulichung der Me-
chanismen der Kommodifizierung und Aneignung von Commons. Saatgut ist 
die Grundlage aller landwirtschaftlichen Vielfalt. Es ist im Laufe von Jahrtau-
senden als Gemeingut entstanden. Heute ist Saatgut aber auch ein wichtiges 
Handelsgut, das zahlreichen Regulierungen auf nationaler wie internationaler 
Ebene unterliegt. Und nicht zuletzt ist Saatgut das Objekt der Begierde einiger 
weniger multinationaler Konzerne. Denn der Großteil des Saatguts, das in der 
industrialisierten, marktorientierten Landwirtschaft verwendet wird, muss 
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teuer gekauft werden. Immer neue Hybridsorten mit noch besseren Eigen-
schaften werden in hochtechnisierten Labors entwickelt. Bauern und Bäuerin-
nen sowie Gärtner_innen können weder Einfluss auf die gewünschten Sorten-
eigenschaften nehmen, noch dürfen sie Saatgut nachbauen. Zudem versucht 
die Agrochemieindustrie (Konzerne wie BASF, Bayer, Syngenta und Monsan-
to), Regulierungen der Saatgutgesetzgebung im Sinne ihrer Interessen zu be-
einflussen. Beispielsweise droht mit der derzeit verhandelten Saatgutverord-
nung der EU eine weitere Einschränkung der Rechte von Bäuerinnen, Bauern 
und Gärtner_innen, Saatgut zu tauschen und zu verkaufen, während die Kon-
zerninteressen gestärkt werden. 
Den multinationalen Konzernen genügt jedoch nicht nur die Kontrolle über 
das Saatgut. Sie betreiben die Patentierung von geistigem Eigentum (wie Züch-
tungsmethoden) und ziehen damit ein schwer durschaubares Netz von inter-
nationalen Handels- und Lizenzsystemen auf. Dieser Handel mit geistigem 
Eigentum verstößt gegen die traditionellen bäuerlichen und indigenen Regeln 
der Weitergabe und Kontrolle des eigenen Wissens. Insbesondere in zahlrei-
chen Ländern Osteuropas sowie des globalen Südens ist Saatgut jedoch die 
Grundlage der Subsistenz der Bevölkerung. Seine Regulierung und Patentie-
rung entzieht den Bäuerinnen und Bauern ihre Produktionsgrundlagen und 
verwehrt den Bürger_innen den Zugang zu Lebensmitteln aus lokalem Sorten-
reichtum (vgl. Salzer 2011: 82) 
Die sozialen Bewegungen, die für Ernährungssouveränität eintreten, sind sich 
dessen bewusst, dass ihr Kampf nur dann erfolgreich sein kann, wenn sie ihre 
Gemeingüter zurückfordern. Vor allem geht es dabei um den „sicheren, nicht-
diskriminierenden Zugang, sowie die Kontrolle und die nachhaltige Bewah-
rung unserer Gemeingüter […]. Wir glauben, dass die Gemeingüter letztlich 
danach bewertet werden sollen, was sie zur Förderung der Menschenrechte, der 
Gleichheit zwischen den Geschlechtern und der nachhaltigen kleinbäuerlichen 
Landwirtschaft beitragen“ (Nyeleni Europa Bewegung 2012: 8).

Zugang zu gutem Essen – für alle!
Dass Hunger und Mangelernährung kein Produktions-, sondern ein Vertei-
lungsproblem zugrunde liegt, ist eine lange bekannte Tatsache. Der Zugang zu 
Nahrung wird im kapitalistischen System entweder über die Verfügungsgewalt 
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über Land und andere produktive Ressourcen oder über den Markt, also über 
Tauschbeziehungen organisiert. Menschen, die Hunger leiden, verfügen weder 
über produktive Ressourcen noch haben sie Geld – sie sind also zu arm, um sich 
ausreichend Lebensmittel leisten zu können (vgl. Forster 2011: 7). 
In den Ländern des globalen Südens sind 50 Prozent der Hungerleidenden 
Kleinbäuerinnen und -bauern. Um den Hunger in diesen Regionen zu verrin-
gern, sind Ernährungssouveränität und der Kampf um Zugang zu Land, Was-
ser, Saatgut, Weideland und Wälder unabdingbare Voraussetzungen. 
Doch wie schaut es in den Industrieländern mit ihren hochdifferenzierten 
und arbeitsteiligen Lebensmittelproduktionssystemen aus? Kann das Konzept 
der Ernährungssouveränität, kann die Wiedereroberung der Commons einen 
Beitrag dazu leisten, Armut zu bekämpfen? Sind die vielfältigen Alternativ-
projekte rund um Lebensmittel und deren Produktion ein Baustein zu einer 
gerechteren und egalitären Gesellschaft oder doch nur Ausdruck von hedonis-
tischen Lifestyle-Konzepten, eine Spielwiese von gut situierten Bürgerstöch-
tern und -söhnen?
Initiativen und Bewegungen, die Ernährungssouveränität als alltägliche Praxis 
herstellen und verankern wollen, arbeiten daran, die Art und Weise der Le-
bensmittelerzeugung, -herstellung und -verteilung zu demokratisieren. Es geht 
darum, Verantwortung zu übernehmen – für unsere Lebensgrundlagen, für 
zukünftige Generationen, aber auch und vor allem für die gegenwärtige Ver-
fasstheit unseres Agrar- und Lebensmittelsystems. Kern des Konzeptes ist das 
Recht der Akteur_innen – also aller, die Lebensmittel herstellen, verarbeiten, 
vertreiben und essen –, die Ausgestaltung des Systems demokratisch zu verhan-
deln. Um dieses Recht auf Mitbestimmung und Mitgestaltung wahrnehmen 
zu können, braucht es aber Voraussetzungen, die in unserer von Exklusionsme-
chanismen und Herrschaftsverhältnissen geprägten Gesellschaft nicht selbst-
verständlich sind. Insbesondere Menschen mit niedrigem Einkommen sind oft 
von Partizipation und Teilhabe ausgeschlossen. Ernährungssouveränität will 
und muss daher für Bedingungen kämpfen, die es allen Menschen ermögli-
chen, ihre Rechte einzufordern. 
„Das Recht […], überhaupt Rechte zu haben“ (Forster 2011: 7), ist Ausgangs-
punkt und Grundvoraussetzung für die Demokratisierung unseres Agrar- und 
Ernährungssystems. Ernährungssouveränität ist deshalb zuallererst ein emanzi-
patorisches, ein auf ein solidarisches Miteinander ausgerichtetes Gesellschafts-
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modell, das darauf abzielt, „Wirtschaft demokratisch auf die realen Bedürfnisse 
der Menschen neu auszurichten und die enteigneten, privatisierten und kom-
merzialisierten Güter in Gemeingüter zu verwandeln und sie in egalitärer,  
basisdemokratischer Weise zu nutzen und zu verwalten“ (Forster 2011: 7). 

Und in der Praxis?
Ein prominentes Beispiel von Widerstand, Selbstorganisation und Solidarität 
im Sinne von Ernährungssouveränität lässt sich im krisengeschüttelten Grie-
chenland beobachten. Die unter der Austeritätspolitik leidende Bevölkerung ist 
vielfach nicht mehr in der Lage, sich mit Grundnahrungsmitteln zu versorgen. 
Als der Endverbraucherpreis für Kartoffeln 2012 durch die Gewinnspannen des 
Zwischenhandels auf bis zu 0,80 Euro/kg erhöht wurde, während Kartoffelpro-
duzent_innen nur noch 0,11 bis 0,12 Euro/kg erhielten, gründete sich die „Be-
wegung der Kartoffeln“. Zunächst verteilten Bauern und Bäuerinnen Kartof-
feln kostenlos unter der Bevölkerung. Bald danach gründeten sich erste Direkt-
vermarktungsplattformen. Kartoffeln, aber auch andere Grundnahrungsmittel 
werden unter der Ausschaltung des Zwischenhandels von Erzeugergemein-
schaften direkt an die Bürger_innen verkauft. Die Bewegung „Without Inter-
mediaries“ (W. I., ΧΩΡΙΣ ΜΕΣΑΖΟΝΤΕΣ auf Griechisch) organisiert Bauern-
märkte in zahlreichen griechischen Städten. Dabei geht es nicht nur um er-
schwingliche Produkte für die Endverbraucher_innen und kostendeckende 
Produzent_innenpreise, sondern auch um Solidarität und Eigeninitiative. Die 
„Nachbarschaftskomitees der Bürger_innen“, die den Verkauf ohne Zwischen-
handel organisieren, engagieren sich auch gegen die Wasserprivatisierung oder 
unangemessene Steuerbelastungen sowie für die Bedürfnisse von besonders von 
Armut betroffenen Menschen. Beispielsweise werden die Lebensmittel, die auf 
den Bauernmärkten nicht verkauft wurden, am Abend an Bedürftige gratis ver-
teilt (Vgl. Nyeleni Europa Bewegung 2013: 8). 
Selbstverwaltete Solidaritäts- und Tauschnetzwerke sind mittlerweile in ganz 
Griechenland tätig. In einem Kommuniqué dieser Initiativen heißt es: „Auf 
den Geldmangel reagieren wir mit Solidarität und Sozialmärkten, auf einen 
Mangel an Nahrungsmitteln mit Selbstanbau, selbst verwalteten Gärten und 
mit der Erhaltung der traditionellen Lebensart der Samen! Wir organisieren 
uns gegen die Arbeitslosigkeit mit Kollektiven, Genossenschaften und Öko-
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Kommunen, gegen die Obdachlosigkeit mit Sozialwohnungen und besetzten 
Häusern. Wir beseitigen den Mangel an Kameradschaft mit kollektiven Kü-
chen. Wir reagieren auf das Demokratiedefizit und die politische Oligarchie 
mit direkter demokratischer Nachbarschaft. Wir nehmen die Sache selbst in 
die Hand, um diese schlechte Situation zu stoppen und die Lebensbedingun-
gen zu verbessern!“ (Sacharis 2013: o. S.). 
Aber nicht nur in den europäischen Ländern, in denen die Austeritätspolitiken 
zu dramatischen Konsequenzen für die Bevölkerung geführt haben, wächst und 
gedeiht die Bewegung für Ernährungssouveränität. Praktiken der Ernährungs-
souveränität existieren auf lokaler, regionaler und europäischer Ebene: CSA-
Projekte und interkulturelle Gärten, Pflanzentauschmärkte, FoodCoops, Ge-
meinschaftshöfe und urbane Landwirtschaftsprojekte, Kooperationen von Bäu-
erinnen und Bauern, Guerilla Gardening und gemeinschaftliche Pflanzaktio-
nen, Landbesetzungen und Volxküchen …. In all diesen Initiativen und Bewe-
gungen arbeiten Menschen an der (Wieder-)Eroberung der Lebensmittelerzeu-
gung bzw. -verteilung. Sie kämpfen darum, dass sie Saatgut ungehindert tau-
schen, verschenken und verkaufen dürfen. Sie gründen solidarische Landwirt-
schaftsprojekte, bei denen Produkte und Preise voneinander entkoppelt sind 
und das Risiko gemeinsam getragen wird. Sie wenden sich gegen das Privatei-
gentum an Land und die Spekulation mit sowie die Verbauung von landwirt-
schaftlicher Fläche. Sie verarbeiten Überschüsse gemeinsam und verteilen sie 
unter denen, die sie brauchen. Sie wollen Teilhabe und Inklusion aller ermögli-
chen und gestalten deshalb ihre Preise solidarisch, staffeln ihre Mitgliedsbeiträ-
ge oder funktionieren überhaupt nach dem Prinzip „Jede_r gibt, was sie_er 
kann (und nimmt, was sie_er braucht)“. Kurzum – sie wenden sich gegen ein 
Ernährungssystem, das auf Profit und Wachstumszwängen beruht, und stellen 
somit das gesamte kapitalistische Wirtschaftssystem infrage. 
Zurzeit sind diese Initiativen und Bewegungen aufgrund ihrer (wenn auch 
rasch ansteigenden) Anzahl und/oder Größe noch nicht in der Lage, dem kapi-
talistischen Agrar- und Ernährungssystem und seinen Exklusions- und Repres-
sionsmechanismen Einhalt zu gebieten. Trotz ihres Anspruchs ist es ihnen bis-
her auch nur in unzureichendem Ausmaß gelungen, Menschen, die in Armut 
leben müssen, einzubeziehen. Es wird noch einiger Anstrengungen und ge-
meinsamer Lernprozesse bedürfen, um Teilhabe von Menschen aller gesell-
schaftlichen Gruppen zu erreichen und emanzipatorische Handlungsspielräu-
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me auch für die an den Rand Gedrängten zu eröffnen. Voneinander zu lernen, 
Erfahrungen verfügbar zu machen, Austausch zu praktizieren, Solidarität und 
Mut, Einsatzbereitschaft und Kreativität zu zeigen – das sind wesentliche An-
forderungen für eine Bewegung, die sich nicht nur „gutes Essen“, sondern „gu-
tes Leben für alle“ zum Ziel gesetzt hat. Oder, wie es die Teilnehmer_innen des 
ersten europäischen Forums für Ernährungssouveränität „Nyéléni Europa 
2011“ in Krems formulierten: „Wir sind davon überzeugt, dass Ernährungssou-
veränität nicht nur ein Schritt hin zur Veränderung unserer Lebensmittel- und 
Agrarsysteme ist, sondern auch ein erster Schritt hin zu einem breiteren Wandel 
unserer Gesellschaften“ (Deklaration von Nyéléni Europa, August 2011).
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Was haben Saatgut und Software gemeinsam, pflegt Silke Helfrich bei ihren 
Vorträgen zu fragen. Die Antwort: Saatgut ist heute ein ähnlich „vermachteter“ 
und kontrollierter Bereich wie Software. Doch bei beiden kann man sich ent-
scheiden, sie zur Ware oder zu Commons zu machen. Wobei es mit der Ent-
scheidung für die Commons-Variante noch nicht getan ist: Diese muss er-
kämpft und verteidigt werden.

Die Arche fährt nicht allein

Ein Commons, das verteidigt bzw. zurückerobert werden muss: Saatgut.

Foto: Peter A. Krobath
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Auch die Hindernisse bei Software und Saatgut sind vergleichbar, der Kopier-
schutz auf der einen Seite mit der Genetic Use Restriction Technology (GURT) 
auf der anderen, also mit der Technologie, welche die zentrale Funktion des 
Saatguts (nämlich zu keimen, Leben zu spenden) unterbindet, so dass man es 
im nächsten Jahr nicht mehr aussäen kann, und neu kaufen muss.
Neben dieser Einschränkung der Fruchtbarkeit des Saatguts durch Gentechnik 
und Hybridisierung gefährden das Patentieren von (auch konventionellen) 
Pflanzen, die radikale Monopolisierung auf dem Saatgutmarkt und eine restrik-
tive Saatgutgesetzgebung die Vielfalt unserer Nutzpflanzen. So sind im Laufe 
des 20. Jahrhunderts bereits 75 Prozent der Kulturpflanzenvielfalt unwieder-
bringlich verschwunden. 
Doch nun die gute Nachricht: „Ebenso wie die Vielfalt verschwinden kann, 
kann sie auch wieder neu entstehen, wenn Menschen an vielen Orten die bäu-
erliche und gärtnerische Pflanzenzüchtung wieder selbst in die Hand nehmen“, 
so die Agrarwissenschaftlerin Andrea Heistinger. Organisiert wird diese ge-
meinsame Arbeit zum Beispiel vom Verein VEN in Deutschland oder dem 
Saatgutnetzwerk Arche Noah im österreichischen Schiltern. Diese Vereine le-
gen nicht nur Sorten-Archive an, die sie veröffentlichen, ein Teil ihrer Mitglie-
der – sowohl Erwerbsgärtner_innen als auch Amateure – vermehren die samen-
festen, seltenen Sorten (naturgemäß biologisch) in ihren Gärten und geben das 
gewonnene Saatgut dann per Tausch oder gegen eine kleine Spende weiter. 
Ein Vorteil: Für die Saatgutgewinnung braucht es in der Regel keine großen 
Flächen. Das bedeutet, dass auch die politisch und ökologisch interessierten 
Menschen, die neuerdings in den Städten gärtnern, hier einen wichtigen Bei-
trag zur Ernährungssouveränität leisten können.

Links:
www.arche-noah.at
www.nutzpflanzenvielfalt.de
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Das Internet soll ein Commons werden, eine unbegrenzte und unzensierte 
Form des Austausches und der Verständigung, eine große, sich wohlwollend 
begegnende Dorfgemeinschaft, für jederfrau und jedermann offen und kosten-
los zugänglich. Dieser Traum hat Hürden und dort, wo er schon golden glänzt, 
ist er oft genug von der Aneignung durch den Kapitalismus bedroht. Eine 
umkämpfte Allmende also, auf der aber immer noch schöne Blume gedeihen 
und sich mitunter schnell verbreiten.

Neue Schatzkarten

Fruitmaps: Kein Service für Gratisobst, sondern fürs Mitteilen und Teilen.

Foto: Peter A. Krobath
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Als „ein Projekt, bei dem klar wird, dass wir die digitalen und natürlichen Ge-
meingüter kreativ miteinander verbinden können“ (Silke Helfrich), lässt sich 
die 2009 entstandene Initiative Mundraub sehen. Ihr Ziel ist schnell erklärt: 
Obst vergessener Bäume und Sträucher nicht einfach verfaulen zu lassen, son-
dern abzuernten und gegebenenfalls weiterzuverarbeiten. Das Mittel: Eine di-
gitale interaktive Schatzkarte, auf der die Standorte zu rettender Früchten mit-
geteilt („getaggt“) und dadurch geteilt werden.
Auch die Idee selbst trägt Früchte und so entstehen heute allerorts neue Schatz-
karten, z. B. die Karte Fruchtfliege für Wien und eine Fruitmap für Graz. Und 
die Gruppe Obststadt Wiener Neustadt pflanzt nicht nur Obst und Gemüse 
im öffentlichen Raum, sondern verzeichnet diese allen zur Verfügung stehen-
den Genüsse zudem auf einer Karte im Netz – während die Initiative Stadt-
frucht Wien noch gegen das Magistrats-Monopol ankämpft.
Im Zuge seiner Digitalisierung gerät auch so manch verstaubt wirkendes Ar-
chiv ins Scheinwerferlicht der Commons-Bewegten: Die Datenbank der Pilze 
Österreichs begann 1980 zu rein wissenschaftlichen Zwecken mit Karteikar-
ten von Schwammerlplätzen und bietet heutigen Internet-User_innen einen 
vielfältigen Blick auf 12.500 Fundorte.
Ist der Hunger einmal gestillt, wird der Blick frei für andere Bedürfnisse. Die 
Mapping-Plattform Vivir Bien geht dabei gleich aufs Ganze und versammelt 
Ressourcen für nicht-kapitalistische Lebens- und Produktionsweisen aus zahl-
reichen Bereichen.
Nachsatz zum Mundraub: Es geht hier nicht um eine Art Gratis-Obst-Service: 
Im Vordergrund steht das Wahrnehmen von ungenutzten Ressourcen und das 
Teilen. Sobald sich genügend Menschen um einen Obstbaum kümmern, wird 
der wieder von der Mundraub-Seite entfernt.

Links:
www.mundraub.org
www.stadtfruchtwien.wordpress.com
http://vivirbien.mediavirus.org
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Erde unter den Fingernägeln ist seit ein paar Jahren schick. Doch sind Urban 
Gardening und Solidarisches Landwirtschaften nur ein Trend? Nein, wir erle-
ben hier den beherzten Anfang eines Paradigmenwechsels, der nicht nur die 
Ernährung betrifft, sondern auch die Themen Solidarität, Biodiversität, Demo-
kratie, Öffentlicher Raum, Selbstbestimmung und Lebensqualität. In dieser 

Wir geben euch Geld,  
damit ihr gut produzieren könnt

Landbesetzung in Jedlersdorf: Für eine ökologische und solidarische Landwirtschaft.

Foto: Peter A. Krobath
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Szene wachsen gerade die ökologische und die soziale Frage zusammen. Die 
neuen Gemüsebeete sind eine der konkretesten Keimformen einer commons-
basierten Zukunft.
Nicht jede_r kann oder will eigenhändig in der Erde wühlen. Auch neue Ko-
operationen zwischen Verbraucher_innen und Erzeuger_innen wirken dem 
gängigen Lebensmittel- und Agrarsystem entgegen: 
In FoodCoops schließen sich Menschen zusammen und kaufen selbstorgani-
siert biologisch und fair produzierte Lebensmittel direkt von lokalen Bauernhö-
fen, Gärtnereien, Imkereien etc. Die Preise sind generell günstiger (dafür muss 
etwas Arbeitszeit für Bestellung, Abholung, Ladendienst etc. aufgebracht wer-
den) und in manchen Gruppen (z. B. d’Speis) sozial oder nach dem Zahlen-
was-mir-fair-erscheint-Prinzip organisiert.
Community Supportes Agriculture oder kurz CSA nennt sich ein Modell, das 
seit Ende der 1980er-Jahre vor allem in den USA und Japan praktiziert wird. 
Eine Gruppe von Konsument_innen zahlt einem Landwirtschaftsbetrieb einen 
vereinbarten Betrag, wird von diesem dafür ein Jahr (oder eine Saison) lang mit 
qualitätsvollen, erntefrischen Nahrungsmitteln versorgt, trägt aber auch das Ri-
siko von Ernteausfällen. Das übliche Tauschverhältnis ist hier aufgehoben. 
Auf diese Weise versorgen zum Beispiel Peter Laßnig und seine sechs Mitarbei-
ter_innen vom fünf Hektar großen Demeter-Betrieb „Gärtnerhof Ochsen-
herz“ rund 200 Menschen mit über 80 selbst vermehrten Gemüsesorten und 
15 Kräutern. Die Lebensmittel liefert der Biohof einmal wöchentlich von 
Gänserndorf zu den verschiedenen Abholstellen in Wien. Bei der Jahresver-
sammlung wird der Finanzbedarf des Betriebes vorgestellt und gemeinsam be-
schlossen. Die Beitragshöhe der Ernteteilhaber_innen wird von diesen nach 
Selbsteinschätzung individuell festgelegt – im Durchschnitt beträgt er für 
2013/14 pro Monat und Nase 92 Euro.

Links:
www.ochsenherz.at 
www.foodcoop.at
www.coops.bombina.net
www.solidarische-landwirtschaft.org
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Kultur 
 für alle!

Initiiert 2003 von Schauspielhaus Wien 
und der Armutskonferenz

Dieser Pass gilt 1 Jahr ab

Ausstellungsdatum und

ist nur in Verbindung mit einem

Lichtbildausweis gültig.

Der Kulturpass 
macht 
es möglich.
Mehr als 600 Kultureinrichtungen
in Österreich sind solidarisch mit
Menschen, die sich Kunst und Kultur
nicht leisten können.

In Wien, der Steiermark, Salzburg, 
Oberösterreich, Vorarlberg, Tirol & 
Niederösterreich

Weitere Informationen unter
www.hungeraufkunstundkultur.at



www.schuldenberatung.at

Jeder Euro, der in die staatlich anerkannten 
Schuldenberatungen investiert wird, schafft 
soziale und wirtschaftliche Wirkungen im  
Gegenwert von 5,3 Euro.

Im Rahmen einer Social Return on Investment (SROI)-Analyse hat das 
NPO-Kompetenzzentrum der Wirtschaftsuniversität Wien den sozialen  
Mehrwert von staatlich anerkannter Schuldenberatung errechnet:  
11 Mio. Euro jährliche Investitionen in Schuldenberatung, v.a. aus öffent- 
licher Hand, stehen rund 60 Mio. Euro monetarisierte Wirkungen gegenüber. 

Schuldenberatung rechnet sich!

Staatlich anerkannte Schuldenberatung bietet

:: österreichweit kostenlose Beratung für 
überschuldete Personen und Haushalte.

:: FinanzCoaching-Seminare für 
MitarbeiterInnen sozialer Einrichtungen. 
Seminartermine können online gebucht 
werden.

Auskommen  
mit dem Einkommen

Seit kurzem bieten staatlich anerkannte Schuldenberatungen auch  
unabhängige Budgetberatung an. Zielgruppe sind Menschen, die 
nicht überschuldet sind, jedoch professionelle Unterstützung bei der 
Planung des Haushaltsbudgets brauchen – beispielsweise weil sich  
die Einkommenssituation verändert oder bei niedrigem Einkommen. 

Online-Budgetrechner, Budgetvorlagen,  
Budgetbeispiele und Anmeldung zur  
Budgetberatung unter: www.budgetberatung.at
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Die pro mente Akademie ist eine Institution, die sich auf hochwertige 
Fortbildungen in psychosozialen und sozialpsychiatrischen Gebieten 
spezialisiert hat. Im Rahmen des Bildungsangebotes wird sowohl Fach
kräften in diesem Bereich als auch Unternehmern aus anderen Branchen 
eine berufliche und persönliche Weiterentwicklung ermöglicht. 

Der Kern aller Ausbildungen ist psychische Gesundheit. Neben fachspezi
fischen Lehrgängen werden unter anderem auch Seminare für betrieb
liche Gesundheitsvorsorge oder BurnOut Prävention angeboten.

Die Lehrangebote der pro mente  Akademie zeichnen sich besonders 
durch ihre hohe Flexibilität und durch individuelle Anpassungsmöglich
keiten aus. Die Kursteilnehmer können in der Planung und Gestaltung 
 ihrer Studien mitzuwirken und diese mit ihrem Lebensstil und ihren 
 Möglichkeiten übereinstimmen. Ein Leitgedanke der Akademie ist das 
 lebenslange Lernen und stetige Weiterbildung – und diese soll für jeden 
Interessierten finanzierbar sein. Sowohl im eigenen Rahmen als auch als 
Unterstützer externer Projekte fördert die Akademie Tätigkeiten, die das 
gesellschaftliche Zusammenleben sowie die psychische Gesundheit 
 verbessern und neue Wege schaffen können.

Genauere Informationen und aktuelle Angebote finden Sie auf unserer 
Homepage www.promenteakademie.at.
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Gemeinsam Wunder wirken.
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Es gibt Länder, 
in denen  Kinder kein 
Geld für die Jause  haben. 
Länder wie  Österreich. 
Helfen Sie uns mit Ihrer Spende.

volkshilfe.at
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Studien und Berichte 

Walter J. Pfeil, Clemens Sedmak (Hrsg.)

2012  ||  176 Seiten  ||  € 29,90

ISBN: 978-3-7035-1544-6

Die Zahl der Personen, die trotz Erwerbstätigkeit arm oder armutsgefährdet sind, 
ist in den letzten Jahren europaweit gestiegen. Auch in Österreich sind mehr 
als eine Viertel Million Menschen von dieser Entwicklung betro� en. Das Buch 
analysiert die Ursachen und diskutiert Strategien und Handlungsoptionen aus 
sozialwissenschaftlicher, ökonomischer, juristischer und ethischer Pers pek tive. 
Der Text basiert auf Vorträgen, die im Rahmen einer wissenschaftlichen  Tagung 
an der Universität Salzburg im November 2011 von zwei interdisziplinären Ein-
richtungen („Recht, Wirtschaft und Arbeitswelt“, „Zentrum für Ethik und Armuts-
forschung“) veranstaltet wurde.

Varia

Wolfgang Katzian, Lucia Bauer, David Mum

2012  ||  180 Seiten  ||  € 29,90

ISBN: 978-3-7035-1562-0

Wer für mehr Verteilungsgerechtigkeit und höhere Steuern eintritt, setzt sich 
leicht dem Vorwurf aus, Mitglied einer Neidgesellschaft zu sein. Aber die Vertei-
lung der Markteinkommen ist Ausdruck gesellschaftlicher Werturteile und nicht 
individueller Leistungen. Wir brauchen ein Umdenken und einen Kurswechsel hin 
zu einer Politik, die für eine faire Verteilung von Einkommen, Vermögen, Zeit und 
Bildungschancen und ökologische Nachhaltigkeit sorgt und Finanzmarktspeku-
lationen unterbindet. Mit diesem Buch über Verteilungsgerechtigkeit in verschie-
denen Aspekten wollen wir einen Diskussions- und Informationsbeitrag dafür 
liefern.

Verlag des Österreichischen Gewerkschaftsbundes GmbH  ||  Fachbuchhandlung  || Rathausstraße 21  |  1010 Wien 
Telefon: +43 1 405 49 98-132  |  Fax: +43 1 405 49 98-1361  ||  E-Mail: fachbuchhandlung@oegbverlag.at  |  www.oegbverlag.at

ARM TROTZ ERWERBSTÄTIGKEIT
Working poor in Österreich

VERTEILEN STATT VERSPIELEN
Wege zu mehr Verteilungsgerechtigkeit

Bestellung: im Web: www.oegbverlag.at  |  per Mail: bestellung@oegbverlag.at
per Fax: +43 1 405 49 98-136  |  in jeder Buchhandlung oder 
direkt in der Fachbuchhandlung des ÖGB-Verlags



Studien und Berichte 

Alexandra Weiss (Hrsg.)

2013  ||  216 Seiten  ||  € 24,90

ISBN: 978-3-7035-1614-6

Anforderungen der Arbeitswelt haben sich verändert – „unternehmerisch“ tä-
tig zu sein, wir heute auch unselbstständig Beschäftigten und Arbeitslosen 
ab verlangt. Der Ohnmachtserfahrung tatsächlicher oder drohender Arbeitslo-
sigkeit soll der „Aktivismus des Unternehmertums“ entgegengehalten werden. 
Gefordert ist eine (Selbst-) Rationalisierung: Alltag und Lebensgestaltung sollen 
in Hinblick auf Verkauf und Erhalt der Arbeitskraft rationell gestaltet werden. 

Das Buch versammelt Analysen von Experten/innen aus Forschung und Praxis.

Studien und Berichte 

Brigitte Lehmann, Sibylle Summer (Hrsg.)

2013  ||  224 Seiten  ||  € 24,90

ISBN: 978-3-7035-1571-2

Nach wie vor sind die Widersprüche im weiblichen Alltag Quelle des Wider-
sprechens: Soziale Erfahrungen von Frauen, aus denen heraus gesellschafts-
politische Kritik und politische Forderungen artikuliert werden. In diesem 
Sammelband werden frauenpolitischen Themen im Zusammenhang mit gesell-
schaftspolitischem Wandel und politischen Weichenstellungen diskutiert.

Verlag des Österreichischen Gewerkschaftsbundes GmbH  ||  Fachbuchhandlung  || Rathausstraße 21  |  1010 Wien 
Telefon: +43 1 405 49 98-132  |  Fax: +43 1 405 49 98-1361  ||  E-Mail: fachbuchhandlung@oegbverlag.at  |  www.oegbverlag.at

UNTERNEHMERISCH UND ERSCHÖPFT?
Anforderungen und Widersprüche von Arbeit und Lebensgestaltung

WEIBLICHER EIGENSINN UND GESELLSCHAFTSPOLITIK

Bestellung: im Web: www.oegbverlag.at  |  per Mail: bestellung@oegbverlag.at
per Fax: +43 1 405 49 98-136  |  in jeder Buchhandlung oder 
direkt in der Fachbuchhandlung des ÖGB-Verlags





Die 9. österreichische Armutskonferenz und diese Publikation wurden gefördert von:



DIE ARMUTSKONFERENZ (Hg.)

Es ist genug für alle da!
Armut bekämpfen. Armut vermeiden.

Die Armutskonferenz ist seit 1995 als Netzwerk von über 35 sozialen 
Organisationen sowie Bildungs- und Forschungseinrichtungen aktiv.  
Sie thematisiert Hintergründe und Ursachen, Daten und Fakten, Strategien  
und Maßnahmen gegen Armut und soziale Ausgrenzung in Österreich.  
Gemeinsam mit Armutsbetroffenen engagiert sie sich für eine Verbesserung 
deren Lebenssituation. 
Die in der Armutskonferenz zusammengeschlossenen sozialen Organisationen 
beraten, unterstützen und begleiten über 500.000 Menschen im Jahr.

Weitere Informationen: www.armutskonferenz.at



Was sind Commons und was haben sie mit Armutsbekämpfung zu tun?
Aufbauend auf den Arbeiten der Wirtschaftsnobelpreisträgerin Elinor Ostrom 
wird im vorliegenden Buch die Bedeutung der gemeinschaftlichen Organisation 
von Gemein- und Allmendegütern für gerechtere Gesellschaften, bessere 
Verteilung und mehr Teilhabe untersucht. 
Gebrauchen, Zusammenarbeiten, Teilen und Beitragen – das sind die zentralen 
Commons-Prinzipien. Es geht darum, gemeinsam Ressourcen zu nutzen und zu 
pflegen, Regeln auszuhandeln, sich die Welt anzueignen, ohne sie in Besitz zu 
nehmen. Commons eröffnen einen Perspektivenwechsel, der neue Lösungen 
möglich macht.

Mit Beiträgen von:

Franz BLAHA, Ulrich BRAND, Nikolaus DIMMEL,  
Verena FABRIS, Alexander HAMEDINGER, Philipp HAMMER,  
Silke HELFRICH, Vera HINTERDORFER, Alban KNECHT,  
Ferdinand KOLLER, Brigitte KRATZWALD, Peter A. KROBATH,  
Karin KÜBLBÖCK, Traude LEHNER, Katharina MEICHENITSCH,  
Michaela MOSER, Ulrike PAPOUSCHEK, Ronald J. POHORYLES,  
Judith PÜHRINGER, Irmi SALZER, Martin SCHENK, Martin SCHÜRZ,  
Philipp SONDEREGGER, Markus SPITZER, Axel TIGGES,  
Alice B. M. VADROT, Gerd VALCHARS, Michael WRENTSCHUR. 9 783703 516092

ISBN 978-3-7035-1609-2


	Kapitel I 
	Was allen gehört
	Brigitte Kratzwald
	Zukunftsfähiges Wirtschaften jenseits von Markt und Staat

	Silke Helfrich
	Commoning als Strategie der Armutsvermeidung 

	Verena Fabris
	Let’s make a Commons World. 
Abschlussdiskussion der 9. Armutskonferenz

	Alban Knecht
	Daseinsvorsorge als gemeinschaftliche Aufgabe 

	Alice B. M. Vadrot, Ronald J. Pohoryles
	Ein Blick hinter die Grüne Ökonomie. 
Commons und Nachhaltigkeit


	Kapitel II 
	GELD
	Karin Küblböck
	Das Finanzsystem als öffentliches Gut

	Martin Schürz
	Marginalien zu guten Vermögenden und bösen Reichen


	Das Ein-Topf-Prinzip
	Rasenmähen vs. Haareschneiden
	Kapitel III 
	Öffentlicher Raum
	Alexander Hamedinger
	Das Recht auf Stadt. Öffentliche Räume und Mitbestimmung

	Ferdinand Koller
	Unerwünscht. Bettelnde Menschen im öffentlichen Raum


	Zirkulierende Bücher
	Häuser und Boden „freikaufen“
	Kapitel IV 
	Demokratie
	Verena Fabris, Martin Schenk
	Du bist nicht allein. Commons aus der Sicht von Menschen mit Armutserfahrungen

	Michael Wrentschur, Michaela Moser
	„Beheben wir den Fehler im System!“
Partizipative Theaterarbeit und mehr

	Gerd Valchars
	Gemeingut Demokratie?

	Markus Spitzer, Michaela Moser
	Soziokratie. Ein Organisationsmodell für Commoners

	Philipp Sonderegger
	Fünf Kniffe für Schwarm-Campaigner_innen


	Mehr als ein Unterschlupf
	Keimzellen der Basisdemokratie
	Sichtbar Werden!
	Netzwerk-Allmenden
	Es gibt viele Alternativen!
	Kapitel V 
	Sozialwirtschaft
	Judith Pühringer, Philipp Hammer
	Sozialwirtschaft als Alternativwirtschaft? 
Soziale Unternehmen, Commons und Solidarische Ökonomie

	Nikolaus Dimmel, Katharina Meichenitsch
	Social Entrepreneurs. Profit in der Sozialwirtschaft


	Kost nix! Gratis! Geschenkt!
	Die Zweirad-Bewegung
	Offene Werkstätten, auch am Land
	Kapitel VI 
	Gesundheit und Ernährung
	Ulrike Papouschek
	Gesundheit als öffentliches Gut

	Irmi Salzer
	Gutes Essen für alle! 
Keine Ernährungssouveränität ohne Commons


	Die Arche fährt nicht allein
	Neue Schatzkarten
	Wir geben euch Geld, 
damit ihr gut produzieren könnt

